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100. Sitzung 

Bonn, den 13. Mai 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Windelen: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, wir haben heute die 100. Sitzung 
des Deutschen Bundestages. Ich eröffne die Sit-
zung. 

Ich habe einige Glückwünsche auszusprechen. 
Am 1. Mai 1982 sind der Abgeordnete Schwörer und 
am 5. Mai 1982 der Abgeordnete Schröder (Wilhelmi-
nenhof) 60 Jahre alt geworden. Ich spreche beiden 
Abgeordneten die besten Wünsche des Hauses 
aus. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 4 der Tagesordnung abgesetzt werden. 

Nach einer weiteren interfraktionellen Vereinba-
rung sollen Punkt 8 der Tagesordnung nach Punkt 3 
und Punkt 9 vor Punkt 7 aufgerufen werden. Darf 
ich das Haus fragen, ob es mit dieser Vereinbarung 
einverstanden ist. — Ich stelle dies fest. Dann ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schwarz, Dr. Schäuble, Tillmann, Spranger, 
Frau Hürland, Nelle, Dr. Müller, Clemens, Fi-
scher (Hamburg), Dolata, Sauer, (Stuttgart), 
Spilker, Müller (Wesseling), Dr. Jentsch 
(Wiesbaden), Gerster (Mainz), Kroll-Schlüter, 
Dr. Miltner, Krey, Broll, Frau Dr. Neumeister, 
Dr. Marx, Fellner, Dr. Waffenschmidt, Dr. 
Jobst, Dr. Götz, Frau Geiger, Keller, Linsmei-
er, Wissmann, Dr. Olderog, Biehle, Würzbach, 
Weiß, Zierer, Repnik, Regenspurger, Gerlach 
(Obernau), Magin, Ganz (St. Wendel), Dr. 
Kunz (Weiden), Niegel, Sauter (Ichenhausen), 
Dr. Hüsch, Maaß, Bühler (Bruchsal), Dr. von 
Geldern, Dr. Hennig, Hartmann und der Frak-
tion der CDU/CSU 

Förderung des Leistungssports 
— Drucksache 9/1514 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Sportausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Aussprache eine Stunde dauern. Darf ich auch hier  

wieder feststellen, ob das Haus mit dieser Regelung 
einverstanden ist. — Ich stelle dies fest. 

Wird das Wort zur Begründung des Antrags ge-
wünscht? — Wird das Wort zur Aussprache ge-
wünscht? — Ich erteile in der Aussprache dem Abge-
ordneten Schwarz das Wort. 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Gleich zu Beginn die-
ser Debatte möchte ich klarstellen: Wir wollen heute 
nicht über mehr Geld für den Spitzensport reden, 
sondern Antwort auf die Frage suchen, die Herr 
Bundesinnenminister Baum in Lake Placid ange-
sichts dort ausgebliebener Medaillen gestellt hat, die 
Frage nämlich, ob unsere Sportförderung noch rich-
tig sei. Eine Antwort oder zumindest den Versuch ei-
ner Antwort ist uns der Herr Bundesinnenminister 
schuldig geblieben — uns, den Parlamentariern, 
aber auch dem deutschen Sport. 

Der Anlaß, aus dem diese Frage gestellt wurde, ist 
für uns jedenfalls, bezeichnend. Denn dahinter steht 
ja wohl die Theorie, daß mit Geld und Planung alles 
zu erreichen sei. Daß dies nicht so ist, beweist, daß 
wir unsere Spitzensportler nicht einfach verdispo-
nieren können, daß sie Gott sei Dank keine Roboter 
sind. Das Bild der Spitzensportler wird j a von man-
chen, die dem Sport nicht sympathisch gegenüber-
stehen, dahin verzerrt, daß sie sagen: Das sind j a 
Monster, die diese Spitzenleistungen erbringen. Nun 
zeigt sich, daß diese Sportler junge Menschen sind, 
die in einem von der Öffentlichkeit erzeugten Er-
wartungsstreß stehen, wie er sonst in unserer Ge-
sellschaft niemandem zugemutet wird. 

Der Glaube an die Macht des Geldes und an die 
Planbarkeit ist offensichtlich auch die Theorie unse-
res Kollegen Schirmer, wenn ich seinen Pressebei-
trag vom 15. April richtig verstanden habe, in dem er 
darauf hinweist, was alles an materiellen Dingen im 
Sport geleistet worden ist. Aber was nützen diese 
Sportstätten und die höchsten Steigerungsraten an 
Geld, 

(Schirmer [SPD]: Das sind notwendige Vor

-

aussetzungen!) 

wenn der junge Mensch droht, in einem Verwal

-

tungsdschungel, der sich bürokratisch wie eine Hy

-

dra über ihn ausbreitet, zu ersticken! Wir glauben, 
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daß in einer Gesellschaft, in der der Spitzensportler 
bei seinen Freunden, am Arbeitsplatz und in der 
Schule immer weniger Verständnis für seine Bereit-
schaft zu individueller Höchstleistung findet, die er 
selber zu erbringen bereit ist, Spitzensport auch eine 
zusätzliche Belastung bei Berufswahl und Berufs-
ausübung bedeutet. 

Wir meinen, meine Damen und Herren: Das ist 
keine Frage des Geldes, sondern das ist entschei-
dend eine Frage des Klimas. Und darum gibt es kei-
nen Zweifel, daß wir ein Klima der gesunden Lei-
stungsbereitschaft brauchen, in dem das Streben 
nach Leistung und der Anerkennung von Leistung 
nicht als etwas Ehrenrühriges gilt. Ich meine, daß 
wir in den letzten zwölf Jahren — von 1969, das Herr 
Kollege Schirmer zitiert, an —, ein Klima erzeugt 
haben, in dem es nicht um Leistung geht, sondern in 
dem der ausgelacht wird, der den Versuch unter-
nimmt, zu leisten. 

(Löffler [SPD]: Das ist eine Höchstleistung 
an Vergaloppieren, die Sie gerade zustande 

bringen!) 

— Das werden wir noch diskutieren können. 

Wer also den Versuch unternimmt, zu leisten, ist 
halt nicht mehr „in" — in dem Sinne, wie dies heute 
gemeint ist —, sondern der, der sich strebend be-
müht, wird ausgelacht. In dieser Gesellschaft ist ei-
gentlich nur der clever, der mit dem geringsten per-
sönlichen Einsatz ein Optimum an sogenannter Le-
bensqualität erreicht, egal, auf wessen Kosten. 

Wir kritisieren nicht den jungen Menschen, der so 
handelt — denn der ist nicht allein zu tadeln —, son-
dern die Umwelt. Er ist das Produkt dieser Umwelt 
geworden. Wir wollen, daß die jungen Menschen 
nicht verhätschelt werden. Das wollen sie auch sel-
ber nicht, sondern sie wollen auch bei dem mitent-
scheiden, was für sie und was mit ihnen geplant 
wird. 

Wenn wir die materiellen Ergebnisse der Politik 
ansehen, so müssen wir, glaube ich, feststellen: Ge-
nausowenig wie ein Haufen Steine ein Haus ist, sind 
viele Leistungszentren noch kein Leistungs- und 
insbesondere kein Spitzensport. Sie sind nützliche 
Hilfsmittel, zu denen auch wir uns bekennen. Aber 
ohne jetzt in Nostalgie schwelgen zu wollen: Als die 
äußeren Bedingungen in den 50er und 60er Jahren 
nicht so blendend waren wie sie heute sind, waren 
die Erfolge deutscher Spitzensportler international 
nicht wesentlich geringer, als dies heute der Fall 
ist. 

Wir wissen, daß der Sport Mäzene und Sponsoren 
braucht. Der größte Sponsor ist die öffentliche Hand. 
Allerdings müssen wir hier feststellen: nicht der 
Bund. Die größten Sponsoren des Sports sind viel-
mehr die Länder und insbesondere die Gemeinden. 
Nun wissen wir, daß das Geld knapper wird. Und wir 
brauchen auch weiterhin Geld und zusätzliche Part-
ner. Die Wirtschaft nutzt ihre Chance. Man kann es 
ihr nicht verübeln. Aber sie bekommt unserer Mei-
nung nach mit dem Werbewert des Sports das Pro-
dukt eigentlich zu billig. Und wenn man eine Rech-
nung nach Aufwand und Ertrag aufmachte, müßte  

man darüber reden, ob hier alles richtig geht — so-
weit wir in der Politik darüber mitreden können. 

Natürlich stellen wir heute die Frage: Was ist aus 
den Diskussionen beim DSB-Bundestag in Kiel ge-
worden, wo gesagt wurde, daß Arbeitgeber, Gewerk-
schafter, Sport und Politik sich gemeinsam dem 
Sport widmen müßten? — Dies sind Worte geblie-
ben. 

Was stimmt also nicht? Damit möchte ich auf die 
Frage von Herrn Minister Baum zurückkommen; 
denn er ist j a der Auffassung, daß etwas nicht stim-
me; sonst hätte er nicht so und nicht bei diesem An-
laß die Frage gestellt, warum wir international nicht 
erfolgreicher seien. 

Da sind nach unserer Auffassung einige Punkte, 
die ich ganz klar herausstellen möchte: Das ist er-
stens der Glaube an die totale Planbarkeit menschli-
chen Erfolgs. Das ist zweitens die offensichtiche Dis-
kriminierung der Leistungssportler in Schule und 
Beruf, auch durch öffentliche Arbeitgeber. Das ist 
drittens der Glaube, dem Aktiven müsse jede Eigen-
verantwortung abgenommen werden, und man 
müsse ihn rundum versorgen, betreuen, j a, bemut-
tern. Das ist viertens die unserer Meinung nach ir-
rige Auffassung, daß Wettkämpfe das Training stör-
ten. 

Sie haben eine Frage, Herr. 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Herr Kollege 
Schwarz — —!) 

Vizepräsident Windelen: Augenblick bitte, ich habe 
Ihnen das Wort noch nicht erteilt. 

(Roth [SPD]: Selbstverwaltung!) 

Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage zu? 

Schwarz (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön, Herr Kollege, 
Sie haben das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Präsident, ich war der 
Meinung, nachdem der Kollege Schwarz schon . ge-
nickt hat, daß damit die Erlaubnis bereits erteilt 
sei. 

Nun zu meiner Frage. Herr Kollege Schwarz, in 
Ihrer schriftlichen Begründung führen Sie an — das 
haben Sie jetzt auch mündlich ausgeführt—, daß die 
von der Bundesregierung geduldete Bildungspolitik, 
zum Teil auch von ihr initiierte Bildungspolitik, zu 
dieser von Ihnen beklagten Haltung geführt habe. 

Könnten Sie mir und meinen Kollegen von der 
SPD und der FDP sagen, welche Möglichkeiten die 
Bundesregierung hat, eine Bildungspolitik in den 
Bundesländern nicht zu dulden, sondern zu unter-
binden? Können Sie mir auch sagen, welche Artikel 
im Grundgesetz dieses zuließen? 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege, würden Sie 
bitte auch die Antwort am Mikrophon entgegenneh-
men. — Danke schön. 

Schwarz (CDU/CSU): Sehen Sie, Herr Kollege 
Klein, wir haben bewußt geschrieben „die von der 
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Bundesregierung geduldete Bildungspolitik", weil 
wir das Grundgesetz sehr genau kennen und wissen, 
daß eine konkrete Bildungspolitik seitens des Bun-
des nicht betrieben werden kann. Ich sprach j a ganz 
bewußt von dem Klima, das in den letzten Jahren er-
zeugt wurde, das eher auf Gleichmacherei denn auf 
Talentförderung und Talentbetreuung insbesondere 
im Sport herausläuft. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Schwarz, lassen Sie noch eine Zusatzfrage zu? 

Schwarz (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Kollege Schwarz, 
wenn Sie vom „Dulden" sprechen, müssen Sie logi-
scherweise auch vom Verhindern sprechen. Welche 
Möglichkeiten hat die Bundesregierung, „schlechte 
Entwicklungen" in den Bundesländern zu verhin-
dern? Das hätte ich gern von Ihnen gewußt. 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Kollege Klein, wir sind 
uns doch darüber im klaren, daß eine Politik der 
Gleichmacherei, durch die Sozialdemokraten betrie-
ben und, wie von ihr behauptet, von der FDP manch-
mal gebremst, entscheidend dazu beiträgt, daß Lei-
stung bestraft und Faulheit gefördert wird in dieser 
Republik. Das ist das Problem. Das ist das Klima, 
das ich meine. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
So sind Sie als Landesminister gewesen, 
Herr Schwarz. — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Die von mir zu Betreuenden waren ganz zufrie-
den mit dem Minister. Manchmal sagen sie, sie wä-
ren froh, wenn ich noch da wäre. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Ich muß in den Punkten weitergehen, von denen 
wir meinen, daß sie wichtig sind: 

(Löffler [SPD]: Jetzt kommt es heraus, Herr 
Schwarz!) 

Ich nannte viertens die irrige Auffassung, daß Wett-
kämpfe das Training stören. Das ist fünftens die Be-
lastung der Vereine und Aktiven mit bürokratischen 
Vorschriften, die zum Teil von solchen Stellen ausge-
arbeitet werden, deren Aufgabe es wäre, eigentlich 
helfend und unterstützend einzugreifen. Das ist 
sechstens das Fehlen einer zeitgemäßen Gesamt-
konzeption zur Förderung des Spitzensports unter 
Beteiligung aller interessierten Gesellschaftsgrup-
pen. Das ist siebtens die Gefahr der Unterminierung 
öffentlicher Förderung durch Wirtschaftsverbände, 
die die Entscheidungsfreiheit des Sports und des 
Sportlers insbesondere einschränken. 

Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, wollen 
wir mit diesem Antrag nicht mehr Geld, sondern ei-
nen effektiveren Einsatz der vorhandenen Mittel, 
eine Veränderung des Bewußtseins um die Bedeu-
tung des Spitzensports auch und entscheidend in  

seiner Pilotwirkung für den Breitensport, aber auch 
für das berufliche Streben junger Menschen. 

Dazu reicht es eben nicht aus, wenn der Herr Bun-
desinnenminister eine Rede beim Bundesausschuß 
des Deutschen Sportbunds hält und zur gleichen 
Zeit der Bundesarbeitgeber Post von der Sporthilfe 
die Lohngelder zurückfordert für Postler, die Spit-
zensport leisten. Ich bin jetzt beim Geld. Ich möchte 
nur darauf hinweisen, daß diese Rückforderung na-
türlich immer auch den Athleten betrifft und damit 
demotiviert. Das meine ich damit, wenn ich sage, daß 
wir uns über das Klima zu unterhalten haben. 

Der Kollege Schirmer hat in seinem von mir schon 
zitierten Presseartikel geschrieben, wir hätten ir-
gend etwas gemacht, aber das sei nichts. 

(Schirmer [SPD]: Richtig!) 

Herr Kollege Schirmer, wir haben diesen Antrag mit 
Aktiven, mit Trainern, mit Vereinsvertretern bera-
ten. Wir befinden uns, Herr Kollege Schirmer, in gu-
ter Gesellschaft. 

(Zuruf des Abg. Schirmer [SPD]) 

Sie werden ja wohl, Herr Kollege Schirmer, dem 
Vorsitzenden des Deutschen Sportbunds nicht ab-
sprechen können, daß er auch ein bißchen von der 
Sache versteht, zumindest so viel wie Sie. Er hat uns 
geschrieben, das seien ganz hervorragende Vor-
schläge, die wir da eingebracht hätten. Es gebe zwar 
einige Punkte, über die man reden müsse — deshalb 
stellen wir den Antrag, damit wir im Sportausschuß 
darüber reden können —, und er beglückwünscht 
die CDU/CSU geradezu zu dieser Initiative. 

Ein Mann, der Ihnen sicherlich sehr nahesteht, 
Heinz Fallak, hat uns ebenfalls geschrieben: Es sei 
ein sehr guter Vorschlag, den wir in die politische 
Diskussion einbrächten. Heinz Fallak hofft als Vor-
sitzender des Bundesausschusses Leistungssport, 
daß dieser Antrag dazu führe, daß wir im Deutschen 
Bundestag in der von uns geübten Partnerschaft 
darüber redeten, wie man die Dinge angesichts der 
vorhandenen Mittel im Sinne einer Verbesserung 
verändern könne. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Schwarz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Schirmer? 

Schwarz (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Schirmer. 

Schirmer (SPD): Herr Kollege Schwarz, Sie gehen 
sicherlich von dem Schreiben aus, das Heinz Fallak 
zusammen mit Manfred von Richthofen an den Vor-
sitzenden des Bundesfachausschusses Sport der 
CDU, Herrn Dr. Schäuble, geschrieben hat; Herr Dr. 
Schäuble hat mir das Schreiben freundlicherweise 
überlassen. In diesem Papier wird allerdings nicht 
von Ihrem Antrag geredet, sondern von dem Posi-
tionspapier der CDU. Zweitens gibt der Bundesaus-
schuß Leistungssport darin der Hoffnung Ausdruck 
— ich denke, daß Sie ihm zustimmen werden —, daß 
die von Ihnen gegebene politische Perspektive einen 
nützlichen Beitrag leisten werde, worauf ich auch 
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hoffe. Drittens werden darin die Mandatsträger Ih-
rer Partei aufgerufen, in ihren Verantwortungsbe-
reichen für die Durchsetzung dieses Programms ein-
zutreten. Sind Sie bereit, das zutreffend zur Kennt-
nis zu geben, damit hier keine falschen Akzente ge-
setzt werden? 

Schwarz (CDU/CSU): Ich sehe da überhaupt kei-
nen Widerspruch. 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege Schirmer, 
würden Sie auch bitte die Antwort am Mikrophon 
entgegennehmen. 

Schwarz (CDU/CSU): Natürlich hat der Bundes

-

fachausschuß Vorarbeit für diesen Antrag geleistet. 
Sie als Sozialdemokrat haben doch sicherlich ein an-
gemessenes Parteienverständnis, um mir zustim-
men zu können: Wenn eine Fraktion das aufgreift, 
was die Partei aufgearbeitet hat, ist das durchaus le-
gitim. Das haben wir hier getan. Ich sehe auch gar 
keinen Widerspruch darin, daß wir unsere Freunde 
in den kommunalen Parlamenten auffordern, ent-
sprechend tätig zu werden. 

Herr Kollege Schirmer, was den Sport angeht, so 
war unsere Verständigung bisher, nicht gegeneinan-
der zuhandeln. Vielmehr wollen wir als Parteien 
miteinander im Wettbewerb liegen — so haben wir 
die Arbeit bisher getan — und sehen, wer die für den 
Sport besseren Vorschläge unterbreitet. Wir wollen 
den Sport nicht zu unserer Sache machen. In diesem 
Fall meinen wir allerdings, daß wir ein bißchen bes-
ser als die anderen sind und wir bitten darum, daß 
wir gemeinsam gut sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Schirmer. 

Schirmer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Rede des Kollegen 
Schwarz konnte mir, was die öffentliche Sportförde-
rung und hier insbesondere den Leistungssport an-
geht, weder neue Erkenntnisse noch beachtens-
werte Erfahrungen vermitteln. Dagegen gab es ei-
nige Aussagen, denen ich nicht zustimmen kann. 

Für mich, Kollege Schwarz, ist eine Sportstätte 
nicht, wie Sie es gesagt haben, ein Hilfsmittel, son-
dern sie ist die Voraussetzung dafür, daß man über-
haupt tätig werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Sportstätten haben wir zusammen mit den 
Kommunen, zusammen mit den Bundesländern in 
ausreichender — aber zugegebenermaßen: noch zu 
verbessernder, noch zu spezifizierender — Weise ge-
schaffen. 

Wenn Sie beklagen, daß so wenige gute Leistun-
gen erzielt wurden, darf ich Sie daran erinnern, daß 
die Mannschaften der Bundesrepublik Deutschland 
an vierter Stelle rangieren, wenn man die Olympi-
schen Spiele zugrunde legt; in einigen Fachverbän-

den sieht es gar noch besser aus. Das ist doch etwas. 
Oder ist das etwa nichts? 

(Clemens [CDU/CSU]: Und das hat alles die 
SPD gemacht?) 

— Nein, nein, meine Kollegen! Die Sozialdemokra-
ten nehmen das für sich nicht in Anspruch. Aber wir 
nehmen für uns in Anspruch, daß wir — das mag Sie 
jetzt überraschen — in weiten Bereichen gemein-
sam mit Ihnen die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen haben. Sie, die Sie Mitglieder im Sportausschuß 
sind, sollten mir darin zustimmen. Ich will keine 
Gräben aufreißen, wo das nicht geboten ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vielmehr bin ich durchaus bereit zuzugeben, daß Sie 
mit uns kooperativ zusammengearbeitet und zu den 
meisten Anträgen Verbesserungsvorschläge einge-
bracht, die wir dann beschlossen haben. 

Vor mir sitzt der Vorsitzende des Sportausschus-
ses. Wir waren doch, Herr Kollege Tillmann, fast re-
gelmäßig die Berichterstatter, wenn es um die Sport-
berichte der Bundesregierung ging. Wir haben beide 
immer danach gestrebt, für den Sport einvernehmli-
che Lösungen zu erzielen, weil wir wissen, daß die 
Kommunen, die Bundesländer und wir die Aufgaben 
nur gemeinsam bewältigen können. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Keiner hat etwas 
anderes behauptet!) 

Wenn Sie von Gleichmacherei sprechen, Kollege 
Schwarz, muß ich sagen, daß der Leistungssport — 
darüber sprechen wir heute — exakt das Gegenteil 
von Gleichmacherei ist. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das hat Herr 
Schwarz nicht gesagt!) 

Wenn Sie weiter von Diskriminierung derer spre-
chen, die Leistungssport treiben, muß ich Sie fragen: 
Erleben Sie in Ihrem Bundesland Rheinland-Pfalz 
nicht genau das Gegenteil? Ich bin ein bißchen au-
ßerhalb von Mainz, aber ich weiß, was in Mainz ge-
schieht. Den Kollegen, den Sportlern dort dürfen Sie 
nicht sagen: Ihr betreibt Gleichmacherei, und Sie 
dürfen ihnen auch nicht vorwerfen, daß sie sich oder 
andere oder daß gar wir sie diskriminieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, in dem vorliegenden 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion beginnt der Wider-
spruch bereits mit dem ersten Satz. Darin wird be-
hauptet, daß sich nach 15 Jahren der Förderung des 
Hochleistungssports durch den Bund bei der finan-
ziellen Mittelzuweisung eine Grenze abzeichnet. 
Wie ist das wohl zu verstehen? Fördert der Bund den 
Hochleistungssport erst seit 1967, also seit der Gro-
ßen Koalition, will die CDU/CSU damit zugestehen, 
daß vorher die von ihr geführten Bundesregierun-
gen nichts getan haben? Das ist doch unrichtig. Zu-
gegeben, damals war die Förderung weder zweckge-
richtet oder sonderlich hilfreich; aber es waren, 
wenn auch nur geringe, Anfänge doch vorhanden. 
Dagegen ist es richtig, daß die öffentliche Sportför-
derung nach 1969 — ich beziehe Sie darin durchaus 
mit ein, meine Damen und Herren der Opposition — 
fachkundig, ausreichend und wirksam geleistet wor- 
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den ist. Allein die seither gesteigerten Fördermittel 
machen jährlich etwa das Vierfache dessen aus, was 
noch 1969 geleistet wurde. 

Die Wertschätzung des Sports wird aber nicht nur 
durch bereitgestellte finanzielle Mittel deutlich. Ich 
erinnere daran, daß es erst seit 1969 einen Sportaus-
schuß im Deutschen Bundestag gibt, daß erst seit 
diesem Zeitpunkt in den Regierungserklärungen 
der sozialdemokratischen Bundeskanzler sportpoli-
tische Aussagen enthalten sind. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU]: Re

-

den ist billig!) 

Die Deutsche Sportkonferenz als bundeseinheitli-
ches Koordinierungsgremium ist ein weiteres Bei-
spiel dafür. 

Der vorliegende Antrag der CDU/CSU stellt sich 
für mich widersprüchlich und in seiner Zielsetzung 
unklar dar, und dafür möchte ich ein Beispiel geben. 
Auf Seite 3 wird kritisiert, daß Bund, Länder und Ge-
meinden angeblich nach kaum abgegrenzten Krite-
rien den Spitzensport fördern. Es wird behauptet, 
alle Versuche zu mehr Koordination oder Entmi-
schung seien bisher wenig erfolgreich gewesen. Auf 
Seite 5 desselben Antrags heißt es — ich zitiere, 
Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis —: 

Wegen der Komplexität der Sportförderung von 
Bund, Ländern und Gemeinden ist eine eindeu-
tige Kompetenzabgrenzung und Entmischung 
bei der Leistungssportförderung kaum möglich 
und im Interesse der Wechselwirkung zwischen 
Breiten- und Leistungssport wohl auch nicht 
sinnvoll. 

Der Widerspruch zwischen den beiden Aussagen ist 
doch für jedermann erkennbar. 

Dabei ist es doch bei allen noch möglichen Verbes-
serungen, die Sie wollen, die wir wollen, unstrittig, 
daß wir in der Bundesrepublik Deutschland insge-
samt über ein hohes Sportförderungsniveau verfü-
gen, das von deutschen und von internationalen 
Sportfachverbänden anerkannt wird. Die Sportle-
rinnen und Athleten jedenfalls erleben es, wie gut 
insgesamt das von den Sportorganisationen, nicht 
von uns, geschaffene, von ihnen gestaltete und vom 
Bund, von den Ländern und von den Gemeinden ge-
förderte Konzept für den Spitzensport funktioniert. 
Viele und zumeist einvernehmliche Entschließun-
gen dieses Hauses bestätigen das. Soll dies nun 
künftig für die Opposition nicht mehr gelten, will sie 
daran nicht mehr teilhaben, wollen Sie daran nicht 
mehr mitwirken? Ich räume Ihnen jedenfalls noch-
mals ein, daß Sie daran einen guten Teil Arbeit mit

-

geleistet haben, und ich hoffe darauf, daß dies auch 
künftig so bleiben wird. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das ist der Sinn des 
Antrags!) 

Die Opposition behauptet — das ist ein weiterer 
Widerspruch —, ich zitiere: 

Dabei 

— gemeint ist hier wohl die Wirksamkeit des Spit-
zensportes — 

ist Voraussetzung eine Gesellschaftsordnung, 
die sich an Leistung orientiert. 

Das ist das gleiche, was der Kollege Schwarz hier 
eingangs ausgeführt hat. Dazu frage ich Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition: Welche Lei-
stungen sollen das wohl sein? Ich meine, dazu gehö-
ren auch die Leistungen für die Hilfe, für die Solida-
rität mit den benachteiligten, den behinderten Mit-
bürgern im Sport. Dazu gehören auch solche Aufga-
ben, die die SPD mit der sozialen Offensive im Sport 
deutlich gemacht hat und die von den Sport-, Sozial- 
und Jugendorganisationen inzwischen in ausge-
zeichneter Weise verwirklicht werden. Leistungen 
in diesem Sinne bejahen wir. Wir verstehen es auch 
als Leistung im Sport, wenn immer mehr Bürger 
möglichst aktiv im Breiten- und Freizeitsport mit-
machen und wenn behinderte Mitbürger voll in die 
Sportförderung einbezogen werden. 

In diesem Gesamtzusammenhang wollen wir 
auch den Hochleistungssport fördern, aber ihn nicht 
allein. Auch wenn wir dafür — neben drei anderen, 
besonderen Arten — die spezielle Zuständigkeit ha-
ben, müssen wir ihn insgesamt in den zuvor gegebe-
nen Zusammenhang eingeordnet sehen. Wer die 
Sportförderung jedoch auf die Förderung des Lei-
stungssports verengen will, 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Wer will das 
denn?) 

der könnte unsere Zustimmung dafür nicht finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn wir wollen nicht den sportlichen Erfolg um je-
den Preis. Wir werden den humanen Leistungssport 
weiter fördern, bei dem nicht die Leistung, sondern 
bei dem der Mensch im Mittelpunkt stehen muß. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU: Wer will denn etwas ande

-

res? — Das ist doch reine Polemik!) 

Wenn die Opposition dem zustimmt — einige der 
Zurufe verdeutlichen dies —, dann bin ich darüber 
froh. Ich meine natürlich, daß die Opposition es dann 
unterlassen sollte, wie im Antrag geschehen, vom 
Trend der Nivellierung im Sport zu sprechen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Schir-
mer, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Hürland? 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Kollege Schirmer, 
ist Ihnen nicht mehr in Erinnerung, daß die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion zum ersten Mal den Be-
hindertensport 1974 im Plenum des Deutschen Bun-
destages behandelt hat und daß Sie — Ihre Fraktion 
— zu der Zeit kaum etwas dazu zu sagen wußten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie heute!) 

Schirmer (SPD): Frau Kollegin Hürland, mir ist gut 
in Erinnerung, daß Sie zusammen mit anderen — 
auch ich hatte mich dabei beteiligt — im Sportaus-
schuß wie hier deutlich gemacht haben, wie sehr die 
Ihnen besonders am Herzen liegende Aufgabe auch 
in den Sport einbezogen werden muß. Ich will Ihnen 
gern zugestehen, daß Sie von damals bis heute ge-
wirkt haben, damit dies gelingt. 
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Ich halte es für geboten, die positiven Seiten des 

Sports in den Vordergrund zu rücken, die für die öf-
fentliche Förderung entscheidend sind: die Freude 
am Sport, der Nutzen für die Gesundheit, der Frei-
zeitwert, die pädagogischen Elemente, das Erleben 
und Gestalten in Gemeinschaften sowie die sozialen 
Aufgaben des Sports. Diese Werte sind für die Sport-
politik der Sozialdemokratischen Partei entschei-
dend. 

Der vorliegende Antrag ist für uns unpräzise, er 
ist langatmig, ist auch in seinen Forderungen nach 
unserer Einschätzung weder neu noch originell. Das 
gilt besonders für den Sport an Schulen und Hoch-
schulen und dessen Verbindungen zu den Sportorga-
nisationen. Ich spreche von der Ausbildung der 
Sportlehrer und dem Wunsch, daß sie und die Sport-
studenten sich noch stärker als bisher in den Sport-
organisationen betätigen. Ich erinnere an die in den 
letzten Jahren erheblich verbesserten sportmedizi-
nischen Leistungen. Auch dazu wird in dem Antrag 
einiges geschrieben und gefordert. Präzisere Forde-
rungen auf diesem Feld sind allerdings nachzulesen 
in den schon 1964 von der SPD veröffentlichten 
„Leitsätzen zur Förderung von Leibeserziehung und 
Sport", die danach als „Sportpolitische Leitsätze" ak-
tualisiert wurden. 

Wichtig ist auch der Hinweis auf das 1971 von der 
Bundesregierung vorgelegte Programm für Sport  an 
Schule und Hochschule, das eine der Grundlagen 
für das bundeseinheitliche Aktionsprogramm für 
den Schulsport war. Inzwischen gibt es dazu erfreu-
licherweise deutliche Verbesserungen, die jedoch 
insgesamt noch nicht zufriedenstellend sind. Daher 
ist es notwendig, daß die Träger dieses Programms 
gemeinsam weiterarbeiten. Das sind die grundsätz-
lich zuständigen Bundesländer, die Bundesregie-
rung, die kommunalen Spitzenverbände und der 
Deutsche Sportbund mit allen seinen Gliederun-
gen. 

Erst kürzlich, vor wenigen Wochen, erklärte die 
Bundesregierung in diesem Hause, daß sie ihre Be-
mühungen fortsetzen und als Träger dieses Pro-
grammes weiter mitwirken will. Ich meine, alle Mit-
glieder dieses Hauses sollten ihren Einfluß nutzen, 
damit dieses Aktionsprogramm nicht nur erhalten 
bleibt, sondern möglichst ausgestaltet und intensi-
viert wird. Das gilt besonders für die Situation des 
Sports in den Grund-, Haupt-, Sonder- und berufsbil-
denden Schulen, weil dort ein deutlicher Nachholbe-
darf besteht. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Für uns ist der Sport ein wesentlicher Faktor bei 
der Erziehung und Bildung der Kinder und der Ju-
gendlichen in den Schulen, in den Bildungs- und 
Ausbildungsstätten. Dabei müssen neben den von 
der CDU/CSU in dem vorliegenden Antrag aufge-
führten Werten wie Fleiß, Beharrlichkeit, Pflichtbe-
wußtsein, Leistungsbereitschaft und Gemeinsinn 
auch die Fähigkeiten der Toleranz, der Mitverant-
wortung und der Solidarität mit einbezogen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ent-
scheidungen dieses Hauses und der Bundesregie-
rung im Steuerrecht brachten in den vergangenen 
Jahren wesentliche Begünstigungen für den Sport. 
Besonders wirksam ist und bleibt die für die 
Übungs- und Jugendleiter geschaffene Steuerfrei-
heit für Entgelte bis zu 2 400 DM jährlich. Daran 
wollen wir auch in finanziell schwierigen Zeiten 
festhalten, weil wir um die positive Wirkung in den 
Vereinen und in den Verbänden wissen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Fraktion hat in letzter Zeit an sie herange-
tragene Wünsche abgelehnt, zum derzeitigen Zeit-
punkt Maßnahmen zu erwägen, nachdem das Inter-
nationale Olympische Komitee im Oktober des ver-
gangenen Jahres die zeitgemäße Anpassung der 
olympischen Zulassungsbestimmungen — Art. 26 
des IOC-Statuts — ermöglicht hat. Fairneß und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit dem Sport gebie-
ten es nach unserer Auffassung, daß zunächst die 
Sportorganisationen über diese Fragen beraten und 
ihre eigenen Entscheidungen treffen. 

Zum vorliegenden Antrag werden die Sportorga-
nisationen selbst würdigen, was von der Behaup-
tung zu halten ist, daß das derzeitige System dem In-
dividuum nicht immer gerecht wird und daher zu ei-
ner Protegierung der Mittelmäßigkeit und zu einer 
Protegierung der Anpassungsfähigen führt. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Schäuble 
[CDU/CSU]: Aber darüber haben wir doch 
gerade vor 14 Tagen gesprochen, und Sie 

selber wissen das doch besser!) 

Meine Damen und Herren, hier soll doch bitte nicht 
versucht werden, in die Entscheidungsfreiheit der 
Verbände einzugreifen! Der Deutsche Sportbund, 
das Nationale Olympische Komitee für Deutschland, 
die Bundessportfachverbände, die Stiftung Deut-
sche Sporthilfe und insbesondere der zuvor schon 
erwähnte Bundesausschuß für Leistungssport ver-
dienen derartige Unterstellungen nicht! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben vielmehr allen Grund, sie in ihrer Arbeit 
zu ermutigen und auch weiterhin zu unterstützen. 
Deshalb werden wir uns darum bemühen, daß dieses 
Parlament und besonders sein Sportausschuß zu-
sammen mit der Bundesregierung noch mehr Zu-
sammenarbeit in der öffentlichen Sportförderung 
und mit den Sportverbänden realisieren. Bisherige 
Erfolge sind deutlich, aber verbesserungsfähig. Wir 
anerkennen nachdrücklich die wirksame Förderung 
des Sports durch die Kommunen, die Länder und 
den Bund. Dies gilt es auszubauen und zu intensivie-
ren. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-
menfassen: Am Schluß des langwierigen Antrags-
textes findet sich schließlich eine mehr als beschei-
dene Substanz, die parlamentarisch verwertbar ist. 
Ihr Kern ist ein vorsichtig als Prüfungsaufforderung 
formulierter Antrag, der im Gegensatz zu den lan- 
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gen, oft mißverständlichen und teilweise wider-
sprüchlichen Ausführungen steht. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Eine Schlagwort

-

sammlung ist das!) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
die Beratungen zum vorliegenden Antrag nutzen, 
um eine Bilanz der Leistungen der Sportpolitik der 
sozialliberalen Koalition und der Bundesregierung 
zu ziehen. Unser Bemühen bleibt es, die Vereine und 
die Verbände des Sports in der Bundesrepublik 
Deutschland weiter intensiv zu fördern. 

Damit wir dieses Ziel erreichen, werden wir der 
Überweisung des vorliegenden Antrages an die Aus-
schüsse zustimmen. Zusätzlich zur vorliegenden 
Empfehlung wird beantragt, den Ausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft in die Mitberatung mit ein-
zubeziehen. — Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort der 
Frau Abgeordneten Fromm. 

Frau Fromm (FDP): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Die FDP-Bundestagsfraktion be-
grüßt es, daß wir uns auch an dieser Stelle mit der 
Leistungssportförderung befassen. Unserer Mei-
nung nach ist es Aufgabe des Staates, dort Mittel für 
den Sport bereitzustellen, wo der Sport dies aus eige-
nen Kräften nicht leisten kann. Das gilt besonders 
für den Hochleistungssport. Dies geschieht in Zusa-
menarbeit mit dem Deutschen Sportbund und sei-
nen Fachverbänden 

Doch wollen wir, meine Damen und Herren, hier 
heute nicht eine Generalsportdebatte führen. Des-
halb will ich auf den Kern der Leistungssportförde-
rung zu sprechen kommen 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

und möchte Ihnen die Stellungnahme der FDP dazu 
darlegen. 

Wir halten eine Abstimmung aller fördernden In-
stitutionen für erstrebenswert. Die von ihnen vorge-
schlagene Erarbeitung eines umfassenden Kon-
zepts zur Förderung des Spitzensports unter Be-
rücksichtigung der finanziellen Unterstützung 
durch die Bundesregierung, die Beteiligung der 
Sportorganisationen und der Sporthilfe sowie die 
Einbeziehung der finanziellen Zuwendungen der 
Sportindustrie ist ein bestechender Gedanke. Dabei 
haben wir aber auch zu bedenken, daß durch die De-
zentralisierung des Sports den Ländern ebenfalls 
Aufgaben zufallen. Die daraus entstehenden 
Schwierigkeiten kennen wir aus anderen Bereichen. 
Hier eine Gemeinsamkeit zu erreichen ist nicht 
leicht. 

Meine Damen, meine Herren, was ist Leistungs-
sportförderung? Zur optimalen Leistungssportförde-
rung gehört auch eine umfassende medizinische, 
pädagogische und soziale Trainingsbegleitung. 
Diese ist nur zu erreichen, wenn sportspezifische 
Ausbildungsmöglichkeiten für diese Maßnahmen 
geschaffen werden. 

Die Erweiterung der Approbationsordnung um die 
Sportmedizin, wie sie die CDU/CSU vorschlägt, hal-
ten wir für wünschenswert. Darüber hinaus sind wir 
der Meinung, daß insbesondere im Forschungsbe-
reich Hochleistungssport die Trainingslehre noch 
längst nicht ausgeschöpft ist. Ich erinnere hier an 
die Diskussion, die wir im Sportausschuß hatten. 
Dort wurde uns gesagt: Erst vor kurzer Zeit ist an 
der Sporthochschule Köln eine — bisher die einzi-
ge — Professur für Trainingslehre eingerichtet wor-
den. 

In dieser ersten Beratung möchte ich auf die von 
der CDU/CSU-Fraktion geforderte Überprüfung der 
Bundestrainer-Vergütungsordnung eingehen. Wir 
wissen doch, daß diese erst seit 1980 in Kraft ist. Die 
darin vorgesehenen Zeitverträge haben eine Lauf-
zeit von vier Jahren. Ich halte den jetzigen Zeitpunkt 
für eine Auswertung der Erfahrungen für verfrüht. 
Ich meine, eine gründliche Auswertung und auch 
eine Erfolgsbewertung sind nicht möglich, da viele 
Trainer mit gezielter Nachwuchssichtung und dar-
aus resultierender Nachwuchsarbeit beschäftigt 
sind. 

Wir Freien Demokraten sind uns sicher auch mit 
Ihnen, liebe Kollegen und liebe Kolleginnen von 
SPD und CDU/CSU, einig, daß eine bessere Koordi-
nation von Sportgroßveranstaltungen anzustreben 
ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Denken Sie bitte an das Jahr 1978! Fünf Weltmei-
sterschaften, nämlich im alpinen Skisport, im Fech-
ten, im Radsport, im Springreiten und im Schwim-
men, wurden in unserem Land ausgerichtet. Teil-
weise überschnitten sie sich. Hier sollte künftig bes-
ser koordiniert werden. Ich meine, wir sollten nicht 
Weltmeister im Veranstalten sein. 

(Löffler [SPD]: Sehr gut!) 

Die im Antrag angesprochene Prüfung der Priori-
täten in der Sportförderung des Bundes werden wir 
vornehmen müssen. Infolge der veränderten wirt-
schaftlichen Verhältnisse wird auch der Sport vom 
Sparen nicht ausgenommen werden können. Die 
Leistungssportförderung, die Anerkennung des Lei-
stungssports und seiner Athleten in unserer Gesell-
schaft sind von uns immer betont worden. Die trai-
ningsbegleitenden Maßnahmen für den Sportler 
und seine bestmögliche Vorbereitung auf die Teil-
nahme an internationalen Wettkämpfen sind für 
uns selbstverständlich. Abstriche darf es in diesen 
Bereichen nicht geben. 

Doch auch einige Sätze zur künftig immer schwie-
riger werdenden Standortbestimmung des Ama-
teur- und des Profisports. Die Ergebnisse des 
11. Olympischen Kongresses in Baden-Baden im 
September 1981 über die Zukunft des Amateur-
sports und seiner Sportler können wegweisend sein. 
Zum erstenmal in der Geschichte der olympischen 
Kongresse nahmen Aktive aus aller Welt teil und be-
zogen aus der Sicht der Athleten zu den aktuellen 
Problemen innerhalb der olympischen Bewegung 
Stellung. Eine modernisierte Amateurregelung, die 
Abwehr des Dopings, die soziale Betreuung der Lei- 
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stungssportler ist unter maßgeblicher Beteiligung 
von Athleten erarbeitet worden. 

Hervorheben möchte ich hier den bisherigen Akti-
vensprecher Thomas Bach, dem ich im Namen der 
Fraktion der FDP dafür danke. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen, meine Herren, wenn wir hier über 
die Förderung des Leistungssports diskutieren, 
dann möchte ich die Leistungen der Stiftung Deut-
sche Sporthilfe mit ihrem unermüdlichen Vorsitzen-
den Josef Neckermann würdigen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir alle wissen, daß die Sporthilfe im Bereich der in-
dividuellen sozialen Betreuung und Nachbetreuung 
unserer Spitzensportler längst unverzichtbar gewor-
den ist. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion sollte für uns 
alle Anlaß sein, im Sportausschuß darüber noch aus-
führlich zu beraten. Deshalb schlage ich im Namen 
der FDP-Fraktion die Überweisung in den Fachaus-
schuß vor. — Danke schön. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem Ab-
geordneten Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe mir gestern abend überlegt, in 
unpolemischer Form meinen Beitrag hier zu leisten. 
Bei dieser Überlegung ist es geblieben, obwohl ich 
geradezu provoziert wurde, mich mit den Beiträgen, 
die hier im Anschluß an die Ausführungen meines 
Kollegen Schwarz zu Anfang dieser Debatte gelei-
stet worden sind, zu befassen. Ich habe natürlich — 
das ist nichts Besonderes — aufmerksam zugehört 
und muß zu meiner Verwunderung sagen — so habe 
ich es wenigstens empfunden —, daß die FDP-Frak-
tion unserem Antrag zumindest wohlwollend gegen-
übersteht, während es auf der Seite der SPD, lieber 
Herr Kollege Schirmer, doch ganz massive Ein-
wände gibt. 

Ich möchte das nicht fortsetzen, aber doch auf ei-
niges hinweisen, weil ich davon ausgegangen bin  — 
und  dabei bleibt es —, daß wir bemüht sind — das 
gilt auch für andere Sparten der Politik —, einen 
besseren Weg bei der Förderung des Leistungs-
sports im Interesse der Sportler, der Leistungssport-
ler und der Sportorganisationen zu finden. Das ist ei-
gentlich die Geschäftsgrundlage für die heutige De-
batte. 

Was will eigentlich unser Antrag? Ich habe ihn 
hier nicht zu verteidigen; ich stehe voll hinter die-
sem Antrag und der Frage: Wie fördern wir den Lei-
stungssport, den Spitzensport? Was tun wir, was 
können wir tun? Wo liegt eigentlich unsere Aufgabe? 
Sicherlich nicht darin, Sport zu treiben, sicherlich 
nicht darin, direkt einzuwirken. Das ist ganz sicher 
Sache des Sports. Der Staat hat hier unbestritten 
eine Hilfsfunktion bei einer ganz wichtigen Aufgabe, 
mit der der Sport allein — das ist wohl auch unbe-
stritten — nicht fertig werden kann. Wenn hier der 
Eindruck entstehen sollte, daß wir an der Eigenver-

antwortung und der Eigenzuständigkeit des Sports 
aber auch nur etwas streichen wollten, dann muß 
noch einmal der Ordnung halber gesagt werden: Wir 
sind überzeugte Anhänger der Eigenverantwortlich-
keit des Sports. Daran kann es doch gar keinen 
Zweifel geben. Wenn es einen Wunsch gibt, dann ist 
es der Wunsch nach weniger Staat und ganz gewiß 
nicht nach mehr Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es Vorschläge oder, sagen wir zunächst ein-
mal: Fragen gibt, dann dies: Nach unseren Erfahrun-
gen in all den Jahren mit hohen und weniger hohen, 
mit eingefrorenen und „weniger eingefrorenen" För-
derbeiträgen zur Sportförderung — die Haushalts-
lage zwingt uns leider zur Kürzung; aber hier gibt es 
ja auch politische Verantwortung, die wir klarstellen 
wollen — müssen wir sagen: Wir wollen, daß die Gel-
der, die wir zur Verfügung stellen — um noch einmal 
kurz auf den materiellen Teil zurückzukommen —, 
zur richtigen Zeit, am richtigen Platz und für die 
richtigen Menschen, nämlich für die Sportler, einge-
setzt werden. 

Daraus ergibt sich gleichzeitig eine Frage: Ist uns 
das immer gelungen? Ist es uns gelungen, bei dieser 
Praxis, bei diesen Förderungsprogrammen, immer 
politisch richtig im Interesse der Aufgabe zu han-
deln, die wir uns gestellt haben? Da gibt es gewiß ei-
nige Zweifel. Es ist auch unzweifelhaft, daß da oder 
dort Fehler gemacht worden sind. Wo gibt es keine 
Fehler, wenn man etwas tut, wenn man sich enga-
giert, wenn man arbeitet? Das sind doch alles Selbst-
verständlichkeiten. Die Suche nach einem besseren 
Weg hat uns veranlaßt, diesen Antrag zu stellen. Ich 
glaube — wie Präsident Weyer und wie Herr Fallak 
auch —, daß es ein guter Antrag ist, der der Sache 
und der erwähnten Aufgabe dient und meines Er-
achtens das Ziel hat, die Entwicklung des Sports, 
speziell des Leistungssports und Spitzensports im 
Rahmen der Kompetenzen, über die wir hier auch 
debattierten, optimal zu fördern. 

Friedel Schirmer, jetzt reden wir ganz offiziell 
miteinander. Sonst haben wir als Sportler eine ganz 
andere Sprache; das ist nun einmal so. Sie sprachen 
z. B. von einer Regierungserklärung. Ich habe auch 
einige gehört; ich habe auch einige Inhalte von Re-
gierungserklärungen im Kopf. Es ist vielleicht bes-
ser, im Rahmen dieser Debatte über Regierungser-
klärungen zu schweigen; 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

denn von dem, was uns da zum Teil zur Kenntnis ge-
geben worden ist, habe ich später sehr wenig wieder-
gefunden. Das verhält sich also nicht ganz so wie mit 
den Leistungen unserer Sportler. 

Meine Damen und Herren, die Fördermittel, die 
zur Verfügung stehen — es sind weniger gewor-
den —, wollen wir natürlich erhalten. Hier gibt es 
Zwänge wie beim Sport, neue Entwicklungen bei der 
Sportförderung, und hier gibt es auch Entwicklun-
gen im materiellen Bereich. Ich muß jedoch aus-
drücklich auf das zurückkommen, was mein Freund 
Schwarz vorhin betonte. Es ist doch gut, wenn man 
sich einmal daran erinnert, daß man nicht alles mit 
Geld machen kann, daß man nicht alles verplanen, 
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daß man einen Menschen nicht zum Staatsamateur 
degradieren kann, sondern daß wir es bei uns mit 
freien Menschen zu tun haben, die freiwillig ihrem 
Sport nachgehen, natürlich getragen von einem be-
stimmten Willen, dem wir nicht entgegenarbeiten 
sollten, für den wir einiges tun sollten, und zwar in 
unserer gesamten Umgebung, die wir beeinflussen 
können und auch politisch beeinflussen wollen. 

Hier ist natürlich ein anderes Klima entstanden; 
über Jahre hinweg hat sich ein anderes Klima ent-
wickelt. Auch der Amateurgedanke hat irgendwie ei-
nen Wandel erfahren; darüber gibt es doch keinen 
Zweifel. Der alte olympische Eid ist doch in der heu-
tigen Situation gar nicht mehr möglich. Um auf die 
Debatte zurückzukommen: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren Kollegen, es muß doch möglich 
sein, daß im Bereich des Sports irgend etwas ge-
schieht, um den Bemühungen in den Vereinen, in 
den Gemeinden, in den Ländern, in den Organisatio-
nen durch uns zum Erfolg zu verhelfen. Dazu gehört 
natürlich eine Gesellschaftsordnung, wie wir sie ha-
ben. Dazu gehört natürlich das Leistungsprinzip und 
auch der Leistungswille, dem allerdings die Chan-
cengleichheit, für die wir alle sind, gegenüberstehen 
muß. Es gibt auch keinen Zweifel daran, daß die ge-
samte Sportförderung genauso ihre Entwicklung 
hat wie der Sport selbst. 

Das heißt, um etwas kritisch zu sein: Wir müssen 
uns bemühen, die Zusammenarbeit mit den Spo rt

-verbänden und den Sportorganisationen ganz we-
sentlich zu verbessern. Mir scheint in der Tat, wie 
Präsident Weyer bei einem Bundestag einmal sagte, 
die Abhängigkeit des Sports vom Staat noch zu groß 
zu sein. Es gilt auch im Rahmen unseres Haushalts 
zu überlegen, ob es nicht Möglichkeiten gibt, mit den 
Geldern bei der Verteilung an den Deutschen Sport-
bund etwas anders umzugehen. Es geht um weniger 
unmittelbare oder mittelbare Einwirkung des Staa-
tes und um mehr Eigenverantwortlichkeit des 
Sports und seiner Organisationen. Das ist unsere 
Meinung. Hier könnten wir etwas Gutes tun, meine 
Damen und Herren, auf dem Weg zu mehr Effektivi-
tät, zu mehr Leistung und auch zu mehr Freude für 
die, die zuschauen und irgendwo auf den Tribünen 
sitzen oder stehen. 

Warum wollen wir diese bessere Zusammenar-
beit? Frau Fromm hat vorhin mit Recht von einer 
besseren Koordinierung gesprochen. Das gilt nicht 
nur für die öffentlichen Hände. Das gilt auch für den 
Sport selbst. Da gab es doch einen Versuch — da-
mals hatten wir noch einen anderen Bundesminister 
des Innern; er sitzt gerade hier; deshalb spreche ich 
es an —, einen Weg dahin über die Deutsche Sport

-konferenz zu finden. Da gab es bei dem Bundestag 
des Sports doch Grußworte von den Gewerkschaften 
und den Arbeitgebern, natürlich auch von den Par-
teien: Zusammenarbeit mit und für den Sport. 

Was ist denn aus dieser Sportkonferenz und die-
ser hervorragenden Idee geworden? Sie hat darun-
ter gelitten, daß sie parteipolitisch zum Teil miß-
braucht worden ist. Wir haben in dieser Sportkonfe-
renz — ich gehöre ihr an — eine andere Sprache ge-
sprochen als z. B. in diesem Raum. Wir haben Be-
schlüsse gefaßt, hinter denen die Politiker hier in  

diesem Hohen Haus zum Teil nicht mehr standen. 
Das ist eine Methode, mit der wir nie zum Ziel kom-
men können. 

Um es kurz zu machen und um abzuschließen: Ein 
Mehr an Zusammenarbeit zwischen den öffentli-
chen Händen und dem Sport ist erforderlich. Wir 
müssen auch ein Beispiel dafür geben, daß es mög-
lich ist, zu einer gesellschaftspolitischen Klimaver-
besserung zu kommen, ohne die eine Leistungsbe-
reitschaft junger Menschen überhaupt nicht mög-
lich ist. Diese Bereitschaft zu erhalten oder sie über-
haupt zu haben beginnt in der Schule, beginnt im 
Beruf. Hier hat die Politik, vertreten durch die Re-
gierungsparteien, jedenfalls durch eine der Regie-
rungsparteien, nicht das getan, was wir für erforder-
lich halten. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Wir wollen keine mittleren oder irgendwelche Ver-
hältnisse, Bedingungen oder Voraussetzungen für 
unsere Leistungssportler schaffen, sondern mithel-
fen, daß wir optimale Verhältnisse für unseren Sport 
im allgemeinen und für unseren Leistungssport im 
besonderen bekommen. — Ich danke Ihnen sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Der Ablauf der Debatte hat sehr 
deutlich gemacht, daß in dieser Diskussion eine Ge-
fahr und eine Chance liegen. 

Als eine Gefahr würde ich es betrachten, wenn die 
Debatte über den Sport hier im Deutschen Bundes-
tag nur zu einer Neuauflage ideologischer Ausein-
andersetzungen jetzt beim Thema des Sports beitra-
gen würde. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Als eine Gefahr würde ich es betrachten, wenn wir 
parteipolitische Streitigkeiten in die Organisationen 
des Sports hineintragen würden. Deswegen halte ich 
nichts davon, hier Briefe von einzelnen Mitgliedern 
von Sportorganisationen unter Anspielung auf ihre 
parteipolitische Zugehörigkeit zu zitieren. Das kann 
nur dazu führen, daß wir Meinungsverschiedenhei-
ten, deren Darstellung hier im Parlament zu unse-
rem Beruf, zu unserer Aufgabe gehört, in den Sport 
hineintragen; da gehören sie nicht hin. Dieser Ge-
fahren sollten wir uns bewußt sein; sie müssen aus-
geschlossen werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

In der Diskussion liegt eine Chance, die Chance 
nämlich, daß etwas, was sich im Laufe der Jahre 
nach Ansicht der Bundesregierung positiv entwik-
kelt hat, nämlich das System der Förderung unseres 
Hochleistungssports, wieder einmal diskutiert wird. 
Ich gebe Herrn Kollegen Spilker recht: Es gibt 
nichts auf der Welt, was per se perfekt sein muß; 
über alles kann man diskutieren. Wenn es um das 
Zusammenwirken von ehrenamtlichen Sportorgani- 
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sationen und staatlichen Stellen auf den unter-
schiedlichen Ebenen — Gemeinden, Ländern und 
Bund — geht, dann gibt es natürlich immer wieder 
Möglichkeiten und die Notwendigkeit, sich zu über-
legen: Kann man hier etwas besser machen? Für 
diese Diskussion ist auch die Bundesregierung of-
fen, sind auch wie ich jedenfalls dieser Debatte ent-
nehme, alle Fraktionen offen. Deshalb sollten wir 
die Risiken, die Gefahren, die in dieser Debatte lie-
gen, vermeiden, die Chance aber im Interesse des 
deutschen Sports nutzen. Das ist, wie ich meine, die 
Aufgabe der Ausschußberatungen. 

Wir können bei dieser Bilanzierung der bisheri-
gen Politik, bei der Suche nach eventuell vorhande-
nen Verbesserungsmöglichkeiten von einer, wie ich 
meine, soliden Basis ausgehen. Denn die Sportförde-
rungspolitik des Bundes im Bereich des Leistungs-
sports kann sich sehen lassen. Von Leistungsverwei-
gerung, Leistungsdiskriminierung ist bei dieser 
Bundesregierung und beim Bundesminister des In-
nern nichts zu spüren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deswegen gehen wir bei der Suche nach besseren 
Lösungen, die nie schädlich sein kann, von einer po-
sitiven Bilanz aus. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Antrag 
der Abgeordneten Schwarz, Dr. Schäuble, Tillmann 
und weiterer Abgeordneter sowie der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 9/1514 zur federführen-
den Beratung an den Sportausschuß und zur Mitbe-
ratung an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit sowie an den Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft zu überweisen. Ist das Haus mit den 
vorgeschlagenen Überweisungen einverstanden? — 
Es  erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist dies so be-
schlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Waigel, Kiep, Dr. Dollinger, Dr. 
Schwarz-Schilling, Wissmann, Dr. Riesenhu-
ber, Dr. Sprung, Dr. Warnke, Dr. Probst, Len-
zer, Röhner, Kiechle, Dr. Lammert, Lampers-
bach, Kraus, Dr. Freiherr Spies von  Bülles

-

heim, Helmrich, Echternach, Kittelmann, 
Frau Geiger, Gerstein, Dr. van Aerssen, Spil-
ker, Dr. Bugl, Dr. Schwörer, Dr. Jobst, Glos, Dr. 
Laufs, Dr. George, Frau Krone-Appuhn, Dr. 
Kunz (Weiden), Linsmeier und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft 
— Drucksachen 9/904, 9/1133 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Schwörer, Dr. Schäuble, Dr. Waigel, Frau Dr. 
Hellwig, Dr. Unland, Dr. van Aerssen und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Durchsetzung eines mittelfristigen Pro-
gramms der Wirtschaftspolitik der Gemein-
schaft für die kommenden Jahre und Schaf-
fung eines freien EG-Binnenmarktes 
— Drucksache 9/1586 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
verbundene Debatte für die Tagesordnungspunkte 
3 a und 3 b und eine Aussprache von vier Stunden 
Dauer vereinbart worden. Darf ich fragen, ob das 
Haus damit einverstanden ist. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist dies so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Dies  ist nicht der Fall. 

Wir treten damit in die Aussprache ein. Ich erteile 
das Wort dem Abgeordneten Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich begrüße die Gelegenheit, daß hier einmal ein Ab-
geordneter der FDP starten darf. Ich bin sehr dank-
bar, Herr Waigel, daß Sie mir diese Chance einräu-
men, und möchte am Anfang sehr herzlich für diese 
gute Gelegenheit danken, daß ich einmal abseits der 
hektischen Haushaltsdiskussion über ein grund-
sätzliches Thema unserer deutschen Wirtschaftspo-
litik sprechen kann. Es ist äußerst verdienstvoll von 
der CDU/CSU, daß sie die zentrale Frage der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit zum Thema einer 
Großen Anfrage gemacht hat. Denn daran dürfte es 
wohl keine Zweifel geben: Nicht nur unsere Arbeits-
plätze hängen davon ab — in den Schlüsselindu-
strien Automobil- und Maschinenbau werden über 
50 % exportiert —, sondern auch ein großer Teil un-
seres Wohlstandes. Ja, ich möchte noch weitergehen: 
Diese internationale Wettbewerbsfähigkeit ist mit 
die Voraussetzung für unsere internationale Aner-
kennung nach dem Zweiten Weltkrieg gewesen. Es 
ist deshalb sehr zu begrüßen, daß der Außenminister 
als Abgeordneter Genscher hier diese Debatte ver-
folgt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So, so!) 

Die zweite Vorbemerkung — auch sie sollte er-
laubt sein —: Ich glaube, es gibt auch deshalb eine 
richtige Parlamentsdebatte, weil die ganz großen 
Stars auf unserem Felde — Herr Waigel, ich nehme 
Sie mal aus, aber Sie reden j a auch nicht — heute 
fehlen, so daß wir Handwerker auch mal zu Wort 
kommen, was ich sehr begrüße. Graf Lambsdorff — 
das ist bekannt — hat heute ein äußerst privates Er-
eignis, und ich möchte auch in seinem Namen der 
Opposition danken, daß sie Verständnis dafür hat, 
daß er die Debatte heute nicht verfolgt. Dann fehlt 
natürlich auch der Glanz, ja, ich möchte sagen, das 
internationale Flair, die Kosmopolität unseres ge-
schätzten Kollegen Kiep, der es — wir sagten es da- 
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mals schon voraus — auch hier im Bundestag nicht 
sehr lange ausgehalten hat 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist bald wieder 
da — auf der Bundesratsbank!) 

und jetzt als Schatten-Außenminister in Hamburg 
seinem früheren Hobby nachgeht. 

Und nachdem ich sehe, daß auch Herr Roth nicht 
hier ist 

(Zurufe von der SPD: Da steht er!) 

— nicht redet —, sollte man auch ihn in der Galerie 
dieser Stars natürlich nicht vergessen, zumindest 
was den Wunsch nach Publizität angeht, wobei er 
sich — bitte, das ist meine persönliche Meinung, 
nicht die Meinung der FDP-Fraktion — in der letz-
ten Zeit etwas von der konkreten und konstruktiven 
Wirtschaftspolitik der Koalition abgewandt und län-
gerfristigen eigenen Zielen zugewandt hat. Aber 
diese Debatte dient j a auch dazu, das vielleicht wie-
der ins Lot zu bringen. 

Dies, Herr Finanzminister, ist keinesfalls eine Ab-
wertung Ihrer Person. Wir von der FDP-Fraktion be-
grüßen es sehr, daß Sie in dieser zentralen Debatte 
nachher das Wort nehmen wollen. 

Zur Sache selbst ist zu sagen, daß die Opposition 
mit diesem wichtigen Thema auch wieder etwas 
spät kam. — Ich spreche jetzt nicht vom Redner, son-
dern vom Thema. Denn die Antwort fällt in eine Zeit, 
in der wir durch richtige wirtschaftspolitische Maß-
nahmen das Problem wieder beseitigt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vorsicht!) 

Man könnte auch umgekehrt und äußerst positiv für 
die Opposition erwähnen, daß natürlich die Wirt-
schaftspolitik der Regierung und die deutsche Wirt-
schaft auf die Ankündigung der Großen Anfrage der 
Opposition sofort reagiert und entsprechende An-
strengungen unternommen haben, die zu dem Er-
gebnis führen, das wir heute begrüßen können. 

Was nun die Daten angeht, so ist klargeworden, 
daß sowohl das vierte Quartal 1981 als auch das erste 
Quartal 1982 äußerst positive Ergebnisse aufweisen. 
Wir haben im März 1982 einen Rekordüberschuß in 
unserer Handelsbilanz von sage und schreibe 6,4 
Milliarden DM erreicht. Die in dieser Woche vorge-
legte Umfrage der DIHT-Kammern belegt dies, und 
die Aussage unseres Jahreswirtschaftsberichts ist 
noch sehr vorsichtig, wenn man die Voraussagen 
von OECD und IWF mit ihr vergleicht. 

Ich glaube, entscheidend für die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft sind drei Daten. 
Das ist einmal die Verbesserung der sogenannten 
Terms of Trade, auch saisonbereinigt. Hier zeigt 
sich, daß wir im Inland wieder aufgeholt haben. 
Zweitens — und das halte ich ebenfalls für ein wich-
tiges Kriterium unserer Wettbewerbsfähigkeit — 
haben wir deutliche Marktanteilgewinne für die 
deutsche Wirtschaft erzielt. Drittens halten wir 
heute einen Anteil am Welthandel von sage und 
schreibe 11,5 %. Es könnte sogar eine Entwicklung in 
nicht zu ferner Zukunft geben, bei der wir nicht nur 
relativ das stärkste Exportland der Erde werden, 
also in bezug auf den Anteil am Bruttosozialprodukt,  

sondern vielleicht sogar in absoluten Zahlen, weil 
der Abstand zu den Vereinigten Staaten von Ame-
rika nur noch sehr knapp ist. 

Meine Damen und Herren, dies ist positiv. Ich fin-
de, wir Wirtschafts- und Konjunkturpolitiker haben 
auch hier Anlaß, diesen Optimismus und diesen 
Stolz zu zeigen; denn in unserer depressiven Stim-
mungslage ist das wichtig. Wenn man einen Teil der 
Presse und der Verbände verfolgt, entsteht der Ein-
druck, als würden wir immer mehr zu einer fru-
strierten Wirtschaftsgesellschaft gemacht. Deshalb, 
glaube ich, ist es wichtig, auch den Mitarbeitern und 
den Unternehmern zu sagen, daß die amtliche Wirt-
schaftspolitik stolz ist, daß wir dieses Ergebnis er-
reicht haben. Dahinter stecken sicher Leistungswil-
le, Anpassungsbereitschaft, Zurückhaltung — auch 
in der jüngsten Zeit — bei der Lohn- und Preispoli-
tik, aber auch die Bereitschaft von Beschäftigten im 
privaten System, draußen vor Ort unter erschwerten 
Bedingungen tätig zu sein, eine Eigenschaft, meine 
Damen und Herren, die leider heute vielen Gruppen 
unserer Gesellschaft abhanden gekommen ist. 

An dieser Stelle ist es, glaube ich, auch wichtig, un-
seren Kammern und Botschaften zu danken, die mit 
zu diesem Erfolg beigetragen haben. 

Nicht zuletzt glaube ich, daß die Wirtschaftspolitik 
dieser Regierung, die ein solches Ergebnis erreicht 
hat, so falsch, wie von der Opposition behauptet, 
nicht sein kann. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der 
CDU/CSU — Kittelmann [CDU/CSU]: Trotz 
Regierung hat die Wirtschaft das er

-

reicht!) 

— Ich freue mich, daß die Opposition jetzt ganz lang-
sam wieder reagiert. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Die Rede fließt 
auch nicht so flüssig! — Dr. Schwarz-Schil

-

ling [CDU/CSU]: Sie brauchen wohl ein biß

-

chen Stimulanz!) 

Entscheidend ist, meine Damen und Herren, daß 
wir, sowohl Wirtschaft, Gewerkschaften als auch Po-
litik, den Schock des Leistungsbilanzdefizits der 
letzten Jahre verstanden haben. Falsch wäre es 
nach unserer Ansicht, sich zufriedenzugeben — im 
Gewerkschaftslager, bei den Arbeitgebern, in der 
Politik. Der sich anbahnende Ausgleich unserer 
Außenbeziehungen ist nur ein Ausgleich. Sicher ist 
ein Handelsbilanzüberschuß sehr positiv, aber wir 
müssen sehen, daß wir auf anderen Gebieten, Kapi-
talübertragungen, Dienstleistungen, Devisen, nach 
wie vor hohe Defizite haben. 

Dieser sich anbahnende Ausgleich unserer Au-
ßenbeziehungen beruht nicht ausschließlich auf ei-
ner realen Verbesserung unserer Wettbewerbsfä-
higkeit. Es gibt Währungsvorteile, die nicht so beste-
henbleiben müssen. Darauf wird mein Kollege 
Funke nachher eingehen. Es gibt nach wie vor Ima-
gevorteile der deutschen Wirtschaft, die auch nicht 
immer so bestehenbleiben müssen. Und — das halte 
ich für entscheidend — es kommen immer stärkere 
Konkurrenten auf dem Weltmarkt auf uns zu, die 
sich mit uns nicht nur wie früher als Billiglohnlän- 
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der vergleichen, sondern die neben einer günstige-
ren Lohnstückkostenstruktur — allein im Jahre 
1981 waren die Japaner in dieser entscheidenden 
Größe, also Beziehung zwischen Lohnhöhe und Pro-
duktivität, um 18 % besser als wir Deutschen — auch 
über hervorragende Technologien verfügen und 
über ein hochmotiviertes Management und Mitar-
beiter, die bereit sind, draußen, vor Ort, ihr Land zu 
vertreten — ich nenne Länder wie Japan, Taiwan, 
Korea und die USA. Das ist, glaube ich, für die zu-
künftige Exportwirtschaft sehr wichtig. 

Ich sehe deshalb fünf zentrale Aufgaben zur Ver-
besserung unserer Wettbewerbsfähigkeit. In Stich-
worten: Die erste sehe ich in einem marktwirtschaft-
lichen System darin, daß wir die Priorität bei den 
Unternehmern selbst sehen. Mir gefällt an der Gro-
ßen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion nicht, daß sie 
fast ausschließlich auf staatliche Rahmenbedingun-
gen, finanzielle Hilfen, Abschreibungserleichterun-
gen, Forschungsförderung, Steuererleichterungen 
abstellt. Ich glaube, in erster Linie kommt es in einer 
Marktwirtschaft auf die Aktivitäten unserer Unter-
nehmer selbst an. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Wollen 
Sie die bezweifeln?) 

— Nein. Aber ich glaube, wenn es um die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit geht, Herr Schwarz-
Schilling, sollte man nicht nur die staatlichen finan-
ziellen Aktivitäten in den Vordergrund stellen, son-
dern das Gleichgewicht. 

Ich glaube, es ist wichtig, daß die Exporttugenden, 
die uns diesen Erfolg in der Vergangenheit beschert 
haben, weiter gepflegt werden. Das sind Leistungs-
bereitschaft, Mobilität, aber auch Erfindungsgeist. 
Ich glaube, als Baden-Württemberger, Herr Wiss-
mann, ist man befugt, das hier auch im Deutschen 
Bundestag zu sagen, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Das kann ich nur 
unterstützen!) 

hält doch unser kleines Land fast 20 % aller Exporte 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Zweitens halte ich es für ganz entscheidend — das 
wird auch noch heute mittag eine zentrale Rolle 
spielen —, daß wir sowohl von der staatlichen Politik 
als auch von den Unternehmen her unser hohes 
Lohnniveau in Einklang bringen mit einem sehr ho-
hen technologischen Niveau, weil wir sonst mittel-
fristig Weltmarktanteile verlieren müssen. Das be-
deutet zum einen den Anschluß bei Spitzentechnolo-
gien. Ob hier ein Programm, das unter einer Milli-
arde DM liegt, helfen kann, ist offen; zumindest geht 
es in die richtige Richtung. Das bedeutet aus der 
Sicht der FDP eine sehr viel breitere Innovations-
förderung gerade kleiner und mittlerer Betriebe, 
weil das Branchen- und Strukturbild unserer Ex-
portwirtschaft zeigt, daß viele Großbetriebe längst 
ihre Möglichkeiten ausgeschöpft haben. Es gibt 
heute eine ganze Anzahl von großen Unternehmen 
in der Bundesrepublik, die aus Gründen der Risiko-
beschränkung ihren Exportanteil nicht mehr stär-
ker ausbauen wollen. Wenn dies so ist, dann ist es  

ganz entscheidend, daß die kleinen und mittleren 
Betriebe durch eine indirekte Innovationsförderung 
verstärkt in die Lage versetzt werden, trotz des ho-
hen Lohnniveaus draußen mitzuhalten. Ich halte 
hier das von der FDP initiierte Personalkostenzu-
schußprogramm für ganz entscheidend. Ich hoffe, 
daß es uns mit Hilfe des neuen Finanzministers 
haushaltspolitisch gelingt, dieses Programm in sei-
ner Höhe zu halten, so daß es nicht zu weiteren Ein-
schränkungen des Berechtigtenkreises im nächsten 
Haushaltsjahr kommen muß. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Er lächelt!) 

Die dritte Aufgabe muß sicher sein, daß wir uns 
von der Politik, den Verbänden und den Kammern 
her sehr viel stärker um bessere Rahmenbedingun-
gen des Exports für mittelständische Firmen küm-
mern. Hier kann es nicht um Exportsubventionen 
gehen, sondern um Hilfe zur Selbsthilfe. Stichworte 
sind hier neben der besprochenen Forschungsförde-
rung die verstärkte Bereitstellung von Risikokapi-
tal, vor allem das Abstellen der Außenhandelsinfor-
mationen unserer Kammern und insbesondere un-
serer Botschaften, unserer Wirtschaftsattaches, 
nicht nur auf das bequeme Begleiten von Managern 
der Großindustrie, sondern vielmehr auf das dornen-
reiche Geschäft der Anbahnung von Geschäftsbezie-
hungen für kleine und mittlere Unternehmer. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Wissmann [CDU/CSU]: 
Wie es der baden-württembergische Mini

-

sterpräsident in hervorragender Weise 
tut!) 

— Dabei begrüße ich es sehr, daß dies nicht so sehr 
der Wirtschaftsminister aus Baden-Württemberg 
tut, der das eigentlich machen müßte, sondern daß es 
der Ministerpräsident selbst in die Hand nimmt. Ich 
war erfreut, in den USA feststellen zu können, daß in 
diesem Monat in Kalifornien ein Technologiesympo-
sium mit höchstrangigen baden-württembergischen 
Vertretern durchgeführt wird. Das ist ein weiteres 
Indiz dafür, daß dieses an sich kleine Bundesland 
ohne Bodenschätze und ohne Küstenzugang in der 
Lage ist, weiterhin seinen hohen Anteil in den Län-
derfinanzausgleich einzubringen. 

Meine Damen und Herren, die vierte Aufgabe 
muß ohne Zweifel sein, daß wir Mobilität, Anpas-
sungsbereitschaft und Engagement draußen för-
dern. Ich glaube, zwei Beispiele aus jüngster Zeit 
sind eigentlich alarmierend. Es gab diese Woche in 
der Wirtschaftspresse eine Mitteilung, daß Fachar-
beiter und Ingenieure, deren Firmen sich an einem 
Produktionsstandort konzentrieren müssen, nicht 
bereit waren, von Augsburg nach München umzuzie-
hen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wer will schon aus 
Schwaben weg!) 

Wir haben in Ulm das Problem, daß eine Reihe von 
Mitarbeitern und Facharbeitern kaum bereit sind, 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz in Stuttgart anzu-
nehmen. Wenn das schon im Inland nicht klappt zwi-
schen zwei so schönen Städten wie Augsburg und 
München oder Ulm und Stuttgart, so wird es natür- 
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lich schwierig sein, in Zukunft die Position des Ex-
portlands Nummer eins zu halten. 

Genauso alarmierend ist die Mitteilung von Pro-
fessor Turner aus dieser Woche, daß heute von 1 Mil-
lion Studenten in der Bundesrepublik lediglich noch 
1,8 % also 18 000 bereit sind, außerhalb Deutschlands 
ihr Studium aufzunehmen. Lange Zeit hatten wir 
eine stabile Quote von zirka 6 %. Auch dieser Rück-
gang ist erschreckend und zeugt nicht gerade von 
Mobilitätsförderung in der Bildungspolitik unserer 
Bundesländer. 

(Beifall bei der FDP) 

Als eine Delegation des Wirtschaftsausschusses 
unter der Führung unseres verehrten Kollegen Dol-
linger in Japan war, haben wir erlebt, wie aktiv die 
Japaner in der Marktvorbereitung sowohl in der 
Bundesrepublik als auch in Japan sind. Wenn man 
dann noch weiß, daß das Verhältnis von Deutschen 
in Japan zu Japanern in Deutschland 1 : 6 oder 1 : 7 
beträgt, so ist das meines Erachtens ein Alarmzei-
chen. In einem Exportland, das nicht nur relativ, son-
dern auch absolut auf dem Weg zur Nummer eins ist, 
muß diese Frage der Mobilität, der Anpassungsbe-
reitschaft, des Engagements draußen eine ver-
stärkte Rolle spielen. 

Der fünfte zentrale und letzte Punkt ist aus mei-
ner Sicht die Notwendigkeit einer offensiven Welt-
handelspolitik. Auch hier muß ich etwas Kritik an 
der Großen Anfrage der CDU/CSU anbringen, in der 
das nur am Schluß und nur sehr schwach angespro-
chen wird. Ich halte das für einen zentralen Bereich, 
der uns viele Möglichkeiten bietet. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn manchmal etwas geringschätzig von der 
Reiselust des Wirtschaftsgrafen geredet wird, so 
halte ich das für sehr bedenklich. Ich gebe zu beden-
ken, daß der Wirtschaftsminister der Bundesrepu-
blik, des größten Exportlandes, vor Ort versucht, 
Protektionismus abzuwenden. Diese Reisen des 
Wirtschaftsministers sind für unsere Exportwirt-
schaft sehr wichtig, wie viele Diskussionen zeigen, 
die wir im Inland aufgeregt führen. Angesichts eines 
sich immer mehr ausbreitenden Protektionismus, 
angesichts einer außenpolitischen Landschaft, in 
der bei vielen regionalen Konflikten immer selbst-
verständlicher zuerst nach dem Handelsembargo 
gerufen wird, ist es ganz entscheidend, daß sich alle 
drei Fraktionen des Deutschen Bundestages gerade 
in der Frage einer offensiven Welthandelspolitik ei-
nig sind und Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff 
nachhaltig unterstützten. 

Ich begrüße, daß die Mitarbeiter des Wirtschafts-
ministeriums — ich möchte stellvertretend Frau 
Steeg nennen — im internationalen Bereich — in Ja-
pan und in den USA, auf GATT-Ebene — einen sehr 
guten Namen haben. Es ist j a entscheidend, daß wir 
Partner gewinnen. Viele ausländische Staaten sehen 
ja in den Exporterfolgen der Bundesrepublik nicht 
nur ein positives Zeichen. 

Entscheidend ist auch, daß die deutschen Gewerk-
schaften bereit sind, anzuerkennen — sie müssen in-
ternational gesehen insoweit führend sein —, daß  

die Absicherung von Exporterfolgen langfristig nur 
dann möglich ist, wenn man bereit ist, verstärkt Di-
rektinvestitionen auch in anderen Ländern zu ak-
zeptieren; denn die Zeit der Einbahnstraße, in der 
wir nur hier produzieren und von hier aus ausfüh-
ren, ist sicher vorbei. 

(Zustimmung des Abg. Löffler [SPD]) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Wir begrü-
ßen die Große Anfrage der Union sehr. Sie gibt uns 
Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß wir einige Er-
folge errungen, aber keinesfalls eine Situation er-
reicht haben, die es uns erlaubt, uns zufrieden zu-
rückzulehnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut er

-

kannt!) 

Nach wie vor ist die Unterstützung aller Fraktionen 
erforderlich. Wenn ich mich an die Diskussion um 
das Welttextilabkommen erinnere, so muß ich sagen, 
daß wir diese Unterstützung nicht immer gefunden 
haben. Wenn ich mich weiter daran erinnere, daß ein 
führender Vertreter der CSU vor kurzem vor Haupt-
geschäftsführern des DIHT zu einer gewissen Politi-
sierung des Osthandels aufgerufen, daß er die Frage 
der Lieferbindungen durchaus erwogen hat, so muß 
ich sagen: Ich war sehr dankbar, daß der Präsident 
der deutschen Handelskammern, Herr Wolff von 
Amerongen, klargestellt hat, daß wir ein liberales 
Welthandelsland bleiben müßten. — Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile nunmehr dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Warnke das Wort. 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr 
froh, daß ich Gelegenheit habe, beim Kollegen 
Haussmann einige, sagen wir einmal, Kurzschlüsse, 
die zwar verständlich sind, die ich aber bei ihm nicht 
erwartet habe, gleich zu Anfang einmal zurechtzu-
rücken. Herr Kollege Haussmann, Sie haben aus der 
Tatsache eines erfreulichen Exportüberschusses 
und einer Aussicht auf ausgeglichene Leistungsbi-
lanz in diesem Jahre den Schluß gezogen, nun sei die 
Gefährdung unserer internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit nicht mehr gegeben. Ich glaube, Herr Kol-
lege Haussmann, da sind Sie einem Kurzschluß un-
terlegen. Das ist ungefähr so, als wenn ein Autofah-
rer, der auf Reserve fährt, daraus, daß für einen Mo-
ment die Warnleuchten nicht mehr aufblinken, weil 
er sich etwas schneidig in die Kurve gelegt hat, den 
Schluß ziehen würde, daß der Tank nun wieder ge-
füllt sei. Davon kann keine Rede sein. 

(Roth [SPD]: Bilder sind Glückssache! Sie 
haben immer Pech! — Zuruf von der FDP: 

Linkskurve oder Rechtskurve?) 

— In diesem Fall ist die Linkskurve ganz offensicht-
lich, und einer der für diese Linkskurve Verantwort-
lichen ist unser Kollege Roth, der beim SPD-Partei-
tag noch einiges dazu getan hat, auf das ich gleich zu 
sprechen kommen werde. 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute Ex-
portüberschüsse und wenn wir die Aussicht auf eine 
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ausgeglichene Leistungsbilanz haben, dann handelt 
es sich um eine Momentaufnahme, weil Ölpreissen-
kung und Öleinsparung — beides ist in dieser Form 
nicht fortführbar — unsere Einfuhrbilanz entlastet 
haben. Die Nachfrageseite ist durch die Nachfrage-
kraft der ölexportierenden Länder in einer Weise 
aktiviert worden, daß unsere Ausfuhren angestiegen 
sind, aber diese Nachfragekraft der Ölexportländer 
läßt nach, und einige OPEC-Staaten müssen heute 
schon selbst Auslandskredite aufnehmen, um ihre 
Zahlungsbilanz in Ordnung zu bringen. Den Staats-
handelsländern steht die Verschuldung bis an den 
Hals, und von den Entwicklungsländern haben wir 
keine Impulse zu erwarten. Somit werden die Ex-
portaussichten, wird die weitere Entwicklung von al-
len, die darüber ein Urteil haben, durchaus gedämpf-
ter beurteilt, als das bisher der Fall gewesen ist. 

Vor allen Dingen hat die Abwertung der Deut-
schen Mark in den vergangenen beiden Jahren zu 
der gegenwärtigen Entwicklung beigetragen. Sie hat 
uns einen Wettbewerbsvorteil gebracht, der nicht 
weiter bestehen wird — ich möchte sagen: der Gott 
sei Dank nicht weiter bestehen wird, denn wir haben 
kein Interesse an einer Ausfuhrförderung über eine 
weiche D-Mark. Die Verteuerung der Einfuhren, die 
mit diesen Abwertungserscheinungen und mit die-
sem Kursverfall verbunden war, frißt die Vorteile 
auf und führt in die Gefahr der Anpassungsinflation. 
Daß uns in der Bundesrepublik Deutschland trotz 
der Kursschwäche der D-Mark die Anpassungsinfla-
tion erspart geblieben ist, verdanken wir der Stand-
haftigkeit der Deutschen Bundesbank. Sie hat im 
vergangenen Jahr ein weiteres Absacken des DM- 
Kurses verhindert, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und die Unionsfraktionen dankt der Bundesbank 
dafür, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß sie den Zins erst jetzt gesenkt hat, als die Zeit 
reif war, und nicht zur Unzeit den Pressionen erle-
gen ist, die auch aus diesem Haus auf sie ausgeübt 
worden sind. 

(Löffler [SPD]: Fragen zur Zinshöhe wird 
man doch wohl stellen dürfen!) 

Wenn der Herr Bundeskanzler z. B. sich zu einem 
solchen Wort des Dankes an den Herrn Pöhl und 
seine Mannschaft bereit finden und aufraffen könn-
te, dann entspräche das nicht nur einer menschli-
chen Anstandspflicht gegenüber Leuten, die ihm 
den Buckel freigehalten haben gegenüber den Radi-
kalen in seiner eigenen Truppe, sondern es wäre 
auch ein vertrauenschaffendes Signal. Genau das 
brauchen wir heute. 

Die Zunahme unserer Exporte im gegenwärtigen 
Zeitpunkt kann uns auch deshalb nicht über den 
Ernst der Lage hinwegtäuschen, weil die Leistungs-
bilanz nur eines von mehreren Kriterien der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit ist. Stabilität, 
Wachstum und insbesondere Beschäftigung sind im 
Gleichrang auch Wertmesser für unsere internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit. Mit Blindheit müßten 
wir geschlagen sein, Kollege Haussmann, wollten  

wir die Verknüpfung von nahezu zwei Millionen Ar-
beitslosen in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Schwachstellen in unserer Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber dem Ausland nicht zur Kenntnis neh-
men. 

(Zuruf von der FDP: Das steht überhaupt 
nicht darin!) 

Sicher sind Hunderttausende von diesen Arbeitslo-
sen auf Grund von Fehlern ohne Arbeit, die nichts 
mit der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dem Aus-
land zu tun haben. Ich denke an die Kürzung der 
Haushaltsmittel des Bundes für die Baumaßnah-
men und an die kontraproduktiven Rahmenbedin-
gungen im Baubereich. Aber ebenso sicher geht ein 
großer Teil der Arbeitslosen von heute auf die zwei 
großen Fehlentscheidungen der 70er Jahre zurück: 
auf das Versagen bei der Bewältigung der ersten Öl-
krise 1973 ff. und auf die regierungsamtlich gezüch-
tete Anspruchsmentalität mit der bekannten Folge 
des Überkonsums und der Investitionslücke von na-
hezu 200 Milliarden DM in den 70er Jahren. 

(Zurufe von der SPD) 

Heute stellen wir die Weichen für die zweite 
Hälfte der 80er und für die 90er Jahre. Annähernd 
zwei Millionen Arbeitslose sind schlimm genug. 
Aber geburtenstarke Jahrgänge, Wachstumsraten 
unterhalb des Produktivitätsanstiegs und ein weite-
rer Zustrom von Ausländern werden bis Mitte dieses 
Jahrzehnts eine dritte Million Arbeitslose zu Folge 
haben, wenn die Entwicklung sich selber überlassen 
bleibt oder die Weichen falsch gestellt werden. Jeder 
vierte Arbeitsplatz in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebt unmittelbar vom Export. Indirekt sind es 
noch viel mehr. 

Zusätzlicher Einfuhrdruck wegen mangelnder in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit bedeutet zu-
sätzliche Gefährdung von Arbeitsplätzen. Zu den ho-
hen Reallohnsätzen in der Bundesrepublik Deutsch-
land unsere Arbeitsplätze in den 80er und 90er Jah-
ren international wettbewerbsfähig zu halten — 
dazu Wege zu finden, soll uns diese Aussprache hel-
fen. 

Die Ausgabenprogramme der 70er Jahre waren 
ungeeignet. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie haben doch 
zugestimmt!?) 

Der Patient ist gegenüber dieser Art von Nachfrage-
stimulierung durch Milliardenausgaben therapiere-
sistent geworden. 

(Zuruf von der SPD: Da waren Sie doch da

-

bei!?) 

Mit dem Sachverständigenrat, den wirtschaftswis-
senschaftlichen Instituten und der Bundesbank be-
kennt sich die Union dazu, daß es jetzt Zeit ist, die 
Angebotsbedingungen der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern. Ich nenne insbesondere fünf Felder: den 
überzogenen Staatsanteil, die zu niedrigen Investi-
tionen, die Arbeitskosten, die Energiekosten und die 
Entwicklung neuer Erzeugnisse. 

Die Antworten der Bundesregierung auf diese 
Teile unserer Großen Anfrage lasen sich so übel 
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nicht. Das war im Dezember 1981. Inzwischen war 
Gelegenheit zur Verwirklichung von guten Vorsät-
zen gegeben, und zwar beim Haushalt 1982, beim Be-
schäftigungsprogramm und beim SPD-Parteitag. 
Heute, ein halbes Jahr nach der Beantwortung der 
Großen Anfrage, können wir feststellen: Es klafft 
zwischen Theorie und Praxis einiges auseinander. 
Der Staat mästet sich weiter am Bruttosozialpro-
dukt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

1979 betrug der Anteil, den der Staat am Bruttosozi-
alprodukt der Bundesrepublik Deutschland hatte, 
47 %. Daran dürfte sich bis heute nichts geändert ha-
ben. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Cronenberg? 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Gerne. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Cronenberg. 

Cronenberg (FDP): Herr Kollege, würden Sie mir 
darin zustimmen, daß Sie bei dieser Berechnung des 
sogenannten Staatsanteils auch alle Ausgaben für 
soziale Leistungen — Ausgaben also für die Versi-
cherungssysteme der Renten-, der Kranken- und der 
Arbeitslosenversicherung — mitzählen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na selbstver

-

ständlich!) 

und daß man mit Recht die Frage stellen kann, ob 
Leistungen, die durch Versicherungen erbracht wer-
den, dem Staatsanteil zugerechnet werden dürfen 
oder ob man nicht eher von der „Abgabenquote" o. ä. 
sprechen muß? 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Kollege, ich habe 
auch die Abgabenquote gemeint, und ich glaube, daß 
diese Abgabenquote bei uns in der Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich z. B. mit dem Wettbewer-
ber Japan so unvertretbar hoch ist, daß wir uns dar-
auf einrichten müssen, die Höhe dieser Abgaben-
quote genauso zu überprüfen wie die Höhe staatli-
cher Leistungen im allgemeinen. 

(Gärtner [FDP]: Nein, im besonderen!— Zu

-

rufe von der SPD) 

Das Frühjahrsgutachten der wirtschaftswissen-
schaftlichen Institute fordert nicht zu Unrecht die 
Kürzung von konsumtiven staatlichen Ausgaben, 
Übertragungen und Subventionen. Hierzu bedarf es 
politischer Entscheidungskraft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die ist leider 
nicht vorhanden!) 

Das gleiche gilt für die Entwicklung des öffentli-
chen Dienstes. Meine Damen und Herren, der öf-
fentliche Dienst in der Bundesrepublik Deutschland 
— Verwaltungen, Schulen, Krankenhäuser, um nur 
diese Bereiche stellvertretend für alle anderen zu 
nennen — ist von einer Qualität, um die uns viele an-
dere Länder beneiden. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber die Erkenntnis, daß die Kosten für diesen öf-
fentlichen Dienst in einem vernünftigen Verhältnis 
zu dem Teil des Bruttosozialprodukts stehen müs-
sen, der von Industrie, Landwirtschaft und gewerbli-
chem Mittelstand erwirtschaftet werden muß, hat 
sich offensichtlich bei dieser Regierung noch nicht 
durchsetzen können. Minister Baum hat jedenfalls 
eine Sternstunde vertan, als er vom Parlament be-
reits beschlossene Kostensenkungen im öffentli-
chen Dienst in diesem Jahr verspielte. 

Die für die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zweitens dringend notwendigen Investitionen set-
zen Investitionsfähigkeit und Investitionsneigung 
voraus. An beidem fehlt es, wenn, Herr Kollege Cro-
nenberg, der Staat eine Abgabenquote von über 40 % 
des Bruttoinlandprodukts in Anspruch nimmt. In Ja-
pan sind es nur 24,7%. Herr Cronenberg, Sie sind ja 
selbst Unternehmer und wissen, daß die Eigenkapi-
talquote unserer Unternehmen infolge dieser Ober-
besteuerung mittlerweile auf 20 % heruntergerutscht 
ist; und das Schlimme ist, daß sich diese Quote selbst 
in sogenannten guten Jahren nicht mehr erholt. 

Eine „Steuersenkung" — jetzt zitiere ich wörtlich 
— „zur Förderung innovativen Verhaltens und der 
Leistungswilligkeit" hatte die Bundesregierung im 
Jahreswirtschaftsbericht angekündigt. In Kraft tre-
ten sollte sie erst 1984. Aber immerhin, man ist mitt-
lerweile auch schon für Aussichten dankbar gewor-
den. Inzwischen plakatierte der SPD-Parteitag in 
München: statt Steuersenkung die Ergänzungsab-
gabe und die Arbeitsmarktabgabe. Wörtlich heißt es 
in den Münchener Beschlüssen — ich raffe hier un-
ter Weglassung von Zwischenforderungen —: „Als 
Schwerpunkt eines Investitionsprogramms fordern 
wir Maßnahmen zur Anhebung des Spitzensteuer-
satzes bei Einkommen- und Körperschaftsteuer." 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— Sehr schön! 

(Löffler [SPD]: Wir hätten Ihnen gern eine 
Gastkarte geschickt; dann hätten Sie das 
jetzt nicht zu wiederholen brauchen! — 
Roth  [SPD]: Lesen Sie mal den ganzen Satz 

vor!) 

Wissen Sie, in Wahrheit ist das nur teilweise ko-
misch, daß Sie, meine Damen und Herren, das Inve-
stitionsprogramm durch Steueranhebung finanzie-
ren wollen. Was hier geschieht, ist, daß der Begriff 
der Marktwirtschaft zur Worthülse degradiert 
wird. 

Ich nehme das politische Gewicht des Parteitags 
einer großen, traditionsreichen und mitgliederstar-
ken Partei zu ernst, um den Zynikern zu glauben, die 
da behaupten, diese Beschlüsse von München seien 
nur zur Beruhigung irgendwelcher linker Mitglieder 
und als Beruhigungspille für den Deutschen Ge-
werkschaftsbund im Hinblick auf seinen demnächst 
stattfindenden Kongreß gefaßt worden, würden aber 
in den restlichen zweieinhalb Jahren dieser Koali-
tion keinerlei politische Auswirkung haben. 
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Herr Bundesfinanzminister, Sie geben heute in 

diesem Hause Ihren parlamentarischen Einstand. 
Ich beglückwünsche Sie dazu. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schon vorher?) 

Sie werden uns, die wir Ihrer Anwesenheit unsere 
Aufmerksamkeit geschenkt haben, hinterher sicher 
zu einem kleinen Umtrunk einladen. 

(Heiterkeit — Zuruf von der CDU/CSU: Aus 
eigener Tasche!) 

— Aus der Privatschatulle, versteht sich; das muß 
bei einem Bundesfinanzminister ja noch drin sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sollte dazu 
auch Herr Roth eingeladen werden!) 

Aber vorher haben Sie, Herr Bundesfinanzminister, 
Gelegenheit, hier Auskunft darüber zu geben, ob die 
Münchener Beschlüsse nach Ihrer Auffassung ir-
gendwelche praktischen Auswirkungen — und 
wenn j a: welche — auf die Koalitionspolitik der 
nächsten zweieinhalb Jahre haben werden. Das 
Haus wird Ihrer Stellungnahme mit Interesse lau-
schen. 

Eine Auswirkung — das möchte ich Ihnen gleich 
vorwegnehmen — werden die Münchener Be-
schlüsse bestimmt zeitigen: Sie werden das Ver-
trauen in die angekündigte Steuerpolitik weiter be-
einträchtigen. Das kann den notwendigen Investitio-
nen nicht gut bekommen; denn Investition heißt 
Vertrauen in die Zukunft haben. 

Im übrigen gilt auch für die Verstärkung der Inve-
stitionen das alte englische Sprichwort: „Charity be-
gins at home." Frei übersetzt: Der Staat sollte mit gu-
tem Beispiel vorangehen. Genau das tut er nicht. Ein 
Investitionsanteil der Haushalte 1982 und 1981, der 
mit 13 % der niedrigste in den letzten zehn Jahren 
ist, versagt der Wirtschaft die notwendigen komple-
mentären staatlichen Investitionen und macht sei-
nerseits in Defätismus. 

Meine Damen und Herren, bezüglich der Lohnent-
wicklung in diesem Jahr wird die Bundesregierung 
die Vorhersage im Jahreswirtschaftsbericht nach 
unten korrigieren müssen. Das ist nach meiner 
Kenntnis das erste Mal, daß eine solche Entwick-
lung eintritt. Mit Tarifabschlüssen von 4,2 % und dar-
unter haben die Tarifpartner jetzt zum zweitenmal 
die Inflationsrate unterschritten. Sie haben real Ein-
kommensminderungen in Kauf genommen. 

(Zuruf von der SPD: Die Arbeitnehmer! Und 
die Unternehmer?!) 

Die Union dankt den Arbeitnehmern und den Ge-
werkschaften für den Stabilitätsbeitrag, der in die-
sem Reallohnverzicht liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Durch diesen Beitrag zur Arbeitskostenstabilisie-
rung hat die deutsche Arbeitnehmerschaft aber 
auch einen verstärkten Anspruch darauf, daß die 
Regierung eine Politik betreibt, die die neu gewon-
nenen Spielräume zur Neuschaffung von dauerhaft 
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen nützt. 

Die Beschäftigungsinitiative der Bundesregie-
rung ist diesem Anspruch nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Welche Initiative haben Sie?) 

Anstatt durch Einsparungen dauerhafte Steuerver-
besserungen zu ermöglichen — dauerhafte Steuer-
verbesserungen, nicht Eintagsfliegen und keine 
Strohfeuer —, hat sie versucht, mit Steuerhöhungen 
eine kurz befristete Investitionszulage zu finanzie-
ren. Den Steuererhöhungen haben wir durch die 
Mehrheit der Union im Bundesrat einen Riegel vor-
geschoben — Gott sei Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob Sie aber die Kraft für die notwendigen Einspa-
rungen aufbringen werden, werden wir im Nach-
tragshaushalt 1982 und im Haushalt 1983 sehen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Daran glaubt 
schon heute keiner! — Zuruf von der SPD: 
Diese Frage kommt in den Länderparla

-

menten auf Sie zu!) 

Aber die Zeichen stehen nicht gut. 

Zu Recht hat das Frühjahrsgutachten der wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute diese Gemein-
schaftsinitiative als einen Rückschritt bezeichnet 
und hat aufgefordert, in Zukunft auch in sogenannte 
wohlerworbene Rechte einzugreifen. Darunter be-
findet sich im Frühjahrsgutachten auch der Hinweis 
darauf, daß die Anspruchsgrundlagen für das Ar-
beitslosengeld zu weit gefaßt seien. Frühere Hin-
weise der Union in diese Richtung sind von der SPD- 
Seite dieses Hauses abgelehnt und diffamiert wor-
den. Nunmehr berichten die Gazetten, der Finanzmi-
nister denke in die gleiche Richtung. Wir sind ge-
spannt auf Ihre Auffassung in dieser Debatte, Herr 
Minister. 

Bei den Energiekosten, meine Damen und Herren, 
laufen uns die Strompreise aus dem Ruder. Die zu-
künftige Konkurrenzfähigkeit gegenüber Wettbe-
werbern wie Frankreich und Italien wird verspielt. 

Die fehlende Durchsetzungskraft der Regierungs-
koalition und insbesondere des SPD-Teils bei der kon-
sequenten Nutzung der Kernenergie hat sich auch 
wieder im Münchener Parteitagsbeschluß dokumen-
tiert. An fünfter, an letzter Stelle der Eckwerte für die 
Energiepolitik wird — das muß man sich genau anhö-
ren — die begrenzte Nutzung der Kernenergie zu ge-
nau umrissenen Sicherheitsbedingungen subsidiär 
zur Kohle gefordert bei gleichzeitigem Versuch, Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, langfristig auf Kern-
energie verzichten zu können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da kann man 
gleich verzichten!) 

Das letztere scheint in der Tat zu gelingen. Die Ver-
einigten Staaten haben jetzt ein Projekt vorbereitet, 
mit dem sie in Kooperation mit Japan den Rück-
stand gegenüber Frankreich in der Reaktortechno-
logie auf dem Gebiet des Schnellen Brüters aufholen 
wollen. Sie erwägen, Großbritannien in diese inter-
nationale Kooperation einzubeziehen. Von Deutsch-
land spricht in dieser entscheidenden Reaktortech-
nologie überhaupt niemand mehr, und gemessen am 
Kernenergiebeschluß des Münchener Parteitags mit 
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seinen Kautelen, Vorsichtsmaßnahmen, Einschrän-
kungen und widersprüchlichen Zielsetzungen er-
scheint selbst die berühmt-berüchtigte Formel von 
Willy Brandt „entschieden sowohl als auch" noch als 
schierer Aktionismus. Was der Münchner Parteitag 
beschlossen hat, ist in der Konsequenz „weder noch". 
Damit wird die deutsche Volkswirtschaft in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit zugrunde gerichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch in unserer For-
schungspolitik, auch in unserer Lizenzbilanz sind 
wir zurückgefallen. Ich möchte Ihnen nur ein Bei-
spiel aus den Untersuchungen einer westdeutschen 
Konsumgüterindustrie nennen. Heute bestehen fol-
gende Arbeitskostengitter: Bundesrepublik 100 %, 
Japan 80 %, Korea 40 %, Philippinen 16 %, Sri Lanka 
4 % der Arbeitskosten. Mit diesen 4 % der Arbeitsko-
sten —150 DM brutto im Monat für die Arbeiterin — 

(Roth [SPD]: Das wäre Ihr Ziel! Das wäre 
Ihre Hoffnung! — Gegenrufe von der CDU/ 

CSU) 

wird in Ceylon eine internationale Qualitätsware 
mit wettbewerbsfähigem Charakter produziert. — 
Herr  Kollege Roth, wir können, werden und wollen 
nicht mit diesen Arbeitskosten konkurrieren, aber 
wir müssen unsere Wirtschaft in die Lage versetzen, 
daß sie durch moderne Technologie ihre Kreativität 
und ihre Stärken dort entfalten kann, wo sie sie 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Das Stichwort Investitionsförderungspro

-

gramm!) 

Mir ist nicht bange um die Entfaltung dieser Wettbe-
werbskräfte, dieser Kreativität, dieser Selbstbe-
hauptungskraft. Voraussetzung für die Wirksamkeit 
der Selbstheilungskräfte ist die Wiederherstellung 
politischer Rahmenbedingungen, die die Wirtschaft 
nicht etwa sich selber überlassen — das hat wohl-
verstandene Soziale Marktwirtschaft nie getan —, 
aber die ihr das Wichtigste wiedergeben, was heute 
fehlt: Vertrauen in die Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Dr. Jens das Wort. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wer die Wirtschaftsseiten 
der Presse verfolgt, weiß, daß sich die Leistungsbi-
lanz der Bundesrepublik Deutschland in den letzten 
Jahren verbessert hat und die Exportaussichten der 
deutschen Wirtschaft gut sind. Im gerade zitierten 
Gemeinschaftsgutachten für dieses Frühjahr kom-
men alle wirtschaftswissenschaftlichen Institute zu 
dem Ergebnis: Die deutsche Wirtschaft verfügt wei-
ter über eine günstige preisliche Wettbewerbsposi-
tion und Angebotspalette, und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
bleibt groß. 

Doch allein mit Hilfe des Außenhandels können 
wir unsere schwerwiegenden Probleme auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt nicht lösen. Ich begrüße  

es deshalb außerordentlich, daß der Vermittlungs-
ausschuß gestern das Beschäftigungsprogramm der 
deutschen Bundesregierung schließlich doch akzep-
tiert hat. 

Ich habe mich in der zurückliegenden Zeit immer 
wieder darüber gewundert, daß die Investitionszula-
ge, das Kernstück dieses Beschäftigungspro-
gramms, von Wirtschaftsverbänden, aber auch von 
der CDU/CSU verketzert worden ist. Die Investi-
tionszulage, so hieß es, bringe nichts, sie sei bürokra-
tisch, sie benachteilige kleinere Unternehmen. Aber 
jetzt hat die Mehrheit auch der CDU-Länder doch 
immerhin die Investitionszulage akzeptiert; das war 
dringend notwendig. 

Wir wissen ganz genau, daß 85 % der Investitionen, 
die in diesem Lande getätigt werden, im Bereich der 
privaten Wirtschaft getätigt werden. Wir wissen 
auch ganz genau, daß die Investitionszulage insbe-
sondere kleinen und mittleren Unternehmen hilft, 
da sie wesentlich flexibler und anpassungsfähiger 
sind und diese Vergünstigung in diesem Jahr eher in 
Anspruch nehmen können. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Kön

-

nen Sie das nachweisen?) 

— das werden wir am Ende sehen, Herr Schwarz-
Schilling. Ich bin davon fest überzeugt. — Sie hilft 
insbesondere jenen, die in diesem Jahr planen, eine 
neue Existenz zu gründen. Sie ist eine Förderungs-
maßnahme zur Gründung neuer Existenzen. Auch 
dies haben wir gewollt, und wir begrüßen es aus-
drücklich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist einfach falsch, wenn von der Opposition im-
mer wieder gesagt wird, damit werde nur ein Stroh-
feuereffekt erzielt; dies sei nur kurzfristige Effekt-
hascherei. — Nein, die Investitionszulage gehört zur 
„Operation '82". Mit der „Operation '82" — das muß 
man immer wieder betonen — hat die Bundesregie-
rung insgesamt 27 Milliarden DM zur Verfügung ge-
stellt, um die Angebotsbedingungen der deutschen 
Wirtschaft in diesem Lande zu verbessern. Abschrei-
bungserleichterungen, Steuersenkungen, Krediter-
leichterungen, alle diese Maßnahmen haben dazu 
geführt, daß die Angebotsseite verteuert worden ist. 
Mit der Investitionszulage zusammen helfen diese 
Abschreibungserleichterungen über den Tag hin-
aus, die Investitionstätigkeit in diesem Land voran-
zutreiben. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß der Vermitt-
lungsausschuß beschlossen hat, die Hilfen für das 
Schiffbauprogramm aufzustocken. Davon profitie-
ren besonders Hamburg und auch Bremen. Wir Sozi-
aldemokraten hatten im Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages dies ausdrücklich unter-
stützt. Wir finden es gut, daß dies durchgesetzt wer-
den konnte. 

(Echternach [CDU/CSU]: Wir auch!) 

Die von uns vorgeschlagene Finanzierung wurde 
von der Opposition abgelehnt, obgleich die Opposi-
tion eigentlich immer unserer Philosophie zuge-
stimmt hatte, daß wir in unserer schwierigen Zeit 
versuchen müssen, den Konsum einzudämmen und 
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die Investitionen zu erhöhen. Unser Finanzierungs-
vorschlag zielte genau in diese Richtung. Aber wir 
werden auch damit fertig werden, daß durch die In-
vestitionszulage etwa 4 Milliarden DM auf Bund, 
Länder und Gemeinden zukommen. Ich hoffe sogar 
sehr, daß es mindestens 4 Milliarden werden. Je 
mehr Mittel hierfür zur Verfügung gestellt werden 
müssen, desto mehr Investitionen werden getätigt. 
Und das ist j a das Ziel dieser Aktion. 

Im übrigen bin ich der Ansicht, daß es sich hierbei 
um konjunkturbedingte Mehrausgaben handelt. 
Nach Ansicht der wirtschaftswissenschaftlichen In-
stitute und auch des Bundesministeriums für Wirt-
schaft können derartige konjunkturbedingte Mehr-
ausgaben durchaus auch durch Kredite finanziert 
werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

— Der Kapitalmarkt läßt das zur Zeit durchaus zu, 
Herr Waigel. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Jens, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Schwarz-Schilling? 

Dr. Jens (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Dr. Schwarz-Schilling. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Herr Kollege 
Jens, Sie haben gerade gesagt, Sie würden es begrü-
ßen, wenn möglichst viele Mittel mit dieser Investi-
tionszulage zur Anwendung kämen. Halten Sie es 
für eine ökonomisch sinnvolle Regelung, daß ausge-
rechnet jene Unternehmen, die in den letzten drei 
Jahren im Mut zur Entscheidung nicht nachgelas-
sen, sondern kontinuierlich Investitionen vorgenom-
men haben, durch die von Ihnen herbeigeführte Re-
gelung in der Bezuschussung der Investitionszulage 
praktisch benachteiligt, teilweise sogar gänzlich 
ausgeschlossen sind? 

Dr. Jens (SPD): Herr Schwarz-Schilling, ich halte 
es für sinnvoll, daß wir versuchen, sogenannte Mit-
nehmereffekte auszuschließen, wo immer es geht. 
Deshalb beschränkt sich diese Investitionszulage 
auf zusätzliche Investitionen. Und das ist gut so. 
Denn wir wollen in unserer Situation die vorhande-
nen knappen Mittel möglichst optimal einsetzen. 
Das heißt, wir müssen alles tun, um zusätzliche Inve-
stitionen zu fördern. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Ergebnis des Vermittlungsverfahrens 
hat die CDU/CSU aus meiner Sicht drei Dinge er-
reicht. 

Sie hat zum einen erreicht, daß in Zukunft baurei-
fe, aber unbebaute Grundstücke nicht höher besteu-
ert werden, was wir gern gewollt hätten. Ich frage 
mich: Welche Interessen vertritt die Opposition mit 
dieser Verhinderungspolitik? Das sind doch die In-
teressen des Besitzbürgertums oder die Interessen 
der Spekulanten. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ach 

Gott! — Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: 
Ihre Ideologie kommt wieder durch! — Zu

-

ruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Sie hat weiter erreicht, daß im Unternehmensbe-
reich nicht etwa schneller Steuern gezahlt werden, 
was wir gern gewollt hätten. Wir haben beabsichtigt, 
daß die Steuern in etwa genauso schnell gezahlt wer-
den wie von den deutschen Arbeitnehmern in unse-
rem Land. Aber auch dies hat die CDU/CSU verhin-
dert. Mit Gerechtigkeit hat das aus meiner Sicht 
sehr wenig zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alle gleich 
arm!) 

Ferner, meine Damen und Herren, gibt es zu-
nächst — das müssen wir wissen — keine Lohn- und 
Einkommensteuersenkung, da die Mehrwertsteu-
ererhöhung von der CDU verhindert wurde. Ich regi-
striere dies mit einem lachenden und einem weinen-
den Auge. Auf alle Fälle: die Facharbeiter, die gerade 
in die Progression hineinrutschen, werden sich bei 
der Opposition dafür bedanken, daß es 1984 zu-
nächst keine Lohn- und Einkommensteuersenkung 
gibt. 

Die CDU/CSU hat wieder einmal nein gesagt und 
keine Alternativen auf den Tisch gelegt. Sie hat kein 
Konzept vorgelegt, wie wir die Arbeitslosigkeit be-
kämpfen können. Ich meine, es hätte ihr gut ange-
standen, hierzu, zu diesem schwerwiegenden Pro-
blem, auch einmal einige Sätze zu sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
zweite Hälfte der 70er Jahre ist insgesamt durch zu-
rückhaltende Lohnpolitik gekennzeichnet gewesen. 
Zu diesem Ergebnis kommt das Rheinisch-Westfäli-
sche Institut aus Essen, das sicherlich unverdächtig 
ist, etwa auf der Seite der Gewerkschaften zu ste-
hen. Wenn wir den Bürgern nichts vorlügen wollen, 
dann müssen wir sogar feststellen, daß die deut-
schen Arbeitnehmer in diesem und im vorigen Jahr 
bereits reale Einkommenssenkungen akzeptieren 
mußten. Damit — das hat der Kollege Warnke auch 
herausgestellt — haben die Gewerkschaften und Ar-
beitnehmer einen sehr wichtigen Beitrag zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit geleistet. Das ist ge-
wissermaßen der Beitrag der Gewerkschaften zur 
Gemeinschaftsinitiative. Ein wichtiges Gut unserer 
Gesellschaftsordnung ist nun einmal der soziale 
Konsens. Dieser Konsens wurde durch diese Ge-
meinschaftsinitiative gesichert. Es ist wichtig für 
uns, daß er erhalten bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, es ist hier angebracht, den Gewerkschaf-
ten für diese vernünftige, zurückhaltende Lohnpoli-
tik, die sie in den letzten beiden Jahren betrieben ha-
ben, auch einmal Dank zu sagen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Lammert [CDU/ 
CSU]: Das hat die Opposition ja bereits ge

-

tan!) 

Wichtig erscheint mir, um auf das einzugehen, was 
der Kollege Warnke gesagt hat, daß es zur Zeit nicht 
darauf ankommt, einseitig angebotsorientierte Poli-
tik zu betreiben. Das Gebot der Stunde lautet: weder 
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einseitig angebotsorientierte Politik noch einseitig 
nachfrageorientierte Politik. Beide Seiten des wirt-
schaftspolitischen Spektrums müssen beackert wer-
den. Denn was nützt eine Angebotspolitik, die zu hö-
heren Gewinnen führt, die aber nicht dafür sorgt, 
daß die entsprechende Nachfrage vorhanden ist. 
Was nützt schließlich nur Nachfrage, wenn nicht 
auch entsprechende Gewinne in den Unternehmen 
anfallen, damit sie bereit sind, zu produzieren und zu 
investieren? Also, auf beides kommt es in unserer 
Zeit heute an. 

Meine Damen und Herren, wir haben in der letz-
ten Zeit zwar angebotsorientierte Politik in Hülle 
und in Fülle betrieben — ich darf an die Abschrei-
bungserleichtungen, an die Steuersenkungen, an die 
Ausweitung des Carry back, an die Krediterleichte-
rungen erinnern —, aber obwohl wir diese Politik 
seit etlichen Jahren intensiv betreiben, hat sie nicht 
zu einer Reduzierung der Arbeitslosigkeit geführt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

— Das ist sehr bedauerlich. Ich bin deshalb der An-
sicht, daß wir uns, Herr Waigel, sehr wohl noch ein-
mal überlegen müßten, ob wir nicht doch noch etwas 
tun können, um auch die öffentlichen Investitionen 
verstärkt anzuregen. Das schiene mir wenigstens 
sehr sinnvoll zu sein. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Umschichten? Was 
denn?) 

Erlauben Sie mir einige wenige Bemerkungen zu 
den Beschlüssen meiner Partei. Kritisiert worden 
sind insbesondere die Finanzierungsüberlegungen, 
um zusätzliche Mittel für beschäftigungspolitische 
Maßnahmen zu bekommen. Jeder, der hieran Kritik 
übte, konnte gewiß sein, breiten Raum in der Presse 
zu bekommen. 

Zunächst ist einmal festzustellen, daß die SPD die 
Bundestagsfraktion um Prüfung bestimmter steuer-
politischer Maßnahmen gebeten hat. Das ist etwas 
anderes als die Forderung: So ist es zu machen und 
nicht etwa anders. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Revidieren Sie das 
jetzt?) 

Schließlich darf ich hinzufügen — das ist in der Öf-
fentlichkeit völlig übersehen worden — : Es gibt un-
ter unseren steuerpolitischen Prüfungsvorschlägen 
auch Vorschläge, die mit unserem Koalitionspartner 
durchaus gemeinsam durchgesetzt werden kön-
nen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Ergänzungsabga

-

be!) 

Zum Beispiel haben FDP-Politiker und auch wir im-
mer wieder gefordert, daß die Windfall-Profits ver-
stärkt abgeschöpft werden. Zum Beispiel haben 
FDP-Politiker und auch wir immer gefordert, daß 
der Vorteil beim Ehegatten-Splitting etwas einge-
schränkt wird. Und zum Beispiel haben FDP-Politi-
ker und auch wir gemeinsam immer gefordert, daß 
der Kinderbetreuungsfreibetrag nun wirklich bald 
abgeschafft wird. Das muß man doch mal deutlich 
sagen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Jens, der Abgeordnete Dr. Lammert möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. Sind Sie damit einver-
standen? 

Dr. Jens (SPD): Geht das denn von meiner Zeit 
ab? 

Vizepräsident Windelen: Ein bißchen schon. 

Dr. Jens (SPD): Also die letzte, okay! 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Lammert! 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege Jens, wür-
den Sie denn meiner Einschätzung zustimmen, daß 
die auch von Ihnen gerade gewürdigten sehr verant-
wortungsvollen Lohnabschlüsse der Tarifpartner 
für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft allemal mehr beitragen als 
sämtliche Beschlüsse Ihres Münchener Parteita-
ges? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Jens (SPD): Herr Lammert, das können Sie mir 
doch gern abnehmen: Wir haben Steuererhöhungs-
beschlüsse nicht deshalb gefaßt, weil wir so gern die 
Steuern erhöhen. Das ist doch Quatsch. Wir haben 
sie aus der Verantwortung gefaßt, etwas gegen die 
Arbeitslosigkeit tun zu müssen. Dafür brauchen wir 
Geld. Wir haben die Beschlüsse gefaßt, um Geld zu 
bekommen, um die Arbeitslosigkeit besser bekämp-
fen zu können. Das ist der Sinn dieser Beschlüsse. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Ausgaben einsparen!) 

Ich möchte noch einmal kurz auf das eingehen, 
was Herr Warnke gesagt hat. Schließlich wissen wir 
natürlich genau, daß wir z. B. durch eine mögliche 
Anhebung des Spitzensteuersatzes der Einkommen-
steuer von 56 auf 60 % nur etwa 300 Millionen DM 
hereinbekommen. Das können wir nicht groß ver-
werten. 

(Dr. Warnke [CDU/CSU]: Aber das macht 
Spaß!) 

Aber diese Forderung hat natürlich den Sinn, den 
Bürgern zu zeigen, daß auch die Besserverdienen-
den in diesem Lande die Lasten der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit mittragen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich bin auch fest über-
zeugt davon, daß es dringend notwendig ist, der in 
unserer Bevölkerung weit verbreiteten Ansicht ent-
gegenzutreten, daß immer nur die Kleinen zur Fi-
nanzierung herangezogen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht aber Herr 
Hesselbach!) 

Wir Sozialdemokraten wollen jedenfalls, wann im-
mer es nur geht, für ein Mindestmaß an sozialer Ge-
rechtigkeit in diesem Lande kämpfen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Durch Steuererhö-
hungen! — Dr. Schwarz-Schilling [CDU/ 
CSU]: Ausgerechnet Sie! In welcher Zeit ist 
denn die Lohnsteuer von 30 Milliarden DM 



6000 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Mai 1982 

Dr. Jens 
auf über 100 Milliarden DM hochgegan

-

gen?) 

Ein Wort zu dem Vorwurf, wir wollten möglicher-
weise wieder Investitionslenkung einführen. Richtig 
ist — das weiß jeder in diesem Lande —: Wir wollen 
mehr Mitbestimmung und mehr Mitbeteiligung der 
deutschen Arbeitnehmer am Produktivvermögen. 
Das halte ich auch für dringend notwendig. Ich be-
haupte sogar: Hätten wir doch nur mehr Mitbestim-
mung und mehr Mitbeteiligung der deutschen Ar-
beitnehmer am Produktivvermögen, dann würden 
sich die deutschen Arbeitnehmer selbst wehren, 
wenn man ihnen möglicherweise das Recht auf Mit-
gestaltung der Investitionen durch eine zentrale 
Lenkungsstelle wieder wegnehmen wollte. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Sie re

-

gieren doch seit 1969!) 

Wir wollen in den Betrieben den Arbeitnehmern 
mehr Rechte geben, auch bei den Investitionen mit-
zubestimmen, aber wir wollen nicht etwa einer zen-
tralen Instanz derartige Rechte übereignen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Einige aber doch! — 
Wissmann [CDU/CSU]: Sagen Sie mal was 
über Vermögensbildung! Das wäre bes

-
ser!) 

Zur aktiven Arbeitsmarktpolitik gehört ferner 
eine Arbeitszeitverkürzung, zunächst für besonders 
belastete Arbeitnehmer. Diese notwendige Arbeits-
zeitverkürzung darf man nicht tabuisieren, wie es 
die Arbeitgeberverbände leider immer wieder tun. 
Die Großunternehmen handeln j a im übrigen auch 
anders und ermöglichen es zum Teil den Arbeitneh-
mern, mit 50 oder 55 Jahren in den Ruhestand zu ge-
hen. Wenn wir seit Jahren laufend mehr mit weniger 
Arbeitskräften produzieren, dann geht es nicht an, 
daß die Zahl der Arbeitslosen ständig steigt, wäh-
rend andere, Privilegierte 40 und mehr Stunden ar-
beiten dürfen. Das führt zwangsläufig zu sozialen 
Konflikten, zu neuen Klassen, die wir überwinden 
wollen. Die ökonomische Logik spricht einfach da-
für, die Arbeitszeitverkürzung weiterhin im Auge zu 
behalten. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, zurück zur 
Grollen Anfrage der CDU/CSU. Es läßt sich ja teil-
weise schon aus den Fragen erkennen, wes Geistes 
Kind einer ist. Die Fragen zur Wettbewerbspolitik, 
von denen ich nun ein bißchen verstehe, hätten ge-
nau so und nicht anders vom Bundesverband der 
Deutschen Industrie formuliert werden können. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ist das primitiv!) 

Dahinter steckt die alte Philosophie: Big business, 
Fusionskontrolle aufweichen, die deutschen Kon-
zerne stärken, nach dem Motto „Was kümmern mich 
denn weltweite Kartelle, Hauptsache, es nützt der 
Bundesrepublik Deutschland". 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist doch Klas

-

senkampf der 50er Jahre! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Letztes Jahrhundert! — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Herr Jens, Sie sind 

doch intelligenter als Sie reden!) 

Das mit der Opposition und mit dem Herrn Waigel 
gemeinsam formulierte Kartellrecht lehnt Gott sei 

Dank diese Grundhaltung ab. Und die Bundesregie-
rung hat sie auch nicht akzeptiert. 

Meine Damen und Herren, wir müssen langsam 
erkennen, daß uns die Großunternehmen heute im 
allgemeinen mehr Probleme als früher bescheren. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Auf Grund eurer 
Politik!) 

Wo kleine und mittlere Unternehmen vorherrschen, 
haben wir weniger Arbeitslosigkeit. Sie können sich 
schneller den neuen Herausforderungen auch auf 
dem Weltmarkt anpassen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Späte Einsicht!) 

Daß den Großen nicht die Zukunft gehört, sieht 
man daran, daß Massenprodukte verstärkt im Aus-
land hergestellt werden. Viele Großkonzerne leben 
bereits heute von Subventionen. Andere sind dabei, 
Arbeitsplätze abzubauen. Auch aus dieser Erkennt-
nis heraus ist in den vergangenen Jahren viel für die 
kleinen und mittleren Unternehmen von der Bun-
desregierung getan worden. Das war richtig. Diese 
Politik wird von uns, gemeinsam mit unserem Koali-
tionspartner fortgeführt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum sind denn 
so viele in Konkurs gegangen?) 

Ich gebe zu: Es gibt zwei strukturelle Probleme in 
den deutschen Unternehmen, die ich kurz noch an-
reißen möchte. Das eine ist die zu geringe Eigenka-
pitalquote. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Woran liegt 
das?) 

Aber wir müssen erkennen, daß dies nicht der allei-
nige Grund dafür ist, daß es zu Konkursen kommt. 
Nachgewiesenermaßen führen Managementfehler, 
Fehlinvestitionen, Fehlfinanzierungen und derglei-
chen mehr viel häufiger zum Konkurs als eine zu ge-
ringe Eigenkapitalquote. 

Und wir Sozialdemokraten haben auf unserem 
Münchener Parteitag gerne gefordert, daß die ein-
behaltenen Gewinne, die für arbeitsplatzschaffende 
Investitionen verwendet werden, niedriger besteu-
ert werden sollen als die ausgeschütteten. Ich nehme 
an, daß wir über diese Forderung ebenfalls mit unse-
rem Koalitionspartner reden können. Das liegt auch 
im Interesse der kleinen und mittleren Unterneh-
men in diesem Lande. 

(Beifall bei der SPD) 

Einen zweiten Punkt will ich noch kurz anspre-
chen: Ich bin der Meinung, die Lohnstückkosten ha-
ben wirklich ein Ausmaß erreicht, so daß sie nicht 
weiter steigen dürfen. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Schwarz-Schil

-

ling [CDU/CSU]: Dolle Erkenntnis!) 

Aber man muß auch hier, objektiverweise, hinzufü-
gen: Nicht jeder Wirtschaftszweig steht im interna-
tionalen Wettbewerb. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Z. B. der öffentli

-

che Dienst nicht!) 
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Und nur für jene gilt das Argument, daß die Lohn-
stückkosten nicht weiter steigen dürfen. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Also bei de

-

nen, die nicht im internationalen Wettbe

-

werb stehen, dürfen sie steigen?) 

Ich weise noch einmal darauf hin, daß die direkten 
Lohnkosten dank der vernünftigen Politik der Ge-
werkschaften in diesem Jahre überhaupt nicht ge-
stiegen sind. Gestiegen sind in früheren Jahren nur 
die Lohnnebenkosten. Aber hier muß man fairer-
weise ebenfalls hinzufügen, daß sie in anderen Län-
dern deutlich stärker gestiegen sind als bei uns. Die 
OECD kommt in ihrem jüngsten Bericht zu dem Er-
gebnis, daß in Zukunft in vergleichbaren, mit uns 
konkurrierenden Industrieländern die Kosten und 
auch die Preise zwei- bis sechsmal stärker ansteigen 
werden als in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Weil 
wir schon oben sind! — Dr. Lammert [CDU/ 
CSU]: Bei den Lohnnebenkosten müssen 

Nachholeffekte berücksichtigt werden!) 

Selbst eine weitere Aufwertung der D-Mark kann 
nicht dazu führen, daß dieser Wettbewerbsvorteil 
der deutschen Wirtschaft wieder kaputtgemacht 
wird. 

Im übrigen gibt es eine Fülle von Faktoren, die für 
die Wettbewerbsfähigkeit maßgebend sind. Dazu ge-
hören z. B. gute und exakte Lieferbedingungen, für 
die unsere deutschen Unternehmen insbesondere 
bekannt sind. Dazu gehört z. B. eine hohe Qualität 
unserer Produkte, die wir unseren guten Ingenieu-
ren und Facharbeitern zu verdanken haben. Und 
dazu gehört außerdem eine geringere Streikhäufig-
keit und damit der anerkannt gute soziale Konsens 
zwischen den Trägern der Wirtschaftspolitik in die-
sem Lande. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Vertrauen der Wirtschaft in die Wirtschaftspolitik 
ist sicherlich eine ganz wichtige Sache. Das möchte 
ich hier noch einmal betonen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Es ist aber leider 
nicht vorhanden!) 

Aber außer auf Vertrauen kommt es entscheidend 
darauf an, daß die Rentabilität der Investitionen 
stimmt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Durch unsere Investitionszulage, die jetzt Wirklich-
keit geworden ist, wird die Rentabilität der Investi-
tionen in den deutschen Unternehmen in diesem 
Jahre deutlich verbessert, was ich ausdrücklich noch 
einmal begrüße. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Vor allen Dingen bei denen, die 

nichts kriegen!) 

Doch das Vertrauen der Wirtschaft in die Wirt-
schaftspolitik, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist ja nicht — das haben jüngste Untersu-
chungen des Ifo-Instituts gezeigt — in unserem 
Land besonders gering, sondern das Vertrauen der 

Wirtschaft in die Wirtschaftspolitik ist zur Zeit vor 
allem in den Vereinigten Staaten äußerst gering. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Frankreich!) 

Das liegt auf der Hand. Das Budgetdefizit ist drüben 
mittlerweile auf über 100 Milliarden Dollar angestie-
gen. Die jüngsten Haushaltsberatungen zwischen 
Regierung und Kongreß sind gescheitert. Die Stabi-
lisierungslasten sind drüben einseitig der Federal 
Reserve Bank auf die Schultern gelegt worden. 

Nein, unsere Wettbewerbsfähigkeit ist und bleibt 
gut. Das lassen wir uns von Ihnen auch nicht zerre-
den. 

(Lachen und Zuruf von der CDU/CSU: 
Selbstbeschwörung!) 

Einige besondere Aspekte aus der Großen Anfrage 
zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit werden 
meine Kollegen behandeln. 

Wer nach der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit fragt, muß allerdings auch immer wieder bereit 
sein, sich die internationalen Ergebnisse anzusehen 
und anzuhören. Ein Vergleich für 1981 zwischen 15 
vergleichbaren westlichen Ländern zeigt folgendes 
Bild. Preisentwicklung: Bundesrepublik Deutsch-
land zweiter Platz hinter Japan; vorhandene Wäh-
rungsreserven: Bundesrepublik Deutschland erster 
Platz; Zuwachs des Bruttosozialprodukts: Bundesre-
publik Deutschland gutes Mittelfeld; 

(Löffler [SPD]: Da müssen Sie von der 
CDU/CSU zuhören!) 

Arbeitslosigkeit: fünfter Platz, und nur Japan, die 
Schweiz, Schweden und Österreich haben geringere 
Arbeitslosenquoten. Dabei füge ich hinzu, daß 1,8 
Millionen Arbeitslose im Durchschnitt 1982 für uns 
viel zu viel sind. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Aha!) 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen haben dagegen etwas unternom-
men. Es bleibt dabei: In einer modernen Industriege-
sellschaft gibt es für uns Sozialdemokraten nicht 
den Hinweis „Soll doch jeder sehen, wie er selbst Ar-
beit bekommt!" In unserer hochindustrialisierten 
Welt ist der Staat aufgerufen, mit dafür zu sorgen, 
daß jeder Arbeitswillige einen Arbeitsplatz be-
kommt. Eine Regierung, die die Hände in den Schoß 
legt und nichts tut oder tun will, zerstört unser be-
währtes soziales und marktwirtschaftliches Sy-
stem. 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

Ich komme zum Schluß. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Ja, bitte!) 

Vor sieben, acht Jahren hat der sehr liberale Profes-
sor Daniel Bell in den Vereinigten Staaten ein hoch 
gelobtes Buch mit dem Titel „Die nachindustrielle 
Gesellschaft" geschrieben; aus meiner Sicht ein sehr 
empfehlenswertes und lesenswertes Buch. Darin 
heißt es: 

Es wird darum gehen, das soziale Verantwor

-

tungsbewußtsein und Ethos der führenden Per

-

sönlichkeiten zu schärfen, den Wunsch nach 
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mehr Annehmlichkeiten zu befriedigen, in den 
Städten größere Schönheit und eine bessere Le-
bensqualität herbeizuführen, ein differenzierte-
res, geistig anspruchsvolleres Bildungssystem 
zu schaffen und das allgemeine kulturelle Ni-
veau zu heben. 

Wie diese Ziele erreicht werden können und wie 
die Kosten zu verteilen sind, darüber mögen un-
sere Ansichten auseinandergehen. Immerhin 
aber bringen uns solche Fragen, hinter denen 
eine bestimmte Konzeption des Gemeinwohls 
steht, zu den klassischen Fragen der Polis zu-
rück, und genau das ist wünschenswert. 

Ich kann mich hier nur noch einmal zu diesen Pro-
gnosen bekennen. Ich füge hinzu: wir Sozialdemo-
kraten waren schon immer gute Liberale. — Schö-
nen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Bun-
desminister der Finanzen. 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen (von Ab-
geordneten der SPD mit Beifall begrüßt): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Es ist eine große 
Ehre für mich, zum ersten Mal hier an diesem Pult 
stehen zu dürfen. Das werden Sie verstehen. Deswe-
gen darf ich mir vielleicht zwei, drei Vorbemerkun-
gen erlauben, zumal als jemand, der Ihrem Hohen 
Haus nicht als Mitglied angehört. 

Erstens. Als ein Nichtmitglied Ihres Hauses fühle 
ich die besondere Verpflichtung, die Politik der Bun-
desregierung und der Koalition und auch meine Bei-
träge zu dieser Politik gerade hier darzulegen. Ich 
freue mich auf diese erste Gelegenheit. Zweitens. 
Der Arbeitsbereich des Bundesministers der Finan-
zen zwingt zur Zusammenarbeit — auch über die 
Grenzen der Fraktionen und Parteien hinweg. Die 
institutionellen Verhältnisse und die Verfassung 
selbst wollen das. Das gestrige Vermittlungsverfah-
ren war ein besonders anschauliches Beispiel dafür. 
Dieser Zwang wird durch den Umstand verstärkt, 
daß wir derzeit noch keine Mehrheit im Vermitt-
lungsausschuß haben. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Sie 
haben auch keine Chance, diese Mehrheit 

zu erreichen!) 

— Wir beide haben doch noch ein paar Jahre Politik 
vor uns; also ein bißchen Geduld. 

Im Hinblick auf die Opposition heißt das für mich 
zweierlei. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie werden noch 
andere Zeiten erleben!) 

Ich sage Ihnen zu, alle Ihre Anregungen sorgfältig 
zu prüfen; allerdings unter einer Bedingung, Herr 
Warnke: Sie müssen konkret und realistisch sein. 
Aber die Diskussion heute ist ja noch nicht zu 
Ende. 

Zweitens heißt das aber wohl auch, daß sich die 
Union angesichts dieser Ausgangsposition — bis hin  

zum Vermittlungsverfahren — in einer besonderen 
Verantwortung befindet. Gerade diese besondere 
Verantwortung zwingt sie im Hinblick auf den Bür-
ger draußen auch zu konkreten Alternativen. Darauf 
haben die Bürger einen Anspruch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich komme ja auf München noch einmal zurück. 
Aber sich München sozusagen aus dem Mauseloch 
anzusehen in der Hoffnung, SPD und FDP würden 
sich schon gegenseitig zerreißen, ist erstens einer 
Opposition nicht voll würdig, die da in der Diskus-
sion mehr beitragen muß. Zweitens geht die Rech-
nung nicht auf. Das wollte ich gleich zu Anfang sa-
gen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nach diesen Vorbemerkungen will ich jetzt zur 
Großen Anfrage kommen. Seitdem Sie sie gestellt 
haben, also seit dem Oktober des vergangenen Jah-
res, hat sich die außenwirtschaftliche Situation der 
Bundesrepublik Deutschland erfreulicherweise 
deutlich verbessert. Ich habe etwas gegen Weltre-
korde, aber im März hatten wir mit 6,4 Milliar-
den DM doch immerhin den größten Handelsbilanz-
überschuß zu verzeichnen, den wir jedenfalls in der 
Nachkriegszeit jemals hatten. Auch der Passivsaldo 
der Leistungsbilanz — das ist ja ein noch wichtige-
rer Indikator — hat sich im ersten Quartal dieses 
Jahres ganz deutlich ermäßigt. Die Institute, die Sie 
immer wieder zu Recht zitiert haben, sagen uns für 
dieses Jahr einen Überschuß von 5 Milliarden DM 
voraus. Die meisten internationalen Einrichtungen 
gehen mit ihren Schätzungen, was den Überschuß 
der Leistungsbilanz angeht, sogar noch darüber hin-
aus. Auch der bereits zitierte DIHT kommt auf 
Grund seiner Umfrage zu dem klaren Ergebnis, daß 
die deutschen Exporte in diesem Jahr auf einen 
neuen Rekord zusteuern. 

Das sind Gründe, sich der Frage nach unserer in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit bei aller kriti-
schen Objektivität auch mit Zuversicht und Selbst-
bewußtsein zu nähern. Allerdings haben wir auch 
gute Gründe, jeden Überschwang zu vermeiden und 
uns vor allen Dingen mit den längerfristigen Risiken 
auseinanderzusetzen. 

Der Stabilitätsvorsprung der Deutschen Mark 
und der im Vergleich zu 1980 deutlich gestiegene 
Kurs des Dollar haben die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Produkte im Inland wie im Ausland 
sicherlich erheblich gestärkt. Käufer im In- und Aus-
land haben auf diese positiven Preissignale prompt 
reagiert. 

Ich will feststellen, daß sich eine auf Preisstabili-
tät gerichtete Wirtschaftspolitik nicht nur für die 
Preise selbst und damit für die Kaufkraft auszahlt, 
sondern eben auch für Wachstum und Beschäfti-
gung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In diesem Punkt sind wir nun wirklich erfolgreich 
gewesen. 

Wir haben ja eine Art der Preismessung, die nicht 
überall auf der Welt angewendet wird. Wir messen 
die Preise im Vergleich zum Vorjahr. Wenn wir ein- 
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mal die amerikanische Methode anwenden und die 
laufende Preisrate nehmen würden — also wie be-
wegen sich unsere Preise heute und nicht im Ver-
gleich zum vergangenen Jahr? —, stellt sich heraus: 
Wenn man aus der laufenden Preisrate für die letz-
ten drei Monate eine Jahreszahl machen würde — 
die  Bundesbank rechnet z. B. intern so —, dann liegt 
diese Preisrate derzeit bei 1,6 %, was die Hoffnung 
zuläßt, daß wir im Jahresvergleich sehr bald eine 
Vier vor dem Komma schreiben werden, und was die 
Prognose vieler Experten stützt, das daraus gegen 
Jahresende sogar eine Drei vor dem Komma werden 
könnte. Angesichts der erheblichen Vorbelastung 
aus Ölkosten und anderen Einfuhrbelastungen ist 
die Festigung dieses Stabilitätsvorsprungs in der 
Tat eine große Leistung, die ohne die Preisdisziplin 
vieler Unternehmen, aber gerade auch ohne die ver-
antwortungsbewußten Tarifabschlüsse der letzten 
beiden Jahre nicht möglich gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es hat sich wieder ge-
zeigt, daß sozialer Frieden und soziale Stabilität 
auch sehr reale Faktoren unserer wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit sind. Diesen Gesichtspunkt 
müssen wir dann bitte auch immer bei allen Diskus-
sionen und zum Teil polemischen Auseinanderset-
zungen über Kosten und Ausgestaltung der sozialen 
Sicherung berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn ich das als ehemaliger Gewerkschaftssekre-
tär und alter Gewerkschaftler so sagen darf: An die-
sen Umstand sollten wir uns nicht nur am 1. Mai 
oder dann erinnern, wenn wir gerade dabei sind, Be-
grüßungsworte für Gewerkschaftstage zu formulie-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Warnke hat recht: Wir sind ein rohstoffar-
mes, hochentwickeltes Industrieland, und wir wer-
den von daher immer auch ganz zwangsläufig ein 
Land mit vergleichsweise hohen Produktionskosten 
bleiben. Die Konsequenz liegt auf der Hand: Fleiß, 
Zuverlässigkeit, Erfindungsreichtum und in hohem 
Maße der Gesichtspunkt der Mobilität, auf den Herr 
Haussmann hingewiesen hat, bleiben das einzige 
Kapital, von dem wir dauerhaft zehren können. 

Damit will ich den Preisfaktor nicht gering ein-
schätzen. Wettbewerbsfähigkeit heißt auch in Zu-
kunft immer preisliche Wettbewerbsfähigkeit. Es 
reicht nicht aus, zuverlässig und pünktlich zu sein, 
und beides, die Preis- und die Qualitätskonkurrenz 
nehmen zu. Hier ist bereits auf den Wettbewerbs-
druck, der aus jüngeren Industriestaaten, Schwel-
lenländern und einer wachsenden Zahl von Ent-
wicklungsländern kommt, hingewiesen worden. 
Diese Länder sind heute in der Lage, auch technolo-
gisch weniger anspruchsvolle Investitionsgüter an-
zubieten und mit uns in Wettbewerb zu treten. Inso-
fern bleibt — das gilt für die Bundesregierung nach 
ihrer Überzeugung ganz eindeutig — ein waches Ko-
stenbewußtsein eine wesentliche Grundlage für un-
seren zukünftigen wirtschaftlichen Erfolg. 

Gleichzeitig müssen wir feststellen, daß sich die 
Konkurrenz bei Spitzentechnologien erheblich ver-
schärft hat. Hier sind Beispiele genannt worden; ich 
will die Liste nicht verlängern. Aber vor dem Hinter-
grund dieser Entwicklung in den letzten zehn Jah-
ren wäre eine etwas weniger ideologische Auseinan-
dersetzung und Sicht der staatlichen Forschungs-
förderung und der Zusammenarbeit von Staat und 
Wirtschaft durchaus und sicherlich angebracht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Übrigens, Herr Warnke — man kann sich die An-
träge aus einem großen Bukett nicht so einfach her-
aussuchen —, gerade auch zu dieser Frage hat sich 
der Parteitag meiner Partei sehr, sehr vernünftige 
und lesenswerte Gedanken gemacht. Damit bin ich 
dann auch beim Münchener Parteitag. 

Was hier aus der Sicht der SPD-Fraktion zu sagen 
war, ist von Herrn Jens vorgetragen worden. Zu-
nächst nehmen Sie bitte einmal zur Kenntnis, mit 
welchen Zielsetzungen und Motiven in München 
diskutiert worden ist! Ich will hier nur ein wesentli-
ches Problem herausgreifen, ohne mich zu lange 
daran festzuhalten. Niemand hier — ganz gleich bei 
welcher Wirtschaftspolitik — wird die Demographie 
der nächsten sechs bis sieben Jahre verändern kön-
nen. Niemand hier, gleich mit welcher Wirtschafts-
oder Finanzpolitik, wird das Problem der starken 
Jahrgänge und auch der schwachen Abgänge in den 
hohen Altersgruppen verändern können. Hier müs-
sen Lösungen gefunden werden, die dieses Über-
gangsproblem von vier bis fünf Jahren sozial erträg-
lich und wirtschaftlich vernünftig lösen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Jede Woche liegen auf den Tischen der Länderwirt-
schaftsministerien, des Bundeswirtschaftsministe-
riums, des -finanzministeriums, begründete Anträ-
ge, Unternehmen, die in Übergangsschwierigkeiten 
sind, über einen Zeitraum von drei bis vier Jahren zu 
helfen. Man kommt dann zu dem Schluß: Die Hilfe 
ist gerechtfertigt; denn am Ende steht der Erfolg. — 
Was  für Unternehmen recht ist, sollte für junge 
Menschen nicht billig sein? 

Hier ist der Denkansatz dieses Parteitages gewe-
sen. Selbst wenn man der einen oder anderen prakti-
schen Lösung skeptisch gegenübersteht — ich sage 
ganz offen, meine Freunde wissen das, ich tue das 
dem einen oder anderen Denkansatz gegenüber —, 
kommt es mir als Vertreter der Bundesregierung 
doch zunächst einmal darauf an, Anregungen zur 
Bewältigung dieses Problems zu erhalten. Ein paar 
Gedanken zuviel sind dann immer noch besser als so 
gut wie überhaupt keine. Das muß man dabei dann 
auch sehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Sehr gütig!) 

Übrigens würde die Verlängerung dieser Liste aus 
den Reihen der Union — — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Warum war denn 
der Kanzler bei der Debatte gar nicht da

-

bei?) 
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— Der wird wohl seine sehr guten Gründe dafür ge-
habt haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Im übrigen war er bei der Debatte dabei, wie Sie ge-
nauso gut wissen wie ich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zusätzliche Anregungen gerade hier zur Überwin-
dung dieses Problems aus den Reihen der Union 
würden dann auch die Diskussion nur zu versachli-
chen geeignet sein. 

Ich will zur Leistungsbilanz zurückkommen. Herr 
Warnke, Sie haben nach meiner Überzeugung völlig 
recht, wenn Sie den Zusammenhang gerade auch 
zwischen Wechselkursen und Leistungsbilanzsitua-
tion darstellen. Aber dieser Zusammenhang gilt 
dann natürlich auch für die voraufgehende Phase 
unseres Leistungsbilanzdefizits, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

das zum Teil eben auch die Konsequenz der vorher-
gegangenen, sehr starken Aufwertung der Deut-
schen Mark und der von daher etwas schwieriger ge-
wordenen Wettbewerbssituation auf den Weltmärk-
ten war. Das konnte nicht ohne Folge bleiben. 

Gerade aus diesem Grund würde ich auch wie Sie 
nicht die gegenwärtig sehr erfreuliche Situation so 
ganz rasch in die Zukunft fortschreiben wollen. Hier 
können sich wieder gegenläufige Schwierigkeiten 
für die nächsten Jahre ergeben. Das einzig Dauer-
hafte in diesem Wechselspiel zwischen Wechselkurs 
und Leistungsbilanz ist in der Tat die Bewegung. Da 
kann man sich wohl nicht auf Momentaufnahmen 
verlassen. Vor allen Dingen darf man sich natürlich 
nicht zur Trägheit verführen lassen. 

Deshalb gilt, was hier von Herrn Jens und von 
Herrn Haussmann zuvor bereits gesagt worden ist: 
keine Competitive devaluation oder ähnliche Tricks; 
die helfen dann überhaupt nicht weiter. Die Koali-
tion bemüht sich, mit ihrer Politik auf Dauer die 
Marktkräfte und die Leistungsbereitschaft zu stär-
ken und die zur Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit und zur Schaffung von Arbeitsplätzen notwen-
dige Umschichtung von konsumtiven zu investiven 
Verwendungen zu fördern. In diesen Zusammen-
hang gehören die Gemeinschaftsinititative und auch 
das gestrige Vermittlungsergebnis, auf die ich noch 
eingehen darf. 

Zuvor aber ein Hinweis auf eine Kritik von Herrn 
Warnke, die ich nicht so recht verstehe, nämlich be-
züglich des Verhältnisses zwischen Bundesregie-
rung und Bundesbank. Erstens. Wir sind froh über 
die Unabhängigkeit unserer Bundesbank und den-
ken nicht daran, daran irgend etwas zu ändern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Aus manchen Erklärun

-

gen hört man es anders! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Selbstverständlich gilt diese Unabhängigkeit 
aber auch anders herum: auch die Bundesregierung 
ist unabhängig von der Deutschen Bundesbank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Und da beides richtig ist, ist es nicht so verwerflich, 
wenn beide Seiten sich gegenseitig ab und zu mal 
kritische Fragen stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was dem Jahresbericht der Deutschen Bundesbank 
zugestanden werden muß, muß dann wohl auch mal 
einem kritischen Fragesteller aus dem politischen 
Bereich an die Adresse Frankfurt zugestanden wer-
den. 

Aber, in der Tat, Dank gebührt der Bundesbank 
für die in der letzten Zeit eingeleitete Politik. Ich 
spreche diesen Dank hier um so lieber aus, als Herr 
Pöhl gerade gestern und vorgestern uns für die ein-
geleitete Finanzpolitik der letzten Zeit ausdrücklich 
gedankt hat. Vielleicht nehmen Sie den dann auch 
zur Kenntnis. Dann haben wir ein ganz komplettes 
Verhältnis. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun vielleicht ein Wort an, dieser Stelle zur Ge-
meinschaftsinitiative. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ja, Herr Pöhl und ich, wir kennen uns in der Tat 
sehr gut. Das soll einen ja wohl dann nicht an erfolg-
reicher Zusammenarbeit hindern, nicht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber vielleicht 
bringen Sie ihn mal mit Herrn Roth zusam

-

men!) 

Zumal Herr Pöhl, wie Sie ja wissen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

einer unter gleichberechtigten Mitgliedern des Zen-
tralbankrates ist, und da wird man dann immer 
Kompromisse brauchen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ach, Herr Waigel, Herr Pöhl ist noch nie im Kabi-
nett gewesen. Ich weiß gar nicht, warum Sie ihn hier 
abqualifizieren. Er kann sich hier j a nicht einmal 
wehren. 

(Beifall bei der SPD) 

Und jetzt fangen Sie an, die Bundesbank zu kritisie-
ren! Ich weiß nicht, was das soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nun ein Wort zum Vermittlungsausschuß. Ich wie-
derhole das, was ich gestern gesagt habe: Für die 
Bundesregierung ist das ein akzeptables Ergebnis. 
Es hat positive Seiten, und es hat bedauerliche Sei-
ten. Ich will zunächst zu den positiven Seiten kom-
men. 

Ich sehe es als positiv an, daß im Vermittlungsaus-
schuß eine rasche Verständigung aller Seiten mög-
lich war. In der Tat hätte ein weiteres wochenlanges 
von Polemik begleitetes Gezerre niemandem gehol-
fen. Die Wirtschaft braucht Klarheit. Sie hat durch 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Mai 1982 	6005 

Bundesminister Lahnstein 
die gestrigen Empfehlungen des Vermittlungsaus-
schusses diese Klarheit erhalten. 

(Roth [SPD]: Aber die monatelange Blok

-

kiererei hat sich gestern als wirklicher Un

-

fug erwiesen! — Zustimmung bei der SPD 
— Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich komme genau auf diesen Punkt sofort zu-
rück. 

Die Investitionszulage schafft klare und günsti-
gere Rahmenbedingungen für Investoren. Diesen 
Faktor sollte man bitte — und ich denke, das gilt für 
uns alle — erstens mit Zuversicht sehen, und zwei-
tens sollte man ihn mit dem Appell an die Investo-
ren, von diesem Angebot Gebrauch zu machen, ver-
binden. 

Hier ist auch heute morgen wieder darauf hinge-
wiesen worden, wieviel Kritik an diesem Instrument 
geübt worden war. Dazu will ich nur zwei Dinge sa-
gen. Erstens. Das Instrument hat sich in langen Jah-
ren bewährt, z. B. in der Großen Koalition, als es ein-
geführt wurde, aber auch in den späteren Jahren, als 
Sie auch hier diesem Instrument immer zugestimmt 
haben. 

Zweitens. Lassen Sie uns doch bitte ein paar Mo-
nate abwarten. Ich bin hinsichtlich der Inanspruch-
nahme dieses Instruments ganz zuversichtlich. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Sicher, 
Sie kumulieren Vor- und Nachzüge, das ist 

doch klar!) 

Wir werden dann mit den Zahlen in der Hand allen 
voreiligen Kritikern — auch aus der Industrie, auch 
aus den Reihen der Opposition, auch aus den Reihen 
des Bundesrates — entgegentreten können. Jetzt die 
Kritik, die Distanz und den Unmut weiter aufrecht-
zuerhalten, hilft der Operation psychologisch sehr 
wenig, wenn ich dies vielleicht an die Adresse von 
Herrn Stoltenberg sagen darf. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Positiv sind auch die Beschäftigungshilfen für 
junge Menschen; sie wurden auch von allen ohne 
Diskussion positiv gewürdigt. 

Positiv ist das, was wir gestern in einer technisch 
sauberen und akzeptablen Form für Hamburg, für 
Bremen und für die anderen Küstenländer haben 
vereinbaren können. 

(Echternach [CDU/CSU]: Das hätten Sie 
schon vorher haben können!) 

— Wir hätten das vorher haben können? Jetzt wird 
im Hinblick auf ein bestimmtes Datum so getan, als 
hätte monatelang ein Wettrennen auf diese Lösung 
hin betrieben werden können. Herr Echternach, Sie 
wissen genausogut wie ich, daß ein entsprechender 
Antrag der Länder Hamburg und Bremen im Bun-
desrat von der dortigen Mehrheit abgelehnt worden 
war, 

(Roth [SPD]: So ist es!) 

allerdings deshalb — ich sage das ohne jede Pole-
mik —, weil es sich aus dem prozeduralen Zusam-
menhang mit der Investitionszulagenregelung ins-
gesamt so ergab. Aber es macht keinen Sinn, hier 

nun sozusagen durch die Hintertür Erstgeburts-
rechte beanspruchen zu wollen. 

(Echternach [CDU/CSU]: Wir haben den 
Antrag hier gestellt, und Sie haben ihn ab

-

gelehnt!) 

Das werden die Reaktionen in der Öffentlichkeit 
dort oben dann schon zeigen. 

Für positiv halte ich es übrigens auch, daß wir in 
der — zugegebenermaßen kniffligen — Frage eines 
Krankenversicherungsbeitrages der Rentner nun-
mehr eine breite Basis aller Parteien haben, was ei-
nem dann hoffentlich die unnötige polemische Aus-
einandersetzung unter dem Rubrum „soziale De-
montage" für die Zukunft zumindest an diesem 
Punkt erspart. 

Bedauerlich ist auch einiges, und zwar ganz be-
sonders aus der Sicht des Finanzministers. Bedauer-
lich ist die Verweigerung der Union in allen Gremien 
— im Bundestag, im Bundesrat und auch gestern —, 
was die Finanzierung dieser Maßnahmen angeht. 
Was wir vorhatten, war doch um Himmels willen 
keine Mehrwertsteueranhebung sozusagen aus Jux 
und Tollerei. Was wir vorhatten und weiter beabsich-
tigen und weiter durchsetzen wollen, ist die Um-
schichtung im Steuersystem, die eben auch die Um-
schichtung von konsumtiven auf investive Verwen-
dungszwecke des Sozialprodukts unterstützt. Es hat 
in allen Stadien des Verfahrens kein sachliches Ge-
genargument gegen diesen Denkansatz gegeben; 
von sehr vordergründigen Argumenten sehe ich da-
bei ab. Man muß sich dann darüber klar sein, was 
man will, ob man diese Umschichtung aus ökonomi-
scher Einsicht fördern will oder populistisch auf Er-
folge aus ist. Beides zusammen geht da nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Warnke, auch Sie haben den Punkt ja am 
Wickel gehabt. Sie haben mit einem gewissen Stolz 
darauf hingewiesen: Wir haben die Anhebung der 
Mehrwertsteuer verhindert. Diesen Prozeß der Um-
schichtung im Steuersystem hat gerade der Mini-
sterpräsident des Freistaats Bayern in mehreren öf-
fentlichen Äußerungen als einen möglichen, auf 
mittlere Sicht auch richtigen Weg bezeichnet. Wir 
befinden uns da in ganz guter Gesellschaft. 

(Roth [SPD]: Ob das gute Gesellschaft ist, 
ist die Frage!) 

— Ich befinde mich da in ganz guter Gesellschaft. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob das aber die Kritik von Herrn Warnke rechtfer-
tigt, da habe ich so meine Zweifel. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Warnke? 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Aber 
gern, Herr Präsident. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war eine mu

-

tige Aussage, Herr Finanzminister!) 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
würden Sie mir zustimmen, daß die guten Absichten 
der Bundesregierung zur Umschichtung der Steuer- 
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struktur erheblich mehr Aussicht auf Erfolg gehabt 
hätten, wenn sie in Form eines klar formulierten Ge-
setzentwurfs vorgelegt worden wären — meinetwe-
gen mit späterem Inkrafttreten —, nicht aber in der 
Art und Weise, daß Koalitionspartner im massiven 
Widerstreit ihrer eigenen Parteien unverbindliche 
Wischiwaschi-Formulierungen in diese Beratungen 
hineintragen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Warnke, ich weiß nicht, wo Sie das mit dem Wischi-
waschi gelesen haben. Jedenfalls treffen der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung und auch der Geset-
zesbeschluß des Bundestages hier ganz eindeutige 
Aussagen. Wenn Sie allerdings meinen sollten, man 
müßte sich dazu verstehen, im Frühjahr 1982 bis in 
die einzelne Kleinigkeit der Tarifgestaltung oder der 
Freibetragsregelung hinein Gesetze mit einem In-
krafttreten zum 1. Januar 1984 in die Welt zu setzen, 
dann fragen Sie doch einmal Ihre Kollegen aus dem 
Finanzausschuß und aus dem Haushaltsausschuß; 
da bekommen Sie noch viel klarere Antworten, als 
Sie sie jetzt von mir bekommen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich denke nicht daran. 

Steuergesetze müssen solide gemacht werden, 
und sie müssen zu der Zeit gemacht werden, in der 
sie anstehen. Daß die politische Absicht, diesen Um-
schichtungsprozeß fortzuführen, bei uns weiterbe-
steht, daran sollten Sie nicht zweifeln. Aber ich muß 
doch erst einmal eine Geschäftsgrundlage dafür ha-
ben. Einen Teil der Geschäftsgrundlage haben Sie 
uns aber gestern unter den Füßen weggezogen; da 
müssen wir uns um eine neue bemühen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
zweite Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Warnke? 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Bundesminister, ich 
bin Ihnen dankbar, daß Sie mir eine zweite Zusatz-
frage gestatten; Sie unterliegen ja auch nicht einer 
Redezeitbegrenzung. Würden Sie mir zustimmen, 
daß dies eine gute Gelegenheit wäre, meine Frage zu 
beantworten, ob die Anträge des SPD-Parteitags auf 
Einführung einer Ergänzungsabgabe und einer Ar-
beitsmarktabgabe sowie der Erhöhung der Höchst-
steuersätze bei der Körperschaft- und Einkommen-
steuer Aussicht auf Verwirklichung bis 1984 ha-
ben? 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Wir wer-
den unsere Vorschläge für 1984 dann machen, wenn 
es rechtlich und auch in Respekt vor den Institutio-
nen geboten ist. Wir werden in unsere Vorschläge 
alle Anregungen zur Prüfung — mehr ist j a nicht 
verlangt — einbeziehen, die auf dem Tisch liegen. 
Die Vorschläge aus München kenne ich. Ich meine 
jetzt die aus der Münchener Olympiahalle; die von 
der Lazarettstraße kenne ich noch nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Es wäre ganz gut, Herr Warnke — ich sage das 
ohne Polemik —, wenn die Vorschläge im Endeffekt 
nicht doch wieder eine verblüffende Ähnlichkeit mit 
anderen Anregungen hätten, die wir allerdings 
schon auf dem Tisch haben, z. B. mit Anregungen 
von DIHT und vom BDI. Aber auch die werden wir 
selbstverständlich in die Prüfung einbeziehen. Sie 
können uns dann kritisieren, wenn wir unsere Vor-
schläge machen. Sie werden es dem Finanzminister 
nachsehen, daß er die Katze hier nicht vor der Zeit 
aus dem Sack läßt. Er wird es auch auf die zweite 
Zwischenfrage hin nicht tun, Herr Warnke. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wollte sagen: Diese Verweigerungshaltung, 
was die Finanzierung angeht, hat Konsequenzen. 
Ich denke, z. B. an die verweigerte vorzeitige Neube-
wertung unbebauter, aber baureifer Grundstücke. 
Hätte man die Neubewertung gestern durchbekom-
men können, dann hätte das für die kommunalen Fi-
nanzen eine Zahl bedeutet, die — ich will da vorsich-
tig sein — immerhin mehrere hundert Millionen be-
tragen würde. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Hauser [Kre

-

feld] [CDU/CSU]: Ein bürokratischer Auf

-
wand!) 

Das hätte den kommunalen Finanzen geholfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Schade, daß Herr Waffenschmidt jetzt nicht da ist; 
er war eben da und ist hinausgegangen. Ich würde 
ihn ganz gerne als Verbündeten sehen. Ich bin froh 
darüber, daß die Koalitionsfraktionen bereits ge-
stern abend den gleichen Antrag wieder eingebracht 
haben. Wir sehen uns zum gleichen Thema Ende die-
ses Monats hier wieder. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist der eigentlich bedauerliche Punkt, denn mit 
den Konsequenzen müssen wir jetzt alle fertig wer-
den. Niemand soll so tun, als sei das nur ein Problem 
für den Bundesfinanzminister. Auf ihn kommen 
etwa 50 % der Belastung zu, verteilt über drei Jahre. 
Das ist schmerzlich, aber es ist beherrschbar. Wir 
werden im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Haushaltsentwurfs 1983 hierfür eine Lösung anbie-
ten. Soweit zu diesem internen Beitrag der letzten 
Tage, den ich für akzeptabel halte, auch was unsere 
internationale Wettbewerbsfähigkeit angeht. 

Wichtiger Grundsatz — damit bin ich auch bei der 
Antwort auf die Anfrage — bleibt für uns, daß wir die 
Vorteile internationaler Arbeitsteilung nicht nur be-
anspruchen dürfen; wir müssen auch die Lasten und 
Herausforderungen annehmen, die darin liegen. Ich 
glaube, hier besteht kein großer Unterschied zwi-
schen den Fraktionen. Diese Herausforderung be-
steht in der permanenten Aufgabe der Umstruktu-
rierung und der Anpassung unserer Produkte und 
Produktionsverfahren, weg von solchen Bereichen, 
wo andere besser dran sind und natürliche Vorteile 
haben, und hin zu solchen Bereichen, in denen sich 
ein nach wie vor höchst innovationsfreudiges, auch 
fleißiges und auch technologisch hochstehendes In-
dustrieland wie die Bundesrepublik bewähren muß. 
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In diesem Prozeß ist auch in Zukunft immer mal 
wieder staatliche Hilfe notwendig. 

Ich habe nur eines zu bemängeln, und das sage ich 
als persönliche Meinung freimütig: Ich halte von 
zwei Dingen nicht so sehr viel, ich halte nicht so sehr 
viel davon, in tagespolitischem Aktionismus immer 
wieder die eine oder andere steuerliche Erleichte-
rung zu fordern, aber ich halte auch nicht sehr viel 
davon, im gleichen Aktionismus alle Tage mit einzel-
nen Abgaben zu drohen. Es müßte ein wenig mehr 
Konstanz in diese Rahmenbedingungen, aber bitte 
von beiden Seiten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Glos 
[CDU/CSU]: Eine herbe Kritik an Frau Mi

-

nister Fuchs!) 

Wenn ich das in den letzten Jahren richtig verstan-
den habe, dann braucht der einzelne Unternehmer 
fast nichts mehr als Klarheit über die Ansprüche, 
die an ihn gestellt werden, aber auch Klarheit über 
die Hoffnungen, die er sich machen darf. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn beides richtig ist, dann nehmen Sie die eine 
Hand zum Klatschen und packen sich mit der ande-
ren Hand an die eigene Nase, wie man im Rheinland 
sagt. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Zusammenhang gilt konstitutiv weiter: 
Wir müssen unser Welthandelssystem offenhalten. 
Darauf wird Herr Grüner nachher eingehen. Ich will 
mir deshalb Darlegungen im einzelnen ersparen, 
aber darauf hinweisen, daß es von erheblicher Be-
deutung war — und gerade hier bewährt sich erfah-
rene und maßvolle internationale Wirtschafts- und 
Währungspolitik, wie die Bundesregierung und der 
Bundeskanzler sie insbesondere betreiben —, daß 
die Staats- und Regierungschefs auf dem Gipfel von 
Ottawa im letzten Jahr feststellten, daß protektioni-
stische Maßnahmen die Dynamik der Volkswirt-
schaften untergraben und Inflation und Arbeitslo-
sigkeit verschärfen. Es ist zu begrüßen, daß wir die 
Aussicht haben, dieses auch auf dem bevorstehen-
den Weltwirtschaftsgipfel in Versailles wieder als 
herausragendes Thema zu haben. 

Was diese Anpassungsprobleme angeht, die ich 
eben ansprach, so wiederhole ich: Der erfreuliche 
Umschwung in unserer außenwirtschaftlichen Si-
tuation hat uns Luft gegeben für eine bessere und 
auch etwas flexiblere Bewältigung dieser Probleme. 
Sie sind noch nicht alle mit Erfolg gelöst. Bei aller 
Entspannung auf dem Weltenergiemarkt, bei aller 
relativen Entspannung auch bei den Energiepreisen 
bei uns muß z. B. weitergelten, daß wir in unseren 
Anstrengungen für Energieeinsparungen nicht 
nachlassen dürfen. Das gilt für den einzelnen Ver-
braucher, das gilt für den Staat, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

so erfreulich die Zahlen auch sind. 

Ich will hier einmal eine der wenigen Zahlen nen-
nen, die ich überhaupt in meinen Notizen habe — es 
galt fast als unumstößliches Gesetz, daß ein Zu-
wachs des Bruttosozialprodukts um 1 % nur mit ei-

nem mindestens 1 % höheren Energieverbrauch zu 
erreichen war. Wir haben diese Relation von 1 : 1 — 
hier in der Tat ganz entscheidend durch unsere 
Energiepolitik; das läßt sich dann sehr wohl im ein-
zelnen nachweisen — auf eine Relation von etwa 
1 : 0,6 abgesenkt. Das ist ein ganz gewaltiger Erfolg, 
der sowohl im Verhalten der Verbraucher als eben 
auch in der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
begründet ist. 

Das ist nur ein Beispiel dafür, daß dieser Anpas-
sungsprozeß weiterhin der Stützung bedarf, auch im 
Interesse unserer internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit. Hier nachzulassen wäre ebenso schädlich, 
wie Versuchungen zu erliegen, die in den letzten Wo-
chen wieder von der internationalen Diskussion zu 
uns hineinspielen. Ich meine hier die sogenannte Lo-
komotivtheorie. 

Nach der ersten Ölkrise hatte ja diese Lokomotiv-
theorie eine erhebliche Zahl von Anhängern. Sie hat 
in ihrer Konsequenz j a auch zu erheblichem Druck 
auf die deutsche Geld- und Finanzpolitik geführt. All 
diejenigen Länder, die unter der Überschrift „Loko-
motivtheorie" damals zu stark nachgegeben haben, 
haben die schädlichen Folgen dieses Nachgebens 
sehr rasch bitter am eigenen Leibe in Form von hö-
heren außenwirtschaftlichen Defiziten, höheren In-
flationsraten und damit auch höherer Arbeitslosig-
keit gespürt. Wir sind da einigermaßen gut durchge-
kommen. Deswegen sage ich hier für die Konferen-
zen dieses Sommers: Wir werden einer Neuauflage 
dieses Ladenhüters ganz entschieden widerstehen 
müssen. 

Das schließt die Bereitschaft zur verstärkten in-
ternationalen Zusammenarbeit, insbesondere im 
Bereich der Währungspolitik, ein. Wir müssen nach 
wie vor übermäßige Wechselkursschwankungen 
ausschließen. Die große weltwirtschaftliche Aufgabe 
besteht vor allen Dingen darin, das nominale und re-
ale Zinsniveau weltweit abzusenken. Eine Aussage 
der Opposition hierzu heute morgen wäre für mich 
besonders interessant gewesen; sie kam nicht. 

Ich will bei dieser Gelegenheit sagen, daß diese 
Zusammenarbeit nach meiner Überzeugung die 
Vereinigten Staaten immer einschließen muß. Hier 
darf niemand mißverstanden werden. Wir können 
Währungspolitik nicht ohne die Vereinigten Staaten 
treiben. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir sie denn aber mit den Vereinigten Staaten 
betreiben wollen, dann werden Sie unsere Insistenz 
verstehen, mit der wir immer wieder an die Adresse 
Washingtons appellieren, sich seiner besonders gro-
ßen internationalen Verantwortung auch stets be-
wußt zu bleiben. Das darf hier keine Einbahnstraße 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will — ebenfalls ganz kurz — einen letzten 
Punkt behandeln. Die Große Anfrage behandelt un-
ter den verschiedensten Aspekten steuerliche Rah-
menbedingungen, die sozusagen für die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit von Relevanz sind. Es ist 
richtig: Als hochentwickeltes Industrieland mit ei- 
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nem hohen Niveau kollektiven und individuellen Le-
bensstandards können wir selbstverständlich nicht 
zu den Niedrigsteuerstaaten gehören. Herr Warnke 
ist ein bißchen rasch zwischen Staats- und Abgaben-
quote hin- und hergesprungen. Eine ist dabei aller-
dings, glaube ich, unbestritten, nämlich die Steuer-
quote; sie ist seit den 50er Jahren konstant geblie-
ben. Das muß hier einmal unterstrichen werden. 

Wenn Sie sich aber den internationalen Vergleich 
der Steuerbelastungen ansehen, dann werden Sie an 
jedem relevanten Punkt feststellen, daß überhaupt 
keine Rede davon sein kann, daß wir in diesem 
Punkte sozusagen der Spitzenreiter seien. Deutsche 
Steuerbelastungen stehen im internationalen Ver-
gleich keineswegs an der Spitze. Das gilt für die 
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten, wobei 
man dann nicht nur die Normalabschreibungen se-
hen darf, sondern man muß dann eben auch Sonder-
regelungen sehen, die es sowohl bei uns als auch in 
den Nachbarstaaten gibt. Hier sind wir mit unseren 
Regelungen alles andere als schlecht dran. 

Das gilt auch für den Bereich der ertragsunabhän-
gigen Steuern. Mancher Betrachter tut ja so, als ob 
sozusagen rings um uns herum ertragsunabhängige 
Steuern wie Gewerbe- und Vermögensteuern gar 
nicht erhoben würden. Welch ein Irrtum! Die heißen 
in anderen Staaten meistens nur anders; sie werden 
dort in durchaus vergleichbaren Größenordnungen 
erhoben, in den Vereinigten Staaten, in Japan, in 
Frankreich. Es ist schwer, einen ganz handfesten 
und tragfähigen Vergleich anzustellen, weil man 
sich dann immer auf die Regelsätze beziehen muß. 
So kommt es dann zu der theoretisch ermittelten Ge-
winnbelastung der deutschen Unternehmen. Da 
muß man sehr aufpassen. Da darf man nicht nur die 
Tarifsätze zugrunde legen. Denn die nominalen ta-
rifmäßigen Vergleiche sagen über die tatsächliche 
Steuerbelastung so gut wie nichts aus — aus Grün-
den, die wir hier alle kennen. Alle bislang veröffent-
lichten seriösen Untersuchungen, z. B. die der 
OECD, zeigen, daß wir auch über das Steuersystem 
durchaus in der Lage sind, unsere internationale 
Wettbewerbsfähigkeit zu stützen und zu verbessern, 
und daß keine Rede davon sein kann, daß wir diese 
Wettbewerbsfähigkeit über das Steuersystem behin-
dern. 

Hinzu — aber den Punkt will ich hier nur sehr vor-
sichtig ansprechen — kommt unser Gewährlei-
stungssystem, das gerade im internationalen Ver-
gleich wertvolle Hinweise für die Frage gibt, wie Po-
litik die Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Wirt-
schaft unterstützt. Ich sage dies deshalb so vorsich-
tig, weil wir sonst beim nächsten Besuch von Herrn 
Buckley aus Washington zusätzliche Schwierigkei-
ten in diesem Punkt bekommen könnten. 

Alle dem — andere Elemente wird Herr Grüner 
hier erwähnen — ist die Notwendigkeit der Beharr-
lichkeit gemeinsam, die wir bei der Bewältigung der 
vor uns liegenden Probleme in den 80er Jahren noch 
mehr brauchen als in den hinter uns liegenden zehn 
Jahren: Beharrlichkeit für Investitionen, für Ar-
beitsplätze, für Wettbewerbsfähigkeit. Und das — 
ich wiederhole es — ist der Kern der Gemein-
schaftsinitiative, die ja mehr ist als das, was gestern  

aus dem Vermittlungsausschuß herausgekommen 
ist, und die ja das einschließt, was wir per Nachtrag 
an zusätzlichen öffentlichen Investitionen dazuge-
ben, und die bereits Leistungen anderer Gruppen in 
unserer Gesellschaft eingeschlossen hat: die Lei-
stungen der Gewerkschaften und die Arbeit der 
Bundesbank und die Preisdisziplin der Unterneh-
men. Wir hatten hier vom Staat her Nachholbedarf. 
Wir haben ihn so einigermaßen befriedigt. Ich sagte: 
Da bleiben Punkte übrig, die man bedauern muß. 

Aber dieses hier: Beharrlichkeit, um über eine ste-
tige Politik zu Investitionen, Wachstum, Arbeitsplät-
zen zu kommen, ohne die Preisstabilität dabei aufzu-
geben, ist die beste Politik für eine weiterhin hohe 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft. Und die 
Bundesregierung ist und bleibt auf lange Zeit Ga-
rant dieser Politik. — Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Bundesfinanzminister hat 
heute seine Einstandsrede im Parlament gehalten. 
Ich möchte ihm namens der CDU/CSU-Fraktion im 
Interesse unseres Gemeinwesens für seine Amtszeit 
ein glückliche Hand wünschen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Herr Minister, Sie haben, wie ich Zeitungen ent-
nehmen konnte, sich selbst mit den drei Worten be-
schrieben: fröhlich, rheinisch, konservativ. An den 
beiden ersten Worten haben wir keinen Zweifel. Ob 
Sie die Voraussetzungen, die für das letzte gelten: 
konservativ im Sinn einer soliden Finanzpolitik, be-
weisen können, wird Ihre eigentliche Herausforde-
rung sein. 

(Dr. Linde [SPD]: Herr Wissmann, keine 
Schleichwerbung!) 

Und da erhoffen wir die entscheidenden Beiträge. 

Herr Minister, was Sie zu dem Thema, man solle 
nicht ständig mit neuen Abgaben drohen, gesagt ha-
ben, findet unseren Beifall. Ich wäre Ihnen nur 
dankbar, wenn Sie Ihrer Kabinettskollegin Frau 
Fuchs dieses Wort unmittelbar weitergeben könn-
ten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn sie war ja gerade eines derjenigen Mitglieder 
der Regierung, die erst in den letzten Tagen von ei-
ner solchen neuen Abgabe gesprochen hat. 

Um ein zweites bitte ich: Sie haben vor wenigen 
Tagen gesagt, man müsse den Unterschied zwischen 
konjunkturellen und strukturellen Defiziten im 
Grunde genommen aufheben. Ich möchte nur davor 
warnen, die Verwischung dieses Unterschieds sozu-
sagen zum Einfallstor für die Begründung neuer 
Kreditnachfrage zu machen. Denn neue Kreditnach-
frage der öffentlichen Hand würde genau die Wir-
kungen auf dem Kapitalmarkt zeitigen, die wir nicht 
haben wollen, und damit höhere Zinsbelastungen 
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auf Dauer bewirken. Höhere Zinsbelastungen aller-
dings würde die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft nicht begünstigen, sondern auf 
Dauer in Gefahr bringen. Bitte, überlegen Sie noch 
einmal, ob eine solche Aufhebung der Unterschei-
dung zwischen konjunkturellen und strukturellen 
Defiziten einer soliden und damit konservativen Fi-
nanzpolitik wirklich Nutzen bringen kann. 

(Löffler [SPD]: Na, Herr Wissmann, das war 
wohl nicht das Wahre!) 

Lassen Sie mich ein weiteres sagen: Sie haben mit 
Recht von den auch für uns erfreulichen Entwick-
lungen in der Zahlungsbilanz gesprochen. Keiner 
von uns will hier Schwarzmalerei betreiben. Jeder 
von uns freut sich, wenn die Exportkonjunktur dazu 
beiträgt, die schlechten Verhältnisse auf dem Bin-
nenmarkt wenigstens einigermaßen auszugleichen. 
Nur, lassen wir uns alle nicht von der gegenwärtigen 
Exportkonjunktur blenden und dabei die Gewitter-
wolken am Horizont so einfach übersehen. Ich 
möchte hier Professor Albach zitieren, Mitglied des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, der mit Recht 
gesagt hat: 

So weit sind wir gekommen: Wenn nach einer 
beispiellosen Abwertung der D-Mark von 30% 
gegenüber dem Dollar die Leistungsbilanz wie-
der erfreulicher aussieht, sind alle Sorgen von 
gestern um die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft vergessen. 

Lassen wir uns nicht täuschen: Es gibt nach wie vor 
ernstzunehmende Herausforderungen für die dau-
erhafte Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Tatsache, daß wir 
auf der Hannover-Messe über Parteigrenzen hinweg 
gesagt bekommen haben, daß es auch und gerade im 
Bereich der Elektrotechnik und des Maschinenbaus 
Firmen gibt, die Marktanteile verloren haben, weil 
sie im Unterschied zu anderen nicht zu einem gün-
stigen Preis verkaufen konnten, nicht — wie andere 
— um jeden Weltmarktanteil mit günstigen Preisen 
kämpfen konnten, sondern mit einem großen tech-
nologischen Vorsprung zum Teil auch anderer kon-
kurrieren mußten, sollte uns nachdenklich machen 
und zu der Erkenntnis bringen, daß wir ohne eine 
nachhaltige Förderung gerade von Spitzentechnolo-
gien, ohne eine Politik, die gerade auch kleinen und 
mittleren Betrieben auf dem Wege der Weltmarkt-
konkurrenzfähigkeit durch hochentwickelte techno-
logische Produkte Unterstützung gibt, die gesamte 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft auf Dauer 
gefährden würden. Wenn das sogenannte Frühlings

-

Gutachten der fünf wirtschaftswissenschaftlichen 
Institute konstatiert, daß die Schubkraft des Exports 
nachgelassen habe, so ist das auch eine der Gewit-
terwolken am Horizont, die man, wenn man Politik 
wirklich vorausschauend betreibt, nicht übersehen 
darf. 

Der Kollege Haussmann hat mit beredten Wor-
ten 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Nur mit Worten! So 
beredt war es nicht!) 

die Notwendigkeit der Technologieförderung unter-
schrieben und beschrieben. Herr Kollege Hauss-
mann, die Frage ist natürlich, ob wir es bei allen Ver-
änderungen, die sich abgezeichnet haben, wirklich 
verantworten können, daß 80 % der Mittel des For-
schungsministers nach wie vor in die Unterstützung 
großer Unternehmen gehen, während mehr als 50 Vo 
der Patente aus kleinen und mittleren Betrieben 
kommen. Wir müssen weiterhin Weichen auf eine 
verstärkte Förderung der Forschung kleiner und 
mittlerer Betriebe stellen. Denn deren Wettbewerbs-
fähigkeit ist Voraussetzung dafür, daß wir uns als 
deutsche Wirtschaft insgesamt auf den Weltmärkten 
auf Dauer behaupten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, daß wir gerade hier Zusätzliches tun soll-
ten. 

Ich möchte einen weiteren Aspekt hinzufügen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Haussmann? 

Wissmann (CDU/CSU): Lassen Sie mich diesen 
Satz vielleicht noch kurz zu Ende führen, Herr Präsi-
dent, um dann dem Kollegen Haussmann die Zwi-
schenfrage zu ermöglichen. — Wir haben bei allen — 
auch erfreulichen — Entwicklungen Sorgen, daß 
sich der gesunkene Produktivitätszuwachs der letz-
ten zehn Jahre auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft auf Dauer nachhaltig aus-
wirkt. Wir hatten in den 60er Jahren einen Produkti-
vitätszuwachs von ca. 5 % jährlich, in den frühen 70er 
Jahren von etwa 3,5% jährlich, in den späten 70er 
Jahren von rund 3 % jährlich. Wenn das so weiter-
geht, werden die Voraussetzungen für die Wettbe-
werbsfähigkeit auf den Weltmärkten, nämlich hohe 
Produktivität und Rentabilität, auf Dauer gefährdet. 
Wenn wir jetzt selbstgerecht die Arme verschränk-
ten, würden wir genau an den Punkten vorbeigehen, 
die uns auf Dauer in Gefahr bringen können. Ich 
glaube, es gehört zu dieser Debatte, auch dies nach-
haltig festzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie jetzt 
eine Zwischenfrage? 

Wissmann (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Dr. Haussmann (FDP): Hat sich überholt! 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Zwischenfrage 
mehr? — Danke schön. 

Wissmann (CDU/CSU): Ich möchte einen weiteren 
Aspekt hinzufügen. Da, Herr Minister, können Sie 
sicher zur Klärung beitragen, wenn Sie in Zukunft 
deutlichere Antworten geben, als Sie das heute auf 
die Zwischenfragen des Kollegen Warnke getan ha-
ben. Wir werden die Wettbewerbsfähigkeit nur dann 
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behaupten und verstärkt entwickeln können, wenn 
die privatwirtschaftliche Investitionsfähigkeit in 
Deutschland nachhaltiger als bisher gefördert und 
entwickelt wird. Und wenn der SPD-Parteitag — und 
darin sehe ich die eigentliche Sorge, nicht in irgend-
einer oberflächlichen Polemik — im Grunde genom-
men den Schwerpunkt nicht auf privatwirtschaftli-
che Investitionsfähigkeit setzt, sondern auf mehr 
staatliche Investitionen, dann, meine ich, ist das ge-
nau die Strategie, die in die falsche Richtung führt. 
Wir brauchen in einer Zeit, wo wir die Rekordmarke 
von 47 % Staatsanteil am Bruttosozialprodukt be-
reits erreicht haben, während in den USA die Zahl 
bei 37 %, in Japan bei 31 % liegt, doch nicht eine hö-
here staatliche Investitionsquote, sondern wir brau-
chen die Wiederbelebung privatwirtschaftlicher In-
vestitionsfähigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sollten Sie erkennen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD. Hierin, glaube ich, besteht 
der Grundirrtum des Parteitags der SPD. 

Vizepräsident Dr. h.c. Leber: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Löffler? 

Wissmann (CDU/CSU): Gern. 

Löffler (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege Wiss-
mann, würden Sie mir bestätigen, daß in den mei-
sten Fällen private Investitionen ohne vorsorgliche, 
versorgende öffentliche Investitionen gar nicht mög-
lich sind? 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Kollege Löffler, daß 
es einen Zusammenhang gibt zwischen privaten und 
öffentlichen Investitionen, wird niemand bestreiten 
wollen. Die Frage ist nur, ob wir beispielsweise den 
Mut haben, nach der Konsolidierung unserer Finan-
zen, die eigentlich die dringendste Aufgabe wäre, 
dann den Schwerpunkt auf eine steuerliche Ermuti-
gung von kleinen und mittleren Betrieben zu setzen, 
oder ob wir den Schwerpunkt setzen auf einen höhe-
ren staatlichen Investitionsanteil und die Erhebung 
neuer Abgaben. Da sagen wir klar: Steuerliche Er-
mutigung ist wichtiger als weitere steuerliche Bela-
stung. Da, glaube ich, liegt der Grundfehler Ihrer po-
litischen Anlage auch beim Konzept des Münchener 
SPD-Parteitags. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage das, Herr Kollege Löffler, auch deswegen, 
weil in der Antwort der Bundesregierung auf unsere 
Anfrage gerade im Zusammenhang mit den Steuern 
eine, wie ich finde, fragwürdige Einschätzung zum 
Ausdruck kommt. Da wird nämlich gesagt, ertrags-
unabhängige Steuern hätten bei uns eine durchaus 
vergleichbare Größenordnung wie in anderen wich-
tigen Exportländern. Das ist so nicht richtig. Inner-
halb der EG kennt nur Luxemburg eine Vermögen- 
und Gewerbekapitalsteuer. In Frankreich z. B. wird 
eine gewerbesteuerähnliche Abgabe bei Ertrags-
schwäche oder Ertraglosigkeit nicht erhoben; auch 
die dort demnächst vorgesehene Vermögensteuer 
trifft in ihrer Zielsetzung lediglich private Vermö-
gen. Außerhalb der EG sind Steuern, die sich am Ka-
pitalvermögen und damit an der Substanz der Un-

ternehmen orientieren, in ihrer Belastungswirkung 
nicht zu vergleichen mit der deutschen Vermögen-
steuer. 

Das heißt: Wenn wir auf diesem Wege weiterge-
hen und nicht bereit sind, einen anderen Kurs ge-
rade auch in diesem Bereich der Steuern einzuschla-
gen, werden wir in schwierigeren Zeiten, in denen 
wir nicht mit den Wechselkursvorteilen rechnen 
können, mit denen wir vor allem in den letzten Mo-
naten rechnen konnten, die Wettbewerbsfähigkeit 
nicht behaupten können. Also nicht mehr Steuern, 
sondern steuerliche Ermutigung sind das Gebot der 
Stunde, meine Damen und Herren. Das sollten Sie in 
den sozialdemokratischen Reihen erkennen. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung machen zu 
einem Faktor der inneren wirtschaftlichen Entwick-
lung, der ebenfalls Auswirkungen auf unsere inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit hat. Die Bundesre-
gierung hat in ihrer Antwort auf unsere Anfrage ge-
sagt, die Wettbewerbsposition der deutschen Wirt-
schaft insgesamt werde „durch solche vernünftig ge-
setzten Rahmenbedingungen nicht oder jedenfalls 
nicht in zurechenbarer Weise beeinflußt". Gemeint 
waren bürokratische Belastungen, Reglementierun-
gen unserer Wirtschaft. Ich halte diese Einschät-
zung für falsch. 

Nach Berechnungen des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft haben sich die Gesamtkosten für die vom 
Staat abgewälzten Verwaltungsleistungen seit 1971 
von 21,6 auf 42,8 Milliarden DM verdoppelt. Das 
zeigt eine ganz problematische Tendenz. Wir wissen, 
daß die Bürokratie vor allem kleine und mittlere Be-
triebe in besonderer Weise belastet. Eine Untersu-
chung des Instituts für Mittelstandsforschung weist 
aus, daß gerade in Betrieben mit einem Umsatz bis 
zu 5 Millionen DM der Anteil der Kosten der für den 
Staat erbrachten Leistungen um das Vielfache über 
dem liegt — prozentual gesehen —, was Unterneh-
men mit über 5 Millionen DM Umsatz zu erbringen 
haben. 

Mir hat vor wenigen Tagen ein Unternehmer ei-
nes kleinen mittelständischen Betriebes aus mei-
nem Wahlkreis glaubwürdig berichtet, daß in sei-
nem Betrieb eine Kraft ausschließlich damit be-
schäftigt sei, Formulare auszufüllen, Statistiken zu 
erstellen und anderen bürokratischen Anforderun-
gen nachzukommen. 

Meine Damen und Herren, und gerade in dieser 
Zeit fällt dem SPD-Parteitag zum Thema Bürokratie 
nicht etwa ein Entlastungskonzept ein, sondern die 
Einführung einer Investitionsmeldepflicht, anderen 
die Einführung einer Ausbildungsplatzmeldepflicht, 
den nächsten die Einführung einer Meldepflicht für 
offene Stellen überhaupt, dann kommt das Rezept 
von Strukturräten, dann das Konzept von Bundes-
entwicklungsplänen. Meine Damen und Herren, wir 
brauchen keine neuen Meldepflichten, wir brauchen 
neue Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, finde ich, sollten Sie erkennen. Darauf sollten 
Sie mit dem, was Sie Wirtschaftspolitik nennen, in 
einer entsprechenden Weise reagieren. Die voraus-
schauende Strukturpolitik, wie sie vom SPD-Partei- 
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tag gefordert wurde — es wurde verlangt, aktiv in 
den Wirtschaftsprozeß einzugreifen; so steht es 
dort —, wird auf Dauer dem Ziel, neue Arbeitsplätze 
zu schaffen, die Betriebe von bürokratischen Er-
schwerungen zu entlasten, sie zu ermutigen zu 
neuen Investitionen, nicht dienen, sondern wird, wie 
wir alle fürchten müssen, das Gegenteil bewirken. 

Meine Bitte an den neuen Finanzminister ist, daß 
er sich irgendwann über salomonische Formulierun-
gen, so sympathisch sie auch klingen mögen, hin-
wegsetzt und zu klaren Erklärungen seiner eigenen 
Position und der der Bundesregierung zu diesen 
Parteitagsbeschlüssen kommt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Kittel

-

mann [CDU/CSU]: Das darf er noch nicht! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Ein 

kräftiges Sowohl-als-auch!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß einen Aspekt erwähnen, der in der gesamten 
Debatte über die internationale Wettbewerbsfähig-
keit eine geringe Rolle spielt, der aber, wie ich finde, 
für unsere langfristige Wettbewerbsfähigkeit von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung ist. Ich meine, 
die langfristige Sicherung läßt sich nicht auf einen 
Datenkranz wirtschaftspolitischer Richtwerte allein 
reduzieren. Der ordnungspolitische Rahmen muß 
seine Belebung und Entwicklung gerade auch da-
durch finden, daß wir mehr als bisher vor allem 
junge Leute ermutigen, den Blick über die eigenen 
Grenzen hinaus gerade auch auf die Länder der 
Dritten und Vierten Welt, auch auf unsere Export-
märkte zu richten; denn ohne die Bereitschaft der 
Menschen in einem so vom Export abhängigen 
Land, ihren Beitrag zur Stabilisierung unserer eige-
nen ökonomischen Zukunft zu leisten, werden wir 
die Wettbewerbsfähigkeit dauerhaft nicht sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es macht mich deswegen schon sehr nachdenk-
lich, meine Damen und Herren, daß die Zahl der 
deutschen Studenten im Ausland bei rund 18 000 
stagniert, was, gemessen an den insgesamt gestiege-
nen Studentenzahlen, einen relativen Rückgang be-
deutet. Es macht mich nachdenklich, daß insgesamt 
die Auslandsmüdigkeit unter jungen Leuten zu-
nimmt. Wir sollten es uns nicht so einfach machen, 
den Vorwurf an die Jugendlichen zurückzugeben. 
Wir alle müssen uns selbstkritisch fragen, ob es 
nicht allzuviele psychologische, bürokratische und 
andere Hemmnisse gibt, die für viele den Weg ins 
Ausland verstellen. Wir müssen uns fragen, was wir 
alle über den Bereich der Politik hinaus tun können, 
um stärker als bisher die Bereitschaft — und auch 
die Risikofähigkeit, die darin steckt —, sich im Aus-
land zu betätigen, zu fördern und damit den deut-
schen Export, das deutsche Ansehen mit zu stabili-
sieren. 

Ich habe gerade vor kurzem in einer Diskussion 
mit Studenten wieder die Sorge spüren können, 
dann, wenn sie ins Ausland gehen, beim künftigen 
Arbeitgeber genausowenig honoriert zu werden wie 
vom Prüfungsamt. Ich habe den Eindruck, daß so-
wohl im öffentlichen Dienst als auch in der Privatin-
dustrie die Examensnote allzu häufig das ausschlag-

gebende Indiz für eine erfolgreiche Anstellung ist, 
nicht so sehr auch die Bereitschaft, das Risiko auf 
sich zu nehmen, einmal ein Jahr oder zwei Jahre 
beim Studium oder danach im Ausland zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wir sollten das alles sehr nachdenklich in unsere 
Überlegungen einbeziehen. 

Wir sind stärker als andere auf den Export ange-
wiesen. Wir müssen daher besondere Anstrengun-
gen unternehmen, um unsere junge Generation in 
die Lage zu versetzen, den Anforderungen gerecht 
zu werden. Die wenigen Aktivitäten an einigen 
Hochschulen Baden-Württembergs zur Fortbildung 
von Exportfachleuten und zur Förderung der wis-
senschaftlichen und wirtschaftlich-technischen Aus-
landsbeziehungen sind trotz ihrer bisher unzurei-
chenden Koordination ein vielversprechender An-
fang, der uns alle zur Weiterentwicklung ermutigen 
sollte. Wir sollten überlegen, ob es nicht klug wäre, 
im Rahmen bestehender Einrichtungen oder durch 
Neugründung eine Exportakademie zu errichten, 
um die vorhandenen wissenschaftlichen Ressourcen 
in der Bundesrepublik Deutschland zusammenzu-
fassen und um exportrelevante Kenntnisse stärker 
als bisher zu vermitteln. 

Wenn beispielsweise, meine Damen und Herren, 
ein Absolvent der Europäischen Wirtschaftsschule 
in Düsseldorf seine Ausbildung in Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland in einer Einzelanerken-
nung beim Land Nordrhein-Westfalen als wissen-
schaftlichen Abschluß bestätigen lassen muß, wenn 
gleichzeitig weitere Belastungen bürokratischer Art 
aufgebaut werden, um freie und private Träger, die 
so etwas schon tun, zu entmutigen, statt sie zu ermu-
tigen, dann sage ich mir: Wir müssen den gegenteili-
gen Weg gehen. Wir müssen qualifizierte private 
Träger, die bereits auf diesem Gebiet tätig sind, ex-
portrelevante Kenntnisse zu vermitteln, massiv un-
terstützen. 

Wir müssen gleichzeitig überlegen, ob es nicht 
vielleicht klug wäre, die eine oder andere Pädagogi-
sche Hochschule in Deutschland zu schließen und 
statt dessen eine Exportakademie dort einzurichten, 
um jungen Leuten, Kaufleuten, Technikern, Inge-
nieuren die Chance zu geben, mehr als bisher über 
die Zusammenhänge zu lernen, die auf dem Welt-
markt vorliegen und die es gerade im Zusammen-
hang mit dem Export auf Dauer geben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Löffler [SPD]) 

Ich sage deswegen zum Schluß: Ruhen wir uns 
nicht auf den Stühlen aus, verschränken wir nicht 
selbstgerecht die Arme, lassen wir uns nicht von der 
Sonne der Exportkonjunktur blenden, sondern er-
kennen wir, daß die dauerhafte Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft — vor allem der klei-
nen und mittleren Betriebe — uns ständig zu neuen 
Anstrengungen herausfordern muß. Wenn die De-
batte dazu beiträgt, dann, finde ich, hat sie einen gu-
ten Sinn gehabt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Dr. Mitzscherling das Wort. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Als die Oppo-
sition ihre Große Anfrage formulierte, hat sie offen-
bar ein größeres Leistungsbilanzdefizit erwartet als 
das, über das wir heute sprechen. Die Entwicklung 
der letzten Monate hat gezeigt, daß sich viele in der 
Einschätzung der Exporterfolge der deutschen 
Wirtschaft geirrt oder verschätzt haben. Wir können 
1982 — darauf wurde mehrfach hingewiesen — nicht 
nur eine ausgeglichene Leistungsbilanz, sondern 
möglicherweise auch einen Überschuß erwarten. 

Ausschlaggebend für den raschen Abbau des Defi-
zits war — ich zitiere die heute schon so oft er-
wähnte Gemeinschaftsdiagnose der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschungsinstitute — die Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter-
nehmen sowohl auf den Inlands- als auch auf den 
Auslandsmärkten, die sich aus der Abwertung der 
D-Mark gegenüber dem Dollar sowie aus den im 
Vergleich zum Ausland niedrigeren Kosten- und 
Preissteigerungen in der Bundesrepublik ergeben 
hat. Zum selben Urteil kommen der Deutsche Indu-
strie- und Handelstag und der Sparkassen- und Gi-
roverband. 

Sicherlich ist die gestiegene Wettbewerbsfähig-
keit überwiegend wechselkursbedingt. Doch nach 
dem Urteil des DIHT ist sie auch auf eine hohe Pro-
duktqualität zurückzuführen, auf eine interessante 
Angebotspalette, auf die eingesetzte Technologie 
und das Produktdesign, auf Termintreue und Ser-
viceleistungen, auf langjährige Auslandspräsenz 
und auf gute Beziehungen zu potentiellen Handels-
partnern. 

Ebenfalls zur Verbesserung der Leistungsbilanz 
haben aber auch die schlechte Binnennachfrage 
selbst und der dadurch entstandene Druck auf die 
Unternehmen beigetragen, auf Exportmärkte auszu-
weichen. Diese konjunkturelle Erklärung der Lei-
stungsbilanzverbesserung wird künftig allerdings 
an Gewicht verlieren; denn die Voraussetzungen für 
eine Belebung der Binnennachfrage sind zuneh-
mend günstiger geworden. Die Leistungsbilanzver-
besserung und die trotz der D-Mark-Abwertung er-
reichten Fortschritte in der Inflationsbekämpfung 
haben also das Vertrauen in die D-Mark gestärkt. 

Das führt zu Aufwertungserwartungen und 
schafft damit Spielraum für Zinssenkungen. Die 
Bundesbank ist aufgefordert, diesen Spielraum wei-
ter zu nutzen. Das wird die Investitionstätigkeit zu-
sätzlich fördern. 

Investitionsfördernd wirken auch — das ist mehr-
fach erwähnt worden — die niedrigen Tarifab-
schlüsse und die verbesserten Terms of trade. Sie 
stärken die Investitionskraft der Unternehmen. 

Gleichzeitig können wir hoffen, daß die notwen-
dige Wiederaufstockung der abgebauten Lager und 
Vorräte die Nachfrage kräftigt und damit die Ab-
satzerwartungen der Unternehmen verbessert. Bes-
sere Absatzerwartungen sind ebenfalls Investitions-
impulse. 

Weitere Investitionsanreize haben wir mit der 
„Operation '82" und mit der von uns vorgeschlage-
nen und gestern auch von Ihnen akzeptierten Inve-
stitionszulage geschaffen. Sie werden mit Sicherheit 
ebenfalls Wirkung zeigen. Auch die so viel zitierten 
Institute weisen ausdrücklich auf die zu erwarten-
den positiven Wirkungen der Investitionszulage für 
unsere Investitionstätigkeit der nächsten Zeit hin. 

Unsere Hoffnung auf eine wirtschaftliche Bele-
bung in der zweiten Hälfte dieses Jahres ist also be-
gründet. Höhere Erträge und bessere Absatzerwar-
tungen müssen nun in Investitionen umgesetzt wer-
den; denn ohne private Investitionen — da stimmen 
wir überein — wird es eine Modernisierung unserer 
Volkswirtschaft nicht geben können, ist langfristig 
die Wettbewerbsfähigkeit nicht gewährleistet und 
Herr Wissmann wird es auch nicht zu einer Steige-
rung der Produktivität kommen, die wir zur langfri-
stigen Sicherung auch zukunftsträchtiger Arbeits-
plätze brauchen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Alles richtig, 
aber in den Münchener Beschlüssen steht 

davon nichts!) 

— Herr Kollege Lammert, in München ist durchaus 
auch auf die Wichtigkeit von Zukunftsinvestitionen 
privater Art hingewiesen worden. Es ist darauf hin-
gewiesen worden, daß private Investitionen Voraus-
setzung für eine Modernisierung unserer Wirtschaft 
sind. Ich empfehle Ihnen: Lesen Sie sich die Be-
schlüsse des Parteitages auch wirklich einmal 
durch! 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Wenn Sie wüß

-

ten, wie gründlich ich die gelesen habe!) 

Eine Bewältigung des Strukturwandels verlangt 
selbstverständlich Anstrengungen aller Beteiligten, 
von Unternehmen und Arbeitnehmern; von den Un-
ternehmen vor allem Bereitschaft zum Risiko, von 
den Arbeitnehmern vor allem Bereitschaft zur be-
ruflichen Weiterbildung und zur beruflichen Mobili-
tät. Nun, das ist leicht gesagt. Wer einmal mit 40 Jah-
ren abends einen Umschulungskursus absolviert 
hat, weiß, was das für den einzelnen bedeutet und 
welche Konsequenzen eine solche Aktion für die Fa-
milie hat. 

Die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit ist zual-
lererst Aufgabe der Unternehmen. Produkt- und 
Verfahrensinnovationen sind ihre ureigensten Auf-
gaben. Sie spüren die Änderungen von Angebot und 
Nachfrage frühzeitig. Sie haben Ihr Ohr direkt am 
Markt, sie kennen die technische Entwicklung, und 
es liegt in Ihrem eigenen Interesse, die Nase vorn zu 
haben. Wir brauchen uns hier keine unnötigen Sor-
gen zu machen: Unser technischer Leistungsstand 
und die Qualifikation unserer Ingenieure und Fach-
arbeiter sind hoch genug, um bei dieser Herausfor-
derung zu bestehen. 

(Löffler [SPD]: Dank unserer Bildungspoli

-

tik! — Beifall des Abg. Löffler [SPD] — La

-

chen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Da klatschen Sie aber ganz al

-

lein, Herr Löffler, und gegen Ihre eigene 
Überzeugung! — Klären Sie ihn mal auf! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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— Zur Innovation, Herr Kittelmann, gehört natür-
lich nicht nur ein ausgebautes System der dualen 
Berufsbildung und eine ausreichende Anzahl von 
Fachhochschulen, zu einer Entwicklung der Wettbe-
werbsfähigkeit und zur Innovation gehört auch die 
Erschließung neuer Märkte. Gerade hier zeigt die 
DIHT-Umfrage, daß ausländische Wettbewerber be-
reits jetzt vielfach intensiver und erfolgreicher um 
chancenreiche Auslandsmärkte bemüht sind als 
deutsche Unternehmen. Hier sind größere Anstren-
gungen erforderlich. Das ist heute mit Hinweis auf 
den Besuch des Wirtschaftsausschusses in Japan be-
reits erwähnt worden. 

Ein noch stärkeres Engagement der deutschen 
Wirtschaft ist auch im Bereich der Qualifizierung 
der Arbeitnehmer geboten. Notwendig ist vor allem 
die Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von 
Ausbildungsplätzen. Wir Sozialdemokraten haben 
es schon mehrfach gesagt, und wir wiederholen es 
immer wieder: Ein ausreichendes Ausbildungsplatz-
angebot bereitzuhalten ist in unserer Wirtschafts-
ordnung eine gesellschaftliche Verpflichtung der 
Unternehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Klar ist aber auch, daß dies in ihrem ureigensten In-
teresse liegt; denn qualifizierte Arbeitnehmer sind 
auch die beste Garantie dafür, daß künftiger Struk-
turwandel möglichst reibungslos bewältigt wird; 
denn Qualifikation erleichtert auch die Mobilität. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Gewerkschaften werden sich diesem Struk-
turwandel nicht verschließen. Bisher haben sie es 
nicht getan, und sie werden es auch zukünftig nicht 
tun; denn sie kennen die Bedeutung von Innovation 
und technischem Fortschritt für unseren Lebens-
standard. Diese Einstellung, diese aufgeschlossene 
Haltung der Gewerkschaften ist nicht hoch genug 
einzuschätzen. Besonders deutlich wird dies, wenn 
man sich das Beharren mancher Einzelgewerk-
schaft in anderen Ländern auf der Beibehaltung ver-
alteter Produktionsmethoden und auch auf überzo-
genen Lohnforderungen vor Augen führt. 

Lassen Sie mich deshalb folgendes sagen. Wenn 
der soziale Frieden in unserem Land trotz der 
schwierigen Lage, die von den Arbeitnehmern viele 
Opfer verlangt, bisher gewahrt werden konnte, so ist 
dies ein entscheidendes Verdienst unserer Gewerk-
schaften. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dr. Waigel [CDU/CSU]: 
Und der Arbeitnehmer! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Nicht nur der Gewerkschaften! 
— Dr. Waigel [CDU/CSU]: Die Arbeitneh

-

mer tragen das Opfer!) 

Die Gewerkschaften als die Vertretungen der Ar-
beitnehmer tragen ihre Verantwortung — darauf 
habe ich hingewiesen — in den Lohnverhandlungen. 
Natürlich tragen sie sie im Interesse der Arbeitneh

-

mer und sind sich ihrer Pflicht auch durchaus be-
wußt, Herr Warnke. 

(Dr. Warnke [CDU/CSU]: Die Arbeitnehmer 
gehören an die erste Stelle, und dann kom

-

men erst die Organisationen!) 

— Das sagen Sie einmal Ihren eigenen Verbän-
den. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Zuerst kommt der 
Mensch, dann kommt die Organisation!) 

— Das ist ein großes Wort. Auch die Politik der Op-
position sollte sich dessen stets bewußt sein, daß an 
erster Stelle der Mensch kommt, 

(Beifall bei der SPD) 

und dann erst die Unternehmen kommen. Wachs-
tum ist für uns Sozialdemokraten keine Eigenschaft 
um ihrer selbst willen, sondern eine, die dazu dient, 
den Lebensstandard der arbeitenden Menschen zu 
erhöhen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Sie wissen doch kaum noch, was 
Wachstum ist! Es wird ja immer weniger!) 

— Lieber Herr Kittelmann, an dieser Stelle ist si-
cherlich ein geeigneter Platz, sich über Wachstum zu 
streiten, vor allem wenn wir uns die Wachstumsun-
terschiede in den um uns liegenden Industrielän-
dern und das ansehen, was wir in der gegenwärtigen 
Situation — die Daten sind Ihnen schon mehrfach 
vorgeblättert worden — behalten haben. Das kön-
nen Sie doch nicht einfach ignorieren. 

Die Aufgabe des Staates bei der Sicherung unse-
rer internationalen Wettbewerbsfähigkeit liegt vor 
allem darin, daß wir strukturelle Anpassungspro-
zesse erleichtern müssen und daß wir die Innova-
tionsfähigkeit zu fördern haben. Das bezieht sich 
also auf die Flankierung und die Rahmenbedingun-
gen. 

Daß der Staat bei der Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit im wesentlichen flankierende Aufgaben 
hat, heißt nicht, daß er für andere Bereiche nicht 
durchaus auch als Hauptverantwortlicher zählen 
kann. Ich meine hier insbesondere die Sicherung ei-
nes möglichst freien Welthandels und die Sicherung 
stabiler Entwicklungen in den Währungsbeziehun -
gen. 

(Beifall bei der FDP) 

Beides erfordert eine enge internationale Koopera-
tion. 

Daß mit der weltweit hohen Arbeitslosigkeit der 
innenpolitische Druck auf die jeweiligen Regierun-
gen gewachsen ist, zu offenen oder versteckten pro-
tektionistischen Maßnahmen Zuflucht zu nehmen, 
ist bekannt. Ebenso bekannt ist, daß sich viele Regie-
rungen diesem Druck gebeugt haben, auch inner-
halb der EG. Ihnen, meine Damen und Herren in der 
Opposition, müßte aber auch bekannt sein, daß es 
die Bundesregierung ist, die sich bei den Verhand-
lungen in Brüssel am vehementesten für die Auf-
rechterhaltung liberaler Handelsbeziehungen stark 
macht. Wir werden diesen Kurs fortsetzen. Denn wir 
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wissen, daß die Hinnahme von Protektionismus auf 
Dauer uns selber am härtesten treffen würde. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das wissen auch die deutschen Gewerkschaften. Ich 
betone dies ausdrücklich. Denn man sollte doch ein-
mal zur Kenntnis nehmen, daß die Unternehmen 
der von Auslandskonkurrenz bedrängten Branchen 
oftmals weit unnachgiebiger protektionistische For-
derungen stellen als die Vertreter der von Arbeits-
platzverlusten bedrohten Arbeitnehmer. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Na ja, meistens 
kommen sie gemeinsam! — Heiterkeit!) 

— Herr Waigel, das mag Ihre Erfahrung sein. 

In dem Antrag der Opposition zu einem mittelfri-
stigen Programm der Wirtschaftspolitik der EG 
heißt es, es müsse endlich ein echter gemeinsamer 
Binnenmarkt für die rund 270 Millionen Verbrau-
cher verwirklicht werden. Das ist natürlich auch un-
ser Ziel. Nur fürchte ich, wir müssen schon froh sein, 
wenn es uns in der nächsten Zeit gelingt, den bisher 
erreichten Liberalisierungsgrad überhaupt zu erhal-
ten. 

Von einer Harmonisierung der EG-Wirtschafts-
politiken, wie sie der CDU-Antrag fordert, sind wir 
noch weit entfernt. Der Bundesregierung ist daraus 
kein Vorwurf zu machen. Erstens bedarf es zur Har-
monisierung der Mitwirkung aller Beteiligten. Zwei-
tens wollen wir keine Harmonisierung um jeden 
Preis, beispielsweise eine Harmonisierung der Infla-
tionsrate von vielleicht 8 %. Wir haben strengere Sta-
bilitätsvorstellungen, und solange sich unsere Part-
ner diesen Vorstellungen nicht anschließen, muß 
eben von dem Korrekturmechanismus im Europäi-
schen Währungssystem Gebrauch gemacht werden, 
von der Möglichkeit zu Wechselkursänderungen. Je 
schneller, je häufiger — und dann auch in kleinen 
Schritten — wir solche Wechselkursanpassungen 
vornehmen, desto geringer ist die Gefahr, daß die 
Wettbewerbsverhältnisse in der EG so verzerrt wer-
den, daß protektionistische Maßnahmen als der 
Weisheit letzter Schluß gelten und der EG-Binnen-
markt gefährdet wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Natürlich, das wissen auch Sie, Herr Lampers-
bach: Wechselkursänderungen sind nur die zweit-
beste Lösung. Besser wäre eine Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitiken. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Ja, tun Sie's 
mal! — Heiterkeit) 

— Ich bemühe mich. Ich versuche die Impulse zu set-
zen, Herr Lampersbach, greifen Sie sie auf! Das gilt 
übrigens auch für unsere Beziehungen zu Drittlän-
dern, und es gilt besonders natürlich auch in den Be-
ziehungen zu den Vereinigten Staaten. 

So günstig die Abwertung der D-Mark seit 1979 für 
die deutsche Wettbewerbsposition war, weniger 
starke Wechselkursbewegungen in den letzten Jah-
ren wären per saldo sicher vorteilhafter gewesen. 
Mehr internationale Abstimmung beim Einsatz der 
wirtschaftspolitischen Instrumente hätte hierzu ei-

nen Beitrag geleistet. Im Klartext: würden die Verei-
nigten Staaten die Last der Inflationsbekämpfung 
nicht ausschließlich der Geldpolitik auferlegen und 
gleichzeitig noch eine expansive Finanzpolitik be-
treiben, wäre auch unsere Situation einfacher. Wir 
sollten uns nämlich darüber im klaren sein: Ein Ab-
koppeln von der US-Hochzinspolitik war bislang nur 
in Grenzen möglich und wird auch künftig nur in 
Grenzen möglich sein. Denn ein völliges Abkoppeln 
erhöht die Gefahr dirigistischer Eingriffe in den in-
ternationalen Kapitalverkehr, die uns auf Dauer 
eher schaden; und Kapitalverkehrskontrollen pas-
sen nicht zu unserer Rolle, zur Rolle der zweitgröß-
ten Handelsnation der Welt und zur Rolle der D- 
Mark als einer Reservewährung. 

(Cronenberg [FDP]: Sehr gut!) 

Das bedeutet, daß wir unsere Anstrengungen noch 
verstärken müssen, um zu mehr internationaler Ab-
stimmung beim Einsatz wirtschaftspolitischer In-
strumente zu kommen. Der nächste Weltwirt-
schaftsgipfel muß für eine erneute intensive Diskus-
sion dieser Probleme genutzt werden; Minister 
Lahnstein hat das bereits als seine Aufgabe ange-
kündigt. 

Es geht dabei nicht nur um hohe Zinsen; es geht 
auch darum, durch mehr internationale Abstim-
mung wieder mehr Stabilität in das Weltwährungs-
system hineinzubringen. Das heißt nicht etwa: Rück-
kehr zu einem System fester Wechselkurse; auf der 
anderen Seite aber kann es auch nicht so weiterge-
hen, daß innerhalb relativ kurzer Zeit, ohne daß je-
mand das Warum recht erklären könnte, enorme 
Wechselkursschwankungen auftreten, die die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit eines ganzen Lan-
des zur Disposition stellen können. Wir brauchen 
hier mehr Kontinuität, wir brauchen stabilere Ent-
wicklungen; denn Instabilität verunsichert, erhöht 
das Risiko, verhindert Investitionen und wird damit 
zur Bremse für die Umstrukturierung der Volkswirt-
schaften und für den Ausbau der internationalen Ar-
beitsteilung. 

Ich weiß, es gibt keine einfachen Lösungen für 
mehr Währungsstabilität, aber wir müssen dieses 
Problem anpacken, wir müssen ihm begegnen; denn 
die derzeitigen Unsicherheiten darüber, was man 
morgen im Ausland noch verkaufen kann, sind das 
größere Investitions- und Wachstumshemmnis im 
Vergleich zu den vermeintlichen wirtschaftpoliti-
schen Sünden, die Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, der Bundesregierung ständig 
vorwerfen. 

(Zustimmung bei der SPD — Echternach 
[CDU/CSU]: Die Sie aber grundsätzlich 

nicht bestreiten?) 

Lassen Sie mich abschließen. Stabilere Erwartun-
gen und Entwicklungen im Währungsbereich zu 
schaffen, erfordert permanente Anstrengungen. Die 
Zeiten, in denen gleichsam alles praktisch von selbst 
lief, sind vorbei. Die Probleme sind größer gewor-
den 

(Wissmann [CDU/CSU]: So ist es!) 
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und die möglichen Lösungen schwieriger. Aber, 
meine Damen und Herren, wir bleiben dran, oder 
besser: die sozialliberale Koalition bleibt dran. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Aber nicht mehr lange! 

— Zumindest diese Woche!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie? — Was soll 
denn das? — Das ist aber ein Hineindrän

-

geln!) 

Matthöfer, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ähnliche Aufregung herrschte, als ich als 
Bundesfinanzminister — ich glaube, als erster — 
einmal in einer Landwirtschaftsdebatte sprach. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und auch damals 
hat es nichts genützt!) 

— Doch, die Besteuerung der Landwirtschaft ist 
dann ja, wie Sie wissen, gerechter gestaltet worden, 
übrigens mit Ihrer Zustimmung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und was heißt 
das für die Post?) 

Ich möchte hier als Praktiker sprechen, ich 
möchte in dieser makroökonomischen Debatte — 
das wird sicher auch Herr Dollinger zu schätzen wis-
sen — als jemand sprechen, der immerhin das größ-
te deutsche Unternehmen führt und der für eine effi-
ziente Telekommunikationsinfrastruktur, die in zu-
nehmendem Maße für die Leistungsfähigkeit einer 
Wirtschaft wichtig ist, im allgemeinen und dann na-
türlich — wegen der Bedeutung des Unternehmens 
Deutsche Bundespost — für die deutsche Fernmel-
deindustrie im besonderen verantwortlich ist. 

In die Infrastruktur hat die Bundespost in den 
Jahren von 1970 bis 1981 immerhin über 90 Milliar-
den DM investiert, davon weit über 90 % in den Tele-
kommunikationsbereich. Im Jahre 1981 sind es 
13 Milliarden. Es sind 1981 und dann auch wieder 
1982 weit über 20 % der gesamten deutschen Indu-
strieinvestitionen, die hier durch ein einziges Unter-
nehmen vorgenommen werden. Dies ist eine wich-
tige Voraussetzung für die Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. 

Zur Verstärkung der Wettbewerbschancen der 
deutschen Industrie beschafft die Deutsche Bundes-
post nur Weltmarktprodukte. Das heißt: sie will 
keine für das deutsche System maßgeschneiderten 
Produkte einsetzen, sondern solche, die von den 
Fernmeldeproduzenten für den Weltmarkt entwik-
kelt werden und bei uns dann gegebenenfalls nur 
angepaßt werden müssen. Diese Beschaffungspoli-
tik hat zusammen mit der Risikobereitschaft des 
größten deutschen Unternehmens, das Versuchsein-
satzfeld der deutschen Fernmeldeindustrie für eine 
Reihe modernster, noch nicht erprobter Techniken 
zu sein, dazu geführt, daß die deutschen Fernmelde-
firmen heute hervorragende Exportchancen haben. 
Dazu kommt, daß die Bundespost mit einem jährli-
chen Beschaffungsvolumen von 9 Milliarden DM  

den „home-market" darstellt, der vor allem für die 
amerikanischen Firmen wichtig und der auch not-
wendig ist, damit die Fernmeldeindustrie die Risi-
ken der Entwicklung modernster Technologien 
übernehmen kann. 

Die Deutsche Bundespost hat als erstes Fernmel-
deunternehmen auf der ganzen Welt gegenüber der 
Industrie eine verbindliche Absichtserklärung abge-
geben, das digitale Fernsprechnetz bereits ab 1985 
zu einem integrierten Netz weiterzuentwickeln, und 
sie hat entsprechende Versuchsvermittlungsstellen 
in Auftrag gegeben. Dies eröffnet eine Chance, auf 
dem Weltmarkt diese Systeme, die die Vermittlungs-
systeme der Zukunft sein werden, als erste Industrie 
anzubieten. 

Nicht zuletzt im Hinblick auf die Wichtigkeit der 
im Zusammenhang mit dem Einsatz der Satelliten-
technik erforderlichen Kenntnisse — ob das nun 
Raumfahrttechnik oder Bodenstellentechnik oder 
Antennentechnik ist — hat die Deutsche Bundes-
post ein Konsortium der deutschen Fernmeldein-
dustrie beauftragt, ein Angebot für einen deutschen 
Fernmeldesatelliten auszuarbeiten. Kommt es zu 
diesem Auftrag, was ich hoffe, so eröffnen sich 
Chancen, auf dem Weltmarkt der Satellitensysteme 
als Wettbewerber aufzutreten. 

Die Deutsche Bundespost hat gemeinsam mit der 
deutschen Industrie bei uns als erstem Land der 
ganzen Welt Teletex-Einrichtungen eingeführt. In-
zwischen wurden Teletex-Einrichtungen von deut-
schen Unternehmen bereits an mehrere Fernmelde-
Carrier in den USA verkauft. Auch bei den Teletex-
Endgeräten eröffnen sich große Exportchancen auf 
Grund des zeitlichen Vorsprungs, der durch die Ent-
scheidungen der Bundespost in Deutschland ge-
schaffen worden ist. 

(Dr. Warnke [CDU/CSU]: Kostenlose Post

-

reklame im Deutschen Bundestag!) 

— Ich hoffe, Sie haben nichts dagegen, wenn ich Sie 
aus Ihren großen abstrakten Zusammenhängen ein-
mal in konkrete Unternehmenszusammenhänge zu-
rückführe; denn nur an solchen Zusammenhängen 
läßt sich konkret zeigen, was gemacht werden 
muß. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Auch 
für Sie ein guter Lernprozeß!) 

— Lieber Herr Schwarz-Schilling, nachdem ich 
heute in der Presse gelesen habe, was Sie über mei-
nen geistigen Zustand vermuten und was ich eigent-
lich sonst noch alles denken müßte, will ich nicht 
ausschließen, daß bei näherer Bekanntschaft und 
Zusammenarbeit auch bei Ihnen noch ein Lernpro-
zeß eintritt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ruf doch mal an! 
— Heiterkeit) 

Durch die mit 150 Millionen DM geförderten Glas-
faserversuche gibt die Deutsche Bundespost sechs 
deutschen Firmen die Chance, den Einsatz von Glas-
faser im Ortsnetz in einem breitbandigen dienstin- 
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tegrierten Netz zu erproben, in dem alle Arten von 
Fernmeldediensten abgewickelt werden können. 

(Löffler [SPD]: Können Sie das mal so er

-

zählen, daß das ein Bürger versteht?) 

— Herr Abgeordneter, wenn Sie sich in der Vergan-
genheit um diese Dinge mehr gekümmert hätten, 
dann wäre Ihnen das Verständnis dafür bei der 
heute notwendigerweise konzentrierten Rede nicht 
abgegangen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Schwere Kritik 
an der SPD!) 

Selbstverständlich wird die Glasfaser von der 
Deutschen Bundespost auch im Fernnetz verstärkt 
eingesetzt werden. 

Noch eine Bemerkung zur Betriebsgrößenstruk-
turpolitik der Bundespost. Die Bundespost stellt ja 
eine die gesamte Fläche der Bundesrepublik abdek-
kende Vertriebs- und Serviceorganisation zur Verfü-
gung. Da sie in ihrer Beschaffungspolitik kleinere 
und mittlere Unternehmen immer im Auge behält, 
sichert sie auf diese Art und Weise, indem sie das tut, 
was kleinere und mittlere Unternehmen nicht könn-
ten, nämlich gerade auf dem Lande flächendeckend 
zu vertreiben und Serviceleistungen zu erbringen, 
das Überleben dieser kleinen und mittleren Unter-
nehmen, was übrigens auch von den Unternehmern 
anerkannt wird; ich habe schon mit einigen gespro-
chen. Die Bundespost fügt sich also in die Größen-
strukturpolitik, der Bundesregierung ein. Wir haben 
es dem kapitalistischen Konzentrationsprozeß eben 
nicht erlaubt, zu Größenstrukturen zu führen, die die 
Leistungs-, Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft stark behindert hätten. 

Aus diesen Beispielen wird deutlich, daß die Deut-
sche Bundespost bei ihrer Unternehmenspolitik 
nicht nur die Deckung des eigenen Bedarfs, sondern 
auch in hohem Maße die Exportchancen der deut-
schen Wirtschaft im Auge hat. — Ich bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Funke. 

Funke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bei den wirklich sehr interessanten Ausfüh-
rungen des Bundespostministers 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Haben Sie die 
verstanden, Herr Kollege Funke?) 

— doch, ich kann soweit folgen; ich glaube schon, 
daß mein Intellekt so weit reicht, Herr Kollege Kit-
telmann — war für mich insbesondere interessant, 
in welchem Umfang die Bundespost tatsächlich zur 
Infrastruktur der deutschen Wirtschaft beiträgt. 
Diese Infrastruktur, Herr Kollege Kittelmann, ist ja 
in der Tat die Voraussetzung für ein Funktionieren 
einer modernen Wirtschaft. 

Meine Damen und Herren, vorhin ist von dem 
Vorredner das Leistungsbilanzdefizit in den Jahren 
1979, 1980 und 1981 erwähnt worden. Diese erhebli-
chen Leistungsbilanzdefizite bedeuten nichts ande-
res, als daß wir in diesen drei Jahren ganz erheblich  

über unsere Verhältnisse gelebt haben. Diese Lei-
stungsbilanzdefizite sollen im Jahre 1982, wenn die 
Prognosen zutreffen, voraussichtlich eingeebnet 
werden können. So betrug das Defizit innerhalb des 
ersten Quartals 1982 lediglich 1,7 Milliarden DM, 
während wir im vergleichbaren Quartal 1981 immer-
hin noch 9,1 Milliarden DM Defizit hatten. 

Dabei entwickelte sich auch die Handelsbilanz be-
sonders positiv und schloß im ersten Quartal bereits 
mit einem Überschuß von 11,2 Milliarden DM ab. 
Auf die einzelnen Probleme, die damit unter Um-
ständen auch zusammenhängen können, werde ich 
nachher noch kurz eingehen. 

Der deutsche Export — das macht ja auch die An-
frage der CDU deutlich — ist auch im Jahre 1981 die 
wesentliche Stütze der deutschen Binnenkonjunk-
tur gewesen und hat dazu geführt, daß das Bruttoso-
zialprodukt im Jahre 1981 praktisch nicht abgesun-
ken ist. Aber daraus kann nicht der Schluß gezogen 
werden, daß wir generell mit unserer Wirtschaft und 
mit unserem Export über den Berg sind. Noch vor ei-
nem Jahr wurde in fast allen wirtschaftspolitischen 
Diskussionen hier im Deutschen Bundestag, aber 
auch in der Öffentlichkeit, zu Recht davon ausgegan-
gen, daß strukturelle Verbesserungen durchgeführt, 
verbesserte Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den müssen, um die deutsche Wirtschaft auf die ver-
änderten weltwirtschaftlichen Gegebenheiten ein-
zustellen. Ich glaube, daß die damaligen Aussagen 
nach wie vor richtig sind, auch wenn wir damit rech-
nen können, daß die Leistungsbilanzdefizite, die wir 
in den Jahren 1979 bis 1981 gehabt haben, in diesem 
Maß nicht zurückkehren werden. Darauf haben die 
Kollegen Dr. Mitzscherling und Wissmann zu Recht 
hingewiesen. 

Es ist schon hinreichend darauf hingewiesen wor-
den, daß unsere verbesserten Terms of Trade, daß 
die verbesserten Handelsbilanzen mit daher rühren, 
daß die D-Mark, die ja immerhin im Verhältnis zum 
Dollar einmal einen Kurs von 1,70 DM gehabt hat, 
abgewertet und damit der Dollar aufgewertet wurde, 
unsere Waren mithin auf dem Weltmarkt konkur-
renzfähiger wurden und vor allem in den Ländern 
konkurrenzfähiger wurden, wo wir in Dollar faktu-
rieren. 

Gleichzeitig verringerte sich die Wareneinfuhr im 
Jahre 1981 um 3,5 %. Dies liegt auch an den stark ge-
sunkenen Rohstoffpreisen. Ich will hier nur einige 
wenige Zahlen nennen. So sanken im März 1982 ge-
genüber dem Monat März 1981 — um eine Größen-
ordnung zu haben — die Nahrungs- und Genußmit-
telpreise um 20,2 %, die Preise für Industrierohstoffe 
um insgesamt 12,9 % und die Preise für Energieroh-
stoffe um 1,6%, jeweils auf Dollarbasis berechnet. 
Aber, meine Damen und Herren, diese Situation 
kann sich natürlich sehr schnell ins Gegenteil ver-
kehren. Wenn sich die weltwirtschaftliche Konjunk-
turlage verbessert, werden auch wieder die Roh-
stoffpreise anziehen. Das ist ein ganz natürlicher 
Vorgang, der sich aus Angebot und Nachfrage er-
gibt. 

Nun zu einem Problem, auf das man besonders 
hinweisen sollte. Die Handelsbilanzüberschüsse, die 
wir verzeichnen können — ich habe sie vorhin für 
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das erste Quartal bereits erwähnt —, führen natür-
lich auch bei unseren Partnerländern zu einer ge-
wissen Unruhe. Nicht zu Unrecht werden wir 
manchmal bei denen schon als die „europäischen Ja-
paner" bezeichnet. Auf der anderen Seite benötigen 
wir diese erheblichen Handelsbilanzüberschüsse, 
um unseren Negativsaldo in der Dienstleistungsbi -
lanz in der Höhe von voraussichtlich rund 23 Milliar-
den DM und in Höhe von 29 Milliarden DM in der 
Übertragungsbilanz ausgleichen zu können. 

Ich glaube, daß es nicht nur Aufgabe der Bundes-
regierung, sondern auch der Kollegen hier im Bun-
destag sein wird, unseren Partnerländern diese be-
sondere Situation — auf der einen Seite Handelsbi-
lanzüberschüsse, auf der anderen Seite Defizit in 
der Übertragungsbilanz und Dienstleistungsbilanz 
— stärker als bisher deutlich zu machen, um näm-
lich in diesen Partnerländern möglichen negativen 
Kampagnen begegnen zu können. Wir müssen uns 
auch vor Augen führen, daß trotz der positiven Ent-
wicklung unserer Exporte die Bäume nicht in den 
Himmel wachsen werden und eine Reihe von Bela-
stungen auf die Exportwirtschaft zukommen kön-
nen. 

Ich möchte fünf Faktoren nennen, die mir beson-
ders wichtig sind: 

Erstens. Die deutschen Exportchancen hängen im 
wesentlichen von den Entwicklungen in unseren 
westlichen Partnerländern ab. Diese Entwicklungen 
sind insbesondere in den USA sehr bedenklich. Wir 
haben dort im ersten Quartal 1982 immerhin ein Ab-
sinken des Bruttosozialprodukts um 4,3 % zu ver-
zeichnen. Die Arbeitslosenzahl schnellte auf 10,3 
Millionen Arbeitnehmer empor. Das ist die höchste 
Zahl von Arbeitslosen seit 1941. 

Die Ausfuhr in die europäischen Länder, insbe-
sondere in die der Europäischen Gemeinschaft, sta-
gniert, wenn auch auf hohem Niveau. Die OPEC- 
Länder werden in Zukunft sicherlich nicht mehr so 
viel ordern können, wie sie es bislang getan haben. 
Diese weltwirtschaftlichen Verflechtungen hat ja 
Herr Bundesminister Lahnstein schon deutlich ge-
macht. Wir von der FDP-Fraktion teilen zweifellos 
seine Auffassung, daß es nicht angehen kann, daß 
wir hier wieder dieser „Lokomotivfunktion" hinter-
herrennen, daß wir hier wieder eine „Lokomotiv-
funktion" übernehmen. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ich warne jedoch davor, an den Weltwirtschafts -
gipfel allzugroße Hoffnungen im Zusammenhang 
mit der Zinsentwicklung in den USA zu knüpfen. Wir 
haben noch vor wenigen Jahren im Bundestag gefor-
dert, daß die USA etwas gegen die Inflation tun. Dies 
haben die USA nun getan. Nun werden sie aus ande-
ren Gründen gescholten. Die nationalen Interessen 
auch der USA müssen natürlich in einem bestimm-
ten Umfang berücksichtigt werden. Wir haben be-
reits im EWS-System in der Europäischen Gemein-
schaft versucht, eine gemeinsame Wirtschaftspolitik 
im Hinblick auf eine gemeinsame Währungspolitik 
zu betreiben. Wir haben gesehen, wie schwierig das 
ist. Und daß es nicht einfach sein wird, die Amerika-

ner hier zu überzeugen, scheint mir evident zu 
sein. 

Das zweite sind die Zahlungsprobleme einer 
Reihe von Ostblockländern, Entwicklungsländern, 
aber auch Schwellenländern. Die deutsche Wirt-
schaft muß stärker als bisher auf die Länderrisiken 
achten, genauso wie dies bereits die international tä-
tigen Banken tun. Der Staat wird über Hermes

-

Bürgschaften nur eine sehr eingeschränkte Hilfe ge-
währen können. Das Schuldnerrisiko kann und darf 
die Bundesregierung den deutschen Exporteuren 
nicht abnehmen. Jeder Exporteur muß sich über 
seine eigenen Risiken im klaren sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Der dritte Punkt. Ich habe bereits darauf aufmerk-
sam gemacht — das haben auch andere getan —, 
daß die Handelsbilanzüberschüsse auf die Kursent-
wicklung des Dollar wenigstens zum überwiegen-
den Teil zurückzuführen sind. Je mehr wir uns wie-
der einer ausgeglichenen Leistungsbilanz nähern 
und je mehr in einzelnen Ländern die rezessiven 
Wirtschaftsentwicklungen anhalten, desto mehr 
wird aller Voraussicht nach die DM erstarken. Wir 
haben dies in den letzten zwei, drei Wochen feststel-
len können. Der Kurs hat sich immerhin von 2,42 auf 
2,28 zurückgebildet. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Dank der Regie

-

rung!) 

— Das ist keine Frage der Regierung, Herr Kittel-
mann; das wissen Sie ganz genau; sondern das ist 
am Devisenmarkt ja nun wirklich mal eine Frage 
von Angebot und Nachfrage. 

(Löffler [SPD]: Das weiß er nicht!) 

— Doch, doch! Ich unterstelle, daß der Kollege Kittel-
mann das weiß. 

Ich will hier nicht einer Beeinflussung der Devi-
senkurse durch nationale Währungs- und Zinspoli-
tik das Wort reden, sondern lediglich darauf auf-
merksam machen, daß durch die verbesserten Lei-
stungsbilanzverhältnisse die strukturellen Pro-
bleme unserer Exportwirtschaft bei weitem noch 
nicht behoben sind und wir da noch einiges tun müs-
sen. Diese Rahmenbedingungen werden wir auch in 
den nächsten Jahren mit dieser Regierung verbes-
sern. Es ist ganz natürlich, daß diese Rahmenbedin-
gungen hier immer wieder an die weltwirtschaftli-
chen Entwicklungen angeglichen werden müssen. 
Es ist nämlich nicht zu leugnen, daß andere Länder 
auf Drittmärkten verstärkt vordringen und daß die 
ausländische Konkurrenz auf unserem heimischen 
Markt mit Fertigwaren, unserer früheren Domäne, 
konkurrenzfähiger geworden ist. Dies liegt zum ei-
nen daran, daß die Lohnstückkosten in der Bundes-
republik höher liegen als beispielsweise in den USA, 
in Frankreich und in Japan. Ich nenne wesentliche 
Konkurrenzländer und nehme nicht gerade Sri 
Lanka. 

(Beifall bei der FDP) 
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Denn wir können uns ja nur mit den weltwirtschaft-
lichen Konkurrenten vergleichen. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Zum andern liegt es aber wohl auch daran, daß 
Produkte, die ein höheres technisches Know-how er-
forderlich machen, heute nicht mehr nur von den 
führenden Industrienationen, sondern auch von 
zahlreichen Schwellenländern hergestellt werden. 
Das gilt besonders für den asiatischen Bereich. Von 
dort haben wir natürlich die größten Schwierigkei-
ten auf den Drittmärkten. 

Der vierte Punkt: Der Protektionismus und die 
staatlichen Hemmnisse fallen im Außenhandel im-
mer stärker ins Gewicht. Der Kollege Haussmann 
hat auf den Protektionismus in klassischer Ausprä-
gung, also in Form der Zölle, und die nichttarifären 
Handelshemmnisse hingewiesen. 

Ich möchte auf einen zusätzlichen Punkt hinwei-
sen: Es ist zunehmend üblich geworden, den Außen-
handel als verlängerten Arm der Außenpolitik oder 
— lassen Sie es mich anders sagen — als Außenpoli-
tik mit anderen Mitteln zu betrachten. Ich meine da-
mit die Sanktionen, die wir auf Grund des Außen-
wirtschaftsgesetzes bzw. der Außenwirtschaftsver-
ordnung gelegentlich verhängen. Ich halte sie nicht 
für ein geeignetes Mittel, um das betreffende Land 
zu politischem Wohlverhalten zu zwingen. Wir ha-
ben in den Fällen Rhodesien und Iran gesehen — ich 
will diese Beispiele nur antippen —, daß diese Wirt-
schaftssanktionen überhaupt nicht das gebracht ha-
ben, was man mit ihnen politisch bezweckt hatte. 
Wir sollten, und zwar alle Fraktionen des Deutschen 
Bundestages, stärker als bisher darauf hinwirken, 
daß Protektionimus und auch Sanktionen stärker 
gegeißelt werden. Wir sollten mit Sanktionen sehr, 
sehr vorsichtig sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der fünfte Punkt: Die deutsche Exportwirtschaft 
wird nur dann wettbewerbsfähig sein können, wenn 
sie nicht nur in technischer Hinsicht und auf dem 
Gebiet der Zuverlässigkeit von Lieferung und Lei-
stung, sondern auch in gleichem Maße hinsichtlich 
konkurrenzfähiger Preise führend ist. Ich habe vor-
hin — dies ist auch von anderen bereits getan wor-
den — auf die hohen Lohnkosten hingewiesen. Wir 
werden unser Augenmerk noch stärker als bisher 
auf Rationalisierung, Steigerung der Produktivität 
und auch auf konjunkturgerechte Lohnabschlüsse 
richten müssen, um hier die notwendigen Vorausset-
zungen zu schaffen. Wir haben hier in den letzten 
zwei Jahren sehr gute Schritte unternommen; dieser 
Weg muß weiter begangen werden. 

Wir müssen daran denken, daß fast ein Drittel un-
seres Bruttosozialprodukts durch unseren Export 
erwirtschaftet wird. Kein Land ist vom Export so ab-
hängig wie wir. Ich habe den Eindruck, daß nicht nur 
die Arbeitnehmerschaft, sondern auch die Gewerk-
schaften sehr genau wissen, wie stark wir vom Ex-
port abhängig sind. Sie haben mit dazu beigetragen, 
daß die deutsche Wirtschaft auch von den Kosten 
her wieder konkurrenzfähiger geworden ist. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einige we-
nige Worte zu der Europäischen Gemeinschaft sa-
gen. Wir sehen mit großer Sorge, daß einzelne Län-
der — dies gilt insbesondere für den uns hier betref-
fenden Stahlbereich — Protektionismus, eine Sub-
ventionspolitik betreiben, die wir in dieser Form 
nicht mehr verantworten können. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Hier fordern wir die Bundesregierung auf, alles zu 
tun, damit die deutsche Stahlindustrie keinen Nach-
teil erleidet. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Insbesondere müssen wir daran denken, daß hier ja 
auch deutsche Arbeitsplätze in erheblichem Umfang 
gefährdet sind. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Trotz der Bedenken, die ich soeben hinsichtlich 
dieser fünf Punkte erwähnt habe, bin ich optimi-
stisch, daß sich die deutsche Exportwirtschaft in der 
Welt behaupten kann. Nicht zuletzt der soziale Kon-
sens, so meine ich, den wir in der Bundesrepublik 
haben, ist die Grundvoraussetzung dafür, daß wir 
konkurrenzfähig sind. 

(Löffler [SPD]: Sehr gut!) 

Der soziale Konsens ist nicht nur ein wichtiger ge-
sellschaftspolitischer, sondern vor allem auch — das 
sehen wir an der internationalen Konkurrenzsitua-
tion — ein wichtiger wirtschaftspolitischer Faktor. 
— Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwarz-Schilling. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— Ich höre, es soll eine kurze Intervention sein. Da-
nach treten wir in die Mittagspause ein, Herr Kol-
lege Löffler. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es war 
sehr erfreulich, daß der neue Postminister hier 
heute seinen Einstand gegeben hat. Es wäre aller-
dings besser gewesen, wenn er der Debatte dann 
auch weiter gefolgt wäre 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und nicht anschließend zu einer offensichtlich not-
wendigen Mittagspause geht. Er sollte sich auch 
nicht über die Kommentierungen seiner Berufung 
beklagen. Wenn vom Bundeskanzleramt entspre-
chende Bemerkungen gemacht werden, aus welchen 
Gründen man den früheren Finanzminister Matthö-
fer zum Postminister gemacht hat, dann darf man 
sich nicht beklagen, wenn es in entsprechender 
Weise wieder zurückschallt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der Kanzler ist 
sehr menschlich!) 

Meine Damen und Herren, ich begrüße es, daß der 
Postminister sich über die Rolle der Bundespost im 
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klaren ist mit einem Investitionsvolumen von über 
20 % der gesamten deutschen Wirtschaft. Das zeigt 
natürlich, welche riesige Einflußmöglichkeit diese 
Institution hat und daß sich insbesondere auch der 
Postminister darüber im klaren sein muß, daß seine 
Doppelrolle als Zulassungsbehörde und Wettbewer-
ber, vor allem im Endgerätebereich, gerade das 
nicht herbeigeführt hat, wovon er sprach, nämlich 
eine entsprechend große Exportfähigkeit der deut-
schen Industrie hervorzurufen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Denn gerade durch Einschränkungen im Sinne der 
Einheitstechnik der Bundespost gibt es ganze Berei-
che von Endgeräten, die in Deutschland nicht ver-
kauft werden können, aber sehr wohl im internatio-
nalen Bereich. Es ist für die deutsche Industrie sehr 
schwer, den Leuten draußen klarzumachen, daß sie 
etwas Gutes exportiert, was die Deutsche Bundes-
post nicht akzeptiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Zweiter Punkt. Der Postminister sprach von den 
großen Vorlaufmöglichkeiten in der Satellitentech-
nik im Sinne deutscher Spitzentechnologie. Ich 
kann nur sagen: Wir haben hier einen ganz großen 
Nachholbedarf. Der Postminister sollte sich da sehr 
schnell sachkundig machen in den Vereinigten Staa-
ten oder in Kanada, wo er die Satellitentechnik nicht 
nur auf dem Reißbrett, sondern längst am Himmel 
sehen kann und wo das Zusammenwirken von ver-
kabelten Städten und Satellitentechnik den großen 
Boom der Telekommunikation schon seit zwei, drei 
Jahren hervorgerufen hat, während wir in der Pla-
nungsphase sind und etwa in der zweiten Hälfte der 
80er Jahre mit einem oder zwei Satelliten und kaum 
verkabelten Städten in entsprechenden Schwierig-
keiten sein werden, diesen Boom wenigsten nachzu-
holen. 

Lassen Sie mich einen dritten Punkt ansprechen: 
Glasfaser ist für uns eine außerordentlich interes-
sante Technologie. Wir unterstützen alle Versuche, 
die die Deutsche Bundespost in diesem Bereich 
macht. Aber sie muß einmal Entwicklung und be-
triebssichere Technik unterscheiden. Das ist eine 
Entwicklung, die erst Mitte bis Ende der 80er Jahre 
einführungsreif ist und dann Jahrzehnte dauern 
wird. Was wir jetzt brauchen, ist eine gute Über-
gangskonzeption, nicht aber einschränkende Maß-
nahmen in der traditionellen Koax-Technik, die ge-
rade den Mittelstand, die Bauindustrie, das Elektro-
handwerk, in ihrer Existenz berühren und zu Recht 
aufs tiefste mißtrauisch machen. Hier handelt die 
Deutsche Bundespost bis heute in wesentlichen 
Punkten einer positiven Konjunkturentwicklung 
entgegengesetzt. Hier muß sie richtig handeln, um 
eine entsprechende Beschäftigung zu forcieren, sie 
muß den Übergang zu einer Glasfasertechnik mög-
lichst reibungslos vollziehen und dazu das Fernmel-
deanlagengesetz liberal und extensiv ausnutzen. — 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, nach einer Vereinbarung im Ältestenrat 
wird eine Mittagspause eingelegt. Der Bundestag 
tritt um 14 Uhr wieder zusammen. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.04 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 9/1631, 9/1641 — 

Ich rufe die Dringlichen Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie auf. Zur Beantwortung steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Stahl zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 des Abgeordneten 
Gerstein auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den im 
Bundeshaushalt 1982 abgesicherten Bewilligungsbescheid für 
den THTR 300 in Höhe von 297,5 Millionen DM noch vor der 
Rückkehr des Bundesministers für Forschung und Technolo-
gie von seiner USA-Reise zu erteilen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident, be-
vor ich die gestellten Fragen der Kollegen Gerstein, 
Bugl, Prangenberg und Lenzer beantworte, möchte 
ich gerne den Gesamtzusammenhang des Problems 
kurz beleuchten, weil das, glaube ich, wichtig für die 
dann zu beantwortenden Fragen ist. 

Am 23. März 1982 sind, für den Bund und das Land 
Nordrhein-Westfalen unerwartet, vom Hersteller 
des THTR 300 zusätzliche Kosten in Höhe von rund 
1 Milliarde DM über die bisherigen Gesamtkosten 
von 3 Milliarden DM hinaus angemeldet worden. 
Diese Mehrkosten werden auf erst jetzt quantifizier

-

bare und bewertbare Auflagen aus der Abwicklung 
des bisherigen Genehmigungsverfahrens zurückge-
führt. Risiken aus dem weiteren Genehmigungsver-
fahren und der Inbetriebnahme sind in dieser 1 Mil-
liarde DM nicht enthalten. Der momentane weitere 
Terminvollzug soll 13 Monate betragen. Die Bauzeit 
beträgt also insgesamt 164 Monate. Die Übergabe er-
folgt somit erst am 1. Oktober 1985. 

Mit der Anmeldung dieser Mehrkosten und der 
Betonung des offenen Endes ist das bisherige Finan-
zierungskonzept für 3 Milliarden DM hinfällig ge-
worden. Die Voraussetzungen für staatlich ver-
bürgte Darlehen in Höhe von 510 Millionen DM sind 
damit nicht mehr gegeben. Die so entstandene Fi-
nanzierungslücke von ca. 1,5 Milliarden DM wird 
das Projekt des THTR 300 vor die bisher wohl ern-
steste Belastungsprobe in seiner langen Geschichte 
stellen. 

Mit Fernschreiben vom 25. März 1982 hat der Bun-
desminister für Forschung und Technologie den 
Vorstandsvorsitzenden der VEW aufgefordert, im 
Rahmen seiner Gesamtverantwortung für das Pro-
jekt dem Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie Vorstellungen über Realisierungsmöglich- 
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keiten der Gesamtfinanzierung mitzuteilen. Auf 
diese Anforderung ist die beteiligte Wirtschaft bis 
heute nur in völlig unzureichender Weise und mit ei-
nem nicht realistischen Finanzierungskonzept ein-
gegangen. 

Dies deutet — lassen Sie mich dies als private 
Wertung hinzufügen — für mich darauf hin, daß das 
Interesse der am THTR 300 unmittelbar Beteiligten 
begrenzt ist. 

Ich weise die Versuche mit Entschiedenheit zu-
rück, der Bundesregierung für das mögliche Schei-
tern des Projekts den Schwarzen Peter zuzuschie-
ben. 

Richtig ist, daß zur Zeit die Finanzierung des Pro-
jekts nicht gesichert ist. Ehe sich nicht Perspektiven 
für eine neue Sicherung der Gesamtfinanzierung 
mit einer größeren Industriebeteiligung abzeichnen, 
wird der Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie keine weiteren Mittel des Bundes bereitstel-
len. Der BMFT kann daher die bisher in der inzwi-
schen überholten 3-Milliarden-DM-Finanzierung 
vorgesehene Schlußbewilligung in Höhe von 297,5 
Millionen DM nicht freigeben. 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie, Andreas von Bülow, hat vor diesem Hause am 
29. April 1982 gesagt — ich zitiere —: 

Nach einem ersten Gespräch mit meinem Kolle-
gen Jochimsen als Vertreter des an der Finan-
zierung beteiligten Landes Nordrhein-Westfa-
len werden wir in den nächsten Wochen noch-
mals Verhandlungen mit Industrie und Wirt-
schaft über die nur gemeinsam mögliche Finan-
zierung aufnehmen. Ich habe heute VEW aufge-
fordert, zunächst im Vorgriff auf eine umfas-
sende Finanzierungsregelung selbst bisher be-
reits in Aussicht genommene Beiträge zum 
THTR 300, die im Rahmen der SNR-Finanzie-
rung angeboten gewesen sind, jetzt einzusetzen. 
Damit könnte die Finanzierungssituation für 
den Verhandlungszeitraum entspannt werden. 

So die Rede des Ministers vor dem Deutschen Bun-
destag. 

In diesem Licht erscheint es mir als eine nicht ver

-

antwortbare Dramatisierung der Situation durch 
Betreiber und Hersteller, wenn sie das Projekt 
schon vor den eigentlichen Verhandlungsrunden am 
18. und 21. Mai mit der Bundes- und Landesregie-
rung dadurch gefährden, daß sie einen Vergabe-
stopp verfügt haben. Die dadurch drohende Ein-
schränkung der Montagearbeiten geht unter den ge-
gebenen Umständen dann voll zu Lasten des Betrei-
bers und des Herstellers. 

Lassen Sie mich folgendes hinzufügen — dies ist 
eine erfreuliche Nachricht, die mich um 13.10 Uhr er-
reicht hat —: Der Vorstandsvorsitzende der BBC, Dr. 
Gassert, teilt mir mit, daß entgegen der bisherigen 
Annahme vom Hersteller im Einvernehmen mit 
dem Betreiber durch Umdisponierung, aber ohne 
weitere Gefährdung des Fertigstellungstermins bis 
zum 30. Juni 1982 ein Baustellenleerlauf verhindert 
wird. Daraus entsteht keine weitere Kostenerhö-
hung. 

So der Vorstandsvorsitzende von BBC. Dies ist, 
glaube ich, eine erfreuliche Nachricht. 

Ich komme jetzt zu der Antwort auf die Frage des 
Kollegen Gerstein. Der Bundesminister für For-
schung und Technologie wird in etwa einer Stunde 
von seiner Amerikareise zurückkehren. Ich sehe 
beim gegenwärtigen Sachstand und vor Klärung 
weiterer Fragen mit der Wirtschaft keine Notwen-
digkeit und keine Möglichkeit, die Entscheidung 
über die letzte THTR-Bewilligung zu revidieren. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie nicht gerade die Mitteilung, die Sie vorhin ge-
macht haben, nämlich, daß es dem Betreiber und 
dem Hersteller durch Umdisponierung gelungen ist, 
die drohende Stillegung der Baustelle und den Ab-
zug von Personal ab Montag zu verhindern, als einen 
sehr deutlichen Beweis dafür ansehen, wie ernst es 
der beteiligten Industrie mit der Weiterführung des 
Projekts und der Fertigstellung des Hochtempera-
turreaktors ist, und legt nicht dies gerade nahe, den 
Bewilligungsbescheid möglichst schnell zu ertei-
len? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerstein, 
ich stimme Ihnen in dem ersten Punkt zu, daß dies 
sicherlich zur Entspannung der Gesamtsituation 
führt und wir die Möglichkeit haben, mit allen Betei-
ligten bis zu dem hier in Rede stehenden Termin 
ernsthafte Gespräche über eine verstärkte Mitfinan-
zierung der Wirtschaft zu führen. Ob dies schon in 
dieser Form, wie Sie es dargestellt haben, als eine 
sehr positive Bewertung des gesamten Konzepts 
gelten kann, dies möchte ich mit aller Vorsicht etwas 
zurückhaltender formulieren. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie denn, wenn Ihnen noch etwas fehlt, um die Not-
wendigkeit der Weiterführung des HTR und die 
Ernsthaftigkeit aller daran Beteiligten sicherzustel-
len, die Vorschläge, die Anfang Mai von seiten der 
Industrie und der Betreibergesellschaft im Hinblick 
auf eine anteilmäßige Übernahme der zusätzlichen 
Kosten gemacht worden sind — diese Vorschläge 
dürften Ihnen bekannt sein —, und die letzten Endes 
dazu führen, daß von den Zusatzkosten, die über 3 
Milliarden DM hinausgehen, auf die Bundesregie-
rung bzw. das Bundesforschungsministerium nur 
noch etwa 367 Millionen DM in fünf Jahresraten ent-
fallen, nicht doch als realistische Vorschläge für eine 
neue Gesamtfinanzierung ansehen und aus dieser 
Tatsache schlußfolgern können, daß es wenig hilf-
reich ist und im Grunde die Situation nur erschwert, 
wenn der Bewilligungsbescheid, der ja im Haushalt 
1982 vorgesehen ist — von daher gesehen gibt es 
keine Schwierigkeiten —, weiterhin nicht erteilt 
wird? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerstein, 
ich glaube, ich habe die Position des Bundesfor-
schungsministers zu dem von Ihnen angesproche- 
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nen Thema nochmals unmißverständlich verdeut-
licht. Er hat diese Position ja vor dem Deutschen 
Bundestag und vor dem Ausschuß für Forschung 
und Technologie dargelegt. 

Ich kann Ihnen nicht zustimmen, wenn Sie sagen, 
daß 300 Millionen DM 

(Gerstein [CDU/CSU]: 367 Millionen DM!) 

— Entschuldigung, 367 Millionen DM —, die Sie ge-
nannt haben, als notwendiger Anteil an der Gesamt-
finanzierung angesehen werden können. Ich glaube, 
daß es notwendig ist, Hersteller, vor allen Dingen 
künftige Betreiber und die an einer künftigen Hoch-
temperaturreaktorlinie interessierte Wirtschaft mit 
allem Ernst nochmals in Obligo zu nehmen und ih-
nen vor Augen zu führen, daß eine realistische Betei-
ligung der Industrie an den Mehrkosten erwartet 
wird. 

Einzelsummen, Herr Kollege Gerstein, möchte ich 
hier nicht bewerten. Ich bin aber der Meinung, daß 
der von Ihnen genannte Betrag angesichts der Ge-
samthöhe, die zur Disposition steht, sicherlich nicht 
ausreicht. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mit Bezug auf Ihre Eingangsbemerkung dem Hause 
einmal darlegen, wie Termine und Kosten, die beim 
Betreiber entstehen, durch Ihr Haus kontrolliert 
werden, und können Sie insbesondere schildern, 
warum der von Ihnen am 12. Dezember 1979 einge-
setzte unabhängige Projektbegleiter Ihr Haus nicht 
eher über die anstehenden Kostensteigerungen 
beim THTR unterrichtet hat? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
im Oktober hat in der Kernforschungsanlage Jülich 
ein Symposium stattgefunden, auf dem über die 
Thematik und über die Kostenentwicklung des 
Hochtemperaturreaktors gesprochen wurde. Sicher-
lich wurden begleitend auch Gespräche von dem von 
Ihnen angesprochenen Mitarbeiter meines Hauses 
geführt. 

Ich darf Ihnen sagen, der Vorstandsvorsitzende 
von BBC hat auf diesem Symposium erklärt, daß es 
bei diesem Projekt keinerlei Schwierigkeiten gebe, 
da es zum größten Teil schon fertiggestellt sei. Zum 
damaligen Zeitpunkt war eine wesentliche Kosten-
erhöhung kaum vorauszusehen und demgemäß von 
ihr auch nicht die Rede. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, bezogen auf 
die Vermutung des Kollegen Gerstein, daß die betei-
ligte Industrie, die Hersteller ein ernsthaftes Inter-
esse an der Fertigstellung und dann auch Verwen-
dung des THTR hätten, darf ich Sie fragen: Wie hoch 
ist bisher die Beteiligung der Herstellerindustrie 
und des Betreibers an den Kosten des THTR, und 
was wurde hiervon bisher bezahlt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
ich kann Ihnen die Zahlen nennen. An den Gesamt-
kosten von 3 Milliarden DM — das ist die Ausgangs-
position, als die Finanzierung voll gesichert war, be-
vor also diese neue Situation entstanden ist — wa-
ren die Hersteller mit insgesamt 133 Millionen DM 
gleich 4,4 % — davon sind 60 Millionen DM gleich 
2 % bezahlt — und der Betreiber mit insgesamt 
90 Millionen DM gleich 3 % — davon sind 1,7 % be-
zahlt — beteiligt. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Ich zähle die bisher 
geplante Fremdmittelaufnahme in Höhe von 
500 Millionen DM bewußt nicht zu den Eigenleistun-
gen des Betreibers, da dieser Betrag voll vom Staat 
verbürgt werden soll und deshalb das Risiko für den 
Betreiber gleich Null ist. 

Der Bund hat sich etwa im gleichen Zeitraum an 
den Kosten mit über 1 Milliarde DM beteiligt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
hinsichtlich Ihrer Bemerkung über die im März be-
kanntgewordenen unerwarteten Mehrkosten fra-
gen: Trifft es zu, daß Beamte Ihres Hauses auf die 
frühzeitig vorgebrachten konkreten Hinweise, es sei 
beim THTR 300 zu Kostenerhöhungen gekommen, 
erwidert haben, daß es in der derzeitigen Situation 
besser sei, hierzu keine Aussagen zu machen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, ich 
kann nicht bestätigen, was Sie darstellen. Ich 
möchte nochmals auf das verweisen, was der Bun-
desminister für Forschung und Technologie vor dem 
Ausschuß für Forschung und Technologie des Deut-
schen Bundestages zu diesem Problem insgesamt 
gesagt hat, und was er dann vor dem Deutschen 
Bundestag nochmals präzisiert hat. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen an den 
Überlegungen der Bundesregierung zur Lösung der 
Finanzprobleme beteiligt, und würde die Bundesre-
gierung eine Unterstützung des Landes Baden

-

Württemberg, wo die Herstellerfirma sitzt, in der 
Weise begrüßen, daß diese Firma auf Energieversor-
gungsunternehmen dahin gehend Einfluß nehmen 
solle, sich an der Finanzierung zu beteiligen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
wenn das Land Baden-Württemberg bereit wäre, 
sich an der Finanzierung zu beteiligen, wäre dies si-
cherlich eine sehr freundliche Geste. Im Zuge der 
Gespräche über eine Gesamtfinanzierung wird es 
notwendig sein, nochmals zu prüfen, ob das, was Sie 
hier vorgeschlagen haben, tatsächlich möglich ist. 
Sie wissen, daß die Länder bei der Finanzierung des 
Schnellen Brutreaktors, als wir einen Beitrag in 
Höhe von etwa einer Milliarde DM aus der Privat-
wirtschaft erhalten haben, keine unwesentliche 
Rolle gespielt haben. 
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Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich darf 
mich auf Ihre Antwort auf die Zusatzfrage des Kolle-
gen Dr. Laufs beziehen und Sie fragen, ob es zutrifft, 
daß der Vertreter des BMFT auf der Wirtschaftsmi-
nisterkonferenz am 7. September 1981 auf die Frage, 
ob man hinsichtlich des THTR 300 zusätzliche Über-
legungen in bezug auf dessen Finanzierung anstel-
len müsse, festgestellt hat, daß die Gesamtfinanzie-
rung des THTR 300 sichergestellt sei und daß deswe-
gen nicht auf ein stärkeres Engagement der Versor-
gungswirtschaft zurückgegriffen werden müsse. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
ich weiß nicht, welches Gespräch Sie hier im einzel-
nen ansprechen. Mit Sicherheit war aber zu dem ge-
nannten Zeitpunkt, im September 1981, beim 
THTR 300 keine Rede von einer Kostenerhöhung, 
als wir das Gesamtpaket der Brüterfinanzierung ge-
schnürt haben. Wir sind damals davon ausgegangen, 
daß diese 3 Milliarden DM eine feste Summe seien, 
für die man den Reaktor erstellen könne. Es war si-
cherlich so — dies muß wohl einschränkend gesagt 
werden —, daß Preiserhöhungen nicht auszuschlie-
ßen waren. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
soeben das Problem der Brüterfinanzierung mit an-
gesprochen. Deshalb meine Zusatzfrage: Wie will die 
Bundesregierung im weiteren Verfahren hinsicht-
lich der Finanzierungsprobleme sicherstellen, daß 
eine politische Entscheidung über die Zukunft bei-
der Reaktorlinien — Hochtemperaturreaktor und 
Schneller Brüter — ermöglicht wird, und wie ge-
denkt die Bundesregierung, dabei auch sicherzustel-
len, daß durch geschaffene Fakten eine politische 
Bewertung der Chancen und Risiken beider Reak-
torlinien durch den Deutschen Bundestag, die durch 
die Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie

-

Politik" vorbereitet werden soll, nicht dadurch unter-
laufen wird, daß in der Zwischenzeit eine Reaktorli-
nie aus Finanzgründen stirbt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, die Bundesregierung geht davon aus — dies hat 
sie auch in der entsprechenden Kabinettsvorlage 
dargestellt und dies hat auch der Forschungsmini-
ster vor dem Ausschuß und vor dem Deutschen Bun-
destag dargestellt —, daß die beiden fortgeschritte-
nen Reaktorlinien fertiggestellt werden sollen. Der 
Bundesforschungsminister hat hinzugefügt, daß 
durch die jetzt in Aussicht genommene oder uns an-
gemeldete Preissteigerung das Konzept der Finan-
zierung des THTR 300 natürlich in Frage gestellt ist. 
Dies habe ich eingangs auch für die Bundesregie-
rung erklärt. Ich sehe derzeit keinen Zusammen-
hang zwischen der abschließenden Berichterstat-
tung der Enquete-Kommission zum SNR 300 und 
der Finanzierung des THTR 300. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Bugl. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß das Projekt THTR 300 seit dem 
12. Dezember 1979 von einem unabhängigen Pro-
jektbegleiter — ich meine damit die KFA Jülich — 
kontrolliert wird, und können Sie mir bestätigen, 
daß dieser Projektbegleiter an allen wesentlichen 
Projektgesprächen mit dem Betreiber, mit dem Her-
steller und den Gutachtern teilgenommen hat und 
somit voll über die terminlichen Planungen und da-
mit natürlich auch über den Kostenstand informiert 
war? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bugl, ich 
kann Ihnen das bestätigen, was ich auf die Frage ei-
nes Ihrer Vorredner, bezogen auf den Zeitpunkt Sep-
tember 1981, gesagt habe. 

Ich kann weiterhin bestätigen, daß Mitarbeiter 
unseres Hauses, die ein großes Interesse an diesem 
Projekt haben, an den entscheidenden Beratungen 
über dieses Projekt teilnehmen. Ich kann, was die 
Kostenentwicklung insgesamt betrifft, natürlich 
auch bestätigen, daß diese bei uns im Hause sehr 
verantwortlich verfolgt wird. 

Herr Kollege Bugl, eines kann ich Ihnen aller-
dings natürlich nicht bestätigen: wenn Sie damit 
verbinden, daß es unserem Hause bekannt war, daß 
Mehrkosten in Höhe von etwa 1,5 Milliarden DM im 
Raum stehen. Das kann ich Ihnen beim besten Wil-
len nicht bestätigen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Maaß. 

Maaß (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann hat 
der Projektbegleiter den Bundesminister für For-
schung und Technologie das erste Mal über die dro-
henden Terminverzögerungen und Kostenerhöhun-
gen unterrichtet, und warum hat der Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie daraus keine 
Konsequenzen gezogen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Maaß, ich 
verweise nochmals auf das Protokoll. über die Sit-
zung des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie und auf die Rede des Bundesministers. Ich glau-
be, ich brauche mich hier in dieser Frage nicht zu 
wiederholen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Neuhaus. Ich glaube, meine Damen und 
Herren, dann sollten wir es mit Zusatzfragen bewen-
den lassen. 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

Neuhaus (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
auch ich unter Bezugnahme auf Ihre Antwort an den 
Kollegen Dr. Laufs Sie noch einmal fragen, ob nicht 
zumindest Mitte Oktober 1981 Ihrem Hause Mehr-
kosten — wenn auch nicht in der heutigen Höhe — 
bekannt waren und es damals Beamten Ihres Hau-
ses inopportun schien, diese Tatsache im Hinblick 
auf die gerade laufenden Finanzierungsverhandlun-
gen zum SNR 300 zur Sprache zu bringen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Neuhaus, 
es ist richtig, daß mit einem Mitarbeiter unseres 
Hauses etwa zu dem Zeitpunkt, den Sie angespro- 
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chen haben, darüber gesprochen wurde oder ihm zu-
mindest in Aussicht gestellt wurde, daß Kostenerhö-
hungen von etwa 200 bis 300 Millionen DM für das 
gesamte Projekt anstehen. Von mehr, Herr Kollege 
Neuhaus, war nie die Rede. Aber diese Kosten wur-
den auch nicht begründet. Ich bitte um Verständnis, 
daß der Bundesminister für Forschung und Techno-
logie nur dann über zusätzliche Kosten reden kann, 
wenn ihm diese Kosten vom Betreiber wirklich an-
gemeldet werden. Auf einer solchen Grundlage Spe-
kulationen über die Finanzierung anzustellen oder 
Finanzierungsfragen dem Bundestag zur Beratung 
vorzulegen, scheint mit nicht der richtige Weg zu 
sein. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, es gibt böse 
Zungen, die sagen, der Hochtemperaturreaktor in 
Schmehausen werde niemals einen Nachfolger er-
halten; er sei dann, wenn er in Betrieb gehe, schon 
ein Museumsstück, um elektrischen Strom zu erzeu-
gen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, darf ich 
bitten, eine Frage zu stellen! 

Vosen (SPD): Meine Frage: Ist es unter diesem 
Aspekt, wenn dies stimmen sollte, überhaupt noch 
sinnvoll, rund 1,5 bis 2 Milliarden in dieses Projekt 
zu stecken? Damit auch die konkrete Frage: Ist es 
dann überhaupt noch sinnvoll, 297,5 Millionen DM, 
die jetzt gesperrt worden sind, freizugeben? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Vosen, 
der Bundesminister hat hier vor dem Deutschen 
Bundestag — bitte haben Sie Verständnis dafür, daß 
ich mich auf diese, glaube ich, sehr offene Rede be-
ziehe, die die ganze Problematik auch des THTR 300 
dargelegt hat — zu diesem Punkt ausgeführt, daß 
wir natürlich davon ausgehen müssen und auch da-
von ausgehen, daß das Interesse der einschlägigen 
Wirtschaft an einer derartigen Reaktorlinie vorhan-
den sein muß. Es ist Ihnen bekannt, daß der Bundes-
minister für Forschung und Technologie gemeinsam 
mit dem Minister für Wirtschaft, Mittelstand und 
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen in Düssel-
dorf ein Symposium zur gesamten Hochtemperatur-
reaktortechnik durchgeführt hat. Es gibt sicherlich 
Interessenten, die — bei allen Einschränkungen — 
der  Meinung sind, daß eine derartige Reaktorlinie 
künftig am Markt bestehen kann. 

Ich bin der Meinung, daß man diese schwierige 
Frage noch sehr eingehend prüfen muß, um zu ei-
nem abschließenden Ergebnis zu kommen. Eines 
aber, Herr Kollege Vosen, darf ich hier vor dem 
Deutschen Bundestag erklären: Es ist natürlich not-
wendig, daß die an dieser Reaktorlinie interessierte 
einschlägige Industrie jetzt endlich einmal sagt, in 
welcher Form, mit welcher Beteiligung und in wel-
chen Sparten der Wirtschaft eine derartige Reaktor-
linie nach ihrer Einschätzung einsetzbar ist. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Dringliche Frage 2 des Abgeordneten 
Dr. Bugl auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge der Nichter-
teilung des Bewilligungsbescheids mehrere hundert Beschäf-
tigte bereits ab Montag, dem 17. Mai 1982, von der Baustelle 
abgezogen werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bugl, es 
ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Angaben 
des Herstellers ein Abzug von mehreren hundert Be-
schäftigten von der Baustelle ab Montag, dem 
17. Mai 1982, drohte. Der Bundesminister für For-
schung und Technologie hat deshalb die HKG aufge-
fordert, im Rahmen der SNR-300-Finanzierung be-
reits zugesagte Beiträge in Höhe von 135 Millionen 
DM jetzt einzusetzen, um diese Folgen abzuwenden. 
Die HKG ist hierauf bisher nicht eingegangen. 

Nach der eingangs erwähnten jüngsten Erklärung 
des BBC-Vorstandsvorsitzenden — die wohl in Ab-
sprache mit dem Vorstandsvorsitzenden von VEW 
abgegeben worden ist — hat sich die Situation auf 
der Baustelle aber entspannt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Bugl, bitte. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, heißt 
das, daß die Herstellerfirma das Bestellrisiko jetzt 
zumindest für einen bestimmten Zeitraum über-
nimmt und daß die Betreibergesellschaft die laufen-
den Verpflichtungen übernimmt? Denn es geht hier 
ja einmal um das Bestellrisiko, dann aber auch um 
die laufenden Verpflichtungen, die offen sind. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bugl, 
wenn ich die Aussage des Herrn Dr. Gassert richtig 
verstanden habe, ist es so, daß es durch Umdisponie-
rung, aber ohne Gefährdung des Endtermins und 
ohne Kostensteigerung möglich ist, dieses Problem 
bis zum 30. Juni offenzulassen, um bis dahin eine 
dementsprechende einvernehmliche finanzielle Re-
gelung zu treffen. 

Herr Kollege Bugl, in der Frage, wie dies im ein-
zelnen innerhalb der hier in Rede stehenden Unter-
nehmen erfolgt, bin ich — dafür bitte ich Sie um Ver-
ständnis — im Moment überfragt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Bugl. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
lange gedenkt denn die Bundesregierung den Bewil-
ligungsbescheid zurückzuhalten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bugl, ich 
beziehe mich auf das vorher zu diesem Punkt Gesag-
te; ich möchte mich nicht wiederholen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welche 
Bemühungen oder Zusagen hat die Bundesregie-
rung hinsichtlich der Genehmigung und auch der 
staatlichen Finanzierung gegenüber der Industrie in 
Aussicht gestellt, bevor Hersteller und Betreiber be- 
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schlossen, die Bauarbeiten auf jeden Fall bis zum 
30. Juni fortzusetzen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, 
wir haben keine Zugeständnisse gemacht, sondern 
es haben Gespräche stattgefunden. Auch ich selber 
habe ein Gespräch geführt. Darin habe ich sehr 
ernsthaft darauf aufmerksam gemacht, daß bei ei-
nem so großen Projekt und bei für Neubestellungen 
geltenden Vorlaufzeiten von zwei Jahren und mehr 
eine derart kurz andauernde Situation eigentlich 
nicht dazu führen kann, die Mitarbeiter auf der Bau-
stelle abzuziehen. Denn man kann j a auch erwarten, 
daß Hersteller und Betreiber hierbei ein gewisses 
Risiko übernehmen. Dies ist geschehen, was ich 
gern als positiv bewerte. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihrem 
Hause bekannt, wieviel Genehmigungen und Aufla-
gen noch ausstehen und ob von daher überhaupt ein 
zügiger Weiterbau des Hochtemperaturreaktors ge-
währleistet ist? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
mir wird hier von meinen Mitarbeitern soeben zuge-
flüstert: Zwei TEGs und sieben Ergänzungen stehen 
noch aus. 

Dr. Steger (SPD): Ist damit ein Weiterbau gewähr-
leistet, oder ergeben sich allein aus der Genehmi-
gungssituation Verzögerungen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
aus der Genehmigungssituation ergibt sich, wenn 
ich es richtig sehe, für den speziellen Bereich keine 
weitere Verzögerung. Es ist aber, wie ich glaube, un-
bestritten — Sie kennen j a das Papier, das die Her-
steller und Betreiber dem Ausschuß für Forschung 
und Technologie und damit auch Ihnen vorgelegt ha-
ben —, daß hier natürlich auf den Punkt des Geneh-
migungsverfahrens im besonderen abgehoben 
wird. 

Es wird notwendig sein, dieses Thema einmal 
ernsthaft unter allen Beteiligten zu erörtern und 
vielleicht auch zu prüfen, in welcher Form man 
eventuell eine Beschleunigung vornehmen kann, 
ohne daß in irgendeiner Form Sicherheitseinbußen 
zu erwarten wären. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung meine Auffassung, daß durch die 
jetzige Situation Arbeitsplätze bei der Hersteller-
firma HRB nicht gefährdet sind? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
ich kann das nicht mit Ja oder Nein beantworten. Ich 
kann nur sagen, daß die Arbeiten dort bis zum 30. 
Juni fortgesetzt werden. Ich gehe davon aus, daß bis 
zu diesem Zeitpunkt bezüglich der Gesamtfinanzie-
rung ein sehr befriedigendes Ergebnis vorliegt. 
Wenn das nicht der Fall ist, Herr Kollege Kübler,  

dann kann ich das, was Sie hier angesprochen ha-
ben, nicht mehr ausschließen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, bei beiden 
fortgeschrittenen Reaktorlinien sind Finanzie-
rungsschwierigkeiten eingetreten. Gibt es nicht 
doch eklatante Unterschiede bei der Behandlung 
dieser beiden Reaktorlinien seitens der Bundesre-
gierung, und worauf sind diese eventuell zurückzu-
führen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, es gibt keine eklatanten Unterschiede bezüglich 
der Beachtung oder der Befürwortung dieser Reak-
torlinien. Aber es gibt unter den Sachverständigen 
aus dem Bereich der Wirtschaft und aus anderen Be-
reichen natürlich durchaus differenzierte Meinun-
gen. Ich möchte hier nochmals mit allem Ernst auf 
die Aussage des Bundesforschungsministers in der 
letzten Debatte des Deutschen Bundestages zu die-
sem Tagesordnungspunkt verweisen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie zum besseren Verständnis einmal sagen, wieviel 
Prozent der gesamten Bauaktivitäten bis zur Fertig-
stellung noch ausstehen, wenn, wie Sie gesagt ha-
ben, noch zwei Teilerrichtungsgenehmigungen und 
sieben Ergänzungsgenehmigungen zu erwarten 
sind? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
bisher ist ein Auftragsvolumen von etwa 2 030 Mil-
lionen DM verfügt worden. Es hängt jetzt natürlich 
davon ab, wie sich die Kosten insgesamt entwickeln. 
Ich glaube, man kann das hier jetzt nicht ganz klar 
darstellen. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich glaube, ich habe die Geschäftsordnung, was die 
Fragestellungen anbelangt, sehr großzügig gehand-
habt. Ich bitte, sich bei Ihren Zusatzfragen auf die 
ursprünglich gestellte Frage zu konzentrieren. 

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, wie will 
die Bundesregierung den Vorwurf einer gewissen 
Bevorzugung des Schnellen Brüters entkräften, der 
dadurch aufkommen muß, daß sie beim Schnellen 
Brüter in Kalkar alles unternommen hat — ich beto-
ne: alles —, um bei der damaligen ungeklärten Fi-
nanzierungssituation einen Baustopp zu verhindern, 
während sie in den letzten Wochen zumindest die 
Möglichkeit eines Baustopps in Schmehausen in 
Kauf nimmt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, ich verstehe Ihre Frage nicht richtig. Sie haben 
von „alles" gesprochen. Dem muß ich widersprechen. 
Sie wissen, daß die Bundesregierung in der damali-
gen Situation der Privatwirtschaft eine Kostenbetei-
ligung von über einer Milliarde DM abgefordert hat. 
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Dem hat die Energiewirtschaft entsprochen. Es 
kann also keine Rede davon sein, daß, wie Sie es hier 
angesprochen haben, die Bundesregierung eine der 
Reaktorlinien stiefmütterlicher behandelt hätte als 
die andere. Dem muß ich mit allem Ernst widerspre-
chen. Sie entsinnen sich sicherlich noch der Gesprä-
che im Ausschuß für Forschung und Technologie 
und der Berichte der Bundesregierung zu diesem 
Punkt, die die von Ihnen jetzt gemachte Aussage 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Neuhaus. 

Neuhaus (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß mit dem Wort „Um-
disposition" nur finanzielle Umdispositionen ge-
meint sind, und besteht dann nicht die Gefahr, daß, 
nachdem offensichtlich seitens der Industrie Mittel 
für den SNR 300 zugesagt sind, diese jetzt zur Über-
brückung verwendet werden und dadurch nachträg-
lich, falls Ihr Haus den letzten Bewilligungsbescheid 
nicht erteilt, dort ein neues Loch aufgerissen wird? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Neuhaus, 
zu diesem Punkt hat der Herr Bundesminister un-
mißverständlich in Ihrer Gegenwart vor dem Aus-
schuß für Forschung und Technologie Rede und Ant-
wort gestanden. Ich bitte Sie, das Protokoll noch ein-
mal nachzulesen. Ich glaube, es hat keinen Zweck, 
daß ich mich hier laufend wiederhole. Ich möchte die 
Position des Bundesministers für Forschung und 
Technologie, wie er sie damals vor dem Ausschuß 
und auch im Plenum unmißverständlich dargestellt 
hat, hier nicht laufend wiederholen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts ei-
ner Kostensteigerung von 1 Milliarde DM — nach 
oben offen — frage ich Sie: Halten Sie auf Grund der 
bisherigen Kostenanteile, die auf den Bundeshaus-
halt zukommen würden, die Annahme für reali-
stisch, diese Kosten aus dem Haushalt decken zu 
können, oder ist es unabdingbar, daß sich die Wirt-
schaft und die interessierten Betreiber in einem er-
heblich größeren Umfange an den Mehrkosten be-
teiligen, als das bisher der Fall war? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
ich habe Ihre Zusatzfrage eigentlich schon beant-
wortet. Ich will aber noch einmal hinzufügen, daß 
wir davon ausgehen und die Erwartung ausspre-
chen, daß sich die deutsche Energiewirtschaft, die 
Gaswirtschaft und alle an einer THTR-Linie interes-
sierten Industriezweige endlich erklären und ihre 
Verantwortung für eine derartige Reaktorlinie in 
unserem Lande mittragen, um das Projekt nicht zu 
gefährden. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Ich rufe die Dringliche Frage 3 des Abgeordneten 
Prangenberg auf: 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß diese Zurückhal-
tung des Bewilligungsbescheids zu einem Vergabestopp und 
zur Stillegung der Baustelle bereits in den nächsten Wochen 
führen wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

(Zurufe von der SPD: Eine Dreiviertelstun

-

de!) 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Prangen-
berg, die Bundesregierung ist sich bewußt, daß ohne 
die Freigabe zusätzlicher Mittel an BBC/HRB teil-
weise Arbeitseinschränkungen eintreten können. 
Das Problem ist aber im Moment, wie eben schon 
sehr deutlich dargestellt, nicht akut. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Prangenberg. 

Prangenberg (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, auf 
dem Hintergrund dieser Aussage möchte ich Sie 
doch einmal fragen: Wieso hat die Bundesregierung 
eigentlich ihren Bewilligungsbescheid zurückgehal-
ten, wenn das Land Nordrhein-Westfalen bei glei-
cher Ausgangslage — auch diese Daten waren ja 
dem Land Nordrhein-Westfalen bekannt — seine fi-
nanziellen Verpflichtungen zu erfüllen bereit ist, 
und wäre es nicht sinnvoller gewesen, wenn die Bun-
desregierung vor der Rücknahme des Bewilligungs-
bescheides ein Einvernehmen mit dem besonders an 
dieser Linie interessierten Lande Nordrhein-West-
falen herbeigeführt hätte? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Prangen-
berg, zwischen der Bundesregierung und dem Land 
Nordrhein-Westfalen gibt es bei diesem Projekt 
schon seit vielen Jahren eine einvernehmliche Zu-
sammenarbeit und eine Abstimmung. Aber wenn 
Sie darauf anspielen, daß der Bundesforschungsmi-
nister bei dieser exorbitanten Preissteigerung von 
über einer Milliarde DM, die ihm ins Haus geschickt 
wurde, die Summe letztlich freigeben sollte, ohne da-
mit das Problem der Gesamtfinanzierung nochmals 
anzusprechen und ernsthaft zu diskutieren sowie zu 
versuchen, eine höhere Mitbeteiligung zu erreichen, 
dann sage ich: Letzteres war wohl notwendig, denn 
der Forschungsminister kann eine Summe in der 
hier vorgetragenen Höhe unmöglich aus seinem 
Haushalt in den nächsten Jahren allein finanzieren. 
Sie wissen — lassen Sie mich das salopp hinzufü-
gen —, es ist oftmals sehr schwierig auch für nich-
tige Dinge, an anderer Leute Geld zu kommen. Das 
wissen wir auch aus dem privaten Bereich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te, Herr Abgeordneter Prangenberg. 

Prangenberg (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
würden Sie in diesem Zusammenhang der Aussage 
des nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten 
Rau zustimmen, der j a in mehreren Stellungnah-
men deutlich gemacht hat, er vermute, das BMFT 
habe auf Grund dieser Haltung der Bundesregie-
rung hinsichtlich der Förderung der fortgeschritte-
nen Reaktorlinien offenbar nur für den SNR 300 
eine besondere Präferenz? 
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Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Prangen-
berg, ich weiß nicht, ob Sie den Ministerpräsidenten 
des Landes Nordrhein-Westfalen richtig zitieren. 
Mit liegt hier der Kabinettsbeschluß vor, den ich Ih-
nen gerne vorlesen würde. Er ist aber verhältnismä-
ßig lang; er umfaßt vier Punkte. Aus diesem Kabi-
nettsbeschluß, der veröffentlicht wurde, ist ersicht-
lich, daß der Ministerpräsident den Landes Nord-
rhein-Westfalen und die Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen mit der Bundesregierung einhellig 
der Meinung sind, daß sich die Privatwirtschaft stär-
ker bei der Finanzierung derartiger Reaktorlinien, 
also auch dieser Reaktorlinie engagieren sollte. 

Ich darf ohne Kritik hinzufügen, daß der Opposi-
tionsführer im Landtag Ausführungen gemacht hat, 
die ich hier nicht nachvollziehen kann, indem er sag-
te, auch Milliarden an Mehrkosten mußten durch die 
öffentliche Hand finanziert werden, wenn ich das 
richtig verstanden habe. Dem kann ich nicht zustim-
men, Herr Kollege Prangenberg. Ich darf nochmals 
hinzufügen: Es gibt keine Meinungsverschiedenhei-
ten oder unterschiedliche Einschätzungen in dieser 
Sache. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß unmittelbar nach Bekanntwerden 
der Dimension der Finanzierungslücke engste Kon-
takte mit der nordrhein-westfälischen Landesregie-
rung stattgefunden haben, daß Sie diese fortsetzen 
werden und daß Sie davon ausgehen, gemeinsam 
mit dem Land Nordrhein-Westfalen eine Lösung zu 
finden? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
Bundesminister von Bülow hat bereits am 28. April 
ein Gespräch mit seinem Kollegen Jochimsen ge-
führt. Die nordrhein-westfälische Landesregierung 
hat ihrerseits auch wieder inzwischen alle künftigen 
Nutzer des THTR aufgefordert, sich rasch und un-
mißverständlich zum Stellenwert des HTR und zu 
ihrem Engagement hierfür zu äußern. Es werden 
auch weiterhin Gespräche mit Nordrhein-Westfalen 
geführt. Ich sage aber offen: Jetzt ist vor allen Din-
gen die Wirtschaft gefordert. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Ihre Bemerkungen und Ihre Wünsche betreffend 
eine höhere Beteiligung der Wirtschaft und auch von 
Unternehmen, die bisher nicht an dem Bau des HTR 
beteiligt waren, so zu verstehen, daß Sie jetzt ein 
Junktim zwischen der Erteilung des Bewilligungs-
bescheides und der Beteiligung von Unternehmen 
konstruieren, die bisher eben nicht an dieser Ange-
legenheit beteiligt waren? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerstein, 
Sie können das so sehen. Aber die Bundesregierung 
geht davon aus und erklärt, daß eine höhere Beteili-
gung der Energiewirtschaft und der interessierten 
Industrie notwendig ist, um dieses große Finanzvo-
lumen, das hier neu auf den Bund, die öffentliche 

Hand zukommt und das nicht nur von einer Seite ge-
tragen werden kann, aufzubringen. Dies, glaube ich, 
muß unmißverständlich Herstellern und Betreibern 
und auch künftigen Interessenten gesagt werden: 
daß sie sich jetzt endlich erklären müssen. Dies 
scheint mir notwendig. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Also doch ein Junk

-

tim!) 

— Das habe ich nicht bestätigt. Aber es gibt natür-
lich Zusammenhänge, Herr Kollege Gerstein. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD): Herr Staatssekretär, mit Bezug 
auf Ihre Antwort auf die zweite Zusatzfrage des Kol-
legen Prangenberg frage ich Sie: Können Sie dem 
Hause darlegen, was der Unterschied zwischen der 
Finanzierungslücke beim Schnellen Brüter und 
beim Hochtemperaturreaktor war — was ja im ei-
nen Fall, nämlich beim Brüter, dazu geführt hat, daß 
Sie durch Zwischenfinanzierung eine Stillegung der 
Baustelle oder einen Vergabestopp vermieden ha-
ben, während sich beim Hochtemperaturreaktor Ihr 
Haus dazu nicht in der Lage sieht? Es geht also um 
diesen Unterschied in der Behandlung von Brüter 
und Hochtemperaturreaktor. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
ich glaube, daß Sie in Ihrer Einschätzung einer Fehl-
interpretation unterliegen. Wenn Sie den Vorgang 
der zusätzlichen Finanzierung durch die Wirtschaft 
beim Brüter und beim Hochtemperaturreaktor ver-
folgen, werden Sie gewisse Parallelen feststellen. 
Ich glaube, bei den Zahlen, die uns j a vorliegen und 
die ich nicht noch mal aufführen will — sie sind Ih-
nen j a bekannt —, ist es notwendig, daß die einschlä-
gige Wirtschaft jetzt unmißverständlich erklärt, daß 
sie sich an dieser Kostensteigerung beteiligt; lassen 
Sie micht hinzufügen: verstärkt beteiligt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Bugl. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist sich 
die Bundesregierung darüber im klaren, daß die Art, 
wie der BMFT in den letzten Wochen und Monaten 
den Fall THTR behandelt hat, Einfluß auf die Perso-
naldisposition des Herstellers und seiner Unterliefe-
ranten haben muß und daß damit über viele Jahre 
erworbenes Know-how verlorengehen könnte? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bugl, ich 
muß es zurückweisen, wenn Sie dem Bundesfor-
schungsminister hier im Plenum unterstellen, er sei 
an dieser Entwicklung schuld. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Steger [SPD]: 
Sehr wahr!) 

Da muß ich offen widersprechen. Der Sachverhalt 
ist Ihnen bekannt. Wir haben im Ausschuß für For-
schung und Technologie und im Plenum des Deut-
schen Bundestages von seiten der Bundesregierung 
die Position unmißverständlich dargestellt. Ich glau-
be, daß bei derartigen Dispositionen die einschlägige 
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Wirtschaft nicht aus der Verantwortung entlassen 
werden kann. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Bei einem derartigen 
Auftragsvolumen von über 3 Milliarden DM muß es 
möglich sein, im organisatorischen Bereich einiges 
zu bewegen, wenn ein Bewilligungsbescheid nicht 
auf den Tag, den man sich wünscht, genau eintrifft. 
Herr Bugl, bevor ich Abgeordneter des Bundestages 
wurde und im Ministerium tätig wurde, war ich in 
der Privatindustrie. Ich kann Ihnen sagen: In mei-
nem Geschäftsbereich, den ich kenne, war dies allge-
mein üblich. Nur über den Zeitraum insgesamt 
könnte man sich sicher streiten. 

(Zuruf von Abg. Dr. Steger [SPD]) 
Ich weise also eine Unterstellung, der Forschungs-

minister sei hier an allem schuld, zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was tut 
die Bundesregierung, um der möglichen öffentlichen 
Fehlinterpretation der Zurückhaltung des Bewilli-
gungsbescheides als eines Ausstiegs aus der THTR 
300-Entwicklung und damit einer Verschlechterung 
der Aussicht auf eine weitere Finanzierung durch 
die Industrie entgegenzutreten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, ich 
verweise auf die Ausführungen, die ich soeben ge-
macht habe. Ich habe hier im übrigen einen Zettel 
vor mir liegen, in dem der Präsident darum gebeten 
hat, Fragen kürzer zu beantworten. Ich möchte mich 
nicht wiederholen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Ich rufe die Dringlichkeitsfrage 4 des Herrn Abge-
ordneten Lenzer auf: 

Unter welchen Bedingungen gedenkt die Bundesregierung, 
die im Bundeshaushalt 1982 verfügbaren Mittel in Höhe von 
297,5 Millionen DM unverzüglich freizugeben, um die dro-
hende Schließung der Baustelle des THTR 300 zu verhin-
dern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Die Bundesre-
gierung kann die restliche Bewilligung in Höhe von 
297,5 Millionen DM im Rahmen der bisher angege-
benen Gesamtkosten von 3 Milliarden DM erst frei-
geben, wenn sich die weitere Kostenentwicklung des 
Projekts THTR 300 genauer abschätzen läßt und 
sich auf dieser Basis die konkrete Möglichkeit einer 
neuen Gesamtfinanzierung abzeichnet. Dies bedeu-
tet, daß sich die beteiligte und am HTR interessierte 
Wirtschaft an den Kosten stärker beteiligt. Beide 
Aufgaben werden zur Zeit intensiv bearbeitet und 
verhandelt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre es 
in der augenblicklichen Situation nicht wesentlich 
günstiger, wenn durch die sofortige Freigabe des Be-
willigungsbescheides wieder Verhandlungsspiel-
raum gewonnen werden könnte, zumal die Tranche 
in der Haushaltsplanung des Jahres 1982 ja durch-
aus abgesichert ist? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Ich bin nicht Ihrer Ein-
schätzung, daß das günstiger sei. Ich bin vielmehr 
der Meinung, daß der Weg, den die Bundesregierung 
hier durch den Forschungsminister beschritten hat, 
die einzig realistische Chance ist, das Ziel tatsäch-
lich zu erreichen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage, bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie angesichts der Bedingungen, unter denen eine 
solche große kerntechnische Anlage nur errichtet 
werden kann, auch dafür Sorge tragen, daß weitere 
Hemmnisse durch eine Straffung des atomrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens, das insbesondere 
auch den neuen Charakter des Prototyps berück-
sichtigt, beseitigt werden können? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
Sie sprechen, glaube ich, ein wichtiges Problem an. 
Dies ist ja in der Darstellung, der Dokumentation 
der Hersteller und Betreiber im besonderen aufge-
führt. Ich sehe mich aber nicht in der Lage, hier ja 
oder nein zu sagen. Vielmehr wird die Bundesregie-
rung über diesen Punkt ernsthafte Gespräche mit al-
len Beteiligten führen. Ich will aber hinzufügen, daß 
ich nicht der Meinung bin, daß das Atomgesetz des-
halb in irgendeiner Art geändert werden müßte. 
Vielmehr kommt es hier auch auf den Mut, die 
Durchsetzungskraft und die Gesprächsfähigkeit der 
Hersteller an, das eine oder andere in dem oder in 
dem Sinne zu bewegen. 

(Dr. Steger [SPD]: Sehr wahr!) 
Dies scheint mir ein wichtiger Punkt zu sein. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, wenn es zu ei-
ner Schließung der Baustelle kommt, wenn es nicht 
gelingt, die Industrie zur Zahlung oder zur Mitbetei-
ligung an den Mehrkosten zu bewegen: Was hat Ihr 
Haus denn dann mit diesen 297,5 Millionen DM vor? 
Ist beabsichtigt, diese in den Schnellen Brüter zu 
stecken, oder ist beabsichtigt, die Reaktorlinie HTR 
damit weiterzuentwickeln? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Vosen, 
die derzeitige Sitiation ist bis zum 30. Juni ent-
spannt; dies habe ich dem Deutschen Bundestag so-
eben dargelegt. Es wird notwendig sein, in dieser 
Zeit sämtliche Chancen auszuloten, diese Reaktorli-
nie zum Erfolg zu führen. Dies ist, glaube ich, not-
wendig. Dies wird der Bundesforschungsminister 
gemeinsam mit der Landesregierung tun. Hier eine 
Prognose zu wagen oder Spekulationen auszuspre-
chen — dem kann ich nicht folgen. 



6028 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Mai 1982 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mit der Auffassung der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalens, insbesondere des Wirt-
schaftsministers, überein, daß die Maßnahmen des 
Bundesforschungsministers, die Sie in der abgelau-
fenen Stunde hier vorgetragen haben, zu weiteren 
Mehrkosten für den THTR 300 führen werden? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerstein, 
seien Sie mir nicht böse: Ich habe die Frage nicht 
verstanden. 

Gerstein (CDU/CSU): Ich kann sie gern wiederho-
len. 

(Zurufe von der SPD) 

— Mit Erlaubnis des Präsident wiederhole ich die 
Frage gern. Meine Frage war, ob Sie mit der Fest-
stellung und Befürchtung der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalens, 

(Anhaltende Zurufe von der SDP) 

insbesondere der vom Wirtschaftsminister, Herrn 
Jochimsen, in den Verhandlungen mit Herrn von 
Bülow 

(Zuruf von der SPD: Eine Stunde für vier 
Fragen!) 

getroffenen Feststellung übereinstimmen, wonach 
die Maßnahmen, die Sie hier geschildert haben, dazu 
führen werden, daß der THTR 300 sich noch über die 
bereits jetzt feststehenden Kosten hinaus verteuern 
kann. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerstein, 
es ist Ihnen bekannt, daß selbst bei der uns von den 
Betreibern und Herstellern avisierten Kostenrech-
nung oder Kostenhochrechnung bei 4 Milliarden 
DM das Ende noch offen ist. Ich kann also heute 
nicht übersehen, wie teuer er wirklich wird. Eines 
kann ich Ihnen bestätigen: daß es ernsthafte Ge-
spräche zwischen dem Minister für Wirtschaft, Mit-
telstand und Verkehr, Herrn Professor Jochimsen, 
und dem Bundesforschungsminister gibt und daß es 
in der Gesamtbetrachtung keine Differenzen gibt. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich lasse nur noch eine Zusatzfrage zu, und zwar die 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Laufs. Ich 
glaube, dann ist der Fragenkomplex hinlänglich be-
handelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Bitte, Herr Abgeordneter! 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Ihre Antwort auf eine Zusatzfrage des Kollegen 
Lenzer richtig dahin gehend verstanden, daß die 
Bundesregierung im Hinblick auf eine Straffung des 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens die Not-
wendigkeit der Novellierung des Atomgesetzes nicht 
ausschließt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, ich 
verweise auf die Aussage der Bundesregierung, spe-

ziell des federführenden Innenministers, zu diesem 
Thema hier vor dem Deutschen Bundestag. 

Vizepräsident Wurbs: Ich bedanke mich, Herr 
Staatssekretär. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Parlamentarische Staatssekretär Grü-
ner zur Verfügung. Die Frage 71 des Abgeordneten 
Hansen wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 72 des Abgeordneten Peter 
auf: 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung beabsichtigt, für 
Kriegswaffenexporte nach Malaysia und Indien Hermes-
Bürgschaften zu erteilen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung behandelt in 
Übereinstimmung mit der Praxis anderer Export-
länder ihre Verbürgungspolitik gegenüber einzel-
nen Ländern im allgemeinen vertraulich. Ich kann 
Ihnen deshalb lediglich mitteilen, daß Malaysia und 
Indien für die Lieferung von jeweils zwei Kriegs-
schiffen Bundesbürgschaften gewährt worden sind. 
Für diese Entscheidungen waren in erster Linie risi-
kopolitische und haushaltsrechtliche Gründe maß-
gebend. Angesichts der Wirtschafts- und Transfer-
kraft beider Länder erschien die Indeckungnahme 
der Schiffslieferungen vertretbar, zumal für diese 
Geschäfte Barzahlungsbedingungen vereinbart 
sind. Bei der Entscheidung wurde zudem die außer-
ordentliche Bedeutung der Vorhaben für die Be-
schäftigungs- und Auftragslage der deutschen 
Werftindustrie berücksichtigt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Herr Abgeord-
neter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie noch einmal knapp sagen, welches Risiko aus 
welchen Gründen bei dem angesprochenen Export-
problem in bezug auf Malaysia abgesichert werden 
sollte. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wie bei allen großen 
Anlagegeschäften: das Risiko, daß sich in der Zeit 
des Baus einer solchen Anlage — z. B. eines Schiffes 
— bis zur Lieferung die Verhältnisse in einem sol-
chen Land ändern. Ich betone noch einmal: Es han-
delt sich um ein Barzahlungsgeschäft. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage? — Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Peter (Kassel) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
gibt es irgendwelche Grundsätze für die Absiche-
rung über die Gewährung von Hermes-Bürgschaf-
ten bei Kriegswaffenexporten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Alle derartigen An-
träge werden im Einzelfall unter Berücksichtigung 
der finanziellen Situation des Bestellerlandes im da-
für zuständigen Ausschuß behandelt. Es ist häufig 
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so, daß bei Barzahlungsgeschäften die Firmen auf 
Hermes-Deckung verzichten, weil dafür ja entspre-
chende Gebühren zu bezahlen sind. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, werden bei 
Kriegswaffenexporten dieselben Grundsätze für 
Hermes-Bürgschaften angewendet wie bei anderen 
Exporten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, nicht diesel-
ben. Es wird grundsätzlich nur dann in die Frage 
eingetreten, ob Hermes-Deckung gegeben werden 
soll, wenn Barzahlung vereinbart ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es Fälle, 
in denen Hermes-Bürgschaften für zivile Projekte in 
Indien nicht gewährt wurden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann keinen Zusammenhang mit der Ursprungs-
frage erkennen, bin auch auf diese Frage nicht vor-
bereitet. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
sich erinnern, daß Sie, als im Jahre 1977 oder 1978 
die Bundesregierung das erstemal Hermes-Bürg-
schaften für Waffenexporte genehmigt hat, hier in 
diesem Hause auf Fragen von mir und meinen Kol-
legen geantwortet haben, dies seien Ausnahmefälle, 
die sich in Zukunft nicht wiederholen sollten, und 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß Ihre Aussage 
heute hier beweist, daß die Bundesregierung entge-
gen Ihrer damaligen Aussage ihre Praxis, Hermes

-

Bürgschaften für Kriegswaffenexporte zu geben, 
nicht geändert hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es hat sich damals 
wie heute um Ausnahmeverhältnisse gehandelt. Ich 
habe auf die Bedeutung für die Auftragslage der 
deutschen Werftindustrie hingewiesen, und ich habe 
betont, daß es sich um ein Barzahlungsgeschäft han-
delt, was bei den übrigen hermes-gedeckten Aus-
fuhrgeschäften im zivilen Bereich im allgemeinen ja 
nicht der Fall zu sein pflegt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
noch einmal sagen, nach welchen Kriterien grund-
sätzlich Hermes-Bürgschaften erteilt werden. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es wird auf die Boni-
tät des Landes abgestellt, in das die Lieferungen er-
folgen sollen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 73 des Abgeordneten Peter 
auf: 

Welche vitalen außen- und sicherheitspolitischen Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland haben, unter Berück-
sichtigung des Bündnisinteresses, zur Genehmigung dieser 
Waffenexporte geführt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die von Ihnen ge-
nannten Kriterien des vitalen Interesses der Bun-
desrepublik Deutschland — vitale Interessen sind 
außen- und sicherheitspolitische Interessen unter 
Berücksichtigung der Bündnisinteressen — werden 
künftig bei Entscheidungen über Waffenexportvor-
haben in Ländern außerhalb des Atlantischen Ver-
teidigungsbündnisses zugrunde gelegt. Die Schiffs-
vorhaben Malaysia und Indien wurden nach den bis-
herigen politischen Grundsätzen für den Rüstungs-
export auf dem Jahre 1971 genehmigt. Danach sind 
Ausnahmegenehmigungen für Lieferungen außer-
halb der NATO auf Grund besonderer politischer Er-
wägungen möglich. Diese Erwägungen — vor allem 
außenpolitischer Art — waren in den genannten Fäl-
len gegeben. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß in Zukunft nach den 
neuen Richtlinien verfahren wird und daß bei der 
Definition von vitalen Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland sichergestellt werden muß, daß es 
eine Ausnahmesituation ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe zunächst darauf aufmerksam gemacht, daß auf 
Grund der alten Richtlinien entschieden worden ist. 
Ich habe keine Aussage zu der Frage gemacht, wie 
auf Grund der neuen Richtlinien zu entscheiden 
wäre. In jedem Fall entscheidet der Bundessicher-
heitsrat in jedem Einzelfall auf der Grundlage der 
geltenden Richtlinien. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß die neuen Richtlinien, wenn 
sie in diesen Fällen und auch bei der Lieferung von 
U-Booten nach Chile angewandt worden wären, eine 
Genehmigung nicht ermöglicht hätten? Trifft es zu, 
was man heute in der Presse lesen kann, daß diese in 
der letzten Woche in der „Frankfurter Rundschau" 
veröffentlichten Richtlinien noch keine Richtlinien 
des Bundeskabinetts sind, sondern des Bundes-
sicherheitsrats, weil das Bundeskabinett diese 
Richtlinien in der Gänze noch gar nicht behandelt 
hat? 

(Niegel [CDU/CSU]: Die Frage ist zu 
lang!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weise noch einmal darauf hin, daß allein die Einzel-
fallentscheidung des Bundessicherheitsrats jetzt 
und in der Zukunft ausschlaggebend dafür sein wird, 
wie die Ermessensentscheidung im Rahmen der 
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Richtlinien im Einzelfall aussieht. Die Richtlinien 
können, für sich allein genommen, keinen Aufschluß 
über die im konkreten Einzelfall zu erwartende Er-
messensentscheidung geben, die der Bundessicher-
heitsrat zu treffen hat. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, gilt das Krite-
rium, daß vitale Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland für eine Ausnahmegenehmigung spre-
chen müssen, nur für Fälle, die im Einzelfall zu ent-
scheiden sind, oder gilt dieses Kriterium auch für die 
Ausnahmen „allgemeiner Art" die in Zukunft mög-
lich sein sollen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist eine allge-
meine Richtlinie, die sich der Bundessicherheitsrat 
für die Entscheidungspraxis auf der Grundlage des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes gegeben hat. Das gilt 
nach dem Willen des Bundessicherheitsrats und 
nach der Meinung des Bundeskabinetts selbstver-
ständlich für alle Bereiche. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie in der 
Lage, die von Ihnen angesprochenen Interessen zu 
nennen, die in dem konkreten Fall zu der Entschei-
dung geführt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. 
Aus gutem Grund werden diese Fragen unter Wah-
rung strengster Vertraulichkeit im Bundessicher-
heitsrat entschieden. Ich bin deshalb nicht in der 
Lage, darüber zu sprechen. 

(Niegel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, da die Frage 
vorhin etwas lang war, möchte ich noch einmal 
nachfragen. Werden die neuen Richtlinien, die im 
Entwurf in der „Frankfurter Rundschau" veröffent-
lich worden sind, noch einmal im Kabinett behan-
delt, oder sind sie bereits Grundlage der Arbeit des 
Bundessicherheitsrats? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
im Augenblick überfragt, ob die Notwendigkeit be-
steht, sie noch im Kabinett zu behandeln. Ich werde 
Ihnen das gern schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Die Fragen 74 und 75 des Abgeordneten Gansel 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 76 des Abgeordneten Jungmann 
auf: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zur Sicherung der 
durch den Lieferstopp für Kriegswaffen nach Argentinien ge-
fähr

rung bisher vor der Genehmigung von Waffenexporten zur Si-
cherung von Arbeitsplätzen durch nichtmilitärische Produkte 
getan? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ob und in welchem 
Umfang der Lieferstopp nach Argentinien Arbeits-
plätze tatsächlich in ihrem Bestand gefährdet, hängt 
zunächst einmal von der Dauer des Embargos ab, so-
dann von den Möglichkeiten, die die betroffenen Un-
ternehmen zur Umstellung ihrer Produktion oder 
zum Abschluß von Ersatzaufträgen finden. Bisher 
ist noch keine Gefährdung sichtbar geworden. 

Im übrigen hat die Bundesregierung schon bei 
früheren Anfragen darauf hingewiesen, daß für den 
Bereich der Rüstungsgüter wie für die anderen Wirt-
schaftsbereiche der Grundsatz gilt, daß die Entschei-
dung über Produktion und Export der unternehme-
rischen Verantwortung überlassen bleibt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, wenn ich Sie so interpretiere, 
daß dieser Lieferstopp für Kriegswaffen nach Ar-
gentinien nur begrenzt ist und daß, falls am Montag 
die EG das Embargo gegenüber Argentinien aufhe-
ben sollte, unabhängig davon, wie die Krisenlösung 
im Bereich der Falkland-Inseln abläuft, geliefert 
wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, dann haben Sie 
mich nicht richtig verstanden. Selbstverständlich 
wird die Entscheidung nur vor dem Hintergrund der 
konkreten Situation um die Faikland-Inseln getrof-
fen werden können, dann sicher auch in engster Ab-
stimmung mit unseren Verbündeten und in der Bin-
dung an das Kriegswaffenkontrollgesetz. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte, 
Herr Abgeordneter Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht auch mit mir der Auffassung, daß ein Liefer-
stopp nicht dem Buchstaben des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes entspricht, sondern daß, wenn dieses 
konsequent angewandt worden wäre, dem Auftrag-
nehmer Argentinien eine Frist zur Beendigung des 
Konflikts gesetzt werden müßte und sich dann aus 
der Entscheidung über die Beendigung des Kon-
flikts eine Liefergenehmigung oder ein Lieferverbot 
ergäbe? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
ich würde das so nicht auslegen. Es liegt auf der 
Hand, daß eine solche Fristsetzung gegenüber Ar-
gentinien keinerlei Wirkung hätte, im Augenblick je-
denfalls nicht. Wir halten uns an das Kriegswaffen-
kontrollgesetz. 

(Jungmann [SPD]: Aber für den Waffenex

-

port von uns aus hätte das doch Wirkung!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Conradi. 
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Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, welche Ge-
nehmigungen für Produktion, Beförderung oder Ex-
port nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz oder 
dem Außenwirtschaftsgesetz für Waffen und Rü-
stungen nach Argentinien sind zur Zeit noch gültig? 
Zur Vereinfachung: Die bei Ihnen in der Mappe lie-
gende Antwort auf die Frage 75 würde Ihnen die 
Antwort erleichtern. 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU]) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Trotzdem möchte ich 
diese Antwort öffentlich nicht geben, Herr Kollege. 
Im Auswärtigen Ausschuß ist detailliert darüber be-
richtet worden. Es hat gute Gründe, daß wir darüber 
öffentlich nicht sprechen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wann wird die Bundesregierung in bezug auf die 
Waffenlieferung für Argentinien die zur Einhaltung 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes notwendigen 
Maßnahmen beschließen, oder sind anderweitige 
Änderungen oder rückwirkende Änderungen des 
Gesetzes beabsichtigt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesregierung hat in vollem Einklang mit dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz gehandelt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung noch immer der in ihrer Antwort 
auf die Großen Anfragen der SPD und FDP sowie 
der CDU/CSU zur Politik der Friedenssicherung 
vom 16. Februar 1979 geäußerten Auffassung, die 
deutsche Wirtschaft werde — ich zitiere — „künftig 
etwa notwendige Umstellungen von Rüstungskapa-
zität in zivile Produktionskapazität aus eigener 
Kraft ebenso bewältigen ..., wie sie Anpassungs-
probleme anderer Art in der Vergangenheit bewäl-
tigt hat"? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, Frau Kollegin, 
dieser Meinung ist die Bundesregierung. Das heißt 
aber nicht, daß nicht ganz schwerwiegende, vorüber-
gehende Folgen solcher Ereignisse auch für die Ar-
beitsplätze eintreten könnten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorher auf die Frage des Abgeordneten Conradi 
geantwortet, es gebe gute Gründe, die im Auswärti-
gen Ausschuß behandelt worden seien. Liegen diese 
Gründe jenseits der im Kriegswaffenkontrollgesetz 
angesprochenen Bestimmungen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, die Gründe für die 
Nichtveröffentlichung liegen in unseren allgemei-
nen außenpolitischen Interessen — unter verschie-
denen Gesichtspunkten. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Und diese Interessen sind geheim?) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? 

Ich rufe die Frage 77 des Abgeordneten Jungmann 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß — wie der „Spiegel" 
vom 1. März 1982 auf den Seiten 33 und 34 unter dem Titel 
„Für den Sieg" berichtete — sich deutsche Firmen an der Er-
richtung eines militärischen Erprobungsgeländes für die Er-
probung von Raketen, Artilleriewaffen, Panzern, Unterwas-
serwaffen und einer Zentrale für die Gesamtanlage in Argen-
tinien beteiligen wollen, und, wenn ja, liegt der Bundesregie-
rung ein Antrag nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz bzw. 
nach der Außenwirtschaftsverordnung vor? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung ist bekanntgeworden, daß sich an einer argen-
tinischen Ausschreibung zum Bau eines Testgelän-
des für Waffensysteme unter anderem auch ein 
deutsches Unternehmen beteiligt hat. Über eine Auf-
tragsvergabe liegen hier jedoch noch keine Meldun-
gen vor. 

Planung und Bau einer solchen Anlage unterlie-
gen nicht der Genehmigungspflicht nach dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz oder dem Außenwirt-
schaftsgesetz. Erst die Ausfuhr einzelner Ausrü-
stungen — z. B. von Raketenabschußrampen, Radar-
anlagen oder Computern — würde Genehmigungen 
erforderlich machen. Anträge auf Erteilung solcher 
Genehmigungen liegen nicht vor. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind denn 
schon Voranfragen für die Ausfuhr solcher genehmi-
gungspflichtigen Rüstungsgüter gestellt worden, 
und wie wird sich die Bundesregierung gegebenen-
falls bei derartigen Voranfragen bzw. Anträgen ent-
scheiden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie ich 
gesagt habe, liegen keine Anfragen vor. Damit habe 
ich auch Voranfragen eingeschlossen. In der augen-
blicklichen Situation ist mit solchen Anfragen auch 
nicht zu rechnen. Im übrigen werden wir einge-
hende Anträge nach der dann gegebenen Situation 
behandeln. Wir werden jetzt keine hypothetischen 
Erwägungen anstellen können. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, können 
deutsche Firmen, ohne daß die Regierung davon in 
irgendeiner Weise Kenntnis erhält oder konsultiert 
wird, in der ganzen Welt solche Geschäfte — jetzt 
sage ich einmal: Kriegswaffenexporte und auch son-
stige Rüstungsgüter — akquirieren oder unterliegt 
auch das Akquirieren solcher Geschäfte nach unse-
ren Rechtsgrundsätzen irgendwelchen Absprachen 
mit der Regierung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Alle Exporte — ich 
habe darauf hingewiesen — bedürfen der Genehmi-
gung, d. h. es kann nichts ohne Genehmigung ge-
schehen, soweit es sich um Ausfuhren aus der Bun-
desrepublik Deutschland handelt. Das gilt übrigens 
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auch für den Transfer von Lizenzen, was wir aus-
drücklich noch zusätzlich in das Außenwirtschafts-
gesetz aufgenommen haben, was aber schon bisheri-
ger Praxis entsprach. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Habe ich Sie richtig verstanden, 
Herr Staatssekretär, daß Sie es für möglich halten, 
daß eine deutsche Firma die Produktion, die Pla-
nung einer solchen Anlage betreibt und sich finan-
ziell erheblich engagiert, ohne vorher den Versuch 
zu machen festzustellen, ob am Ende des Verfahrens 
der Export auch genehmigt wird, d. h. daß eine 
Firma das Risiko einer solchen Produktion ohne 
eine Vorklärung der späteren Exportgenehmigung 
auf sich nimmt? Halten Sie das für möglich? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, das 
halte ich für möglich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin darauf hingewiesen, daß auch für die 
Ausfuhr von Computern nach dem Außenwirt-
schaftsgesetz eine Genehmigung erforderlich sei. 
Trifft es zu, Herr Staatssekretär, daß die Verord-
nung zur Durchführung des Außenwirtschaftsgeset-
zes aus dem Jahre 1961 fünfzigmal geändert worden 
ist, so daß — wie das ein erstklassiger Fachmann, 
Wolfgang Grosse in der „Welt" vom, glaube ich, 
30. April 1982 geschrieben hat — dadurch ein „kon-
zeptionsloser Wirrwarr amtlicher Verlautbarungen" 
entstanden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nicht bestätigen, daß hier ein konzeptionsloser 
Wirrwarr besteht. Es ist allerdings richtig, daß diese 
Liste laufend ergänzt wird und auch den ständig 
wechselnden neuen Erkenntnissen angepaßt wer-
den muß. Somit ist es durchaus richtig, daß es für 
den Außenstehenden nicht ganz einfach ist, den 
Überblick zu behalten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, halten Sie die in der Antwort auf die Frage von 
Herrn Conradi erwähnten erheblichen Vorleistun-
gen deutscher Firmen vielleicht deshalb für möglich, 
weil diese Firmen erhebliche Subventionen erhal-
ten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Frau Kollegin, 
ich glaube nicht, daß hier ein Zusammenhang be-
steht. Es gibt auch keine Subventionen für diese Fir-
men. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten 
Thüsing auf: 

Welche Kriegswaffen, Rüstungsgüter und Ersatzteile sind 
zwischen dem 1. Januar und 7. April 1982 aus der Bundesrepu-
blik Deutschland nach Argentinien geliefert worden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung weiß nicht im einzelnen, ob, in wel-
chem Umfang und zu welchem Zeitpunkt die Firmen 
die ihnen erteilten Genehmigungen für den Export 
von Rüstungsgütern nach Argentinien ausgenutzt 
haben. Dies könnte nur durch umfangreiche Recher-
chen festgestellt werden. Unabhängig davon bestün-
den auch außenpolitische und rechtliche Bedenken, 
die Lieferungen im einzelnen offenzulegen. Ich kann 
Ihnen jedoch sagen, daß nach Argentinien in dem 
von Ihnen genannten Zeitraum komplette Kriegs-
waffen nicht geliefert wurden. Hinzufügen möchte 
ich, daß eine im Sinne des Kriegswaffenkontrollge-
setzes kritische Lage erst mit der Besetzung der 
Falkland-Inseln am 2. April 1982 entstanden ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine erste Zusatzfrage, bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
nicht meiner Auffassung zu, daß darin insbesondere 
auch vor dem Hintergrund konkreter Geschehnisse, 
Argentinien-Falkland-Konflikt, ein erheblicher 
Mangel bestehen kann, weil Ankündigungen oder 
mindestens Drohungen monatelang vorhanden wa-
ren, so daß hier in Waffenlieferungen hätte korrigie-
rend eingegriffen werden können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. 
Wir sind von der Zuspitzung des Falkland-Konflikts 
ebenso wie die gesamte übrige Weltöffentlichkeit 
überrascht worden, und ich kenne niemanden, der 
eine solche Entwicklung vorausgesehen hätte. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
auf die Frage des Abgeordneten Thüsing geantwor-
tet, daß sich erste Fragen nach dem Kriegswaffen-
kontrollgesetz und nach den Richtlinien von 1971 
auf Grund der Spannungen, die um die Falkland-In-
seln entstanden sind, gestellt haben. Wie hat die 
Bundesregierung denn die drohenden militärischen 
Auseinandersetzungen um die Inseln im Beagle-Ka-
nal zwischen Chile und Argentinien beurteilt, wo es 
auch nicht absehbar war und bis heute auch noch 
nicht absehbar ist, ob sich aus diesem Konflikt ein 
militärischer Konflikt entwickeln kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat in den entsprechenden Ent-
scheidungen des Bundessicherheitsrates sehr einge-
hend die dort gegebene Situation erörtert und ist zu 
dem Ergebnis gekommen, daß eine kriegerische 
Auseinandersetzung nicht zu befürchten ist. Eine 
solche Ermessensentscheidung kann, wie der Kon-
flikt um die Falkland-Inseln beispielhaft zeigt, auch 
falsch sein. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Sielaff. 
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Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie die 
Antwort, die Sie soeben gegeben haben, daß keine 
kompletten Kriegswaffen geliefert worden seien, nä-
her erläutern und sagen, was darunter zu verstehen 
ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Damit ist gemeint, 
daß wir unverzüglich gehandelt haben und bei allen 
Genehmigungen, die zur Ausfuhr nach dem Entste-
hen des Konfliktes hätten führen können, z. B. durch 
Anweisung an die Zollbehörden sichergestellt ha-
ben, daß nichts mehr ausgeführt wird. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben so-
eben gesagt, eine solche Ermessensentscheidung 
könne auch falsch sein. Nachdem sich herausgestellt 
hat, daß die Ermessensentscheidung in bezug auf 
die Möglichkeit eines Konflikts zwischen Großbri-
tannien und Argentinien hinsichtlich der Falkland

-

Inseln falsch war, frage ich: Hat die Bundesregie-
rung nicht Anlaß, zu prüfen, ob ihre Ermessensent-
scheidung hinsichtlich eines Konflikts zwischen Ar-
gentinien und Chile falsch sein könnte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
sicher, daß die Situation in diesem Raum bei ent-
sprechenden Anträgen im Bundessicherheitsrat 
sehr eingehend erörtert werden wird. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, nach den 
neuen Richtlinien soll es auch zu einer Versagung 
kommen, wenn die innere Lage des betreffenden 
Landes dem entgegensteht. Ist dieses Kriterium 
denn früher überhaupt nicht berücksichtigt worden 
angesichts der Tatsache, daß Zehntausende von 
Menschen in Argentinien verschwinden, ermordet 
werden und auch sonst eine erhebliche Unterdrük-
kung in diesem Lande praktiziert wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dieses 
Kriterium hat bei den Entscheidungen des Sicher-
heitsrates immer eine Rolle gespielt, ohne daß das 
in den Richtlinien bisher festgehalten war. Diese 
Praxis ist durch die Richtlinien jetzt ausdrücklich 
verstärkt und unterstrichen worden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
dem Abgeordneten Thüsing geantwortet, es seien 
keine kompletten Kriegswaffen geliefert worden. 
Darf ich jetzt einmal konkret nachfragen: Könnte es 
angehen, daß zuerst die Außenhaut des Panzers ge-
liefert worden ist und danach dann in 14 Tagen Ab-
stand oder in vier Wochen Abstand das Zielrohr und 
danach dann die Ketten geliefert worden sind? Ist 
dies möglich? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein. Seit dem 8. 
April ist nichts mehr möglich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
fragen, ob wir Deutschen mit dem Bewußtsein leben 
müssen, daß unter Umständen im Konflikt im südli-
chen Atlantik derzeit britische Soldaten, unsere 
Bündnispartner, mit deutschen Waffen umgebracht 
werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ja, 
diese Frage muß ich bejahen, so wie die Engländer 
damit leben müssen, daß sie etwa zehn Tage vor dem 
Ausbruch des Konflikts noch Waffen geliefert ha-
ben. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Jansen. 

Jansen (SPD): Ist es möglich, daß die Teillieferun-
gen für Waffensysteme vor dem 2. April so erfolgt 
sind, wie hier bereits gefragt wurde: daß sich aus den 
Einzellieferungen Angriffswaffen zusammenbauen 
lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, vor 
dem 8. April, also vor dem Stopp, waren die Geneh-
migungen erteilt und konnten Teillieferungen auf 
Grund der erteilten Genehmigungen erfolgen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 

In den Fragen 80 und 81 des Abgeordneten Mei-
nike hat der Fragesteller um schriftliche Beantwor-
tung gebeten. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 82 des Abgeordneten Lambinus 
auf: 

Für welche Kriegswaffen- und Rüstungsgüterexporte und 
in welcher Höhe sind in den vergangenen drei Jahren Her-
mes-Bürgschaften erteilt worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte Sie um Ver-
ständnis, Herr Kollege, daß ich Ihnen aus Gründen 
der Vertraulichkeit keine Angaben über die Verbür-
gung von Kriegswaffen- und Rüstungsgüterexpor-
ten und deren Höhe machen kann. Ich bin aber 
gerne bereit, Ihnen die gewünschten Globalangaben 
persönlich zur Verfügung zu stellen und sie auch 
mündlich zu erläutern. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir die Gründe für die Vertraulichkeit in diesem 
Fall etwas näher erläutern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ganz 
generell legen wir allergrößten Wert darauf, in der 
Öffentlichkeit nicht über die finanzielle Situation 
einzelner Bestellerländer und nicht über Details von 
solchen Lieferungen — die Gründe, die zur Versa-
gung einer Deckung geführt haben oder die zur Ge-
nehmigung einer Bürgschaft geführt haben — Erör-
terungen anzustellen. Das würde unseren außenpo- 
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litischen und wirtschaftlichen Interessen abträglich 
sein. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß die deutsche Öf-
fentlichkeit einen Anspruch darauf hat, zu erfahren, 
wie die Bundesregierung eklatante deutsche Inter-
essen definiert? Stellen Sie sich einmal vor, diese 
Staatsbürger haben auch Kontakt mit den Bürgern 
des anderen Landes und wissen nicht, welche ekla-
tanten Interessen die Bundesregierung meint, die 
uns dazu führen, mit diesem Land Kriegswaffen zu 
handeln? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
der Meinung, daß die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages einen Anspruch darauf haben, infor-
miert zu werden. Dazu ist die Bundesregierung nicht 
nur verpflichtet, sondern auch bereit, allerdings in 
entsprechenden Ausschüssen mit entsprechender 
Vertraulichkeit, zu der die Abgeordneten dann ja 
auch verpflichtet sind. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
nicht ein Problem auch für die Glaubwürdigkeit der 
parlamentarischen Demokratie in unserem Lande 
darin, daß derartige Informationen, die Sie als ver-
traulich einstufen, in der Regel aus den Lieferlän-
dern selber an uns gelangen und daß im Grunde ge-
nommen wir Abgeordneten und die demokratische 
Öffentlichkeit diesen Informationen immer hinter-
herlaufen müssen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte betonen, daß Sie alle Informationen in die-
sem Bereich von der Bundesregierung in vertrauli-
cher Sitzung zu jeder Zeit bekommen können. Ich 
selber habe von dieser Stelle aus immer wieder die-
ses Angebot gemacht. Wenn Informationen aus an-
deren Quellen kommen, dann ist es nicht die Verant-
wortung der Bundesregierung, und damit kann es 
auch nicht uns zur Last gelegt werden. Unsere Inter-
essen sind deshalb in anderer Weise geschädigt, als 
wenn solche Informationen etwa von uns selbst 
preisgegeben würden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, für die Vertraulichkeit der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Länder, in die wir ex-
portieren, habe ich großes Verständnis. Aber würden 
Sie nicht, auch was die Informationen an die deut-
sche Bevölkerung betrifft, unterschiedliche Krite-
rien anwenden, je nachdem, ob es um normale, übli-
che Wirtschaftsgüter oder aber um Rüstungsexporte 
geht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Gerade bei Rüstungs-
exporten besteht eine besondere Notwendigkeit zur 

Vertraulichkeit, Frau Kollegin, und zwar u. a. des-
halb, weil unsere restriktive Rüstungsexportpolitik 
bei Bekanntgabe von Rüstungslieferungen zu Beru-
fungsfällen führt und wir dann immer wieder mit 
der Frage konfrontiert werden: Warum liefert ihr 
denn uns nicht, wo ihr doch anderen Ländern liefert? 
Auch aus diesem Grunde besteht also gerade im Rü-
stungsbereich Anlaß zu größtmöglicher Zurückhal-
tung. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die 
Frage bezieht sich ebenfalls auf Hermes-Bürgschaf-
ten: Ist es nicht absurd, daß Verzeichnisse über die 
Höhe der Hermes-Bürgschaften der Bundesrepublik 
Deutschland der gesamten ausländischen Fach-
presse bekannt und dort — und zum Teil auch in der 
deutschen Wirtschaftspresse — veröffentlicht sind, 
die Informationen aber in öffentlichen Sitzungen 
des Bundestages den Abgeordneten verweigert wer-
den? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Welche objektiven Sicherheitsgründe sprechen für 
diese Verweigerung? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage ist sicher berechtigt. Nur, wenn wir aus der 
Tatsache, daß in der Vergangenheit vertrauliche Pa-
piere unter Verletzung von Dienstpflichten veröf-
fentlicht worden sind, die Schlußfolgerung zögen, 
daß wir in Zukunft alles Geheimhaltungsbedürftige 
auf den offenen Markt tragen, könnten wir aufhö-
ren, Politik zu machen. Ich bin nicht der Auffassung, 
daß unter Verletzung von Pflichten veröffentlichte 
Informationen es etwa rechtfertigen würden, von 
der Geheimhaltung abzuweichen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, ist es nicht 
angesichts der Umstrittenheit solcher Waffenliefe-
rungen und auch angesichts der Frage nach der mo-
ralischen Berechtigung solcher Waffenlieferungen 
an Nicht-Bündnispartner außerordentlich zweifel-
haft, diese Waffenlieferungen überhaupt durch Her-
mes-Bürgschaften, d. h. durch öffentliche Bürgschaf-
ten, abzusichern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Diese Hermes-Bürg-
schaften werden im Einzelfall im Interesse der Be-
schäftigten des Unternehmens gegeben, weil das Ri-
siko bei den langen Zeiträumen im Anlagengeschäft 
außerordentlich groß ist, da sich die wirtschaftlichen 
Verhältnisse eines Landes, die im Augenblick als 
günstig angesehen werden, trotz Barzahlungsbedin-
gungen etwa im Verlauf von vier Jahren grundle-
gend ändern können. Deshalb ist es im Ausnahme-
fall durchaus gerechtfertigt, solche Hermes-Deckun-
gen zu geben, die j a von den Firmen mit entspre-
chenden Gebühren zu bezahlen sind. 
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Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
eben die Interessen der Beschäftigten in der deut-
schen Rüstungsindustrie angesprochen. Darf ich Ih-
nen die Frage stellen, wieviel Prozent der bundes-
deutschen Arbeitnehmer in Rüstungsbetrieben ar-
beiten und wieviel Prozent davon wiederum für den 
Export von Kriegswaffen arbeiten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe diese Zahlen nicht parat. Aber nachdem der 
Deutsche Bundestag nicht nur die Entscheidung ge-
troffen hat, das Kriegswaffenkontrollgesetz so, wie 
es heute besteht, zu fassen, sondern auch über viele 
Jahre hinweg und in vielen Legislaturperioden da-
von ausgegangen ist, daß unseren Verpflichtungen, 
uns mit Milliarden an unserer Verteidigung zu betei-
ligen, dadurch Rechnung zu tragen ist, daß auch im 
eigenen Lande Rüstung produziert wird — und ich 
sehe niemanden, der diese Entscheidung im Augen-
blick ändern wollte —, bleibt natürlich der Tatbe-
stand, daß Schwierigkeiten für die Arbeitsplätze in 
einem Augenblick entstehen, in dem solche legal 
eingegangenen Verpflichtungen zur Lieferung von 
Rüstungsgütern aus Gründen wegfallen, die aus un-
serer restriktiven Rüstungsexportpolitik — sprich, 
aus den Einschränkungen, die wir uns im Kriegs-
waffenkontrollgesetz auferlegt haben — entstehen 
können. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Müller. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie dem Bundestag vielleicht mitteilen, ob Sie 
persönlich bereit wären, bei Neuberatung der Frage 
der Geheimhaltung von Hermes-Bürgschaften dafür 
einzutreten, im Interesse auch dieses Hauses mehr 
Demokratie zu wagen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, es gibt gute Gründe, diese Geheimhaltung zu 
praktizieren. Da wir aber in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages unserer Informations-
pflicht ohne jede Einschränkung nachkommen, 
kann ich nicht erkennen, daß es eine Notwendigkeit 
gibt, von der bisherigen Praxis abzugehen. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfragen wer-
den nicht gestellt. 

Die Fragen 86 und 87 des Abgeordneten Bersch-
keit sowie die Frage 99 der Abgeordneten Frau Gei-
ger sind zurückgezogen. 

Die übrigen nicht aufgerufenen Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Wir fahren in der Beratung des Tagesordnungs-
punkts 3 fort: Internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft sowie Durchsetzung eines 
mittelfristigen Programms der Wirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft für die kommenden Jahre und 
Schaffung eines freien EG-Binnenmarktes. Das 
Wort hat Herr Abgeordneter Echternach. 

Echternach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Mitzscherling hat 
heute vormittag gemeint, wir hätten unsere Anfrage 
vor dem Hintergrund einer ganz anderen außenwirt-
schaftlichen und Leistungsbilanzsituation gestellt, 
unsere Anfrage sei also offenbar überholt. Ich freue 
mich, daß die meisten Sprecher der Koalition der 
Versuchung widerstanden haben, sich so einfach 
von dem Thema davonzumachen und die Situation 
zu verharmlosen und zu bagatellisieren. 

Denn die erfreuliche Entwicklung der Leistungs-
bilanz beruht nicht auf der gestiegenen Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft, sondern auf Son-
derfaktoren, auf deren Bestand wir nicht bauen kön-
nen. Der entscheidende Grund für den Exportauf-
schwung ist heute vormittag schon genannt worden: 
die reale Veränderung des Außenwerts der Mark. 

Es kommt folgendes hinzu. Unsere Unternehmen 
haben versucht, den preisbedingten Wettbewerbs-
vorteil zu nutzen. Sie haben wegen der schlechten 
Binnenkonjunktur mit allen Mitteln versucht, den 
Absatz im Ausland zu steigern. Der Abwertungsvor-
teil reichte aber nicht aus, auch durch eine Anhe-
bung der Exportpreise die Rentabilität unserer Un-
ternehmen zu verstärken, sondern ermöglichte es 
nur, die schlechte Auslastung der Produktionskapa-
zitäten aufzubessern. Daher hat der Exportauf-
schwung auch keine Investitions- und Beschäfti-
gungsimpulse größeren Ausmaßes ausgelöst. 

Hauptsächlich stiegen dabei die Exporte in die 
OPEC-Länder, und zwar allein im letzten Jahr um 
die Hälfte, weil der Wert der D-Mark insbesondere 
gegenüber dem Dollar gesunken ist. Der Import-
boom der Ölländer aber hat sich inzwischen ange-
sichtgs der sinkenden Rohölerlöse deutlich abge-
schwächt. 

Hinzu kommt unsere eigene Konjunkturlage, die 
zu einem realen Rückgang der Importe geführt hat, 
wozu natürlich auch die Verteuerung der Importe 
durch die Abwertung der D-Mark beigetragen hat. 

Währungsrelationen aber sind, wie die Erfahrun-
gen der letzten Jahre zeigen, einem ständigen Auf 
und Ab unterworfen. Sobald die Inlandskonjunktur 
anzieht und sich die Mark wieder festigt, was ja 
nicht zuletzt wegen des Stabilitätsgefälles zu erwar-
ten ist, stehen wir wieder vor demselben Problem. 
Deshalb wäre es mehr als leichtfertig, nun die Sorge 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen als 
erledigt anzusehen. 

Der internationale Wettbewerbsdruck auf unsere 
Wirtschaft hat sich in den letzten Jahren ganz im 
Gegenteil verstärkt. Unsere Unternehmen spüren 
diesen Druck nicht nur im Kampf um die Drittmärk-
te, sondern auch auf dem eigenen Markt. Vor allem 
die Schwellenländer haben in den letzten Jahren sy-
stematisch Exportindustrien für den Weltmarkt auf-
gebaut und dabei in den 70er Jahren ihre Ausfuhren 
in die Bundesrepublik um das Vierfache steigern 
können. Inzwischen stellen die Schwellenländer 
ihre Exportproduktion immer stärker von einfa-
chen, lohnintensiven Verbrauchsgütern um auf In-
vestitions- und höherwertige Konsumgüter und wer-
den dort wegen niedrigerer Lohnkosten zu immer 
stärkeren Konkurrenten der deutschen Industrie. 
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Das ist für viele betroffene Branchen schmerzlich, 

auch für uns; denn wir wissen, daß viele betroffene 
Unternehmen in strukturschwachen Regionen lie-
gen und die dort beschäftigten Arbeitnehmer nur be-
grenzt mobil sind. Dennoch ist diese Entwicklung im 
gesamtwirtschaftlichen Interesse unvermeidbar. 
Denn nur durch eine Öffnung unserer Märkte für 
die Produkte dieser Länder geben wir auch diesen 
Ländern eine Chance zur eigenen Entwicklung, 
auch dazu, die Devisen zu erwerben, mit denen sie 
unsere Waren, z. B. höherwertige Investitionsgüter, 
bezahlen können. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Nur müssen auch die Schwellenländer wissen: Die 
Öffnung der Märkte kann auf die Dauer keine Ein-
bahnstraße sein, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

denn der Schutz der dort tätigen heimischen Indu-
strie durch hohe Schutzmauern mag am Anfang, in 
der Aufbauphase noch gerechtfertigt erscheinen, 
diese sogenannte handelspolitische Entwicklungs-
hilfe kann aber keine Dauerrechtsstellung sein, son-
dern muß mit Fortschreiten der eigenen Entwick-
lung abgebaut werden, indem auch die Schwellen-
länder die GATT-Regeln und den Grundsatz der Ge-
genseitigkeit akzeptieren. Dies liegt nicht zuletzt im 
Interesse der Schwellenländer und der Entwicklung 
ihrer Produktivität selbst. 

Gerade wenn unsere Wirtschaft bei Produkten mit 
weniger entwickelter Technologie im Zuge der inter-
nationalen Arbeitsteilung Markteinbußen hinneh-
men muß, kommt dem Markt mit höherwertiger 
Technologie eine um so größere Bedeutung zu, auf 
dem ja die deutsche Industrie traditionell eine 
starke Stellung hat. Aber auch hier, bei den Erzeug-
nissen mit gehobener und Spitzentechnologie hat 
die deutsche Wirtschaft in den letzten Jahren Markt-
anteile verloren, wie das Hamburgische Welt-Wirt-
schafts-Archiv im Strukturbericht an die Bundesre-
gierung im einzelnen nachgewiesen hat. Während 
der Anteil der Einfuhr dieser Güter an der Gesamt-
einfuhr von 1964 bis 1978 sich verdoppelte, blieb un-
ser Anteil beim Export unverändert. Noch alarmie-
render wird dieses Bild im Verhältnis zu unseren 
beiden wichtigsten Weltmarktkonkurrenten, den 
USA und Japan. Ich bitte Sie um Nachsicht, daß ich 
Sie dabei mit einigen Zahlen strapazieren muß. Die 
Einfuhr von Produkten mit hoher Technologieinten-
sität aus den USA verdoppelte sich in diesem Zeit-
raum auf über 31 %, während der Export dieser Gü-
ter aus der Bundesrepublik sich von 49 % auf 43% 
verringerte. Die Einfuhr von technologischen Spitzen-
erzeugnissen aus den USA hat sich sogar auf über 
20 % vervierfacht, während unsere Ausfuhr bei gan-
zen 2 % stagnierte. Auch gegenüber Japan hat sich 
der Importanteil der technologieintensiven Erzeug-
nisse von knapp 10 % auf rund 40 % vervierfacht, 
während unser Exportanteil bei knapp einem Drittel 
stagnierte. Bei der Spitzentechnologie steht einer 
gestiegenen Einfuhr aus Japan von 8 % ein deutscher 
Export von weniger als 4 % gegenüber. Dual und Vi-
deocolor, Rollei und Lumoprint stehen stellvertre-
tend für viele, viele andere Firmennamen als Opfer 
dieser Entwicklung. 

Das Hamburgische Welt-Wirtschafts-Archiv 
schließt aus dieser Entwicklung, daß die ausländi-
sche Konkurrenz in diesen Länder rascher auf die 
technologische Entwicklung reagiert habe und eher 
zu Innovationen bereit gewesen sei. Insofern unter-
streicht diese Untersuchung einmal mehr, daß nur 
über die Stärkung der Investitions- und Innova-
tionskraft unserer Unternehmen und damit über die 
Stärkung der Gewinne und über die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis die Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer Unternehmen auf die Dauer verteidigt werden 
kann. 

Besonderes Gewicht hat dabei die Entwicklung 
der Energiekosten. Experten weisen uns heute dar-
auf hin, daß Frankreich in den 90er Jahren uns ge-
genüber einen Strompreisvorsprung von 50 % haben 
wird, und das nicht nur deswegen, weil Frankreich 
dann einen Kernenergieanteil von 70 % und wir von 
30 % haben werden, sondern auch weil die Kilowatt-
stunde im Kernkraftwerk wegen der rationelleren 
Genehmigungspraxis dort spürbar billiger sein wird 
als bei uns. Wenn wir nicht heute Vorsorge dafür 
treffen, daß unser Land in den 90er Jahren wettbe-
werbsfähige Strompreise hat, untergraben wir heute 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer energieabhängi-
gen Industrie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir in Deutschland nicht endlich Vorsorge 
dafür treffen, daß die Kernkraft vernünftig ausge-
baut wird, erschweren wir auch den wichtigen Kern-
energietechnologieexport; denn bisher galt die deut-
sche Technologie im Ausland als die sicherste und 
beste. 

(Zuruf von der FDP: Das gilt sie immer 
noch!) 

— Wenn die Entwicklung so weiter geht, wird dieser 
Industriezweig immer mehr an Bedeutung verlie-
ren. — Erkundigen Sie sich einmal auf verschiede-
nen Märkten. Erkundigen Sie sich z. B. einmal bei 
Ihrem Kollegen Funke, was wir in einem Schwellen-
land über die Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Kernenergie im Vergleich zu französischen Angebo-
ten gehört haben, und weswegen wir z. B. in diesem 
Schwellenland nicht zum Zuge kommen werden. 

Aber solange sich der Bundeskanzler, solange sich 
die Bundesregierung hier in diesem Hause verbal 
zum Ausbau der Kernenergie bekennen, auf ihren 
Parteitagen das aber alles zur bloßen Option herun-
terstufen und versuchen, sich auf den kleinsten ge-
meinsamen Nenner mit den Linksaußen ihrer Partei 
zu einigen, und solange sich der Bundeskanzler 
dann vor Ort hinstellt und erklärt, ob und wo ein 
Kraftwerk gebaut wird und ob es ein Kohle- oder 
Kernkraftwerk sei, das sei nicht Sache der Bundes-
regierung, das sei Sache der Länder, so lange wer-
den wir auf dem Wege zu konkurrenzfähigen Ener-
giepreisen eben keinen Schritt vorankommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eigen [CDU/ 
CSU]: Und in Hamburg feige kneifen!) 

— Herr Kollege Eigen, wir werden es erleben, daß 
die SPD-Verantwortlichen weiter Eiertänze vollfüh-
ren, nicht nur wie auf dem Münchner Parteitag, son-
dern wie auch in Hessen mit Biblis C durch Herrn 
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Börner oder gerade in Hamburg mit dem Trauer-
spiel um Brokdorf, dem Schildbürgerstreich, in dem 
der Herr von Dohnanyi versucht, es beiden über 
Kohle oder Kraftwerk zerstrittenen SPD-Flügeln 
recht zu machen und nun beides bauen will: Kohle-
kraftwerke und Kernkraftwerke. Anschließend, 
wenn beides fertig ist, will er aus dem Kernkraft-
werk wieder aussteigen und die Stromleitung zwi-
schen Hamburg und Brokdorf kappen. So töricht 
kann man offensichtlich nur sein, wenn man in einer 
solchen zerrissenen sozialdemokratischen Partei 
Verantwortung trägt, wie das der Herr von Dohna-
nyi in Hamburg tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können den Gefahren für unsere Wettbe-
werbsfähigkeit auch nicht durch Abschottung und 
offene oder versteckte Importbeschränkung auswei-
chen. Im Gegenteil, wir müssen diese Herausforde-
rung offensiv annehmen. Unsere Wirtschaft ist auch 
stark genug dazu, wenn ihr die Politik dabei nicht in 
den Rücken fällt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Gerade weil wir exportabhängiger sind als jedes an-
dere Industrieland, müssen wir zugleich alles tun, 
um der weltweiten Versuchung des Protektionismus 
entgegenzutreten und den freien Welthandel mit 
Zähnen und Klauen zu verteidigen. Dabei geht es ja 
dem freien Welthandel nicht anders als der Markt-
wirtschaft. Auf Konferenzen werden sie immer mit 
schönen Worten beschworen, aber wenn es konkret 
wird, sieht es leider anders aus. 

Der um sich greifende Protektionismus mit seinen 
unterschiedlichsten Erscheinungsformen ist inzwi-
schen zur Gefahr Nummer 1 für unseren Welthandel 
geworden. Steigende Arbeitslosigkeit, steigender in-
ternationaler Konkurrenzdruck und nicht zuletzt 
die Schwierigkeit vieler Wirtschaften, sich auf die 
veränderten weltwirtschaftlichen Strukturbedin-
gungen einzustellen, lassen immer mehr Regierun-
gen vor dem Druck von Gewerkschaften und betrof-
fener Industrie schwach werden, dem sie sich im In-
nern gegenübersehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jens [SPD]) 

— Es gibt viele Gründe. — Zwar scheuen die Staaten 
dann die offene Abschottung aus Angst vor Vergel-
tung, aber es ist einfach unglaublich, wie kreativ Bü-
rokratien sein können, wenn es um das Erfinden von 
immer neuen und immer subtileren Handelsschika-
nen geht. Die heimlichen und offenen Praktiken rei-
chen von überzogenen technischen Normen oder un-
verständlichen Versandformalitäten über gezielte 
Exportsubventionen oder Selbstbeschränkungsab-
kommen bis hin zum Aufruf, nur eigene, nationale 
Produkte zu kaufen. Immer geht es aber dabei um 
das Gleiche, nämlich lästige Konkurrenten im Inter-
esse der eigenen Wirtschaft vom eigenen Markt 
fernzuhalten. 

Gerade unter dem Einfluß der neuen französi-
schen Regierung droht nun auch die Außenwirt-
schaftspolitik der Europäischen Gemeinschaft im-
mer protektionistischer zu werden. Erst vor zwei 
Wochen hat die französische Regierung dem EG-Mi-

nisterrat ein neues Memorandum zur EG-Außen-
handelspolitik zugeleitet, wonach sich die Außen-
wirtschaftspolitik der Europäischen Gemeinschaft 
noch stärker nach außen hin abschotten soll. Inso-
fern würde ich es begrüßen, wenn der Bundeskanz-
ler und die Sozialdemokraten ihre kritischen Blicke 
nicht immer nur nach Washington oder London 
schweifen ließen, sondern mit der gleichen kriti-
schen Elle auch die Wirtschafts- und Außenhandels-
politik der Franzosen messen würden und dem uner-
träglichen französischen Protektionsdruck deutli-
cher als bisher widersprechen würden. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das sind ja soziali

-

stische Brüder! — Dr. Jens [SPD]: Das tun 
wir aber auch!) 

— Ich habe davon heute nichts gehört; ich habe 
heute viel von Reagan und von den Amerikanern ge-
hört, aber nichts von dem protektionistischen Druck 
unseres Nachbarn. 

Aber wir brauchen den Blick j a nicht nur über die 
Ländergrenzen hinweg schweifen zu lassen. Auch 
bei uns im Lande wird der Ruf nach heimlichem 
Protektionismus immer stärker, vom Besuch der 
vielen Branchen und Verbände hier bei uns in Bonn 
bis zum Ausspruch eines Gewerkschaftsführers, die 
Bundesrepublik sei nicht der Abladeplatz für japani-
sche Fernseher oder Autos, oder gar jener schlim-
men Werbung, die gerade in den letzten Wochen das 
Landgericht Frankfurt verbieten mußte, nämlich 
der Werbung: Ich fahre ein deutsches Auto wegen 
unserer Arbeitsplätze. 

Protektionismus mag kurzfristig bedrängten Re-
gierungen eine Atempause verschaffen, mittelfristig 
führt er unweigerlich zur Gegenreaktion und scha-
det am Ende allen. Leider aber scheinen die schlim-
men Erfahrungen mit der Weltwirtschaftskrise vor 
50 Jahren vielfach schon in Vergessenheit geraten 
zu sein. Dabei muß jeder wissen: Protektionismus 
schadet vor allem dem Verbraucher, denn das Wa-
renangebot wird teurer und schlechter. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Protektionismus schadet der Exportwirtschaft und 
den dort Beschäftigten, denn er verhindert, daß an-
dere Devisen erwerben können, urn bei uns einkau-
fen zu können. Protektionismus verhindert die 
Schaffung neuer, höherwertiger Arbeitsplätze, in-
dem er unwirtschaftliche Strukturen erhält. Protek-
tionismus schadet den Industriebetrieben, weil er ih-
nen den Zugang zu Rohstoffen und preiswerten Zu-
lieferungen verstellt. Protektionismus verhindert 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, weil er den 
Wettbewerb ausschaltet und den Zwang zur Anpas-
sung und Innovation aufhebt. Und schließlich: Pro-
tektionismus schadet den Entwicklungsländern, 
denn er nimmt ihnen die Chance, sich arbeitsteilig in 
die Weltwirtschaft einzugliedern. 

Deshalb ist es die Aufgabe gerade unseres so ex-
portabhängigen Landes, sich mit aller Kraft gegen 
diese Entwicklung zu stemmen und einen protektio-
nistischen Flächenbrand zu verhindern. Wir erwar-
ten deshalb von der Bundesregierung, daß sie sich 
bei dem bevorstehenden Weltwirtschaftsgipfel und 
bei den Konferenzen des GATT jetzt und im Novem- 
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ber ebenfalls dafür einsetzt, diesen Flächenbrand 
nicht nur zu stoppen, sondern die eingerissenen Pro-
tektionspraktiken wirksamer als bisher zu bekämp-
fen. 

Zum Schluß einige Sätze zu einem anderen 
schlimmen ordnungspolitischen Sündenfall, dessen 
Bedeutung weit über die betroffene deutsche Mee-
reswirtschaft hinausragt, nämlich zum Abschluß der 
Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen. 

So sehr ich mich als Hamburger über die Wahl 
meiner Stadt als Sitz des Seegerichtshofs gefreut 
habe, so ist doch der Standort Hamburg natürlich 
kein Linsengericht, das schlechte Konferenzergeb-
nisse aufwiegen könnte. Dafür steht zu viel auf dem 
Spiel. Was vor vielen Jahren mit dem Ziel der Wah-
rung des gemeinsamen Erbes der Menschheit be-
gann, endete mit der Aufteilung des Erbes, immer-
hin 70 % der Erdoberfläche. Das schönste Drittel, die 
rohstoffreichen, flachen Küstengebiete, wurden den 
zufälligen Anrainerstaaten zugewiesen, unter ihnen 
unseren Hauptkonkurrenten auf dem Weltmarkt, 
während die Bundesrepublik so gut wie leer ausging 
und in der Reihenfolge der Gewinner an 110. Stelle 
rangiert. 

Auch das jahrelang hier gemeinsam verfolgte Ziel 
eines freien Zugangs zu den Rohstoffen der Meere 
wurde nicht erreicht. Gesorgt wurde vielmehr für 
jene, die ohnehin reichlich mit Rohstoffen gesegnet 
sind. Von gerechter Verteilung kann also überhaupt 
keine Rede sein. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Unsere meerestechnische Industrie, die mit ihrer 
Technologie eine Spitzenposition innehat, eine be-
sonders zukunftsträchtige Technologie und Indu-
strie, steht heute vor einem ungewissen Schicksal. 
Wie protektionistisch die Politik der neuen Herren 
der Küstenmeere ausfallen wird, ist offen. Auch die 
Enteignung und Kollektivierung unserer eigenen 
Technologie durch das Meeresbodenregime im Tief-
seebergbau ist wahrlich keine verlockende Perspek-
tive. 

Auch kann niemand übersehen, daß diese Kon-
vention mit zwangsweisem Technologietransfer zu 
nichtkommerziellen Bedingungen und gewaltigen 
Finanzlasten ohne Rücksicht auf den wirtschaftli-
chen Nutzen für die Industrieländer erklärter Weg-
bereiter einer neuen dirigistischen Weltwirtschafts-
ordnung sein soll. 

Die Bundesregierung hat leider die Bedeutung 
dieser Konferenz für unser Land von Anfang an un-
terschätzt. Sie hat mit ihrer nachlässigen Verhand-
lungsführung die Interessen unseres Landes nicht 
sehr wirkungsvoll vertreten und am Ende nicht ein-
mal gewußt, ob sie gemeinsam mit den Vereinigten 
Staaten nein sagen oder aber trotz aller Bedenken ja 
sagen soll. Sie hat sich am Ende überhaupt nicht ent-
schieden, sondern sich der Stimme enthalten. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Funke? 

Echternach (CDU/CSU): Gern.  

'Vizepräsident Wurbs: Bitte. 

Funke (FDP): Herr Kollege Echternach, ist Ihnen 
bekannt, daß in der Seerechtskonvention, über die ja 
jetzt in der UNO abgestimmt worden ist, außer dem 
Tiefseebergbau in der Abteilung XI des Vertrags 
weitere Fragen geregelt sind, u. a. solche, die für die 
deutsche Seeschiffahrt vorteilhaft sind, beispiels-
weise dadurch, daß die Durchfahrtsrechte interna-
tional geregelt sind? 

Echternach (CDU/CSU): Herr Kollege Funke, dies 
wußten wir seit langem. Dennoch haben wir, seit 
sich dieses Ergebnis, daß Sie als positiv angespro-
chen haben, abgezeichnet hat, uns in unserer Sorge 
vor den anderen Ergebnissen, die sich abgezeichnet 
haben, mehrfach gemeinsame Beschlüsse gefaßt. Es 
ist leider nicht gelungen, auch nicht in der letzten 
Session, irgendwelche substantiellen Verbesserun-
gen zu erzielen. Ich würde es bedauern, wenn Ihre 
Einlassung so zu verstehen wäre, daß Sie nun diese 
gemeinsamen Bedenken aufgeben und sich aus vor-
dergründigen Überlegungen für eine Unterzeich-
nung dieser Konvention aussprechen. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Jens? 

Echternach (CDU/CSU): Ja. 

Dr. Jens (SPD): Herr Echternach, Sie wissen doch 
genausogut wie ich, daß Hamburg nicht Sitz des See-
gerichtshofs wird, wenn die Konvention nicht unter-
zeichnet wird. Mich würde interessieren: Sind Sie 
persönlich als Hamburger denn nun dafür, daß die 
Bundesregierung unterzeichnet, oder nicht? 

Echternach (CDU/CSU): Ich meine, ich habe so-
eben deutlich gemacht, daß aller lokalpatriotischer 
Stolz über diesen Sitz einer neuen UNO-Behörde in 
unserer Stadt im Vergleich zu den großen Proble-
men, um die es hier für unser Land, für die Zukunft 
eines wichtigen Zweiges unserer Volkswirtschaft 
geht, überhaupt nichts zählt und daß die Konferenz-
ergebnisse einen wesentlich höheren Rang haben 
müssen als die Frage des bloßen Sitzes jenes UNO-
Instituts, daß Sie soeben angesprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wissmann 
[CDU/CSU]: Eine eindrucksvolle Antwort, 

sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, gerade weil sich die 
Bundesregierung nicht entscheiden konnte, ist es, 
meine ich, um so notwendiger, daß sich der Deutsche 
Bundestag jetzt eingehend mit dieser Frage und den 
Konferenzergebnissen befaßt. Denn es geht eben bei 
der künftigen Meerespolitik nicht nur um ein Stück 
Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft, sondern um 
Grundentscheidungen mit Auswirkungen auf nach-
folgende Generationen. Ich hoffe, daß die Gemein-
samkeit, die wir bei der Diskussion über die Ver-
handlungsziele bisher gezeigt haben, auch am Ende 
der Beratungen des Bundestages stehen wird. — Ich 
bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Wieczorek. 
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Dr. Wieczorek (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Schwierigkeiten in der Lei-
stungsbilanz seit etwa 1979 haben zu der Vermutung 
Anlaß gegeben, daß die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft nachhaltig gelitten habe; das 
ist ja wohl auch der Ausgangspunkt Ihrer Anfrage 
gewesen. Wenn man sich einmal die Hauptargu-
mente auf der Kostenseite ansieht, die Lohnkosten-
entwicklung und die Energiekostenentwicklung, 
dann stellt man fest, daß es nicht nur auf der Basis 
der tatsächlich eingetretenen Entwicklung der Lei-
stungsbilanz zweifelhaft ist, ob diese Argumentation 
stimmt. 

Schaut man sich nämlich die Energiekosten in ei-
ner tiefergehenden Analyse an, so stellt man fest, 
daß die Energiekosten auch für unsere wichtigsten 
Handelspartner gestiegen sind, zum Teil sogar er-
heblich stärker als bei uns in der Bundesrepublik. 
Ich darf auf die USA verweisen, wo in weiten Berei-
chen durch die Aufhebung der Regulierung der Öl

-

preise ein sehr viel stärkerer Anstieg erfolgt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Prozentual!) 

Auf der anderen Seite zeigt das Beispiel Frankreich 
— Herr Echternach, Sie haben es angeführt —, un-
abhängig von den Problemen der französischen 
Atompolitik, auf die Sie nicht eingegangen sind, daß 
es am Strompreis allein wohl nicht liegen kann, wie 
wettbewerbsfähig eine Wirtschaft ist. Das deckt sich 
im übrigen mit der sehr sorgfältigen Studie der 
Fraunhofer-Gesellschaft, die gerade veröffentlicht 
wurde, die zu dem Ergebnis kommt, daß die Energie-
kosten für die Wettbewerbsfähigkeit einer Wirt-
schaft eine relativ geringe Bedeutung haben. 

Ähnlich wie für die Energiekosten gilt das auch 
für die Lohnkosten, wenngleich das Institut der 
Deutschen Wirtschaft — wenn auch inzwischen sehr 
gedämpft — Klage auf der Basis der absoluten Stun-
denlöhne führt. Betrachten wir dagegen die Ent-
wicklung der aussagekräftigeren, viel aussagekräfti-
geren Lohnstückkosten, dann zeigt sich, daß die 
Bundesrepublik ihre Wettbewerbsposition in den 
letzten Jahren nicht nur gehalten, sondern eher so-
gar verbessert hat, selbst wenn man Wechselkurs-
entwicklungen berücksichtigt. Ich darf hier auf die 
entsprechenden Untersuchungen des Ifo, des DIW 
und neuerdings auch des Rheinisch-Westfälischen 
Instituts verweisen, das ja in der Lohnsenkungs-
frage sonst zu den Spitzensprachrohren gehört 
hat. 

Wenn aber trotzdem Unsicherheit besteht — ich 
meine, darüber sollten wir uns hier unterhalten —, 
wie es mit dem Export nun künftig aussehen wird, 
dann ist diese Unsicherheit in anderen Bereichen 
begründet. Als solche Bereiche sehe ich zum einen 
die Währungs- und Kreditprobleme, zum anderen 
den Protektionismus. 

Im Währungs- und Kreditbereich sind drei Stich-
worte zu nennen: Wechselkurse, Zinslasten und Kre-
ditversorgung. 

Nach der rund zehnjährigen Erfahrung mit dem 
System floatender Wechselkurse wächst die Er-
kenntnis — ich verweise hier auf die letzte Stellung-
nahme der Group of Thirty —, daß dieses System  

nicht die erwartete dauerhafte Beruhigung der 
Wechselkurse, ausgerichtet an der tatsächlichen re-
lativen Entwicklung der Grunddaten der Volkswirt-
schaften der einzelnen Länder, gebracht hat. Ohne 
hier die Gründe dafür zu diskutieren, bleibt festzu-
halten, daß durch die Verzerrung der Wechselkurse 
und die zum Teil sehr starken Wechselkursschwan-
kungen — erinnern Sie sich an die Überbewertung 
der D-Mark vor einigen Jahren und an die gegen-
wärtige Unterbewertung der D-Mark — gerade für 
ein Exportland wie die Bundesrepublik mit langen 
Laufzeiten gerade auch bei den Exportorders erheb-
liche Probleme entstehen. Es wäre daher durchaus 
im deutschen Interesse, nicht nur die USA von ih-
rem, wie ich es ausdrücklich nenne, non-benign 
neglect der Dollarkursentwicklung abzubringen, 
sondern die insgesamt durchaus positiven Erfahrun-
gen mit dem EWS als einem System mit relativ sta-
bileren Wechselkursen zum Ausgangspunkt einer 
Überprüfung zu machen, die zu einem allgemeinen 
System relativ stabilerer Wechselkurse führen 
könnte. Dabei kann natürlich nicht an eine Rück-
kehr zu einem starren System à la Bretton Woods 
gedacht werden. Aber es gibt Zwischenmöglichkei-
ten. Eine solche Überprüfung sollte auch nicht an 
der abwehrenden Meinung der Bundesbank schei-
tern. Hier könnte sonst leicht der Eindruck entste-
hen, die Bundesbank fürchte um den Teil ihrer Auto-
nomie, den sie nur durch die Freigabe der Wechsel-
kurse gegenüber der Bundesregierung, die ja früher 
die Wechselkurspolitik bestimmte, gewonnen hat. 

Die Zinslasten — als zweites Argument — wirken 
sich selbstverständlich negativ auf den Außenhan-
del aus. Ich darf ein Beispiel nennen, und zwar das 
der am wenigsten entwickelten Länder, deren Zins-
last allein für Bankkredite — ohne öffentliche Kre-
dite — von 1975 2,3 Milliarden Dollar auf 1981 
32,6 Milliarden Dollar, was etwa 19 % ihrer Exporter-
löse entspricht, angestiegen ist. Die gleiche Entwick-
lung ist im übrigen auch bei den reicheren Entwick-
lungsländern und bei den Schwellenländern festzu-
stellen. 

Dabei ist dieses Zinsproblem nur eine Seite der 
Medaille. Zunehmend breitet sich auch die Sorge 
hinsichtlich der Kreditwürdigkeit vieler Länder aus. 
Für die LDCs gilt zum Beispiel, daß der gesamte 
Schuldendienst von 1977 32 % auf 1981 50 % der Ex-
porterlöse stieg. Hier wird auch auf die laufende Ver-
kürzung der Laufzeiten deutlich. Solange die Prolon-
gation dieser Kredite gesichert erschien, war dies 
kein entscheidendes Problem. Gerade die Unsicher-
heit in bezug auf die Fähigkeit einzelner Länder 
oder auch großer Privatkonzerne — ich darf an ei-
nen Fall in Mexiko erinnern, der aktuell ist — läßt 
jedoch Sorge auftreten, ob denn diese Kredite auch 
ordnungsgemäß bedient werden. Hinzu kommt die 
Sorge um die Einlagenstruktur des internationalen 
Banksystems. Diese Sorge führt zu Gefahren für die 
Liquidität dieser Länder, damit natürlich für die 
Kauffähigkeit dieser Länder und damit für unseren 
Export. Im Interesse der deutschen Exportwirt-
schaft wäre es daher nicht nur, wenn etwa die AKA- 
Instrumente weiter ausgebaut oder die internationa-
len Entwicklungsbanken sowie der IWF gestärkt 
werden würden, sondern auch wenn durch die Zu- 
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sammenarbeit von Notenbanken und Regierungen 
mehr Stabilität und Sicherheit in das internationale 
Finanzsystem gebracht werden könnte. 

Besondere Sorge bereitet hier die Frage, ob das 
Federal Reserve System mit der gleichen Sicherheit 
und Selbstverständlichkeit die Rolle eines lenders of 
last ressort für den Dollarbereich übernehmen 
könnte und würde wie die Bundesbank für den D-  
Mark-Bereich. 

Während das Kreditproblem die Fähigkeit der 
Länder zu importieren in Frage stellt, stellt der Pro-
tektionismus ihre Willigkeit zum Import in Frage. 
Hier gibt es keineswegs nur in den Entwicklungs-
ländern Sorgen, sondern gerade auch in den Indu-
strieländern. Ich möchte mich hier auf unseren 
wichtigsten Absatzmarkt, die EG, beschränken. 

Nur, auch wenn wir alle für freien Handel sind: es 
genügt nicht, daß wir das Prinzip des freien Handels 
einfach nur wie ein Banner vor uns hertragen. Denn 
nicht nur daß wir selber sündigen: es besteht auch 
die Gefahr, daß dieses Prinzip mißbraucht wird als 
Tarnung für eine kurzsichtige beggar-my-neigh-
bour-Politik. Wenn wir ernsthaft den Tendenzen 
zum Protektionismus entgegentreten wollen, wer-
den wir nicht umhin können, die Ansätze einer sek-
toralen und regionalen Strukturpolitik in Europa 
auszubauen. Denn wenn es nicht gelingt, eine am Ar-
beitsplatzinteresse ganzer Branchen und Regionen 
ausgerichtete Umstrukturierungspolitik sowohl im 
Industrie- wie im Agrarsektor zu entwickeln, wer-
den konservierende Tendenzen wie z. B. in der belgi-
schen Stahlindustrie und in bestimmten Bereichen 
des französischen Weinbaus — um nur zwei Bei-
spiele zu nennen — sich eher noch verstärken und 
den protektionistischen Trend wirksamer machen. 
Ich glaube, hier sind wir aufgefordert, auch in unse-
rer Europapolitik nicht nur ein Prinzip zu haben, 
sondern auch die notwendigen Umstrukturierungen 
mitzufinanzieren und mitzugestalten — auch bei 
uns, in unserer Industrie. 

Eine Betrachtung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie kann sich jedoch — und damit 
komme ich zum Schluß — nicht nur auf die interna-
tionalen Fragen beschränken. Wichtig erscheint mir 
gerade auch für die langfristige Exportfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft die Entwicklung der Binnen-
konjunktur. 

Nur wenn es gelingt — und das Beschäftigungs-
programm der Bundesregierung, das ja jetzt reali-
siert werden kann, ist dahin sicherlich ein erster gu-
ter Schritt —, die Auslastung der vorhandenen Ka-
pazitäten insgesamt zu steigern — Herr Kollege 
Wissmann, den ich jetzt nicht mehr sehe, hat das 
heute morgen angesprochen; dazu zählt natürlich 
auch die öffentliche Nachfrage, die öffentliche Inve-
stitionsnachfrage; auch sie bringt Auslastung von 
Kapazitäten —, wird es zu weiteren Stückkostende-
gressionen kommen, nur dann kann die Investi-
tionstätigkeit und die Modernisierung des Produk-
tionsapparates, die damit verbunden ist, gesichert 
werden, nur dann wird es in Verbindung mit der For-
schungspolitik der Bundesregierung möglich sein, 
die Forschungs- und Entwicklungsansätze weiterzu-
treiben, und nur dann können — und das halte ich  

für das Wichtigste — das hohe Ausbildungsniveau 
der deutschen Arbeitnehmer, aber auch der hohe 
Stand des sozialen Systems und der soziale Friede, 
der damit einhergeht — Herr Kollege Funke hat das 
am Schluß seiner Rede dankenswerterweise ange-
sprochen —, erhalten bleiben. — Meine Damen und 
Herren, ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich freue mich darüber, daß 
diese wirtschaftspolitische Debatte über die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft in einer ent-
spannten Atmosphäre, wie mein Gefühl ist, stattfin-
det. Sicher ist dafür mit ausschlaggebend, daß wir 
alle unter dem Eindruck stehen, daß der Rückgang 
unseres Leistungsbilanzdefizits und die Aussicht, im 
Jahre 1982 möglicherweise sogar einen Ausgleich zu 
erreichen, durchaus positive Ausblicke ermöglichen, 
die sicher bei der Formulierung der Anfrage der 
CDU/CSU — es ist erwähnt worden — so noch nicht 
gesehen worden sind. 

Und ein zweites — ich möchte das sagen —: Die 
Tatsache, daß die beschäftigungspolitische Initiative 
der Bundesregierung verabschiedet worden ist, daß 
es zu einem Konsens gekommen ist, ist sicher ein 
Beitrag, weil eine lange und andauernde Diskussion 
um die Frage Investitionszulage oder nicht sicher 
keine Förderung unserer wirtschaftlichen Chancen 
gewesen wäre. 

Ich freue mich auch über die Übereinstimmung, 
die hier erzielt worden ist. Ich möchte das Ergebnis 
dieser Debatte einmal so zusammenfassen: Alle 
wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen 
müssen zu der mittel- und längerfristig unerläßli-
chen Umstrukturierung des Sozialprodukts von kon-
sumtiven zu mehr investiven Verwendungen beitra-
gen. Das ist hier allgemein betont worden, obwohl 
hinter einer solchen Aussage, wie wir alle wissen, 
sehr viel Sprengstoff steckt. Ich werde darauf noch 
zurückkommen. 

Wesentlicher Bestandteil dieser Strategie muß es 
sein, dem eingeleiteten Abbau des Leistungsbilanz-
defizits, der Milderung der internationalen Zinsab-
hängigkeit und der Schaffung eines weiteren Spiel-
raums für Zinssenkungen Vorrang einzuräumen. 
Das war die erklärte Politik der Bundesregierung, 
und das war und ist die erklärte Zielsetzung der 
Deutschen Bundesbank, die sich ja in ersten sehr 
fühlbaren Ansätzen schon verwirklicht. 

Die mit der finanzpolitischen „Operation '82" ein-
geleitete Umschichtung des Sozialprodukts zu mehr 
Investitionen und zur Reduzierung der Kreditfinan-
zierung des Bundeshaushalts muß mittelfristig fort-
gesetzt werden. Die damit verbundene Entspannung 
an den Kapitalmärkten muß dauerhaft abgesichert 
werden. 

Soweit besteht Übereinstimmung. Es besteht 
Übereinstimmung auch mit den wirtschaftswissen- 
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schaftlichen Instituten und dem Frühjahrsgutach-
ten dieser Institute. Allerdings, meine Damen und 
Herren: Die Institute haben Kritik an der beschäfti-
gungspolitischen Initiative geübt, an der Finanzpoli-
tik der Bundesregierung. Zwar haben sie die „Opera-
tion '82" für richtig gehalten, aber daran Anstoß ge-
nommen, daß die Investitionszulage zu kurz gedacht 
sei. Sie haben dabei völlig verkannt, daß sich diese 
Initiative in einen Gesamtrahmen einfügt, der insbe-
sondere gekennzeichnet ist durch eine Erhöhung 
der degressiven Abschreibungssätze unserer Wirt-
schaft, wie wir sie in der Nachkriegssteuerge-
schichte in dieser Höhe noch nie gehabt haben, und 
durch eine Inkaufnahme von Steuerausfällen, die 
wir, wenn Sie so wollen, zugunsten der Wirtschaft in 
Kauf genommen haben, wenn dadurch Investitionen 
gefördert werden. Deshalb die Abschreibungsver-
besserungen, deshalb die Investitionszulage, weil 
wir ja in den Gesprächen mit den Gewerkschaften 
— Sie kennen diese einmalige Aktion des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, alle Parteien, alle Spitzen-
verbände und die Regierung aufzufordern, ange-
sichts von nahezu 2 Millionen Arbeitslosen zusätz-
lich etwas zu tun — den Zusammenhang betont ha-
ben, daß mehr Investitionen auch mehr Arbeits-
plätze bedeuten. Deshalb haben wir nicht dem 
Wunsch der Industrie Rechnung tragen können, in 
dieser Phase etwa durch Steuersenkungen die Er-
tragslage zu verbessern, sondern wir haben den Ver-
such gemacht, die Steuerausfälle des Staates mit der 
Chance auf mehr Investitionen zu koppeln. Nur der 
also erhält eine Investitionszulage, eine steuerfreie 
Zulage von 10 %, der in der Lage ist, 1982 mehr zu in-
vestieren als in den letzten drei Jahren. 

Meine Damen und Herren, ich bedaure es sehr, 
daß sich die Institute bei ihrer Kritik nicht mit der 
Frage auseinandergesetzt haben, warum wir eine 
Mehrwertsteuererhöhung vorgeschlagen haben. 
Wir haben dies doch in erster Linie getan, um sie zur 
Senkung der direkten Steuern zu verwenden, weil 
die Höhe der direkten Steuern eine außerordentli-
che Beeinträchtigung der Leistungsbereitschaft dar-
stellt und sie sich in den letzten Jahren sehr stark 
nach oben entwickelt haben. Der Anteil der direkten 
Steuern am gesamten Steueraufkommen betrugen 
1960 53,9 %, 1969 55,1 %, 1975 58,9 % und 1981 57,3 %. 
Hier ist schon ein gewisser Rückgang zu verzeich-
nen, weil die von der Opposition mitgetragene Um-
strukturierung durch die Steuerreform 1977 erfolgt 
ist. Damals haben wir nämlich überproportional di-
rekte Steuern gesenkt, u. a. unter Inkaufnahme ei-
ner Mehrwertsteuererhöhung. 

Unser Vorschlag war also eine konsequente Fort-
setzung der Umstrukturierung unseres Steuersy-
stems, auch unter Inkaufnahme höherer indirekter 
Belastung. Das ist besonders bedeutsam, weil wir 
gleichzeitig eine außerordentliche Explosion der So-
zialabgabenbelastung haben. Gerade für die kleinen 
Einkommensempfänger stellt die Kombination von 
Steuerbelastung und Sozialabgabenbelastung ein 
besonderes Leistungshemmnis dar. 

Damit bin ich an dem kritischen Punkt, meine Da-
men und Herren: Es ist entscheidend, daß diese be-
schäftigungspolitische Initiative von den deutschen 
Gewerkschaften als eine positive Antwort der Bun-

desregierung auf die Forderung der Gewerkschaf-
ten empfunden und dargestellt wurde, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

obwohl die Maßnahmen, die wir ergriffen haben, 
nicht den vorgeschlagenen Maßnahmen der deut-
schen Gewerkschaften entsprechen. 

Ich habe mit großer Anteilnahme gestern abend 
Herrn Vetter, den scheidenden DGB-Vorsitzenden, 
im Fernsehen gesehen, wie er betont hat, welche 
Kraft die Gewerkschaft in diesen Versuch investiert 
hat, in Gesprächen mit allen Fraktionen, mit den 
Spitzenverbänden deutlich zu machen, daß verant-
wortungsbewußtes Verhalten der Gewerkschaften 
aus der Sicht der Gewerkschaft auch voraussetzt, 
daß dieser Forderung, mehr zu tun, entsprochen 
wird. 

Ich verstehe nicht, daß dieser Zusammenhang 
nicht auch von den Instituten gesehen wird und daß 
er in der politischen Diskussion so untergeht, ob-
wohl wir uns darüber im klaren sind, daß der soziale 
Konsens ein Wirtschaftsfaktor allererster Ordnung 
ist, auch wenn er sich nicht auf Heller und Pfennig 
nachrechnen und nachmessen läßt. 

Herr Warnke, Sie haben im Zusammenhang mit 
der Staatsquote davon gesprochen, daß Vorschläge 
und Anregungen von Ihnen nicht aufgegriffen wor-
den seien, etwa bei der Arbeitslosenversicherung. 
Ich meine, wenn wir über die Fragen der Wettbe-
werbsfähigkeit sprechen, sind wir alle in einer 
außerordentlich schwierigen Lage, weil wir uns 
nämlich mit der Frage beschäftigen müssen: Kön-
nen wir die Vorschläge, die der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung gemacht hat, können wir die Vorschläge, 
die die wirtschaftswissenschaftlichen Institute zur 
Einschränkung konsumtiver Ausgaben vorgetragen 
haben, politisch durchsetzen? Können wir uns dar-
auf verständigen? Wir müssen uns aber auch mit der 
Frage beschäftigen: Welche Folgen hätte das für den 
sozialen Konsens? 

Ich nehme es sehr ernst, wenn darüber gespro-
chen wird, daß etwa die Fragen der Steuerpolitik 
und der Beschäftigungspolitik auch unter Gerech-
tigkeitsgesichtspunkten gesehen werden müssen. 

Ich sage ebenso klar, daß das, was ökonomisch 
falsch ist, auch nicht zu einer höheren Gerechtigkeit 
führen kann und daß ich deshalb der ökonomischen 
Richtigkeit die Priorität einräume, 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU) 

ohne zu bestreiten, daß der soziale Konsens und das 
Gefühl, man werde hier anständig behandelt, eben-
falls zu einem ökonomischen Faktor von außeror-
dentlicher Bedeutung werden kann. 

Aber ich möchte doch nicht verschweigen, was das 
Frühjahrsgutachten zum Thema „konsumtive Aus-
gaben" sagt. Ich zitiere wörtlich: 

Eine wachstumsfördernde Finanzpolitik erfor-
dert in der gegenwärtigen Situation auch die 
Beschneidung „wohlerworbener" Ansprüche. 
Sie wird deshalb den Protest der betroffenen 
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Gruppen nach sich ziehen. Mutet man ihnen 
heute keine Härten zu, so verschiebt und ver-
größert man damit die Probleme und macht 
noch härtere Eingriffe in der Zukunft notwen-
dig. Deshalb sollten die wirtschaftspolitisch Ver-
antwortlichen nicht zögern, jene Einnahmen 
und Ausgaben zu korrigieren, bei denen in der 
Vergangenheit zu großzügig verfügt wurde. Zu 
solchen Regelungen zählen die bruttolohnbezo-
gene Anpassung der Renten, die weit gefaßten 
Anspruchsgrundlagen für das Arbeitslosengeld, 
das Fehlen der Eigenverantwortlichkeit im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, die Finanzierung von Umschulung und 
Ausbildung einschließlich der akademischen, 
die Subventionen im Agrar-, Stahl-, Kohle- und 
Werftbereich, aber auch Sondervergünstigun-
gen im öffentlichen Dienst. 

Ich halte das, was hier gefordert wird, für ökono-
misch richtig. Wer aber von sich sagen kann, daß er 
diesen Ansprüchen politisch gerecht werde, sollte 
sich bitte melden. Und wer etwa das Rezept auf den 
Tisch legen kann, diese Forderungen ohne schwer-
wiegende soziale Auseinandersetzungen durchzust-
zen, sollte sich ebenfalls melden. 

Meine Damen und Herren, das ist die Herausfor-
derung für dieses Parlament. Hier sind wir gefor-
dert, wenn wir die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft von der Kostenseite her herstellen und 
wenn wir die Zukunft wirklich dadurch sichern wol-
len, daß wir eine stärkere Hinwendung von den kon-
sumtiven zu den investiven Ausgaben bewirken. Ich 
finde, daß wir über diese Fragen miteinander reden 
müssen, auch miteinander reden müssen angesichts 
einer schon dramatisch zu nennenden Entwicklung 
beispielsweise der Anteile unserer Sozialabgaben 
am Bruttosozialprodukt. 

Die Steuerlastquote, die ein Teil der Abgaben-
quote ist, hat sich — anders, als immer wieder darge-
stellt wird, wenn von der Staatsquote die Rede ist — 
nicht erhöht. Was sich erhöht hat, sind die Sozialbei-
träge, ist die Sozialabgabenquote. Ich nenne etwa 
den Anteil der Sozialbeitrage am Bruttosozialpro-
dukt: 1970 10,4 %, 1981 14,7 %. Oder bei den Kranken-
versicherungsbeiträgen: 1960 8,4 % Beitragssatz, 
während die Durchschnittssätze heute bei 11,8% lie-
gen, obwohl 1969 die arbeitsrechtliche Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle, eingeführt wurde und die 
Entgeltfortzahlung für Arbeiter während der Krank-
heit — schon wieder Beiträge — vom Arbeitgeber 
übernommen worden ist. 

Ich meine, daß wir bei der Diskussion über die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft auch diese 
Frage unserer Belastungen im Sozialbereich im 
Auge behalten müssen. Wir müssen uns darauf kon-
zentrieren, daß diejenigen, die die Leistung erbrin-
gen, nicht über Gebühr belastet werden. Das gehört 
mit zu den Zukunftsaufgaben, die wir zu lösen ha-
ben. 

Auch wenn unsere Energiekosten in ähnlicher 
Weise wie in anderen Ländern gestiegen sind, Herr 
Kollege Wieczorek, so dürfen wir doch nicht überse-
hen, daß eine grundlegende Verschlechterung unse-
rer Wettbewerbsfähigkeit auch gegenüber wichti-

gen industriellen Konkurrenten dadurch eingetre-
ten ist, daß etwa die Amerikaner, die Engländer, die 
Holländer, die Norweger, die Australier, die Kana-
dier riesige Beiträge zu ihrem Volksvermögen aus — 
wenn Sie so wollen — „arbeitslosem Einkommen" 
beziehen, weil sie über große, im Wert steigende 
Energiereserven verfügen, während unser wertvoll-
ster Energieträger, die Kohle, wie wir alle wissen, 
auch heute noch mit staatlichen Subventionen un-
terstützt werden muß; nur so kann dieser wertvolle 
Rohstoff zutage gefördert werden. 

Diese Zusammehänge, auch das Vordringen von 
Entwicklungs- und Schwellenländern, die japani-
sche Konkurrenz, ohne Zweifel auch das Zurückblei-
ben der deutschen Wirtschaft in Schlüsselbereichen 
technologischer Entwicklung — ich nenne etwa das 
Stichwort Mikroelektronik — sollten uns in der heu-
tigen Lage trotz einer günstigen Entwicklung unse-
rer Leistungsbilanz nicht dazu verführen, anzuneh-
men, die Probleme seien gelöst. Deshalb müssen wir 
uns darüber unterhalten, was wir zur Stabilisierung 
dieser Lage beitragen können. 

Deshalb auch meine herzliche Bitte, nicht allge-
mein von der Staatsquote zu sprechen, sondern dem 
Bürger draußen im Lande zu sagen, was sich in der 
Vergangenheit nach oben entwickelt hat. Wir müs-
sen in allen Einrichtungen, auch in den Selbstver-
waltungseinrichtungen, mehr an den Beitragszahler 
denken, an den, der die Abgaben zu entrichten hat, 
an den, der über die Lohnnebenkosten seine Unko-
sten erhöht sieht — den Unternehmer —, und nicht 
nur an den, der diese — ihm zuerkannten - Leistun-
gen tatsächlich in Anspruch nimmt. Wenn wir diese 
Diskussion dazu benutzen, auch in diesem Bereich 
an die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit zu den-
ken, wenn wir es ernst nehmen, wenn wir sagen: 
mehr investive Ausgaben, um die Zukunft zu si-
chern, und weniger konsumtive Ausgaben, weil wir 
eine Mark nur einmal ausgeben können, dann wird 
in diesem Parlament zwangsläufig auch darüber ge-
sprochen werden müssen, wie das konkret erfolgen 
soll. Ich betone noch einmal mit großem Nachdruck 
— Graf Lambsdorff hat es hier bei der beschäfti-
gungspolitischen Debatte getan —: Dazu gehört die 
Möglichkeit, sich über diese Fragen im Konsens zu 
einigen, dazu gehört die Bereitschaft, alle Gruppen 
unserer Bevölkerung zu diesen Themen zu hören, 
und dazu gehört der Versuch, auch etwa mit den Ge-
werkschaften in einen intensiven Gesprächskontakt 
einzutreten, wenn wir erreichen wollen, daß wir in 
diesem Felde einen Beitrag zur Stärkung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit leisten und damit eine grö-
ßere Sicherheit haben können, daß wir etwaige 
Rückschläge und Einbrüche auch in der wirtschaftli-
chen Entwicklung, die wir nicht ausschließen kön-
nen — heute sind hier viele Risiken und Gefahren 
dargestellt worden —, auffangen können, ohne zu 
dramatischen Konsequenzen gezwungen zu sein. 

Ich meine auch, wir haben allen Anlaß, an die Gut-
achter, an die wirtschaftswissenschaftlichen Institu-
te, an alle Kritiker die Frage zu richten, warum sie in 
ihren Stellungnahmen dieser Frage des sozialen 
Konsenses eigentlich so wenig Bedeutung beimes-
sen und warum sie es sich verhältnismäßig einfach 
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machen, mit globalen Forderungen ohne Berück-
sichtigung dieser Frage den Eindruck zu erwecken, 
als ob es hier nur um den guten Willen ginge, eine 
Politik durchzusetzen, von der wir hier in diesem 
Hause jedenfalls wissen, mit welchen Risiken und 
Gefahren sie verbunden sein wird, wenn wir sie ge-
meinsam angehen wollen, was ich hoffe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Herrn Ab-
geordneten Dr. Waigel das Wort. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Die CDU/CSU hat 
durch diese Große Anfrage, wie ich meine, ein ent-
scheidendes Thema aufgegriffen, das nicht davon 
abhängig ist, ob die Leistungsbilanz im dramati-
schen Defizit ist oder sich, wie jetzt Gott sei Dank, 
bessert. Das Thema ist auf Grund unserer Interven-
tion dann auch vom Sachverständigenrat aufgegrif-
fen worden. Es hat sich im Jahreswirtschaftsbericht 
wiedergefunden, und auch die wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschungsinstitute haben sich in ih-
rem Frühlingsgutachten damit beschäftigt. Dieses 
Thema bleibt Bestimmungsfaktor für die deutsche 
Wirtschaftspolitik, für Wachstum, für Beschäfti-
gung, für Wohlstand. 

Lassen Sie mich ganz kurz nur auf einige Bemer-
kungen eingehen, die am heutigen Vormittag und 
auch vorher gefallen sind. Herr Kollege Roth, bei al-
ler Freundschaft, Sie haben beim Kollegen Warnke, 
als er auf ein anderes Lohnniveau in einem anderen 
Land hingewiesen hat, den Zwischenruf gemacht: 
Dies — nämlich 150 Mark Monatsgehalt — ist wohl 
Ihr Ziel! 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— Sie sagen, Herr Kollege Löffler, daß es nicht Herr 
Roth war, sondern Sie es waren? 

(Löffler [SPD]: Ich habe gesagt: Ich bin 
nicht der Kollege Roth!) 

— Weil ich Sie anschaue? Nein, ich habe schief an Ih-
nen vorbeigesehen. Ich bitte um Entschuldigung. — 
Ich weise eine solche Unterstellung mit aller Ent-
schiedenheit als bösartig zurück. Wir lassen uns so 
etwas nicht bieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Wort zum Kollegen Dr. Jens. Die Operation 
'82, die mehrfach angesprochen wurde, hat auch 
nach dem Urteil der Wissenschaftler nicht das ge-
bracht, was sie bringen sollte. Sie war widersprüch-
lich: Auf der einen Seite ist etwas gegeben worden, 
und auf der anderen Seite ist mit der Kappung der 
Pensionsrückstellungen wieder ein Stück Eigenka-
pital von den Unternehmen weggenommen worden. 
Auf folgendes ist heute vielleicht noch zu wenig hin-
gewiesen worden. Wenn in den letzten zehn Jahren 
die Eigenkapitalbasis der deutschen Wirtschaft von 
etwa 30 % auf etwa 20 % zurückgegangen ist, dann ist 
das doch eine Hauptursache dafür, daß die Investi-
tionsschwäche heute besteht und Wachstum und 

Vollbeschäftigung nicht in dem Maße gegeben sind, 
wie wir uns das alle wünschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Kollege Dr. Jens hat auch vom konjunkturbe-
dingten Defizit gesprochen. Der neue Bundesfinanz-
minister hat in den letzten Tagen darauf hingewie-
sen, daß er eigentlich mit diesem unscharfen Begriff 
nicht arbeiten wolle. Denn manches von dem, was 
Sie jetzt als konjunkturbedingt ausgeben, ist schon 
strukturbedingt geworden und bedurfte einer weit 
stärkeren Anstrengung, es zu überwinden; nur 
durch eine höhere Nettokreditfinanzierung ist es auf 
die Dauer nicht zu bewältigen. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Jens, gemeint, die 
CDU/CSU habe kein Konzept. Ich empfehle Ihnen 
die Lektüre des Sieben-Punkte-Programms der 
CDU/CSU. 

(Lachen bei der SPD) 

Im übrigen sollten Sie mit Ihrer „Gemeinschaftsin-
itiative", die weder den Namen, noch die Kennzeich-
nung, noch den Anspruch verdient, nicht so hausie-
ren gehen. Diese „Gemeinschaftsinitiative" ist eine 
Woche, bevor sie geboren wurde, vom Bundeskanz-
ler, vom damaligen Finanzminister, vom Bundes-
wirtschaftsminister als nicht sinnvoll abgelehnt 
worden und nur unter Druck zustande gekommen. 
Was ökonomisch nicht sinnvoll ist, das kann auch in 
der politischen Praxis nicht zum Ziele führen. Sie ist 
von Ihnen zwischenzeitlich zu einem Wahlkampfin-
strument — allerdings untauglichen, wie Nieder-
sachsen gezeigt hat — gemacht worden. Sie ist ein 
Ablenkungsmanöver für eine verfehlte Finanz-, 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in den letzten 
zehn Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie haben heute ei-
nen moderaten Einstieg in die Diskussion dieses Ho-
hen Hauses gewählt — mit vorsichtigen, aber, wie 
ich meine, durchaus erkennbaren Absetzbewegun-
gen gegenüber einer sozialistischen Wirtschaftspoli-
tik. Bleiben Sie diesem Kurs treu! Sie werden dann 
zwar nicht lange Finanzminister sein und mutmaß-
lich der letzte sozialdemokratische, aber Sie bleiben 
dann wenigstens sich selber treu, und das ist wichti-
ger. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Unüberhörbar war j a die Skepsis gegenüber den 
wirtschaftspolitischen Darlegungen früherer Art 
des Kollegen Roth. Wenn man schon einmal all das, 
was in München beschlossen worden ist, mit in Be-
tracht zieht: Der Kanzler hatte in München keine 
Zeit, daran teilzunehmen, sondern zog sich in die 
vornehmen Räume des Bayerischen Hofes zurück 
— eine, wie ich meine, gute Unterkunft für sozialde-
mokratische Delegierte. Er hatte offensichtlich kein 
sehr großes Interesse, daran teilzunehmen, obwohl 
es doch wichtig gewesen wäre, daß ein Weltökonom 
seinen Sachverstand auch der eigenen Partei zur 
Verfügung stellt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
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Das ist leider nicht passiert. Sie haben das heute be-
reits in die Klassifizierung der Prüfungsanträge ge-
stellt. Mein alter Freund Hermann Höcherl würde 
sagen: Eine Beerdigung siebter Klasse; die Leiche 
trägt die Kerze selber. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zur Verantwortung der Union, Herr Bundesfi-
nanzminister, die Sie beschworen haben. Im Gegen-
satz zur früheren Oppositionsstrategie eines Abge-
ordneten Helmut Schmidt sind wir uns unserer Ver-
antwortung stets bewußt gewesen und haben in den 
letzten zehn Jahren schwierigste Entscheidungen 
mitverantwortet. Sie könnten doch überhaupt keine 
Energiepolitik durchführen, wenn Sie hier nicht sei-
tens der CDU/CSU die entscheidende Unterstützung 
hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es!) 

Wir haben sehr unpopuläre Dinge in den letzten Jah-
ren mitgetragen und mußten uns dann als „soziale 
Demonteure" beschimpfen lassen. Nein, Ihr Vorwurf 
mangelnder Verantwortung trifft nicht uns, der trifft 
Sie, der geht an Sie zurück. Sie haben nicht den Mut 
gehabt, das ökonomisch Notwendige und Sinnvolle 
zu tun. Wir denken und wir handeln hier im Ein-
klang mit den meisten Sachverständigen, mit den 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitu-
ten. Was fehlt, das ist der Mut zur richtigen Politik. 
Daran gebricht es Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Staatssekretär Grüner, Sie werden Gelegen-
heit bekommen, Ihre Forderung nach Umstrukturie-
rung der Haushalte, nach Umstrukturierung der 
Ausgaben, des Sozialprodukts viel mehr zum inve-
stiven Bereich hin heuer noch unter Beweis zu stel-
len. Wir werden sehen, was beim Sommertheater 
1983 herauskommt. 

(Löffler [SPD]: Es gibt kein Sommertheater 
'83! Die Türen sind zugemacht! — Heiter

-

keit bei der CDU/CSU) 

— Wir sind gespannt, Herr Löffler. Bereits der Ter-
minkalender ist der eingebaute Konflikt. Wir wer-
den uns später darüber nochmals unterhalten. 

Es ist natürlich schon ein gewagtes Lob, das die 
FDP — jedenfalls teilweise — dem Frühlingsgutach-
ten der Forschungsinstitute zuteil werden läßt, wenn 
genau diese Institute eigentlich eine verheerende 
und vernichtende Kritik an Ihrer Finanz- und Wirt-
schaftspolitik zum Ausdruck bringen. 

(Löffler [SPD]: Ach Gott, wissen Sie, daran 
kritisieren so viele herum!) 

Meine Damen und Herren, nun zum DGB. Mir 
scheint es an der Zeit zu sein, für die Bereitschaft, 
Opfer auf sich zu nehmen, nicht nur Institutionen, 
sondern auch und vor allen Dingen den Menschen 
draußen zu danken, nicht immer nur von Institutio-
nen zu reden, sondern auch von den Arbeitnehmern. 
Wir in diesem Hause sind, so meine ich, weder Be-
fehlsempfänger des BDI oder der Industrieverbände 
noch Befehlsempfänger des DGB, sondern sind frei 
gewählte Parlamentarier und müssen notfalls auch 
einmal gegen beide entscheiden; wir müssen sie  

beide zu Rate ziehen und versuchen, einen sozialen 
Konsens zu erzielen, aber auch den Mut zur Politik 
haben. Nur Befehlsempfänger von anderen Institu-
tionen oder Verbänden kann dieses Parlament und 
sollte die Politik jedenfalls nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Das ist doch selbstverständlich!) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
hätten dem DGB weit mehr Freude gemacht und wä-
ren seinen Forderungen weit mehr entgegengekom-
men, wenn Sie nicht die öffentlichen Investitionen in 
unvertretbarer Weise gekürzt hätten, wenn Sie we-
nigstens in der Baubranche — einer Schlüsselin-
dustrie auch für andere Branchen — etwas vorange-
bracht hätten. Das ist doch auch ein Teil der Ursa-
chen der Arbeitslosigkeit in manchen Bereichen! 

(Löffler [SPD]: Mein lieber Herr Dr. Waigel, 
Herr Wissmann hat das vorhin ganz anders 
gesagt! Wieder keine Absprache in der 

Union!) 

Wenn Sie hier die öffentlichen Investitionen weiter-
hin durchgeführt und den Mut gehabt hätten, ent-
sprechende Umschichtungen in den Haushalten vor-
zunehmen, hätten Sie dieses merkwürdige, wider-
sprüchliche und nicht weiterführende Programm, 
das Sie „Gemeinschaftsinitiative" nennen und von 
dem Ihre Spitzenpolitiker nichts halten, überhaupt 
nicht gebraucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine zweite Bemerkung: Wenn Sie etwas mehr 
Einfallsreichtum und etwas mehr Mut auch beim 
Thema „Vermögensbildung" gehabt hätten, wäre 
heute vielleicht auch der Umgang mit den Gewerk-
schaften bei den Tarifverhandlungen leichter, als er 
gegenwärtig ist. 

(Löffler [SPD]: Das ist doch widersprüch

-

lich!) 

Zur Bedeutung der Wechselkursentwicklung für 
den Export ist heute manches in weitgehender Über-
einstimmung gesagt worden. Erst wenn sich der 
Wechselkurs wieder ändert — und er kann sich än-
dern; das wissen wir —, wird sich zeigen, inwieweit 
die binnenwirtschaftlichen Angebotsbedingungen 
ausreichen, um auch in den kommenden Jahren un-
sere Positition auf den Weltmärkten zu erhalten. 

Die beträchtliche Abwertung der D-Mark gegen-
über dem Dollar hat jedenfalls — das war im letzten 
Jahr nachteilig — den Inflationsprozeß im Inland 
beschleunigt. Erst wenn eine echt fundierte Anpas-
sung — nicht eine Anpassung über den Wechsel-
kurs, nicht eine Anpassung über mehr Inflation — 
stattfindet, zeigt sich, ob jener Fortschritt in der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit auf die Dauer 
gegeben ist. 

Zu den Exportrisiken hat der Kollege Funke eini-
ges gesagt; ich kann mich weitgehend darauf bezie-
hen. 

Nun noch eine Bemerkung zur Gemeinschaftsin-
itiative und auch zu dem, was der Finanzminister 
und Staatssekretär Grüner dazu gesagt haben. Die 
Institute, von denen Sie, Herr Grüner, gesprochen 
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haben, beurteilen ja die Gemeinschaftsinitiative als 
einen Rückschritt, und zwar nicht nur vom Inhalt 
her, sondern auch und vor allem hinsichtlich der Art 
und Weise, auf die Sie das Ganze betrieben haben, 
auch hinsichtlich der Art und Weise, auf die Sie als 
Koalition das Ganze betrieben haben; denn es war j a 
noch kaum gedruckt, da haben sich eigene Minister 
davon schon wieder abgesetzt. Wie glauben Sie denn 
Vertrauen, eine langfristige Linie und eine mittelfri-
stige Perspektive, aufbauen zu können, wenn Sie sel-
ber an die Wirksamkeit Ihres Programms überhaupt 
nicht glauben? 

Ich zitiere wörtlich, was das Frühjahrsgutachten 
dazu gesagt hat: 

Eine Erhöhung der Steuer- und Abgabenbela-
stung erscheint nicht angebracht, weil damit die 
private Initiative, der Motor für eine dynami-
sche Wirtschaftsentwicklung, behindert oder 
aber in die Schattenwirtschaft abgedrängt 
wird. 

Was wir zu diesem Thema betrieben haben, ist keine 
Blockade gewesen, sondern eine verantwortungs-
volle Politik, die vom ökonomischen Sachverstand in 
der Bundesrepublik Deutschland geteilt wird. Die 
wachstumspolitischen Wirkungen der Investitions-
zulage sind wenig erfolgversprechend. Deswegen 
wäre eine Finanzierung über die Mehrwertsteuer 
der falsche Weg gewesen. 

Herr Staatssekretär Grüner, sagen Sie uns doch 
endlich, wie der in die Koalition eingebaute Dissens 
über die Steuerpolitik für 1984 beseitigt werden soll! 
Was gilt denn jetzt eigentlich? Wollen Sie die heimli-
chen Steuererhöhungen aus sich selbst heraus ab-
bauen? Was wollen Sie dazunehmen? In welcher 
Größenordnung? 

(Löffler [SPD]: Eines nach dem anderen, 
mein Herr!) 

Hier stimmen doch Ihre Äußerungen und die des 
Bundeswirtschaftsministers mit denen des Bundes-
kanzlers und denen des neuen Bundesfinanzmini-
sters, ganz abgesehen von denen des nordrhein

-

westfälischen Finanzministers, in keiner Weise 
überein. 

Wir können Ihnen angesichts der desolaten Haus-
haltsentwicklung, der Löcher, die heuer anstehen, 
und der Defizite, die für das nächste Jahr anstehen, 
doch nicht glauben, daß Sie in der Lage sein werden, 
hier im nächsten Jahr ein Steuerentlastungspaket 
in der Größenordnung von 10 bis 16 Milliarden DM 
irgendwie auf die Beine zu bringen. Sie haben dazu 
doch nicht mehr die Kraft. 

Darum geben wir Ihnen nicht den Blankoscheck, 
die Mehrwertsteuer Punkt für Punkt für ihre sonsti-
gen Haushaltslöcher zu verfrühstücken und damit 
zu verschleudern, nur weil Sie nicht in der Lage sind, 
ein umfassendes, vernünftiges, leistungsgerechtes, 
investitionsfreundliches Steuerrecht zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Roth [SPD]) 

Das einzige, was Sie bringen, Herr Kollege Roth, 
ist die Ergänzungsabgabe. Auch dazu sagen die Wis-
senschaftler: Wie kann man auf die Idee kommen,  

ausgerechnet jene, deren Erträge in den letzten zwei 
Jahren um 25 % zurückgegangen sind, mit höheren 
Steuern zu bedenken, und dann von ihnen erwarten, 
daß sie ihr Geld in Investitionen und als Risikokapi-
tal für die Wirtschaft zur Verfügung stellen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierfür gilt wirklich, was Graf Lambsdorff zu die-
sem Thema gesagt hat. 

Im übrigen treffen Sie mit einer Ergänzungsab-
gabe in erster Linie die Mittelständler, während die-
jenigen, die eine Ergänzungsabgabe aus Gründen 
der sozialen Symmetrie leicht verkraften könnten, 
wahrscheinlich nicht getroffen werden, weil sie ihre 
Ersparnisse längst steuerbegünstigt in Berlin oder 
sonstwo angelegt haben. 

Sie haben heute natürlich auch der Versuchung 
nicht widerstehen können, auf Amerika und Eng-
land hinzuweisen. Herr Kollege Echternach hat Ih-
nen schon gesagt, Sie sollten sich auch einmal mit 
Frankreich beschäftigen. Sie suchen Sündenböcke: 
Einmal ist es die Bundesbank, einmal ist es die ame-
rikanische Politik, einmal ist es Frau Thatcher. Sie 
beklagen sich über das wirklich beklagenswerte 
Budgetdefizit in den Vereinigten Staaten, aber Sie 
selber halten ein möglichst hohes Defizit für den In-
begriff ökonomischer Politik. Herr Kollege Roth, Sie 
dürften die Amerikaner eigentlich nicht kritisieren. 
Die tun das, was Sie anstreben, nämlich ein hohes 
Defizit, das dann leider ökonomisch sehr ungünstige 
Folgen hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich habe auch den Eindruck, daß der neue Bundes-
finanzminister, obwohl er sich heute nicht hat aus-
fragen lassen, weiterhin der Strategie frönt: Mach 
dich fit durch Defizit! Meine Damen und Herren, 
diese Strategie trägt nicht mehr. 

Was wir in der Wirtschaftspolitik brauchen, ist 
Vertrauen. Dieses Vertrauen können Sie der Wirt-
schaft nicht mehr geben. Die Operation '82 war wi-
dersprüchlich. Es gab ein Durcheinander um die In-
vestitionszulage. Die Diskussion um Ergänzungs-  
und Arbeitsmarktabgabe stellte ein Wechselbad dar, 
das der Wirtschaft nur schadet. 

Sie sagen nicht, wie es langfristig weitergeht. Sie 
können uns heute nicht einmal sagen, wie die Steu-
erentlastung 1984 aussieht. Wie soll in dieser Situa-
tion der Investitionsmotor anspringen? 

Lassen Sie mich am Schluß folgendes zum Aus-
druck bringen. Wir haben der deutschen Exportwirt-
schaft, den Unternehmern, den Ingenieuren, den 
Facharbeitern mit hohem Respekt zu danken, die 
durch ihren Einsatz in aller Welt dazu beigetragen 
haben, daß die deutsche Wirtschaft vor einem noch 
größeren Einbruch bewahrt blieb und damit Arbeits-
plätze mit hoher Arbeitsleistung im Inland erhalten 
werden konnten. Dieser Exporterfolg ist nicht we-
gen, sondern trotz dieser Bundesregierung erfolgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit ist ein 
zentrales Thema. Es gilt, rechtzeitig die Weichen zu 
stellen. Dazu gehören eine stabilitätsorientierte 
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Geld- und Kreditpolitik und eine vernünftige Tarif-
politik. Dazu gehört Investitions- und Exportdyna-
mik statt Konsumdynamik wie in den letzten zehn 
Jahren. Dazu gehört ein Abbau der Investitions-
hemmnisse; darüber sagt die Regierung überhaupt 
nichts mehr. Dazu gehören ein investitionsfreundli-
ches Steuersystem und die Ausschöpfung des Inno-
vationspotentials. Dazu gehört eine Energievorsorge 
zu wettbewerbsfähigen Preisen, und dazu gehört der 
Kampf gegen den Protektionismus. — Ich danke Ih-
nen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe die Ehre, den Antrag 
der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 9/1586 zu 
begründen. 

Ich hätte mir gewünscht, daß für die dort ange-
sprochene Verwirklichung einer gemeinsamen eu-
ropäischen Wirtschaftspolitik und des Binnenmark-
tes eine eigene Debatte geführt worden wäre. Durch 
die große Weisheit des Ältestenrats ist die Beratung 
dieses Antrags an die Debatte über die Anfrage zur 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft an-
gehängt worden. 

Nun gut, der Zusammenhang ist gegeben. Die Eu-
ropäische Gemeinschaft ist ja schließlich nicht zu-
letzt auch deshalb gegründet worden, um den großen 
Markt und das Industriepotential von heute 270 Mil-
lionen Menschen zusammenzufassen und im welt-
weiten Konkurrenzkampf einzusetzen. Die EG- 
Kommission hat dies in ihrem fünften Programm 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik, das zur Zeit 
vom Rat behandelt wird, so ausgedrückt: 

Die Gemeinschaft muß mit Hilfe einer engen 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik, mit dem 
Einsatz gemeinsamer Instrumente und mit der 
Auswirkung des großräumigen Marktes zusätz-
liche Wachstums- und damit Beschäftigungs-
möglichkeiten bieten und eine Verhandlungspo-
sition ausnützen, die die Mitgliedstaaten ein-
zeln niemals haben würden. 

Was ist der Inhalt dieser gemeinsamen Wirt
-schaftspolitik? Hauptziel ist natürlich heute die Be-

seitigung der Arbeitslosigkeit. Die Mittel, die für alle 
Partner vorgeschlagen werden, heißen: 

Erstens. Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
besonders durch Steigerung der Investitionen, die 
ermöglicht werden sollen durch eine Stärkung der 
Ertragskraft der Unternehmen, durch steuerliche 
Anreize, durch Reduzierung der Abgabenlast und 
der bürokratischen Hemmnisse. Dazu gehören Ver-
besserungen bei den Möglichkeiten, neue Produkte, 
neue Verfahren, neue Märkte zu schaffen. Hier sol-
len sich die Europäer besonders auf die Spitzentech-
nologien konzentrieren. 

Das zweite ist die Bekämpfung der Inflation. 
Heute ist viel darüber gesprochen worden. Beson-
ders durch die Politik der Bundesbank sind wir in 
der Bundesrepublik ein Stück vorangekommen. 

Trotzdem sind uns die 5 % Preissteigerungsrate 
noch zu viel. Auch andere Staaten haben Erfolge er-
zielt. Hoffen wir, daß auch die beiden großen Partner 
Italien und Frankreich endlich der Inflationsbe-
kämpfung das nötige Gewicht geben. 

Der dritte Punkt ist die Intensivierung des Dia-
logs der Sozialpartner. Hier hat die deutsche Kon-
zertierte Aktion Pate gestanden. Es wäre gut, wenn 
diese gute Einrichtung, die wir einmal hatten, bald 
wieder zum Leben erweckt würde. 

Viertens. Die Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit. Der europäische Sozialfonds sollte sich in 
nächster Zeit voll auf dieses Problem konzentrieren 
und nicht andere Dinge machen, die heute von dort 
auch finanziert werden, damit dieses wohl größte 
Ärgernis unserer Zeit beseitigt wird, daß nämlich 
junge Menschen, wenn sie nach einer guten Ausbil-
dung und abgeschlosser Lehre bzw. nach einem Stu-
dium einen Beruf ergreifen wollen, vor verschlosse-
nen Türen stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, es gibt nichts Wichtigeres, als dieses 
Thema ernsthaft auch von der europäischen Ebene 
her anzupacken. 

Fünftens. Diese Maßnahmen müssen durch eine 
Verbesserung der Zusammenarbeit auf währungs-
politischem Gebiet abgestützt werden. Der Herr 
Bundesfinanzminister hat dazu heute morgen Aus-
führungen gemacht, die ich unterstreichen kann. 
Das Europäische Währungssystem hat offensicht-
lich Mängel, nicht nur weil nicht alle Mitglieder der 
Gemeinschaft dabei sind. Vor allem die Tatsache, 
daß die Wirtschaftspolitik nicht koordiniert ist, 
schafft ständig neue Spannungen. Es ist auch völlig 
richtig, daß das EWS sich auch um die Zusammenar-
beit mit den außereuropäischen Partnern bemühen 
muß. Da gibt es Themen wie Zinspolitik, Kapital-
rückführung, wobei wir die Rolle, die wir hier spie-
len können, ganz sicherlich nicht überbewerten soll-
ten. Ich glaube, wir sollten dies nicht durch eine 
große Darstellung in der Öffentlichkeit tun, sondern 
geräuschlos und in den Gremien, die dafür vorhan-
den sind. 

Der zweite Teil unseres Antrags umfaßt unsere 
Bemühungen, den Protektionismus innerhalb der 
Gemeinschaft zu bekämpfen. Herr Kollege Echter-
nach hat dazu sehr gute Ausführungen gemacht; die-
sen kann ich mich anschließen. Der Protektionismus 
mag augenblickliche Vorteile bringen, aber langfri-
stig ist eine solche Politik verhängnisvoll, und zwar 
aus vielen Gründen, die Sie, Herr Kollege, sehr gut 
dargestellt haben. 

Leider sind dem Erfindungsreichtum der Partner 
in der Gemeinschaft offensichtlich keine Grenzen 
gesetzt, wenn es darum geht, Importe innerhalb der 
Gemeinschaft zu behindern. Die Bundesregierung 
und die Europäische Kommission leisten dagegen 
Widerstand. Beide sind auch bereit, vor dem Euro-
päischen Gerichtshof zu klagen, aber ich finde es gar 
nicht gut, wenn die Zahl der Prozesse in Luxemburg 
ständig steigt. Gewiß, man braucht die letzte Bereit-
schaft, den Richter zu bemühen, aber wie es auch im 
Privatleben nicht gut ist, wenn man ständig Pro- 
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zesse führt, so ist es auch im Zusammenleben der 
Völker und vor allem in der Gemeinschaft. Es müßte 
so sein, daß der Geist der Römischen Verträge ver-
hindert, daß die Partner dieser Gemeinschaft immer 
wieder ihre Zuflucht zu vertragswidrigen Praktiken 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Löffler [SPD]: 
Herr Schwörer, sagen Sie doch einmal ein 
Wort zum Reinheitsgebot! Da haben wir so 

einen Fall!) 

— Herr Kollege Löffler, das ist aus gesundheitlichen 
Gründen besonders wichtig. 

(Löffler [SPD]: Die anderen sehen das als 
Protektionismus an!) 

— Das steht in unserem Antrag; das müssen Sie ein-
mal nachlesen. — Ich möchte einige Fälle aufzählen, 
die ich meine. Herr Löffler, Sie werden hier sicher-
lich einiges finden, was Sie auch bejahen können. 

Ich nenne z. B. die sektoralen Beihilfen. Wir ken-
nen diese Erhaltungssubventionen — Sie als Haus-
haltspolitiker wissen das j a — aus der Stahlpolitik. 
Dabei wissen wir doch, daß es trotz geradezu astro-
nomischer Höhen der gewährten Subventionen in 
der Stahlindustrie Europas wirklich bitterböse aus-
sieht, denn die Überkapazitäten sind ständig ge-
wachsen und die Strukturprobleme sind völlig unge-
löst. Das ist ein Fall einer Erhaltenssubvention, die 
wir nicht mehr wollen. 

Schauen Sie sich den Claes-Plan an, den belgi-
schen Plan für die Textilindustrie. Er führt doch ge-
nau das weiter, was auf dem Stahlsektor begonnen 
worden ist. Die Bundesregierung hat, wie ich weiß, 
dagegen eine Klage vor dem Europäischen Gerichts-
hof erhoben. Aber wir kennen gleiche Fälle aus der 
Textilindustrie Italiens und Frankreichs. Gerade in 
Frankreich sind unsere Sorgen heute besonders 
groß. Die angekündigte Rückeroberung des franzö-
sischen Marktes soll offensichtlich mit Mitteln er-
reicht werden, die dem Geist und dem Buchstaben 
der Römischen Verträge widersprechen. Ich denke 
hier an versteckte Finanzhilfen von verstaatlichten 
Banken, die Verpflichtung zum Kauf französischer 
Waren durch staatliche Einkaufsfirmen oder die 
Übernahme von Soziallasten durch den Staatshaus-
halt. Hier gibt es eine ganz breite Palette von Mög-
lichkeiten, die eine Konkurrenzfirma in der Bundes-
republik eben nicht hat. 

(Dr. Jens [SPD]: Denken Sie auch an die 
Landwirte, Herr Schwörer?) 

— Das ist ein Sonderfall. Darüber können wir ein an-
deres Mal wieder diskutieren. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Wir hören zwar beruhigende Erklärungen. Aber 
immerhin war es der französische Staatspräsident 
Mitterrand selbst, der in einer Pressekonferenz am 
24. September 1981 gesagt hat: „Die Verstaatlichung 
ist für uns auch ein Instrument der Verteidigung der 
französischen Produktion, um Frankreich nicht dem 
Diktat einer anderswo entschiedenen internationa-
len Arbeitsteilung zu unterwerfen." Das muß uns zu 
denken geben. 

Weiter erleben wir hier: verschärfte Überwa-
chungs- und Schutzmaßnahmen gemäß Artikel 115 
EWG-Vertrag, die Forderung nach Vorlage von Ur-
sprungszeugnissen, schleppende Grenzabfertigung, 
Vorlage einer Vielzahl von Dokumenten, Abferti-
gung nur an bestimmten Orten für bestimmte Pro-
dukte. 

Hierher gehören die nationalen Kampagnen zum 
Kauf der eigenen Produkte. Auch darüber hat der 
Kollege Echternach gesprochen. Auch Gesundheits-, 
Veterinär- und Umweltschutzbestimmungen dienen 
diesem Zweck, nämlich die anderen vom eigenen 
Gebiet fernzuhalten. 

(Eigen [CDU/CSU] und Dr. Schwarz-Schil

-

ling [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das ist noch keine vollständige Liste dieser Mög-
lichkeiten. In Brüssel werden zur Zeit 400 Möglich-
keiten von Beschränkungen behandelt. Das ist das 
Vierfache der Zahl von Vertragsverstößen, die 1978 
bekannt waren. 

Ich bitte in diesem Zusammenhang die Bundesre-
gierung, dem einstimmigen Votum des Wirtschafts-
ausschusses zu folgen, die Verordnung der EG-Kom-
mission über obligatorische Ursprungszeugnisse in 
Brüssel abzulehnen und sich nicht auf einen faulen 
Kompromiß einzulassen, wie er zur Zeit befürchtet 
wird. Diese Ursprungskennzeichnungen sind eine 
Diskriminierung und dienen nur der Abschirmung. 
Deshalb sollten wir sie vermeiden. 

(Löffler [SPD]: Na ja!) 

Herr Kollege Löffler, jeder Kundige weiß, daß es 
für die EG keinen Ersatz gibt. 

(Löffler [SPD]: Jawohl!) 

Seit 1958 hat sich der Binnenmarkt innerhalb der 
EG um das 20fache vergrößert, also weit mehr als 
der Welthandel, der nur um das Sechsfache gestie-
gen ist. Die wichtigste Konjunkturstütze, von der 
heute dauernd gesprochen wurde, nämlich der Au-
ßenhandel, bestünde nicht, wenn die Europäische 
Gemeinschaft uns nicht alle Exporte in die EG-Staa-
ten erlauben würde. Ich glaube, darüber gibt es kei-
nen Zweifel. 

Darüber hinaus ist der EG-Markt ein Beispiel für 
den Weltmarkt. Ohne die Offenheit dieses Marktes 
in Europa wäre der gegenwärtige Grad der Offen-
heit des Weltmarkts wahrscheinlich nicht denkbar. 

Zum dritten Teil unseres Antrags — zu den Zif-
fern 4 bis 8 —: Er will erreichen, daß im Grenzver-
kehr das vereinigte Europa Vereinfachungen und 
Verbilligungen bringt, und zwar vor allem für die ex-
portierende und die importierende Wirtschaft. 

Erstens. Der große Vorteil des Zollabbaus inner-
halb der EG wird heute aufgewogen, wenn nicht so-
gar ins Gegenteil verkehrt durch eine Vielzahl soge-
nannter nichttarifärer Handelshemmnisse inner-
halb der Gemeinschaft, die die Waren unnötig ver-
teuern und die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Wirtschaft beeinträchtigen. Nach Schätzung 
des Wirtschaftsministeriums betragen allein die ty-
pischen Kosten des grenzüberschreitenden Waren-
verkehrs mehr als 7,5 % des Warenwerts. Damit wird 
offenkundig, daß die nichttarifären Handelshemm- 
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Ich weiß, daß die Bundesregierung — vor allem 

aber auch der Bundeswirtschaftsminister — auf die-
sen Antrag sicherlich positiv reagieren wird. Doch 
nützen Lippenbekenntnisse wenig, wenn sie sich 
nur in Reden im Bundestag oder in Kommuniques 
der Europäischen Gemeinschaft, besonders auch 
des Europäischen Rats finden. Gerade der Europäi-
sche Rat ist ja dafür bekannt, daß er zu keiner Ent-
scheidung fähig ist. Ich frage mich: Bleiben die Ge-
spräche bei Konferenzen der Spitzenpolitiker zu 
sehr im Unverbindlichen? Haben die Beamten, die 
diese Konferenzen vorbereiten, zu wenig Antrieb 
von ihrer Zentrale? Hat man zwischen den Konfe-
renzen zu wenig Kontakt, oder fehlt es einfach am 
Willen, die praktischen Probleme zu lösen? 

Die Pläne des Herrn Bundesaußenministers zur 
Stärkung der Gemeinschaft hin zur Europäischen 
Union, die er am 25. Geburtstag der Gemeinschaft 
vorgelegt hat, in allen Ehren! Aber was ist die Pra-
xis? Was folgt daraus? Er weiß doch auch, daß dazu 
Vertragsänderungen nötig sind, die nicht zu bekom-
men sind, jedenfalls in diesem Jahrzehnt nicht 
mehr. Ich frage mich, warum die Dinge in den 50er 
und 60er Jahren besser gelaufen sind, obwohl die 
Schwierigkeiten damals größer waren als heute. 
Aber damals gab es eben noch einen europäischen 
Geist, einen europäischen Willen; dieser fehlt heu-
te. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und das Geld wurde 
nicht zum Fenster hinausgeworfen!) 

Ich bin der Überzeugung, daß die Bundesregierung 
mehr tun könnte, 

(Dr. Kunz [Weiden]: [CDU/CSU]: In der 
Tat!) 

um diese heute besprochene gemeinsame Wirt-
schaftspolitik zu erreichen, um den Protektionismus 
zu bekämpfen und um die Handelshemmnisse lang-
fristig zu beseitigen. Ihr Gewicht als größter Netto-
zahler sollte sie diskret — diskret, sage ich — stär-
ker in die Waagschale werfen. 

Die Europäische Kommission hat recht, wenn sie 
sagt: In den nächsten Jahren muß Europa, wenn 
nicht ein Verfallprozeß einsetzen soll, seine Un-
gleichgewichte beseitigen, seine Produktionsstruk-
turen modernisieren und die Tendenz auf dem Ar-
beitsmarkt umkehren. Ein Fehlschlag würde alle 
Mitgliedsstaaten treffen. Diese Bemühungen, diese 
wirklich berechtigen Bemühungen der Europäi-
schen Kommission nicht durch Lippenbekenntnisse, 
sondern durch praktische Maßnahmen zu unterstüt-
zen, ist der Sinn unseres Antrags. Ich bitte Sie um 
Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 3 b der 
Tagesordnung. Der Ältestenrat schlägt vor, den An-
trag der Abgeordneten Dr. Schwörer, Dr. Schäuble, 
Dr. Waigel, Frau Dr. Hellwig, Dr. Unland, Dr. van 
Aerssen und der Fraktion der CDU/CSU auf der 
Drucksache 9/1586 zu überweisen, und zwar zur fe-

derführenden Beratung an den Ausschuß für Wirt-
schaft und zur Mitberatung an den Finanzausschuß, 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft und den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Ist 
das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisungen 
einverstanden? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist dies so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich weiche jetzt von 
der Tagesordnung ab und mache Ihnen folgende 
Mitteilung. Auf Grund einer Vereinbarung im Älte-
stenrat soll die heutige Tagesordnung um den Zu-
satzpunkt erweitert werden, nämlich um die erste 
Beratung des Teilhauptfeststellungsgesetzes 1983. 
Ich gehe davon aus, daß mit der Aufsetzung dieses 
Tagesordnungspunktes gleichzeitig von der Frist für 
den Beginn der Beratung abgewichen wird. Darf ich 
das Haus fragen, ob es damit einverstanden ist? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist 
diese Abweichung mit der dafür erforderlichen 
Mehrheit so beschlossen worden. 

Ich rufe jetzt diesen Zusatzpunkt auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neubewertung unbebauter bau-
reifer Grundstücke (Teilhauptfeststellungs-
gesetz 1983 — TeilhauptG 1983) 

— Drucksache 9/1648 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aussprache ge-
wünscht? — Auch dies ist nicht der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der SPD und der FDP auf Drucksa-
che 9/1648 zu überweisen, und zwar zur federführen-
den Beratung an den Finanzausschuß und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Raumordung, Bauwe-
sen und Städtebau sowie zur Mitberatung und zur 
Beratung gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß. Ist das Haus mit den vorge-
schlagenen Überweisungen einverstanden? — Dem 
wird nicht widersprochen. Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, wir hatten bereits ein-
vernehmlich beschlossen, daß der Tagesordnungs-
punkt 4 abgesetzt wird. Darüber hinaus wurde Ein-
vernehmen darüber erzielt, daß nunmehr der Tages-
ordnungspunkt 8 behandelt wird. 

Ich rufe also Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Hennig, Jäger (Wangen), Lorenz, Ba-
ron von Wrangel, Dallmeyer, Gerster (Mainz), 
Dr. Kunz (Weiden), Dr. Marx, Eigen, Dr. 
Meyer zu Bentrup, Werner, Schulze (Berlin), 
Graf Huyn, Sauer (Salzgitter), Clemens, Lo-
wack, Dr. Hüsch, Lamers, Dr.-Ing. Oldenstädt, 
Frau Geier, Berger (Lahnstein), Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Dr. Todenhöfer, Dr. Hupka, Rep-
nik, Rühe, Böhm (Melsungen), Dr. Arnold, Dr. 
Mertes (Gerolstein), Straßmeir, Würzbach, 
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nisse praktisch die Wirkung früherer Zölle überneh-
men. Das kann doch nicht der Sinn dieses Zusam-
menschlusses sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine ganz wesentliche Rolle spielen hierbei die 
technischen Handelshemmnisse. Nach den vom Eu-
ropäischen Gerichtshof entwickelten Grundsätzen 
muß jedes Erzeugnis, das auf rechtmäßige Weise in 
einem Mitgliedstaat in den Verkehr gebracht wird, 
grundsätzlich auch auf dem Markt jedes anderen 
Mitgliedstaates zugelassen werden, und zwar ohne 
große Harmonisierung usw. Abweichende Regelun-
gen sind nur unter ganz bestimmten Erfordernissen 
möglich. Daraus müßte die Bundesregierung endlich 
die Konsequenz ziehen. Sie würde dann eine Fülle 
unnötiger Harmonisierungsrichtlinien in der EG 
vermeiden und den damit verbundenen bürokrati-
schen Aufwand einschränken. 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Zweitens. Die im Warenverkehr geltenden Ver

-

fahrensvorschriften sind im wesentlichen die glei-
chen wie früher und so geblieben, wie sie auch im 
Handel mit Drittländern gefordert werden. Alle Ein-
fuhr- und Ausfuhrverfahren sind heute noch Zollver-
fahren, für die schon rein begrifflich innerhalb der 
EG kein Raum mehr ist. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Nicht zu fassen!) 

Warum ist es nicht möglich, diese Vielzahl geforder-
ter Dokumente durch ein einziges Verwaltungsdo-
kument zu ersetzen, das den unterschiedlichen An-
forderungen gerecht wird? Man sollte gegen diesen 
Vorschlag nicht deshalb von vornherein sein, bloß 
weil er eine große Umstellung erfordert. 

Drittens. Aus den gleichen Erwägungen sollte 
man sich dem Vorschlag der Kommission gegenüber 
aufgeschlossen zeigen, die Einfuhrumsatzsteuer 
nicht mehr bei der Einfuhr besonders zu erheben, 
sondern in das inländische Erklärungsverfahren für 
die allgemeine Umsatzsteuer einzubeziehen. Dieser 
Vorschlag wird bereits in den Benelux-Staaten, aber 
auch in England und Irland praktiziert. Die Zurück-
verlagerung der Einfuhrumsatzsteuer auf das inlän-
dische Erklärungsfinanzamt würde zu einer Verrin-
gerung der Formalitäten und zu großen Kostenein-
sparungen führen. 

Viertens. Eine weitere Vereinfachung ließe sich 
erzielen, wenn man die statistische Erfassung des in-
nergemeinschaftlichen Warenverkehrs auch für die 
Grenzverkehre im Rahmen normaler periodischer 
Meldungen vornehmen würde. Die befürchtete Ver-
ringerung des Aussagewerts der Statistik tritt be-
stimmt nicht ein. Im übrigen bin ich dafür, Statisti-
ken auf das unbedingt notwendige Maß zu begren-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mindestens sollte bei uns in der Bundesrepublik 
nicht mehr verlangt werden als in den Partnerlän-
dern. Und wir haben das größte Interesse daran, die 
Idee des Gemeinsamen Marktes auch dadurch zu 
stärken, daß der einzelne Bürger davon einen Vor

-

teil hat, daß er den Gemeinsamen Markt auch 
spürt. 

Hierzu würde erstens die Anhebung der Reise-
freibeträge dienen, die für die Reisenden seit Jahren 
— trotz fortschreitender Inflation — unverändert 
geblieben sind; es liegen Anträge des Europäischen 
Parlaments dazu vor. 

Zweitens. Die Realisierung des Vorschlags der 
Kommission zur vorübergehenden Verwendung von 
Gemeinschaftsgut wäre auch ein Fortschritt in die-
sem Sinne. Hier handelt es sich um den Abbau von 
Grenzformalitäten, die kein Mensch mehr versteht. 
Gewerbetreibende wie Handwerker und Mechani-
ker, aber auch Künstler und Journalisten, die in an-
deren EG-Staaten vorübergehend tätig werden, soll-
ten doch ihre Geräte und Waren, die sie für diese Tä-
tigkeit brauchen, nicht mehr einem Zollverfahren 
unterwerfen müssen, so wie es jetzt noch der Fall ist. 
Eine Sicherheitsleistung kann doch da nicht gefor-
dert werden; das ist j a wirklich anachronistisch. 
Auch sollten für die Beteiligten keine Kosten entste-
hen; ich glaube, da sind wir uns alle einig. 

(Löffler [SPD]: Sehr gut!) 

Drittens. Es ist auch nicht einzusehen, warum 
Personalkontrollen an den Innengrenzen der EG 
auf ewige Zeiten stattfinden sollen. 

(Löffler [SPD]: Da muß ich Ihnen recht ge

-

ben! Das ist wirklich unerhört!) 

Zwischen den drei Benelux-Staaten gibt es diese 
schon seit Jahrzehnten nicht mehr, ohne daß daraus 
Nachteile entstanden sind. 

Viertens. Hierher gehört auch die Schaffung eines 
einheitlichen Zollrechts, das die komplizierten ein-
zelstaatlichen Zollbestimmungen ersetzen soll. 

Fünftens. Ferner gehört hierher der Vorschlag, 
der vor allem aus dem Transportgewerbe kommt, 
eine Freimenge an Dieselöl in Lastwagen minde-
stens in der Höhe der französischen Freimengen 
von 200 Litern zuzulassen. Ich glaube, wir müssen 
den Fahrern, die diese schweren Autos fahren müs-
sen, den komplizierten und zeitraubenden Meßvor-
gang an der Grenze ersparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
alles ohne Vertragsänderung, ohne komplizierte 
neue Gesetze und auch ohne Kosten zu machen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das wäre etwas für 
den neuen Finanzminister!) 

— Ja, deshalb habe ich es auch gesagt. — Es ist un-
verständlich, daß es auf diesem Gebiet nicht weiter-
geht. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das liegt wahr

-

scheinlich an der Regierung!) 

Die Einstellung mancher Ressorts, für Vereinfa-
chung zu sein, aber nur dann, wenn sich nichts än-
dert, darf, glaube ich, nicht weiter die Richtung be-
stimmen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
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Lintner, Dr. Abelein und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Reiseverkehr in den nördlichen Teil Ostpreu-
ßens 
— Drucksachen 9/925, 9/1451 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schlaga 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. Darf ich fragen, ob das Haus mit die-
sem Vorschlag einverstanden ist? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist dies so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sowjetunion, zwischen uns 
und den Russen, befinden sich drei Problemkreise. 
Einen werden wir nachher etwas ausführlicher be-
handeln, aber alle drei seien gleich zu Beginn beim 
Namen genannt. Es sind dies: erstens die Situation 
der Deutschen in der Sowjetunion, zweitens die 
Sorge um die Kriegsgräber aus dem Zweiten Welt-
krieg und drittens die Verweigerung einer Besuchs-
möglichkeit im Norden von Ostpreußen. 

Von den Deutschen in der Sowjetunion wissen 
wir, daß ihre Zahl 2 Millionen beträgt, daß etwa 
200 000 ausreisen wollen und daß die Ausreisemög-
lichkeiten immer schwieriger werden. Für das erste 
Quartal dieses Jahres ist festgehalten worden, daß 
im Monatsdurchschnitt nur noch 200 Menschen als 
Deutsche die Sowjetunion verlassen können. Im vo-
rigen Jahr, das ohnehin ein schlechtes Jahr war, ka-
men noch 300 Deutsche im Monatsdurchschnitt zu 
uns. Man sollte diese Zahlen einmal mit denen des 
Jahres 1976 vergleichen. Damals haben weit über 
9 000 Menschen als Deutsche die Ausreiseerlaubnis 
erhalten. 

In der Sorge um die Kriegsgräber haben wir in 
diesen Tagen zum erstenmal erfahren dürfen, daß 
seitens der Regierung der Sowjetunion erste Kon-
takte mit dem Volksbund für deutsche Kriegsgrä-
berfürsorge aufgenommen worden sind und es den 
Anschein hat, daß es möglich sein wird, zunächst ei-
nige wenige Friedhöfe mit Kriegsgräbern zu betreu-
en. Dies muß, wie das in der vorigen Sitzungswoche 
auch geschehen ist, von uns allen als ein Fortschritt 
registriert werden. 

Die Erlaubnis aber, als Tourist in den Norden Ost-
preußens zu fahren, wird nach wie vor hartnäckig 
verweigert. Es handelt sich um ein Gebiet etwa in 
der Größe von Schleswig-Holstein. Fast wie mit dem 
Lineal ist Ostpreußen zwischen einer polnischen 
und einer sowjetischen Verwaltung aufgeteilt wor-
den. Man wird unwillkürlich an die Grenzziehungen 
der ehemaligen Kolonialherren in Afrika erinnert. 
200 km ist diese Grenze lang. Sie reicht von der Sam-
landküste nördlich von Braunsberg und Goldap bis 
zur litauisch-polnischen Grenze südlich von Romin-
ten. Drei Fünftel von Ostpreußen — das ist das pol-

nisch verwaltete Ostpreußen — dürfen besucht wer-
den. Zwei Fünftel von Ostpreußen — das ist das so-
wjetisch verwaltete Ostpreußen — sind eine einzige 
Sperrzone. Es sind die Städte Königsberg mit Pillau, 
Ostpreußens Hauptstadt, Tapiau, Insterburg, Gum

-

binnen, Tilsit, Memel, um nur einige Städte und 
Kreise zu nennen. Es ist die Bernsteinküste und das 
Kurische Haff. Es ist die Heimat von Immanuel 
Kant, Käthe Kollwitz, Agnes Miegel, Lovis Corinth, 
Simon Dach. Und bekanntlich ist in Insterburg un-
ser gegenwärtiger Bundesjustizminister geboren. 

Mehrmals hat die Bundesregierung versucht, in 
Gesprächen auf diesen Mißstand der Besuchsver-
weigerung hinzuweisen. Dies geschah beim Besuch 
von Breschnew im Mai 1978 hier in Bonn. Aber die 
im August 1978 erfolgte Antwort war eine Ableh-
nung jeder Besuchsmöglichkeit. Es hat dann noch 
weitere Ablehnungen nach entsprechenden Vor-
sprachen über eine Besuchserlaubnis im Norden 
Ostpreußens im Dezember 1978 und im April 1979 
gegeben. 

Während der Debatte am 10. Dezember 1981 in 
diesem Hohen Hause wurde aus gutem Grund auf 
das Gespräch verwiesen, das in verdienstvoller 
Weise der Bundespräsident, Professor Carstens, an-
läßlich des jüngsten Besuchs von Breschnew in 
Bonn mit dem Generalsekretär der KPdSU geführt 
hat. Es ist berichtet worden, daß der Moskauer Gast 
bis zu dieser Begegnung in der Villa Hammer-
schmidt von dem Besuchsverbot für den Norden Ost-
preußens nichts gewußt habe und er sich erst durch 
seinen Außenminister kundig machen lassen mußte. 
Dieser habe ihm dann geantwortet, daß es um ein ge-
schlossenes Gebiet gehe, nämlich um dem Norden 
Ostpreußens. Zwar habe jedes Land seine internen 
Regelungen — so hat nachher Breschnew abschlie-
ßend gemeint —, aber die Angelegenheit sollte doch 
überprüft werden. Jedenfalls dauert die Überprü-
fung bis heute, denn wir haben seitdem nichts ver-
nommen. Es ist nämlich gar nichts geschehen. 

Zum Schlechteren, wie etwa bei der Ausreise der 
Deutschen aus der Sowjetunion, konnte es sich nach 
Breschnews Besuch überhaupt nicht entwickeln, 
denn es ist schon schlimm genug, daß es nicht mög-
lich ist, als Tourist, als Besucher in den Norden Ost-
preußens zu reisen. 

In der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa gibt es ein eigenes 
Kapitel über den Tourismus. Darin heißt es wört-
lich: 

Die Teilnehmerstaaten geben ihrer Absicht 
Ausdruck, verstärkten Tourismus sowohl für 
Einzel- als auch für Gruppenreisen zu fördern. 

Übrigens steht in dieser Schlußakte über den Tou-
rismus kein Wort über einen Zwangsumtausch als 
Voraussetzung für den Tourismus, wie dieser 
Zwangsumtausch von der DDR und auch von der 
Volksrepublik Polen bei der Einreise in die Oder-
Neisse-Gebiete praktiziert wird. Die Sowjetunion ist 
zwar eine der 35 Signatarmächte dieser politischen 
Deklaration, aber in der Praxis werden von den So-
wjets die Souveränität über das eigene Territorium 
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Dr. Hupka 
und die Nichteinmischung in innere Angelegenhei-
ten vorgeschoben und zur Barriere aufgebaut. 

Auf Konferenzen der Interparlamentarischen 
Union zur Thematik der KSZE hat zwar der Vertre-
ter der Sowjetunion die Erklärungen zum freien 
Reiseverkehr und zur Erschließung weiterer Ge-
biete für den Tourismus unterschrieben, aber den 
Unterschriften ist nichts gefolgt. Die Sowjetunion ist 
bei ihrem grausamen harten Njet geblieben. 

Während des Madrider Nachfolgetreffens der 
KSZE hat im November vorigen Jahres der deutsche 
Vertreter erneut auf dieses Problem des verweiger-
ten Besuchsverkehrs und Tourismus in das nördli-
che Ostpreußen verwiesen. Am 27. November vori-
gen Jahres führte der Leiter unserer Delegation in 
Madrid aus: 

So warten viele Menschen in der Bundesrepu-
blik Deutschland darauf, Gebiete in der Sowjet-
union besuchen zu können, die, wie das nördli-
che Ostpreußen, noch für Ausländer gesperrt 
sind. Meine Regierung würde es begrüßen, 
wenn die sowjetische Regierung, der Entschlie-
ßung der Interparlamentarischen Konferenz 
folgend, Reisen auch in diese Gebiete zulassen 
würde. 

Zuvor schon hatte sich der Bundeskanzler wäh-
rend des Besuchs von Breschnew auf die Entschlie-
ßung dieser 4. Interparlamentarischen Konferenz 
im Mai 1980 in Brüssel bezüglich der Touristenrei-
sen bezogen — nein, nur beziehen wollen. Die uns 
nämlich während der ersten Debatte über den An-
trag der CDU/CSU vom SPD-Kollegen Schlaga vor-
gelesene Tischrede des Bundeskanzlers vom 23. No-
vember 1981 ist — das ist ein sehr bemerkenswertes 
Ereignis! — überhaupt nicht gehalten worden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Wäre sie gehalten worden, hätte man diesen Ausfüh-
rungen, wie sie am 10. Dezember aus der nicht gehal-
tenen Rede zitiert worden sind, nur zustimmen kön-
nen. Es wurde zitiert: 

So warten viele Menschen in der Bundesrepu-
blik Deutschland darauf, Gebiete in der Sowjet-
union besuchen zu können, die, wie das nördli-
che Ostpreußen, noch für Ausländer gesperrt 
sind. Meine Regierung würde es begrüßen, 
wenn die sowjetische Regierung, der Entschlie-
ßung der Interparlamentarischen Konferenz 
folgend, Reisen auch in diese Gebiete zulassen 
würde. 

Eine gute, aber leider nicht gehaltene Rede des Bun-
deskanzlers. Aber wir müssen nachträglich dem 
SPD-Kollegen Schlaga dafür dankbar sein, daß er 
uns davon unterrichtet hat, was in Anwesenheit von 
Breschnew hätte gesagt werden müssen und nicht 
gesagt worden ist. 

Es braucht hier jetzt gar nicht ausführlich erläu-
tert zu werden, welche Bedeutung in unserer Zeit 
der Tourismus hat und daß es überhaupt nicht zu be-
greifen ist, wenn bestimmte Bezirke von jeglichem 

Besuchsverkehr hermetisch abgeschlossen wer-
den. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Die Frage muß aber immer wieder gestellt wer-
den, warum es den Deutschen im allgemeinen und 
den Ostpreußen im besonderen verwehrt wird, ihre 
Heimat wiederzusehen und zu besuchen. Die So-
wjetunion, die auf gute Beziehungen zur Bundesre-
publik Deutschland durchaus zu Recht Wert legt — 
wie auch wir umgekehrt —, sollte diese guten Bezie-
hungen nicht nur mit dem Blick auf die Wirtschaft 
und das Erdgas-Röhrengeschäft oder die Verhand-
lungen über die Abrüstung herbeiführen wollen, 
sondern und erst recht mit dem Blick auf bessere 
menschliche Kontakte und Verbindungen. 

(Zustimmung des Abg. Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU]) 

Es ist gar nicht einzusehen, daß die Sowjetunion in 
ihrer Größe gerade in einem so kleinen Teil ihres ge-
genwärtigen Imperiums im wahren Wortsinn mau-
ert. 

Die vorliegende Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 9/1451 ist im Auswärtigen Ausschuß einstim-
mig angenommen worden. Die Bundesregierung 
wird gebeten, ihre Bemühungen um Erleichterun-
gen für den Reiseverkehr in den nördlichen Teil Ost-
preußens, seit 1945 unter sowjetischer Verwaltung, 
fortzusetzen. 

Während der Beratungen im Auswärtigen Aus-
schuß ist ausdrücklich auf die ergänzende Formulie-
rung „beharrlich" Wert gelegt worden. Das besagt, 
daß die vielen Gelegenheiten der ständigen Gesprä-
che und Konsultationen dazu benutzt werden soll-
ten, um beharrlich auf unser berechtigtes Verlangen 
hinzuweisen, doch endlich den Tourismus in das 
nördliche Ostpreußen freizugeben. 

Wie gut die Beziehungen zur Sowjetunion tatsäch-
lich sind, läßt sich daran ablesen, wie es um die Lö-
sung der bereits zu Beginn genannten drei Problem-
felder bestellt ist: erstens das Los der Deutschen, vor 
allem derer, die ausreisen wollen, zweitens die Für-
sorge für die Kriegsgräber und drittens der Reise-
verkehr in das nördliche Ostpreußen. 

Als Deutsche und unter Berufung auf die KSZE- 
Schlußakte dürfen wir nicht nur nicht schweigen, 
sondern sollten gemeinsam, wofür auch diese Be-
schlußempfehlung spricht, Stellung nehmen und un-
sere berechtigten Vorstellungen, Wünsche, Bitten 
und Forderungen gerade auch gegenüber der So-
wjetunion vortragen. Wer miteinander auskommen 
will, wer aufeinander zugehen will, darf nicht un-
überwindliche Hindernisse errichten und Reisesper-
ren verhängen. 

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bitte ich 
um Annahme der vorliegenden Beschlußempfeh-
lung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Schlaga. 
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Schlaga (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Erstens möchte ich darauf verweisen, daß 
die angesprochene Frage um das Zitat inzwischen 
längst geklärt ist; sowohl mündlich wie auch durch 
einen Briefwechsel zwischen Herrn Staatsminister 
Corterier und Herrn Hennig. Ich habe natürlich Ver-
ständnis, wenn Sie das trotzdem noch einmal genüß-
lich aufgreifen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Was ist ge

-

klärt?) 

— Es ist geklärt, auf welche Weise das zustande ge-
kommen ist. Ich kann Ihnen den Briefwechsel vorle-
gen. Das müßte doch genügen. 

Zweitens möchte ich mich natürlich zur Sache äu

-ß

ern und das Rankenwerk, das mein Vorredner aus-
gebreitet hat, vermeiden. Mir geht es um den sachli-
chen Gehalt des Antrags, dem die im Bundestag ver-
tretenen Parteien schon bei der Einbringung im De-
zember 1981 zugestimmt haben. Dagegen konnten 
wir nicht übereinstimmen mit Teilen der Formulie-
rung und mit der mündlich gegebenen Begründung 
des Sprechers der Opposition, der seinerzeit den 
Vorwurf erhoben hat, die Bundesregierung habe kei-
nerlei oder nur unzureichende Initiativen ergriffen, 
Reise- und Touristikgenehmigungen für Bundesbür-
ger in den nördlichen Teil Ostpreußens zu erwir-
ken. 

Sowohl der Herr Kollege Feldmann von der FDP 
wie auch ich waren seinerzeit in der Debattenrunde 
schon in der Lage, eine Liste von Vorgängen, Termi-
nen und Initiativen vorzulegen, aus der ersichtlich 
war, daß und wie die Bundesregierung und andere 
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland tätig ge-
worden waren. Aber wie das manchmal eben so ist 
mit anderen, mit Partnern, von denen man etwas 
möchte: Die Sowjetunion hat reagiert, wie man im 
Hessischen sagen würde — ich erlaube mir im heh-
ren außenpolitischen Bereich einmal diese saloppe 
Formulierung —, wie ein Ochse, dem man ins Horn 
petzt. Sie reagierte nämlich nicht darauf. 

In der Zwischenzeit hat sich der Auswärtige Aus-
schuß auf Grund von Vorschlägen der FDP und SPD 
auf einen gemeinsamen Text geeinigt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sie wollen die 
Initiative der CDU/CSU damit doch nicht 

unterschlagen, Herr Kollege Schlaga?) 

— Habe ich das getan? Am Anfang meiner Ausfüh

-

rungen habe ich bereits von dem Antrag der CDU/ 
CSU gesprochen. Sie haben nicht genau hingehört. 

Die Regierung wird wieder einmal mehr — das 
hätte sie ohnehin getan — die Sowjetunion auffor-
dern, entsprechend dem Antrag zu verfahren. Ich 
kann nur wünschen und hoffen, daß sich die Regie-
rung mit ihrem Petitum durchzusetzen vermag. 

Darüber hinaus achten selbstverständlich die Re-
gierung und auch wir als Vertreter der SPD-Frak-
tion im Auswärtigen Ausschuß darauf, daß die Ab-
sichtserklärungen, die in der KSZE-Schlußakte nie-
dergelegt worden sind — für Sie ist das ja etwas 
komplizierter — im Laufe der Zeit auch verwirklicht 
werden. Ich hielte es schon für gut, wenn man den 
KSZE-Text der Öffentlichkeit erneut zur Kenntnis 
gibt. Über Tourismus und Besuche heißt es in der 

KSZE-Schlußakte unter der Überschrift „Verbesse-
rung der Bedingungen für den Tourismus auf indivi-
dueller oder kollektiver Grundlage": 

Die Teilnehmerstaaten sind der Auffassung, 
daß der Tourismus zu einer vollständigeren 
Kenntnis des Lebens, der Kultur und der Ge-
schichte anderer Länder, zu wachsendem Ver-
ständnis zwischen den Völkern, zur Verbesse-
rung der Kontakte und zur umfassenderen Frei-
zeitgestaltung beiträgt. Sie beabsichtigen, die 
Entwicklung des Tourismus auf individueller 
oder kollektiver Grundlage zu fördern; insbe-
sondere beabsichtigen sie: 

Reisen in ihre Länder zu fördern, indem sie zu 
geeigneten Erleichterungen, zur Vereinfachung 
und Beschleunigung der für solche Reisen erfor-
derlichen Formalitäten ermutigen; 

auf der Grundlage geeigneter, gegebenenfalls 
erforderlicher Abkommen oder Vereinbarun-
gen die Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
des Tourismus zu verstärken, indem sie insbe-
sondere bilateral Möglichkeiten zur Erweite-
rung der Information über Reisen in andere 
Länder, über die Aufnahme von und den Service 
für Touristen sowie andere diesbezügliche Fra-
gen gegenseitigen Interesses prüfen. 

Das ist ein sehr umständlicher und sehr blumiger 
Text, der dem selbstverständlichen Anliegen des In-
haltes in dieser barocken Form nicht gerecht wird, 
es eigentlich verschleiert. Man sollte endlich tat-
sächlich zur Verwirklichung schreiten. Ich sage das 
an die Adresse der Sowjetunion gerichtet. 

Es ist auch einfach unwürdig, solche Selbstver-
ständlichkeiten wie die Erwirkung von Reisegeneh-
migungen sich regelrecht herausfeilschen zu lassen. 
Allerdings waren auch die Absagen, soweit sie auf 
die Initiativen der Bundesregierung überhaupt ge-
geben worden sind, nicht übermäßig originell. Es 
wurde mit Sperrgebieten, mit militärischer Geheim-
haltung oder auch mit noch vorhandenen Empfind-
samkeiten operiert. Für Letzteres hätte ich Ver-
ständnis. Alles andere sind sicher Allerweltsbehaup-
tungen, mit denen man alles blockieren kann. Wir 
möchten, daß die Bundesbürger in dieser Welt reisen 
können, wohin sie möchten, und daß unsere Bürger 
Besuche machen dürfen, weil Besuche — das weiß 
nun einmal jeder — nicht nur bildend sind, sondern 
auch Freude vermitteln können und weil Begegnun-
gen mit den Menschen der Gegenwart aufschluß-
reich sind, während Begegnungen mit der Vergan-
genheit, um die es auch gehen wird, auch Trauer, 
Schmerz und Enttäuschung zur Folge haben könn-
ten. Begegnungen, wie wir sie sehen, beseitigen si-
cher auf Dauer Vorurteile, Irrtümer, ebenfalls so 
manche ideologische Schieflage, Unkenntnisse und 
natürlich Spannungen. Das wollen wir doch, und das 
will die Sowjetunion doch wohl auch. Je mehr Be-
gegnungen stattfinden, desto mehr wird Vertrauen 
produziert. Wir brauchen dieses Vertrauen drin-
gend, um weiter und vertieft im Frieden miteinander 
leben zu können. Ich bitte daher darum, diesem neu 
gefaßten Antrag die Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Windelen: Ich gebe dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Feldmann das Wort. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auch die FDP-Frak-
tion stimmt diesem Antrag zu. Es ist sehr schön, hier 
zu einem Antrag sprechen zu können, der von allen 
Fraktionen des Deutschen Bundestages gemeinsam 
getragen wird. Bereits bei der vorangegangenen Le-
sung habe ich hier für die FDP-Fraktion erklärt, daß 
wir die Ziele der Antragsteller begrüßen; denn wir 
alle würden es begrüßen, wenn die Sowjetunion den 
nördlichen Teil Ostpreußens für den Reiseverkehr 
endlich öffnen würde. Ich bin in der vorangegange-
nen Lesung ebenfalls ausführlich darauf eingegan-
gen, daß die Bundesregierung nichts unversucht ge-
lassen hat, um diesem Ziel näherzukommen. Sie hat 
dieses Thema in bilateralen direkten Gesprächen 
mit der Sowjetunion und im internationalen Rah-
men der KSZE-Folgekonferenz in Madrid angespro-
chen. Herr Kollege Hupka, Sie wissen dies; Sie ha-
ben dies zum großen Teil bei Ihren Ausführungen 
soeben selbst vorgetragen. 

Die Bundesregierung hat somit im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten nichts unversucht gelassen, um die 
Realisierung eines — der wesentlichen Punkte des 
Korbes III der Schlußakte von Helsinki — Reisen 
und Tourismus — auch für den nördlichen Teil Ost-
preußens zu erreichen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das kann man si

-

cher noch ein bißchen steigern!) 

Zu diesem Ergebnis sind wir auch in der ausführli-
chen Debatte und Aussprache im Auswärtigen Aus-
schuß gekommen. Dieses gemeinsame Ergebnis fin-
det sich auch in den Formulierungen des heute zur 
Verabschiedung vorliegenden Antrags wieder, in 
dem die Bundesregierung gebeten wird, im Rahmen 
ihrer ständigen politischen Konsultationen mit der 
Sowjetunion die Gespräche zu diesem Punkt beharr-
lich fortzusetzen. 

Herr Kollege Hupka, wir begrüßen es ausdrück-
lich, daß die CDU/CSU-Fraktion mit diesen gemein-
sam getragenen Formulierungen anerkennt, daß 
sich die Bundesregierung bisher intensiv um diesen 
Punkt bemüht hat, auch wenn die Überprüfungen 
der Sowjetunion, wie Sie ausgeführt haben, jetzt 
noch immer andauern. 

Gestatten Sie mir einige Bemerkungen zur KSZE- 
Schlußakte. Sie wissen genauso gut wie ich: Die Um-
setzung völkerrechtlicher Vereinbarungen kann 
nicht erzwungen werden. Sie ist immer ein Akt der 
Freiwilligkeit. Das gilt auch für die KSZE-Schlußak-
te. Die Erfüllung dieser völkerrechtlichen Abma-
chungen kann nur durch ständiges Erinnern an die 
Vereinbarungen und durch ständiges Wiederholen 
der Vereinbarungen erreicht werden. Es ist daher si-
cher richtig, daß wir gerade die Sowjetunion immer 
wieder an das erinnern, was sie in Helsinki unter-
schrieben hat. 

Wir wissen sehr wohl, daß die Sowjetunion nicht 
gleich morgen das nördliche Ostpreußen für den 
Reiseverkehr freigeben wird. Aber wir halten es 
trotzdem für bedeutsam, wenn die Bundesregierung  

heute von allen drei Fraktionen des Deutschen Bun-
destages aufgefordert wird, ihre beharrlichen Bemü-
hungen zur Freigabe des nördlichen Ostpreußens 
für den Reiseverkehr fortzusetzen. Wir halten es 
darüber hinaus für ausgesprochen wichtig, durch 
eine gemeinsame Entschließung insbesondere unse-
ren ostpreußischen Landsleuten zu verdeutlichen, 
daß sie in ihrem natürlichen Verlangen, ihre frühere 
Heimat wiederzusehen, die einmütige Unterstüt-
zung aller hier im Deutschen Bundestag vertretenen 
Fraktionen haben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Bedenken der Sowjetunion gegen eine Öff-
nung des nördlichen Teiles Ostpreußens für den Rei-
severkehr sind nicht gerechtfertigt. Wir können hier 
auf die guten Erfahrungen verweisen, die zwischen 
Polen und Deutschen sowie zwischen Tschechen 
und Deutschen beim Besuch ihrer früheren Heimat 
gemacht wurden. Die Besuche der West- und Ost-
preußen und der Sudetendeutschen in ihrer frühe-
ren Heimat haben Einsichten in Realitäten ermög-
licht und damit einen Beitrag zur Völkerverständi-
gung geleistet. Auch für die deutsch-sowjetische Völ-
kerverständigung wäre ein gegenseitiger, geogra-
phisch nicht eingeschränkter Reiseverkehr förder-
lich. Denn — wie Sie bereits ausgeführt haben — 
Tourismus fördert die Völkerverständigung, und 
Völkerverständigung — das darf ich noch hinzufü-
gen — macht den Frieden sicherer. 

Da wir alle dem gemeinsamen Antrag zustimmen 
wollen, möchte ich mich kurz fassen. Ich darf mit ei-
nem Appell an die Sowjetunion schließen, indem ich 
zitiere, was der Leiter unserer Delegation auf der 
KSZE-Folgekonferenz in der Plenardebatte im No-
vember 1981 in Madrid ausgeführt hat. Ob dies der 
Bundeskanzler auch bei einer Tischrede ausgeführt 
hat, Herr Kollege, vermag ich nicht zu sagen. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Leider nicht!) 

Ich war nicht dabei. Im übrigen hat Herr Kollege 
Schlaga dazu ausreichend und aufklärend Stellung 
genommen. 

(Weiterer Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ausreichend und aufklärend hat der Herr Kollge 
Schlaga — ich möchte das wiederholen — dazu Stel-
lung genommen. Ich darf zitieren: 

So warten viele Menschen in der Bundesrepu-
blik Deutschland darauf, Gebiete in der Sowjet-
union besuchen zu können, die, wie das nördli-
che Ostpreußen, noch für Ausländer gesperrt 
sind. Meine Regierung würde es begrüßen, 
wenn die sowjetische Regierung, der Entschlie-
ßung der Interparlamentarischen Konferenz 
folgend, Reisen auch in diese Gebiete zulassen 
würde. 

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Windelen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 9/1451 die Annahme einer 
Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Wer 
enthält sich der Stimme? — Die Entschließung ist 
damit einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Regelung von Fragen der Staatsange-
hörigkeit 
— Drucksache 9/1574 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Aussprache eine Stunde dauern. Darf ich das Haus 
fragen, ob es mit diesem Vorschlag einverstanden 
ist? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
ist es so beschlossen. 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — Das 
ist offenbar nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. — 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In unserem Lande 
wohnen 4,6 Millionen Ausländer; etwa 1,5 Millionen 
von ihnen sind Türken. 28 % dieser Ausländer sind 
unter 18 Jahre; bei den Türken liegt dieser Prozent-
satz gar bei 41. 

Die Bundesregierung will mit dem Gesetzentwurf, 
der hier zur Beratung ansteht, denjenigen dieser 
ausländischen Mitbürger, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und sich mindestens acht Jahre in 
unserem Lande aufhalten, einen Einbürgerungsan-
spruch zubilligen. 

Diese Mitbürger, die aus dem Ausland kommen 
und hier leben, befinden sich, obwohl sie häufig 
schon lange hier sind, in einem Zustand der Unent-
schlossenheit, in einem Zustand der Unentschieden-
heit. Sie wissen nicht, ob sie zurückgehen sollen, sie 
wissen nicht, ob sie hierbleiben sollen, sie wissen 
nicht, ob sie ihre Position als eine Position des Gast-
rechts lange Zeit aufrechterhalten sollen. 

In der gerade bekanntgewordenen Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der SPD und der FDP ist etwas zu den Gründen 
dargelegt. Es ist dargelegt, daß diese Ausländer von 
einem ausgeprägten Nationalbewußtsein bestimmt 
sind, daß sie eine starke gefühlsmäßige Bindung an 
ihr Herkunftsland haben — ich möchte hinzufügen, 
daß diese Bindung auch an ihre Kinder weitergege-
ben wird — und daß sie weiterhin auch bei langer 
Verweildauer eine immer wachbleibende Rück-
kehrvorstellung pflegen. Sie sind also in unserem 
Lande weitgehend heimatlos geblieben; Isolation 
und Spannungen mit der deutschen Bevölkerung  

sind die zwangsläufige Folge dieser ungeklärten Si-
tuation. 

Wir als Union haben häufig darauf aufmerksam 
gemacht, daß wir Maßnahmen entweder zur Förde-
rung der Rückkehrbereitschaft oder zur Förderung 
der Integration dieser Menschen in unsere Bevölke-
rung brauchen. Außer vielen wohlklingenden Wor-
ten ist nicht viel geschehen; im Gegenteil, derjenige, 
der darauf hingewiesen hat, ist häufig der Auslän-
derfeindlichkeit verdächtigt worden. Nun stehen wir 
— auch das kommt in der Antwort der Bundesregie-
rung zum Ausdruck — vor einem gefährlichen 
Sprengsatz, der sich gebildet hat, und auch die Bun-
desregierung überlegt endlich, ob nicht Maßnahmen 
angebracht sind, mit denen hier etwas getan werden 
kann. 

Eine dieser Maßnahmen ist offensichtlich dieser 
Gesetzentwurf, der das Ziel hat, einem Teil dieser 
Ausländer einen Einbürgerungsanspruch zuzubilli-
gen. Dahinter steht augenscheinlich der Gedanke, 
möglichst vielen Ausländern das Etikett „Deut-
scher" zu verpassen. Es stellt sich aber doch die Fra-
ge: Löst diese Umetikettierung die Probleme? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Was ist gewonnen, wenn ein Ausländer, der bisher 
keinen Arbeitsplatz hatte und nicht in unsere Bevöl-
kerung integriert war, nun ein Deutscher geworden 
ist? Welches Problem wird damit gelöst — außer daß 
aus dem Ausländerproblem nun ein deutsches So-
zialproblem geworden ist? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir bedauern sehr, daß sich die Bundesregierung 
zu diesem Schritt entschlossen hat, weil wir meinen, 
daß wir in der Zielsetzung, in der Aufgabenstellung 
gar nicht weit auseinander sind. Wir wollen, daß die 
Ausländer nicht ihr Leben lang auf gepackten Kof-
fern in unserem Lande sitzen, unentschlossen, ob sie 
wieder in die alte Heimat zurückkehren sollen oder 
bei uns ihre neue Heimat finden sollen. 

Das gilt in modifizierter Form auch für die hier ge-
borenen zweiten und dritten Ausländergeneratio-
nen. Auch für sie stellt sich die Frage, ob sie zurück 
ins Land der Eltern gehen sollen oder hierbleiben 
und hier eine neue Heimat finden sollen. 

Ich meine zwar, daß wir der Bereitschaft der Zu-
wanderer zur Rückkehr, der Bereitschaft der hier 
Geborenen, sich in das Land der Väter aufzumachen, 
Vorrang geben sollten, weil es nach meiner Meinung 
eine besonders effektive Entwicklungspolitik ist, 
wenn Menschen, die hier etwas gelernt haben, in 
ihre Heimat zurückgehen und dort etwas für die 
Heimat oder die Heimat der Eltern tun. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Aber damit kein Zweifel entsteht: Wer hier seine 
Heimat sucht und finden will, muß dafür auch eine 
Chance bekommen. In dieser Zielrichtung sind wir 
uns offensichtlich völlig einig. 

Wenn wir aber die Entscheidung zwischen Rück-
kehr und Hierbleiben erwarten, so stellt sich die Fra-
ge: Sind formale Kriterien wie Dauer des Aufent- 
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Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
halts — 8 Jahre — und Alter — 18 Jahre —, wie es im 
Gesetzentwurf vorgesehen wird, wirklich ein ausrei-
chender Ausdruck dafür, daß die Ausländer die Ent-
scheidung getroffen haben, hierzubleiben? Ich mei-
ne, nicht einmal das Merkmal der hiesigen Geburt 
ist solch ein Beweis, obwohl es viel stärker wirkt als 
diese äußeren Kriterien, die in dem Gesetzentwurf 
vorgesehen sind. 

Es ist doch möglich, daß ein 18jähriger, der mit 10 
Jahren hierhergekommen ist, dessen Eltern 40 
Jahre alt sind, allein oder mit seinen Eltern zurück-
kehren wird. Warum wollen Sie einem solchen Aus-
länder einen Einbürgerungsanspruch geben? 
Warum soll er eine günstigere Position haben, nur 
weil er vom 10. bis 18. Lebensjahr hier gelebt hat, 
während seine Eltern, die hier vom 32. bis 40. Le-
bensjahr gelebt haben, einen solchen Einbürge-
rungsanspruch nicht bekommen sollen? Aus wel-
chen Gründen soll diese Unterscheidung gemacht 
werden? 

Der Versuch, einen Einbürgerungsanspruch an 
formale Kriterien wie Aufenthaltsdauer und Alter 
zwingend zu binden, ist ein falscher Weg. So wird 
Heimatrecht nicht verwirklicht, sondern so wird 
Staatsbürgerschaft durch Postkarte beziehbar ge-
macht. Darum aber geht es hier meines Erachtens 
nicht. 

Der in dem Entwurf vorgeschlagene Weg ver-
kennt die Bedeutung der Staatsbürgerschaft. Nach 
dem Bundesverfassungsgericht ist das Wesen der 
Staatsbürgerschaft darin zu sehen, daß der Staats-
angehörige die staatliche Gemeinschaft mitbildet 
und mitträgt. Deshalb ist von einem Einbürgerungs-
bewerber — so das Bundesverfassungsgericht — 
eine Zuordnung zum deutschen Volk zu fordern. 
Eine bestimmte Aufenthaltsdauer kann Hinweis für 
eine solche Zuordnung sein, muß es aber nicht sein. 
Hinweis — ja,  Beweis — noch lange nicht. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Der Einbürgerung muß die Zuordnung, die Inte-
gration vorausgehen. Diese muß festgestellt werden. 
Wir meinen, daß das geltende Gesetz und die Richtli-
nien über die Einbürgerung sachgerechte Entschei-
dungen ermöglichen. Sie ermöglichen insbesondere 
auch, die Interessen unseres Volkes, unseres Staates 
wahrzunehmen. Sollten diese Richtlinien nicht aus-
reichen, so müssen wir über sie reden. Aber es ist 
nicht notwendig, hier ein neues Gesetz zu machen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

In diesem Entwurf ist die Absicht unübersehbar, 
durch Einbürgerung die Integration zu fördern. Die 
Einbürgerung wird in diesem Entwurf zum Mittel 
der Integration gemacht. Richtigerweise muß aber 
die Einbürgerung die Folge der Integration sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Einbürgerung ist das Ergebnis der Integration, 
der Schlußpunkt des Integrationsprozesses. Bei der 
Integration, bei der Entscheidung, ob Rückkehr oder 
Hierbleiben, liegen aber die wirklichen Probleme, 
nicht bei der Frage einer formalen Einbürgerung. 

Ich fürchte, daß es auch eine Absicht dieses Entwur-
fes ist, von den wirklichen Problemen, nämlich der 
Integration der Integrationswilligen, also derjeni-
gen, die zur Entscheidung für diese Gemeinschaft 
hier bereit sind, abzulenken. Denn im Augenblick 
haben wir festzustellen, daß sich im Jahre 1980 0,9% 
— 0,9 %, weniger als 1 %! — der Ausländer mit 10 oder 
mehr Jahren Inlandsaufenthalt haben einbürgern 
lassen, obwohl viel mehr die Voraussetzungen einer 
Einbürgerung erfüllen und die Chance zur Einbür-
gerung haben. Sie nutzen sie aber nicht. Also ist 
doch nicht der formale Akt das Entscheidende, son-
dern das Entscheidende ist, daß offenbar die Bereit-
schaft, der Wille zum Bekenntnis zu dieser Gemein-
schaft hier nicht vorhanden ist. 

Deshalb meinen wir, meine Damen und Herren, 
daß hier angesetzt werden muß, daß nicht formale 
Kriterien festgelegt werden dürfen — mit Ansprü-
chen, die auch dann, wenn sie unseres Erachtens 
nicht zu einem richtigen Ergebnis führen, ange-
wandt werden müssen. Wichtiger als formale Vor-
aussetzungen ist eine Integrationspolitik, eine Aus-
länderpolitik, die die Menschen in ihrer Bereit-
schaft fördert, entweder zurückzukehren oder hier-
zubleiben, und die ihnen, wenn sie hierbleiben, den 
Weg erleichtert, gleichberechtigte, vollwertige Men-
schen dieser Gemeinschaft zu bleiben. Dann kann 
am Schluß die Einbürgerung erfolgen. Sie ist aber 
kein Mittel, um diese Integration zu fördern. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Bühling. 

Bühling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Auffassung der SPD-Fraktion ist derje-
nigen, die der Herr Kollege Jentsch eben für die 
CDU/CSU vorgetragen hat, genau entgegensetzt. Ich 
darf das im einzelnen wie folgt begründen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Ausländerpolitik. Es 
ist der erste gesetzgeberische Vorschlag auf diesem 
Gebiet. Gerade deshalb sollte er im Gesamtzusam-
menhang der Ausländerfrage gesehen werden. 
Grundsätzlich gibt es wohl keine Meinungsverschie-
denheit, daß diese Problematik von verschiedenen 
Seiten angegangen werden muß. Problemlösungen, 
die freilich alle nur langfristig und nur Schritt für 
Schritt erreichbar sind, sind nur durch die gleichzei-
tige Umsetzung dreier Strategien möglich: 

Zum ersten bedarf es einer starken Begrenzung 
der Zuwanderung, die vielleicht zunächst Härten 
mit sich bringen mag, damit aber die ungleich 
schwereren späteren Folgewirkungen für den ein-
zelnen und für die Allgemeinheit — sowohl für Deut-
sche als auch für die hier schon ansässigen Auslän-
der — von vornherein vermeidet. 

Zum zweiten ist eine Förderung der Rückkehr in 
die Heimatländer notwendig, der allerdings schon 
aus finanziellen Gründen gewisse Grenzen gezogen 
sind. 

Schließlich muß zum dritten mit allen geeigneten 
Mitteln die Integration der Ausländer gefördert wer- 



6056 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Mai 1982 

Bühling 
den, deren endgültigen Abschluß die Annahme der 
deutschen Staatsbürgerschaft bildet. 

Die öffentliche Diskussion tut sicher gut daran, 
sich mit allen drei Gesichtspunkten zu beschäftigen. 
Es scheint mir aber, daß in letzter Zeit zu oft aus-
schließlich von der Drosselung der Zuwanderung 
und der Rückkehr oder gar der Rücksendung der 
Ausländer gesprochen wird. Die Erörterung, wie 
man die Integration unserer ausländischen Mitbür-
ger voranbringen kann, tritt demgegenüber vielfach 
in den Hintergrund. Dieses Ungleichgewicht in der 
öffentlichen Debatte sollte schon deshalb geradege-
rückt werden, weil nach menschlichem Ermessen 
die Mehrzahl der 4 630 000 Ausländer in der Bundes-
republik nicht in ihr Heimatland zurückkehren will 
oder nicht zurückkehren kann. Deshalb gilt es, alle 
nur denkbaren Möglichkeiten zur Eingliederung 
derjenigen Ausländer, die in der Bundesrepublik 
bleiben werden, auszuschöpfen. 

Es bedarf keiner besonderen Begründung, daß die 
Integrationspolitik im wesentlichen bei der zweiten 
und dritten Ausländergeneration ansetzen muß. 
Das sind im wesentlichen die Personen, die bereits 
in Deutschland geboren sind oder die größte Zeit ih-
rer Jugend hier verbracht haben. Sie haben demge-
mäß auch alle die deutsche Schule besucht. Sie sind 
zum Teil ganz unter Deutschen aufgewachsen. Zu ei-
nem leider großen anderen Teil sind sie zwar in die 
Ballungsgebiete der ausländischen Bevölkerung 
hineingeboren worden, aber auch in diesem Fall 
sind sie in die deutsche Schule gegangen. Die mei-
sten dieser jungen Ausländer sprechen ebenso gut, 
in vielen Fällen sogar besser Deutsch als die von ih-
ren Eltern übernommene Muttersprache. 

Die Zahl der minderjährigen Ausländer beträgt 
zur Zeit ungefähr 1,3 Millionen. Dies zeigt die Grö-
ßenordnung des Problems. 

Es wird noch dadurch verschärft, daß die Anzahl 
der jungen Ausländer immer noch kontinuierlich 
ansteigt. Das geschieht einmal durch den Nachzug 
ausländischer Kinder zu ihren Eltern, die bisher bis 
zum 16. Lebensjahr allgemein zulässig ist. Auch eine 
Herabsetzung dieses „Nachzugsalters", die wahr-
scheinlich demnächst in diesem Haus debattiert 
werden wird, wird die Zusammenführung von Kin-
dern mit ihren Eltern nur vermindern, aber wohl 
kaum gänzlich untersagen können. Die Eingliede-
rung der ausländischen Kinder und Jugendlichen ist 
somit nicht nur eine bleibende, sondern in ihrer Be-
deutung immer noch wachsende Aufgabe. Das gilt 
um so mehr, als die ausländische Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland einen relativ starken 
Geburtenüberschuß aufweist. Dieser geht zwar in 
Anpassung an die deutsche Bevölkerung langsam 
zurück, wird aber sicherlich in überschaubarer Zeit 
bestehen bleiben. 

Ich brauche nicht im einzelnen auszuführen, daß 
es viele Möglichkeiten zur Förderung des Integra-
tionsprozesses gibt. Wie immer dieser auch im Ein-
zelfall verlaufen mag: Endgültig abgeschlossen ist 
die Eingliederung eines Ausländers erst dann, wenn 
die junge Frau oder der junge Mann die deutsche 
Staatsbürgerschaft erwirbt. Bis zu dieser Schlußfol-
gerung besteht offensichtlich Einvernehmen mit  

dem Bundesrat. Auch der Bundesrat ist der Mei-
nung — so wörtlich —, „daß die Einbürgerung der 
zweiten Ausländergeneration erleichtert werden 
muß". Aber er meint, für ein Gesetz bestehe kein Be-
dürfnis; es genügten Verwaltungsvorschriften. Hier 
irrt der Bundesrat. 

Zunächst folgt aus dem Begriff des Rechtsstaats, 
daß so wichtige Gesetze wie z. B. diejenigen über 
Staatsbürgerschaft von dieser gesetzgebenden Kör-
perschaft beschlossen werden müssen. Wir leben in 
einer Zeit, in der oft ganz triviale Fragen durch Ge-
setze geregelt werden. Es gibt ja Glossen genug über 
die Flut der Rechtsvorschriften auf den verschieden-
sten Lebensgebieten. Demgegenüber ist es ein 
schreiender Gegensatz, daß ein einschneidender 
Schritt für das gesamte Leben wie der Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit nicht wenigstens in 
seinen wesentlichen Grundsätzen geregelt wird. Das 
gilt um so mehr, als sehr viele Menschen betroffen 
sind. 

Im vorliegenden Fall kommt hinzu, daß sich in den 
Verwaltungsvorschriften auch ein rechtskundiger 
Deutscher nicht mehr auskennen kann. Sie sind 
sehr umfangreich und — wie ich in einem anderen 
Zusammenhang schon einmal festgestellt habe — 
zum großen Teil nicht einmal veröffentlich. Wer z. B. 
die Einbürgerungsrichtlinien liest, kann gar nicht 
ahnen, in wie vielen Punkte der Bund oder die Län-
der diese Richtlinien durch interne Erlasse verän-
dert oder durchbrochen haben. Wie will man denn 
von einem Ausländer, der ohnehin verhältnismäßig 
hilflos der Vielfalt von deutschen Behörden und Zu-
ständigkeiten gegenübersteht, verlangen, sich durch 
den Berg von Verwaltungsvorschriften hindurchzu-
wühlen? 

Das vorliegende Gesetz ist dagegen von vorbildli-
cher Einfachheit und Kürze; man würde sich das öf-
ter wünschen. Sein Inhalt wird sich bei den Beteilig-
ten sicher bald herumsprechen. 

Es kommt hinzu, daß nur eine gesetzliche Rege-
lung die Gewähr gibt, daß die richtigen und vernünf-
tigen Absichten der Bundesregierung, die dem Ge-
setzentwurf zugrunde liegen, auch wirklich in die 
Tat umgesetzt werden. Wollte man sich nur auf Ver-
waltungsvorschriften verlassen, könnte sich sehr 
schnell herausstellen, daß die Länder entweder ver-
schieden schnell arbeiten oder daß gar zwischen ih-
nen oder einzelnen Ländern und dem Bund ein Dis-
sens besteht. Dies sind keine theoretischen Erwä-
gungen. Ich erinnere an den praktischen Fall, daß 
z. B. der Senator für Inneres in Berlin durch Erlasse 
zum Ausländergesetz eigenes Recht gesetzt hat, 
Rechtsungleichheit zwischen den Ländern hervor-
gerufen und dann seine Erlasse durch weitere Er-
lasse in einer Weise interpretiert hat, die wieder 
neues Recht gesetzt hat. 

(Löffler [SPD]: So ist der! — Bohl [CDU/ 
CSU]: Das ist doch Unfug!) 

So etwas kann jederzeit und in mehreren Bundes-
ländern vorkommen, wenn die Materie nicht durch 
Bundesgesetz klar geregelt wird und die Länder den 
freien Raum dann mit schwer auffindbaren Erlas-
sen ausfüllen. 
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Im übrigen gehört es unseres Erachtens zum 

Selbstverständnis des Deutschen Bundestages, daß 
er die politischen Grundentscheidungen selbst trifft. 
Wir wollen doch nicht etwa den Eindruck erwecken, 
als ob wir in schwierigen Fragen wie der Frage der 
Integration der Ausländer die Verantwortung 
scheuen und sie deshalb anderen Staatsorganen 
überlassen wollen. 

Schließlich darf nicht übersehen werden, daß nach 
den hergebrachten Verwaltungsrichtlinien Gebüh-
ren in oft erheblicher Höhe entstehen. Der Antrag-
steller kann sie im voraus nicht einmal mit Sicher-
heit kalkulieren. Der Gesetzentwurf bestimmt dage-
gen in bündiger Kürze, daß Gebühren und Auslagen 
nicht zu erheben sind. Das ist wichtig und richtig, 
weil dieser Umstand dem Antragsteller die vielzi-
tierte Schwellenangst nimmt und weil die Einbürge-
rung junger Ausländer im Interesse der Bundesre-
publik selbst liegt. 

Wir müssen uns immer wieder vor Augen führen, 
daß wir nicht eine Wohltat über fremde Bürger aus-
schütten wollen, die ausschließlich oder überwie-
gend diesen selbst nützt. Natürlich wird der Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit in der ganzen 
Welt als Vorteil angesehen, solange die Bundesrepu-
blik im Weltvergleich einen hohen Lebensstandard 
bietet. Diese Tatsache brauchen wir nicht zu ver-
schweigen, zumal da sie uns trotz aller Wirkungen 
der Weltrezession auch im eigenen Land nur mit Ge-
nugtuung erfüllen kann. 

Ebenso wichtig ist aber in einer Welt, in der die 
Menschenrechte mehr und mehr gefährdet oder ein-
geschränkt werden, der Umfang der staatsbürgerli-
chen Freiheiten und die gesicherte Rechtsordnung, 
die mit der deutschen Staatsangehörigkeit untrenn-
bar verbunden sind. Es sind keineswegs nur die wirt-
schaftlichen Aspekte, sondern auch hohe ideelle 
Werte, die mit der Einbürgerung in unseren Staat 
verbunden sind. 

Gleichzeitig aber tritt mit der individuellen Ände-
rung des Rechtsstatus der Integrationserfolg ein, auf 
den die Allgemeinheit so großen Wert legen muß. 
Dieses öffentliche Interesse findet im geltenden 
Recht nicht den geringsten Niederschlag. Gerade 
weil es sich um neue Gesichtspunkte handelt, die 
das hergebrachte uralte Recht nicht kennt, müssen 
sie besonders hervorgehoben werden. 

Wer dies bezweifelt, sollte nur einen Blick auf ver-
gleichbare Staaten werfen. Sie alle sind mit der Ver-
leihung der Staatsbürgerschaft seit jeher wesentlich 
großzügiger als wir. Sehr viele Staaten in aller Welt 
gewähren sogar jedem Kind, das auf ihrem Boden 
oder auf einem ihrer Schiffe geboren wird, ihre 
Staatsangehörigkeit. Diese Tatsache soll nur des Zu-
sammenhanges wegen erwähnt werden, ohne daß 
ich ein so weitgehendes Recht für uns empfehlen 
möchte. 

Aber auch bei der Einbürgerung von Zuwande-
rern sind die benachbarten EG-Staaten großzügiger 
als wir. Während die Bundesrepublik immer noch 
eine grundsätzliche Aufenthaltsdauer von minde-
stens zehn Jahren verlangt, begnügen sich Frank-
reich, Irland, Italien, die Niederlande und Großbri-
tannien schon mit einem Aufenthalt von fünf Jah-

ren. Die Franzosen sind also hinsichtlich der Einge-
wöhnungszeit doppelt so großzügig wie wir, obwohl 
der Anteil der Ausländer an der Bevölkerung in 
Frankreich über dem der Bundesrepublik liegt. Die 
Dänen und Belgier haben ebenfalls liberalere Vor-
schriften. Auf ihre Einzelheiten brauche ich wohl 
nicht einzugehen. 

Demnach ist das vorliegende Gesetz auch ein dop-
pelter Schritt zugunsten eines stärkeren Zusam-
menwachsens der europäischen Völker. Einmal pas-
sen wir uns mit unseren Rechtsansichten über die 
Einbürgerung in gewissem Maße den Partnern in 
der EG an. Zum zweiten werden überwiegend Ange-
hörige europäischer Nationen die Nutznießer dieses 
Gesetzes sein. 

Die materielle Regelung des Gesetzes ist in er-
freulicher Kürze und Klarheit in seinem ersten Pa-
ragraphen wiedergegeben. Diese Regelung ist abge-
wogen und sachdienlich. Im Anschluß an die grund-
sätzliche Regelung wird versucht, einerseits Perso-
nen mit einer ins Gewicht fallenden kriminellen 
Vergangenheit von den Vergünstigungen des Geset-
zes auszuschalten, andererseits aber das Kind nicht 
mit dem Bade auszuschütten und auch fahrlässige 
Taten und kleinere Verfehlungen mit unverhältnis-
mäßigen und unwiderruflichen Sanktionen zu bele-
gen, wie das im Ausländerrecht heute noch häufig 
der Fall ist. Auch dieser Versuch der Abwägung er-
scheint uns gelungen. 

Allerdings ist nicht zu verkennen, daß das Gesetz 
einen Passus enthält, der nach herkömmlicher Auf-
fassung einen gewissen Schönheitsfehler darstellt: 
nämlich die Entstehung einer doppelten Staatsan-
gehörigkeit für die Bürger bestimmter Staaten, u. a. 
für die Türken, die das größte Ausländerkontingent 
in der Bundesrepublik stellen. Dasselbe gilt übri-
gens auch für die Griechen. 

Aber das wichtige Ziel, durch den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit die endgültige Inte-
gration junger Ausländer zu ermöglichen, macht es 
notwendig, unkonventionelle Wege zu gehen. Außer-
dem kann man davon ausgehen, daß der Entschlie-
ßung eines Ausländers, die deutsche Staatsangehö-
rigkeit zu beantragen, ihn so prägt und auch bindet, 
daß das Weiterbestehen der fremden Staatsangehö-
rigkeit in den Hintergrund tritt. Das gilt gerade an-
gesichts des völkerrechtlichen Grundsatzes, daß die 
betreffenden Personen ja ihren Lebensmittelpunkt 
in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) haben und im Geltungsbereich des 
deutschen Rechts ausschließlich als Deutsche mit 
allen Rechten und Pflichten behandelt werden. 

Dies alles schließt nicht aus, schon jetzt die Bun-
desregierung zu bitten, in internationalen Verhand-
lungen darauf hinzuwirken, die entstehende Doppel-
staatigkeit möglichst einzuschränken und, wenn es 
geht, schließlich ganz zu beseitigen. Die Bemühun

-

gen zur Eindämmung der doppelten Staatsbürger-
schaft sind j a schließlich die ständige mühsame 
Pflicht jeder Bundesregierung gewesen und werden 
es bleiben. 

Es erscheint müßig, im einzelnen zu spekulieren, 
wie viele Anspruchsberechtigte auf Grund des 
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neuen Gesetzes einen entsprechenden Antrag stel-
len werden. Auch wenn es zunächst nur relativ we-
nige sind, ist das nicht negativ zu werten. Schließlich 
kommt es auf die ersten guten Beispiele an, die ihre 
Wirkung auf die jeweiligen Landsleute nicht verfeh-
len werden. Wir sind realistisch genug, dabei mit län-
geren Zeiträumen zu rechnen. 

Die Ermittlung des Einbürgerungswillens bei der 
zweiten Ausländergeneration zum jetzigen Zeit-
punkt ist daher nur bedingt aussagekräftig. Zur Zeit 
möchten sich nach entsprechenden Umfragen 6,6 
der Betroffenen einbürgern lassen. Das erscheint 
auf den ersten Blick nicht viel. In absoluten Zahlen 
ausgedrückt wären das jedoch fast 90 000 Personen. 
Auch wenn diese ihren Antrag sicher nicht alle 
gleich im Anschluß an die Verkündung des Gesetzes 
stellen werden, ist aus diesen zahlenmäßigen An-
haltspunkten zu sehen, daß auf jeden Fall eine meß-
bare Pilotwirkung zu erwarten ist. Sie wird von ei-
ner hinreichend großen Anzahl von Personen getra-
gen, die von dem neuen Rechtsanspruch auf Einbür-
gerung Gebrauch machen werden. 

Schließlich müssen wir ehrlich genug sein, uns 
darüber Rechenschaft zu geben, daß der Erfolg des 
Gesetzes über die erleichterte Einbürgerung nicht 
nur von den Ausländern, sondern auch von uns ab-
hängt, d. h. all denjenigen, die nicht auf Grund eige-
ner freier Entscheidung Deutsche geworden, son-
dern bereits als Deutsche geboren sind. Wer sich 
häufiger mit Ausländern, die schon lange in 
Deutschland sind, über die Frage der Einbürgerung 
unterhält, bekommt manchmal leider eine sehr be-
trübliche Antwort. Sie geht dahin: Man würde ja 
ganz gerne Deutscher werden und wisse auch, daß 
man die rechtlichen Voraussetzungen erfülle, aber 
man sei nicht sicher, ob man nach der Einbürgerung 
auch in allen Aspekten des täglichen privaten und 
öffentlichen Lebens von seiner Umwelt als Deut-
scher akzeptiert werde. Diese Unsicherheit mag 
manchmal übertrieben wirken, ganz unberechtigt 
ist sie nicht. Deshalb hängt der Erfolg des heute vor-
liegenden Gesetzes nicht nur davon ab, daß seine 
rechtlichen Konstruktionen in das Gesetzblatt ge-
schrieben werden. Die Integrationswirkung wird 
vielmehr entscheidend auch davon abhängig sein, 
daß jeder eingebürgerte Deutsche immer und über-
all als solcher behandelt wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Da, an der Stelle, liegt 
der Hund begraben!) 

Jedem Versuch der Diskriminierung muß schon 
im Ansatz entgegengetreten werden. Wer einen 
Deutschen herabsetzt, weil er früher einmal einer 
anderen Nation angehört hat oder weil er auf Grund 
seiner Geburt in Südeuropa oder auf einem anderen 
Kontinent etwas anders aussieht, handelt unverant-
wortlich und muß entsprechend zurechtgewiesen 
werden. Wenn wir uns diesen Grundsatz zu eigen 
machen, handeln wir nicht nur aus Gerechtigkeits-
gefühl gegenüber neuen Bürgern unseres Staates, 
sondern auch im Gesamtinteresse der Bundesrepu-
blik und ihres inneren Friedens. 

Damit komme ich wieder auf meine Anfangsbe-
merkung über den Gesamtzusammenhang unserer 
Ausländerpolitik zurück. Sie kann insgesamt nur er-

folgreich sein, wenn sie von Vernunft und Gerechtig-
keit gegenüber den von uns selbst nach Deutschland 
geholten ausländischen Mitbürgern getragen wird. 
Sie muß genauso entschieden von der kompromißlo-
sen Ablehnung jeder offenen oder verdeckten rassi-
stischen Anwandlung geleitet werden. 

In diesem Sinn und in diesem Rahmen verdient 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung eine posi-
tive Würdigung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich freue mich, zu die-
sem Gesetzentwurf sprechen zu können, der ja lei-
der seit Jahren in ähnlicher Form im Bundesrat lie-
gengeblieben war. Herr Kollege Jentsch, diesem 
Entwurf liegen überhaupt keine verborgenen Mo-
tive zugrunde, wie Sie vermuten, sondern ihm liegt 
dasselbe Ziel zugrunde, wie es der Bundesrat in sei-
ner Stellungnahme für sich auch bestätigt, nämlich 
die Einbürgerung der Ausländer der zweiten Gene-
ration zu erleichtern, was der Bundesrat, wie er sagt, 
für notwendig hält. Ich habe Ihre Ausführungen 
nicht verstanden. Ich habe nicht verstanden, daß sie 
sich auf der einen Seite auf die Position, diese 
Grundposition des Bundesrates stellen, auf der an-
deren Seite aber alle Argumente hervorkramen, die 
man irgendwie bringen kann, um dann die Einbür-
gerung in der Welt der Tatsachen als nicht sinnvoll 
zu bezeichnen. 

Ich finde, daß es unstreitig ist und bleibt, daß die 
Bundesrepublik kein Einwanderungsland ist. Man 
muß angesichts der Vielzahl der ausländischen Ar-
beitnehmer, die wir j a selber angeworben haben und 
die sich zu einem ganz erheblichen Teil in einem 
ganz allmählichen Meinungs- und Entscheidungs-
prozeß entschlossen haben, auf längere Zeit oder 
eben überhaupt in der Bundesrepublik zu bleiben, 
genauer sagen: kein Einwanderungsland mehr ist. 

Wir stehen vor der Frage, wie wir uns dieser Ent-
wicklung gegenüber einstellen. Ich glaube, daß es in 
unserem eigenen Interesse liegt, es denjenigen un-
ter den ausländischen Mitbürgern, die in der Bun-
desrepublik bleiben wollen, zu erleichtern, sich zu 
integrieren, und nicht etwa einen Prozeß zu fördern, 
der — im Gegenteil — zu einer dauerhaften, wach-
senden Abgrenzung und schließlich zu einer sozia-
len Deklassierung, insbesondere der Kinder dieser 
Ausländer, führen würde. 

Der Gesetzentwurf ist ein Schritt hin auf dieses 
Ziel zugunsten der zweiten Generation. Er will einen 
Rechtsanspruch einräumen, einen Rechtsanspruch 
auf Erlangung der deutschen Staatsangehörigkeit, 
eine Option, um ihnen wenigstens einmal in ihrem 
Leben eine sichere Lebensplanung zu ermöglichen, 
die von nicht voraussehbaren Ermessensentschei-
dungen der Verwaltung unabhängig sein soll und 
unabhängig sein muß. Darum ist der Vorschlag des 
Bundesrates, zu sagen: das machen wir über Richtli-
nien, nicht in Ordnung und nicht ausreichend, weil 
dieser Vorschlag keine Rechtsicherheit schafft für 
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Entscheidungen, die der einzelne junge Mensch auf 
sehr lange Zeit, nämlich für seine Lebenszeit, treffen 
muß. 

Es ist vor Jahren — das ist hier erwähnt worden — 
auf ein Memorandum des früheren Ministerpräsi-
denten Kühn hin das Schlagwort von der „Einbürge-
rung per Postkarte" geprägt worden. Ich habe diese 
Formulierung nie für sehr hilfreich gehalten, weil 
sie eben den irrigen Eindruck erweckt, als ob die 
Staatsangehörigkeit ohne jede weitere Vorausset-
zung an jeden vergeben würde, der sie haben möch-
te. 

Das ist nicht der Punkt, sondern der Punkt ist, daß 
der Rechtsanspruch auf Einbürgerung an ganz we-
nige, aber klare, objektiv feststellbare Kriterien ge-
bunden wird, wie sie hier j a schon vorgetragen wor-
den sind: ein achtjähriger Aufenthalt vor Errei-
chung des 18. Lebensjahres, die Aufgabe der bisheri-
gen Staatsangehörigkeit, keine strafbare Handlung 
von irgendeiner Bedeutung — alles Kriterien, die 
man äußerlich messen und erkennen kann. Das ist 
das Entscheidende für den Betroffenen, daß er weiß: 
wenn er diese Voraussetzungen erfüllt, kann er, 
wenn er es selber will, als Deutscher in der Bundes-
republik bleiben — mit allen Rechten und Pflichten 
und nicht etwa als ein Mitmensch minderen Rech-
tes, der in seinen beruflichen und wirtschaftlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten beschränkt ist, der sich 
in einer ständigen Unsicherheit befindet, ob er tat-
sächlich auf Dauer hier bleiben kann oder nicht. 

Dieser Rechtsanspruch auf Einbürgerung ist für 
das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht in der Tat 
neu. Er ist in vielen anderen Rechten — das hat Herr 
Bühling vorgetragen — seit langem verwirklicht — 
aus der Erfahrung heraus, daß es nicht gut ist, eine 
zahlenmäßig relativ große Ausländergruppe ande-
ren Rechtes in einer Gesellschaft sich isolieren zu 
lassen. Solche Optionen gibt es in Großbritannien, 
Frankreich, Italien, Belgien, Luxemburg, Dänemark, 
um nur die europäischen Rechte zu nennen. Sie ge-
hen in der Tat zum Teil weit über die hier gemachten 
Vorschläge hinaus. Auch die Beratende Versamm-
lung des Europarates hat den Mitgliedstaaten ja 
empfohlen, die Erlangung der Staatsangehörigkeit 
für Ausländer, die im Inland geboren sind oder über-
wiegend hier beschult wurden, zu erleichtern. 

Nun muß man sagen, daß dafür in der Tat eine 
dringende Veranlassung besteht. Von 1974 bis 1981 
hat sich die Zahl der bei uns lebenden jugendlichen 
Ausländer unter 16 Jahren um 400 000 auf über 
1 Million erhöht. Dabei ist es zu einer beachtlichen 
Verschiebung der Bevölkerungsgruppen gekom-
men. Heute sind nahezu 50 % aller Ausländerkinder 
in der Bundesrepublik Türken mit besonders hohen 
Integrationsbarrieren. Das bedeutet eine besondere 
Belastung unseres Schulsystems, das zur Zeit von 
rund 640 000 ausländischen Kindern besucht wird 
und dabei versagt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ändert 
sich dann schlagartig nach der Einbürge

-

rung?) 

— Nein. Ich möchte — wenn Sie einen Augenblick 
zuhören —, darstellen, welche Folgen sich ergeben, 

wenn wir die Integration der ausländischen Kinder 
nicht drastisch verbessern. Das hängt damit zusam-
men, daß das Bildungsniveau, auch die Bereitschaft, 
schulische Bildung zu akzeptieren, bei weitem zu ge-
ring ist. Es gibt Nationalitäten, deren Schulabschluß

-

quote über der deutscher Kinder liegt. Trotzdem 
sind 50 % aller Ausländerkinder ohne Hauptschulab-
schluß, und 70 % haben nicht einmal eine minimale 
berufliche Qualifizierung. 

Ich bin der Überzeugung, daß in diesem Fall die 
Länder zuwenig tun, um die Erfüllung insbesondere 
der Berufsschulpflicht durchzusetzen. Es gehört we-
nig Phantasie dazu, vorauszusagen, welche verhee-
renden sozialen Konflikte zu unseren eigenen La-
sten hier angelegt sind, wenn wir nicht entschlossen 
die Lebenschancen und auch den Leistungswillen 
dieser jungen Menschen verbessern, indem wir ih-
nen eine Perspektive eröffnen, die sie zur Zeit nicht 
haben. Dieser Gesetzentwurf ist dazu ein kleiner, 
aber ein wichtiger Schritt. 

Er sieht übrigens auch die Gebührenfreiheit für 
die Einbürgerung vor; das ist schon vorgetragen 
worden. Das geht zu Lasten der Länder, hält sich 
aber nach allen verantwortlichen Schätzungen in 
sehr engen Grenzen. Dieser Gesichtspunkt sollte für 
die Behandlung des Entwurfs keine ausschlagge-
bende Rolle spielen. Wir sind jedenfalls bereit, diese 
Bestimmung abzukoppeln, wenn dadurch die An-
nahme des Gesamtentwurfs erleichtert wird. 

Wir hoffen auf eine zügige Beratung und werden 
der Überweisung des Entwurfs zur federführenden 
Beratung an den Innenausschuß zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Von dem Kolle-
gen Bühling haben wir gehört, daß es ein rechts-
staatlicher Skandal ist, daß die Ausländer bisher 
keinen Anspruch gehabt haben, deutsche Staatsbür-
ger zu werden. 

(Bühling [SPD]: Das habe ich nicht gesagt! 
— Daß es keine gesetzliche Regelung 

gibt!) 

— So habe ich es jedenfalls verstanden. Auch daß es 
an den schwierigen, komplizierten und die Einbür-
gerung hemmenden Vorschriften liegt, daß wir mit 
der Integration der Ausländer in der Bundesrepu-
blik nicht so vorangekommen sind. 

Meine Damen und Herren, ich möchte das ent-
schieden bestreiten. Ich möchte überhaupt bestrei-
ten, daß es in diesem Bereich ein wirkliches Problem 
gibt. Nach meiner festen Überzeugung ist das nicht 
der Fall. Nach all dem, was wir an Zahlenmaterial, 
auch heute hier, gehört haben, kann man das über-
haupt nicht sagen. 

Von Herrn Jentsch ist gesagt worden, daß von 
hundert Ausländern, die durch Dauer des Aufent-
halts die Voraussetzungen für eine Einbürgerung er-
füllt haben, nur ein einziger die Staatsbürgerschaft 
beantragt hat. Ich füge hinzu, daß von 130 000 türki- 
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schen Mitbewohnern nur 0,3 % — 0,3 % — die Ein-
bürgerung beantragt haben. 

Ich kann dem, was Herr Hirsch gesagt hat, über-
haupt nicht zustimmen — ich habe mich auch sach-
kundig gemacht und mit den Verantwortlichen ge-
sprochen, die diese Verwaltungsvorschriften und 
das geltende Recht in Schleswig-Holstein anwenden 
— nämlich, daß es dort große Probleme und Schwie-
rigkeiten gibt. Nein, meine Damen und Herren, hier 
wird etwas zum Problem heraufgeredet, was in 
Wirklichkeit den damit befaßten Behörden in der 
Vergangenheit überhaupt keine Schwierigkeiten ge-
macht hat. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Warum wollen so wenige Ausländer eingebürgert 
werden? Die Antwort ist viel einfacher, als Herr 
Kühn und andere meinen. Ich jedenfalls glaube: Es 
liegt einmal daran, daß sie durch die Einbürgerung 
wirtschaftlich und sozial nichts gewinnen. Sie sind 
insoweit gleichgestellt und gleichberechtigt. Auch 
der Erwerb staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten 
— Wahlrecht, Wehrpflicht — ist für sie nicht attrak-
tiv. Vor allem aber liegt es daran, weil unsere auslän-
dischen Mitbewohner eben nicht Deutsche werden 
wollen, weil sie Jugoslawen, weil sie Griechen, weil 
sie Türken bleiben wollen. 

Ich frage mich: Glauben wir wirklich, daß wir 
durch eine gesetzliche Regelung diese innere Ein-
stellung maßgeblich beeinflussen können? Durch 
viele Dinge kann man das; aber, wie ich glaube, 
durch die Änderung dieses Gesetzes kaum. 

Wir müssen uns auch einmal fragen: Sollten wir 
nicht auch ein bißchen Respekt haben vor dieser in-
neren Einstellung? Ist es nicht vielleicht auch ein 
Gebot der Fairneß gegenüber den Entsenderlän-
dern, daß wir nun nicht versuchen, mit aller Kraft 
auf diese innere Einstellung einzuwirken? 

Meine Damen und Herren, der Rechtsanspruch 
soll jetzt also das Entscheidende sein. Die Einbürge-
rung soll erleichtert und verbessert werden; die 
Möglichkeiten sollen ausgeweitet werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brandt? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Brandt (Grolsheim) (SPD): Herr Kollege, würden 
Sie bei Ihren Überlegungen bitte berücksichtigen, 
daß dieses Gesetz keinen Einbürgerungszwang aus-
löst? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ich habe nicht gesagt, daß 
dadurch ein Zwang ausgelöst wird. Aber Ihre Vor-
stellung ist doch, daß man mit diesem Instrumenta-
rium die Integration ein wesentliches Stück voran-
bringen sollte, daß Sie sich abkehren von der bishe-
rigen tragenden Haltung, daß die Staatsbürger-
schaft am Ende nach vollendeter Integration verlie-
hen wird, nicht aber am Anfang. 

Ich warne davor, daß wir uns als Deutsche dieser 
Entscheidung, wer in die Gemeinschaft der deut-
schen Staatsbürger aufgenommen werden soll, be-

geben. Daß sich ein Ausländer die Mitgliedschaft in 
dieser Gemeinschaft soll erklagen können, das halte 
ich für eine nach der deutschen Rechtstradition un-
gewöhnliche und auch etwas gefährliche Sache. 

Stimmt denn die Vermutung des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung, daß diejenigen, die in einem 
bestimmten Alter acht Jahre lang hier in der Bun-
desrepublik gelebt haben, schon weitgehend inte-
griert sind, daß man sozusagen nur noch den Schluß-
punkt setzen müsse? Wer als türkisches Kind mit elf 
oder zwölf Jahren mit seinen Eltern oder zu seinen 
Eltern nach Berlin-Kreuzberg zieht, dort acht Jahre 
in der, wie man schon sagen muß, viertgrößten türki-
schen Stadt lebt, unter Türken, in einem türkischen 
Milieu, der bleibt doch innerlich ein Türke. Er ist 
doch nicht nur deshalb integriert, weil er acht Jahre 
in Berlin gelebt hat. Er wird doch mehr von Koran-
schulen und der Kultur des Islam geprägt als von 
deutschen Institutionen. Kreuzberg ist — das müs-
sen wir doch wahrhaben — heute schon die viert-
größte türkische Stadt in der Welt. 

Viele dieser mohammedanischen Türken können 
sich nicht auf deutsch verständigen; das ist ja die an-
dere Seite. Es gibt viele, die gut deutsch sprechen. 
Wer wollte das bestreiten? Es ist ja unsere Position, 
daß wir nicht generalisieren, sondern auf den Ein-
zelfall abstellen. Aber es gibt eben auch viele, die 
sich nicht auf deutsch verständigen können. Sollen 
wir ihnen die Staatsangehörigkeit, wie das ein biß-
chen so durchklang, aufdrängen, nicht aufzwingen, 
aber sozusagen immer wieder anbieten, ihnen einen 
Stoß geben, daß sie nun deutsche Staatsangehörige 
werden? 

(Zuruf des Abg. Bühling [SPD]) 

Wollen wir wirklich, meine verehrten Kollegen, 
fremdsprachige Minderheiten mit deutscher Staats-
angehörigkeit, Deutsche, die nur gebrochen deutsch 
sprechen können? 

(Zuruf des Abg. Broll [CDU/CSU]) 

Ich habe da meine tiefen Zweifel. Ich glaube, diese 
Zweifel werden von einer ganz großen Mehrheit der-
jenigen Bürger in unserem Volk geteilt, die sich 
nicht von einer Ausländerfeindlichkeit leiten lassen, 
sondern die über diese Frage sehr ernst und verant-
wortungsbewußt nachdenken. 

Was geschieht denn, wenn Bundesregierung und 
Koalition und alle, die das wollen, erreichen, daß 
diese Gruppen in einem großen Umfang deutsche 
Staatsbürger mit allen Rechten und Pflichten wer-
den, obwohl sie nicht integriert und assimiliert sind? 
Das muß doch neue politische Zwänge und Konflikte 
schaffen. Es wäre doch naiv zu glauben, daß sich 
diese Gruppen politisch allein an den Interessen un-
seres Landes orientierten. Ihre Loyalität, ihr Fühlen, 
ihr Denken ist doch gespalten zwischen Deutsch-
land und Griechenland, zwischen Deutschland und 
Jugoslawien, zwischen Deutschland und der Türkei, 
zwischen Deutschland und den vielen anderen Her-
kunftsländern. 

Ich möchte Sie bitten, meine Damen und Herren: 
Werfen Sie einmal einen Blick auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika. Da gibt es die Philosophie des 
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melting pot, daß man in diesen Schmelztiegel jeder-
mann hineinnimmt, und er werde dann schon ir-
gendwie integriert und assimiliert. Das ist ein gro-
ßes und weites Land mit ganz anderen geopoliti-
schen Voraussetzungen. Hier bei uns drängen sich 
60 Millionen Menschen. Alle Konflikte und Pro-
bleme konzentrieren sich auf einen kleinen geogra-
phischen Raum. 

Wenn wir in die USA blicken, stellen wir fest, daß 
auch dort große Gruppen nicht integriert worden 
sind, obwohl die Verfassungstradition und manches 
andere dort viel günstiger ist. Die US-Bürger aus 
süd- und osteuropäischen Ländern, aus mittel- und 
südamerikanischen Ländern, eben Menschen, die 
nicht „White-Anglo-Saxon-Protestants" sind, die 
diese Eigenschaften nicht vorweisen können, sind 
häufig nicht integriert. Da mögen die Touristen von 
malerischen Chinatowns schwärmen, aber die Poli-
tiker und die Verwaltungspraktiker registrieren in 
diesen Elendsvierteln der ethnischen Minderheiten 
Subkulturen und Krebsgeschwüre wie die Mafia, ge-
gen die seit Jahrzehnten Politik und Verwaltung 
kämpfen — bisher leider meist vergeblich. 

Gewiß, die USA sind daran nicht zerbrochen; das 
will ja niemand behaupten. Es ist, wie gesagt, ein 
weites Land mit anderen Traditionen. Aber selbst in 
diesem großen Land gibt es politische Zwänge, die 
man nicht gut finden kann. Die Griechen-Lobby 
blockierte ein Hilfsprogramm des Präsidenten für 
die Türkei. Die Politik der Vereinigten Staaten im 
Nahen Osten, gegenüber Polen sähe möglicherweise 
etwas anders aus, gäbe es nicht diesen ganz starken 
Druck der jüdischen US-Bürger bzw. der polnischen 
US-Bürger. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit bedeutet ein 
ausschließliches Treueverhältnis zwischen Staat 
und Staatsbürgern, eine ungeteilte Loyalität zum ei-
genen Staat. So war es bisher, und wir sollten diesen 
bewährten Grundsatz nicht leichtfertig aufs Spiel 
setzen. 

Meine Damen und Herren, ein letztes Wort: Es ist 
so viel von Lebensplanung die Rede. Die Ausländer 
sollten eine Entscheidung treffen. Ich finde das gut. 
Aber wie soll das denn geschehen? Zwischen wel-
chen Alternativen und Perspektiven sollen denn die 
Ausländer in Deutschland wählen? Diese Regierung 
hat ihnen doch gar nicht gesagt, welche Perspekti-
ven ihnen offenstehen. Trotz aller brennenden 
Aktualität fehlt es doch an einem Gesamtkonzept 
für die Ausländer. Deswegen glaube ich, daß man 
die Ausländer im Grunde überfordert, wenn man 
sagt, sie sollten jetzt wählen müssen. 

Ich möchte sagen: Es ist wichtig, daß wir über 
diese Themen weiter diskutieren. Wir müssen end-
lich eine Gesamtkonzeption im Hinblick auf die Aus-
länder in der Bundesrepublik entwickeln, damit sie 
sich wirklich klar entscheiden können, verantwor-
tungsbewußt, weil sie klare Alternativen haben. — 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Nach der Rede des 
Kollegen Olderog habe ich den Eindruck, man muß 
den Versuch machen, das Thema wieder auf das zu 
reduzieren, worum es eigentlich geht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mir scheint — entschuldigen Sie, Herr Kollege, 
wenn ich das so sage —, daß Sie den Gesetzentwurf 
nicht gelesen haben. Wir reden nicht darüber, wie 
viele Menschen in diesem Lande eingebürgert wer-
den, sondern wir reden darüber, wie wir den Auslän-
dern der zweiten und dritten Generation entgegen-
treten, die sich einbürgern lassen wollen: 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

ob die Behörden Ermessensentscheidungen treffen 
oder ob die Betroffenen die Sicherheit haben sollen, 
deutsche Staatsbürger werden zu können, wenn sie 
hier aufgewachsen sind, wenn sie hier die Schule be-
sucht haben, wenn sie hier ihre Lehre gemacht ha-
ben, wenn sie also lange Zeit in der Bundesrepublik 
gewesen sind. Wer sich für die Bundesrepublik ent-
scheidet, soll sich für die Bundesrepublik entschei-
den. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hier werden Ängste geweckt, Herr Kollege, die 
mit dem Inhalt des Gesetzentwurfes nichts zu tun 
haben. Was soll ich etwa von der Frage halten: Soll 
ein Ausländer auf Erwerb der deutschen Staatsbür-
gerschaft klagen können? Das wird dann noch mit 
der Behauptung versehen, das sei gänzlich neu. Na-
türlich können Ausländer in der Bundesrepublik 
klagen. Bei der Bundesrepublik Deutschland han-
delt es sich nämlich um einen Rechtsstaat. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist das Recht auch eines Ausländers, ein Recht 
einzuklagen. Das wollen wir doch wohl nicht ändern. 
Auch heute kann schon auf Erwerb der deutschen 
Staatsbürgerschaft geklagt werden. 

Eines ist richtig: Wir wollen den Ausländern der 
zweiten und dritten Generation Sicherheit geben. 
Wir reden nicht über Chinatown oder sonst etwas, 
sondern wir reden über Jugendliche, die hier in die 
Schule gegangen sind und hier ihre Lehre gemacht 
haben, die sich entscheiden, und zwar freiwillig, ihre 
eigene Staatsangehörigkeit aufzugeben und die 
deutsche anzunehmen. 

Damit tun diese jungen Ausländer etwas, was 
Herr Jentsch, wie ich finde, zu Recht gefordert hat. 
In Ihrer Rede, Herr Jentsch, war ein wichtiger Ge-
dankengang enthalten, und insofern stimme ich mit 
Ihnen völlig überein. Sie sagen, wir müßten in Zu-
kunft von dem einzelnen Ausländer verstärkt eine 
persönliche Entscheidung im Hinblick auf seine 
weitere Lebensplanung verlangen. Was ist denn mit 
dem Ausländer, der sich für die Einbürgerung ent-
scheidet? Hat er sich nicht entschlossen, sich für die 
Bundesrepublik, für den Aufenthalt hier, für die In-
tegration zu entscheiden? Ist er denn nicht bereit, 
auch Pflichten zu übernehmen wie etwa die Wehr-
pflicht? Es ist ja nicht — wie das in der Debatte bis-
her angeklungen ist —, als ob nur ein Geschenk ver- 
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teilt würde. Vielmehr werden mit der Entscheidung 
für die deutsche Staatsbürgerschaft auch die damit 
verbundenen Pflichten übernommen. Sollten wir 
nicht in dem Fall, in dem der junge Ausländer, der 
hier aufgewachsen ist, dazu bereit ist, diese Pflich-
ten auf sich zu nehmen, den Weg zurück abzuschnei-
den, seine eigene Staatsangehörigkeit aufzugeben, 
sich also wirklich endgültig für die Bundesrepublik 
entscheidet, nicht froh sein, weil er gerade diese Ent-
scheidung, die Sie von ihm fordern, zu treffen bereit 
ist? Oder sollten wir dann sagen, daß da ein Beamter 
auf irgendeiner Ausländerbehörde sagen kann: Du 
willst zwar, du bist auch bereit, die Pflichten zu über-
nehmen, aber wir wollen dich nicht, aus welchen 
Gründen auch immer? Soll diese Ermessensent-
scheidung wirklich in den Fällen noch offenbleiben? 
Es sind in der Tat wenige — das ist richtig —, leider 
sind es viel zu wenige, die bereit sind, diese Entschei-
dung zugunsten der Einbürgerung für sich persön-
lich zu treffen. Daß es noch wenige sind, ist doch 
kein Grund, zu sagen: Es müssen auch immer we-
nige bleiben. Das ist keine Lösung des Problems. 

Gott sei Dank steigt die Einbürgerungsbereit-
schaft langsam, ganz langsam. Wenn sich nur 1 % 
derjenigen, die sich nach geltendem Recht einbür-
gern lassen könnten, einbürgern lassen, dann ist das 
wenig. Wir wissen aber, daß die Einbürgerungsbe -
reitschaft bei der zweiten Generation höher als bei 
der ersten ist, und das wird sich so fortsetzen. Ich 
meine, wir hätten es in der Hand, mit diesem Gesetz 
ein Signal an die Adresse junger Ausländer zu sen-
den und zu sagen: Wer sich für uns entscheidet, wer 
sich dafür entscheidet, auf Dauer in der Bundesre-
publik Deutschland zu bleiben, der ist willkommen, 
das ist gewünscht, und wir begrüßen einen solchen 
Schritt und wollen ihn unterstützen, soweit wir es 
können. Wir können niemanden verpflichten, wir 
wollen niemanden verpflichten. Wir können und 
wollen niemanden zwingen, aber der, der selbst dazu 
bereit ist, diese Entscheidung zu treffen, der sollte 
uns sehr willkommen sein. 

Deswegen stimmt die These auch nicht, Herr Kol-
lege Jentsch, die Sie aufgestellt haben, die schon in 
der Debatte des Bundesrates eine Rolle gespielt hat 
und die sehr eingängig klingt, Einbürgerung könne 
niemals Mittel zur Integration, sondern allenfalls 
Ergebnis der Integration sein. Was will ich denn von 
einem Menschen noch mehr verlangen, als daß er 
bereit ist, den Weg in die Heimat abzuschneiden, die 
alte Staatsbürgerschaft aufzugeben und eine neue 
anzunehmen? Gibt es denn eine deutlichere Bereit-
schaftserklärung zur Integration als diese? Und wie 
sind denn die Wirkungen auf die Kinder? Natürlich 
ist es für die Kinder ein entscheidender Unterschied, 
ob sie als Deutsche oder als Ausländer aufwach-
sen. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Das ist eine 
probatio iuris et de iure dafür, daß er schon 

integriert ist!) 

— Herr Kollege Vogel, das trifft deshalb nicht zu, 
weil wir hier nicht über alle Ausländer reden. Ich 
meine, das ist bei dem, was Sie sagen, das entschei-
dende Versäumnis. Wir reden vielmehr über be-
stimmte Ausländer, nämlich über die Gruppe derje

-

nigen, die zwischen 18 und 21 Jahre alt sind und sich 
acht Jahre lang in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten. Für die Integration dieses Personenkrei-
ses gibt es ja beeindruckende Zahlen. Je länger der 
Schulaufenthalt ausländischer Kinder ist, desto 
stärker ist die Sprachkenntnis ausgeprägt, desto er-
folgreicher wird der Hauptschulabschluß erreicht. 
Gott sei Dank ist es so, daß die Ausländerkinder, die 
in der Bundesrepublik Deutschland die ganze Zeit 
die Schule besuchen, weil sie früh von ihren Eltern 
in die Bundesrepublik gebracht worden sind, einen 
genauso großen Hauptschulabschlußerfolg wie die 
deutschen Kinder haben. Über diesen Personen-
kreis reden wir. Deswegen glaube ich, daß die Vor-
aussetzungen, die in dem Gesetzentwurf formuliert 
worden sind, den Personenkreis beschreiben, bei 
dem die Integrationsbereitschaft vorausgesetzt wer-
den kann. Das ist das Ziel der gesetzlichen Formulie-
rung der Anspruchsvoraussetzungen. 

Herr Kollege Jentsch hat in einer Formulierung 
davon gesprochen, daß die Staatsbürgerschaft durch 
Postkarte beziehbar gemacht würde. Ich habe mich 
über diese oder eine ähnliche Formulierung schon 
mit dem Berliner Senator für Bundesangelegenhei-
ten, Herrn Blüm, im Bundesrat auseinandergesetzt. 
Herr Kollege Jentsch, gestatten Sie mir eine persön-
liche Bemerkung. Ich kenne und schätze Sie als ei-
nen sachlichen Kollegen. Ich wäre Ihnen wirklich 
dankbar, wenn Sie noch einmal überlegen würden, 
ob Sie eine solche Formulierung weiter aufrechter-
halten wollen. Es gibt in unserer Rechtsordnung 
viele Bereiche, wo wir gesetzliche Ansprüche formu-
lieren. In keinem dieser Bereiche diskriminieren wir 
eine solche gesetzliche Regelung dadurch, daß wir 
davon reden, hier werde etwas per Postkarte bezieh-
bar gemacht. Sie kämen nie auf die Idee, bei der In-
vestitionszulage, die wir als Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses beschließen werden, zu sagen: 
Hier werden Investitionshilfen per Postkarte be-
ziehbar gemacht, weil ein gesetzlicher Anspruch ein-
geräumt wird. 

(Broll [CDU/CSU]: Da werden auch dicke 
Fragebogen ausgefüllt!) 

Warum dann, bitte, bei diesem Thema? Wird da nicht 
auf Emotionalisierung in der Öffentlichkeit ange-
spielt? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sollten wir nicht alle die gemeinsame Verantwor-
tung spüren, so etwas zu unterlassen? Ich kann nicht 
mehr tun, als Sie darum zu bitten, Herr Jentsch, das 
zu unterlassen. 

Ich finde aber eines ganz schlimm: wenn wir in 
der Bundesrepublik dazu kämen, daß das Thema 
Ausländerpolitik, das natürlich von der Suche nach 
richtigen Lösungen, nach Verbesserungen be-
herrscht sein muß — und da sind wir im Augenblick 
alle dabei —, zu einem Tummelplatz emotionaler 
Auseinandersetzungen zwischen den Parteien wür-
de. Denn dafür ist die Verantwortung, die wir alle zu-
sammen haben, zu groß, die Verantwortung auch für 
das Verhältnis zwischen Deutschen und Ausländern 
zu groß, und die geschichtliche Verantwortung, die 
wir, alle Parteien gemeinsam, tragen, auch. 
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Es ist ja nicht so, daß in der Vergangenheit in der 

Ausländerpolitik massive Differenzen zwischen der 
Opposition und der Koalition gewesen wären. Die 
Ausländerpolitik wird länger betrieben, als diese so-
zialliberale Koalition an der Regierung ist. Sie ist 
immer gemeinsam von Bund und Ländern betrieben 
worden. Alle haben gemeinsam die Entscheidung 
getroffen. Die Anwerbemaßnahmen sind in den 60er 
Jahren eingeleitet worden. Der einmillionste Aus-
länder, der in die Bundesrepublik Deutschland kam, 
ist von allen gemeinsam gefeiert und begrüßt wor-
den. Die Abkehr vom Rotationsgedanken, der Ober-
gang zur Integration ist von allen gemeinsam getra-
gen worden, nicht nur von den politischen Parteien, 
sondern auch von den Gewerkschaften und den Ar-
beitgebern. Das Abkommen mit der Türkei, das jetzt 
zu Recht in der ganzen Debatte eine große Rolle 
spielt, ist von einer CDU-geführten Bundesregie-
rung geschlossen worden. 

Ich sage das alles nur, um an Sie eindringlich zu 
appellieren: Erwecken Sie nicht den Eindruck, hier 
gäbe es keine Verantwortung aller Parteien, son-
dern nur eine Verantwortung von zwei Parteien. Sie 
leisten damit einer emotionalisierenden parteipoliti-
schen Diskussion auf dem Gebiet der Ausländerpoli-
tik Vorschub. Das ist etwas, wovor auch Sie bei et-
was längerem Nachdenken und bei etwas längerer 
und nicht nur kurzfristiger Sicht Angst haben müß-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Olderog? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie dann noch einmal fragen: haben Sie tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür, daß die bisherige Rechts-
lage, die ja den staatlichen Behörden einen Ermes-
sensspielraum eingeräumt hat, wirklich zu Mißstän-
den und Mißbräuchen geführt hat? Haben Sie An-
haltspunkte dafür, daß die geltende Rechtsregelung 
tatsächlich integrationswillige und an der Einbürge-
rung interessierte Ausländer davon abgehalten hat, 
diesen Weg zu gehen? Oder sind es nur Vermutun-
gen, oder ist das nur so ein Gesetz, weil man halt mal 
etwas tun will? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, ich verstehe in Ihrer 
Argumentation eines nicht. Sie argumentieren 
zweigleisig. Sie verbinden auf der einen Seite mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzentwurfs schlimme 
Befürchtungen von fremdsprachigen Deutschen. 
Auf der anderen Seite sagen Sie: Alles, was da not-
wendig ist, geht doch schon nach geltendem Recht; 
der Gesetzentwurf würde also nichts ändern. Es 
kann doch nur eines von beidem stimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie können doch nicht sagen: Es geht nach gelten-
dem Recht schon alles, deswegen brauchen wir das 
Gesetz nicht, und auf der anderen Seite: Um Gottes 
willen, das Gesetz darf nicht in Kraft treten, sonst 
treten fürchterliche Zustände ein, — die Sie hier in 
einer Farbigkeit beschrieben haben, die mich sehr 
beeindruckt hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Urbaniak? 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, das viele Ausländer, die sehr lange 
bei uns sind und sich sehr gern Einbürgern lassen 
möchten, davor zurückschrecken, weil vor allen Din-
gen das Verfahren sehr langfristig und mit erhebli-
chen Gebühren, also finanziellen Belastungen ver-
bunden ist, so daß man gerade darum eine solche 
Rechts- und Gesetzesregelung wünscht, wie wir sie 
in Vorbereitung haben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege Urbaniak, aus mei-
ner täglichen Erfahrung, in der sich viele Ausländer 
brieflich an den Bundesminister des Innern wenden, 
kann man das nur bestätigen. Natürlich sind die Ge-
bühren für jeden Ausländer eine Sache der Überle-
gung. Wenn Dreiviertel eines Monatsgehalts als Ge-
bühr verlangt werden kann, dann ist das nicht etwas, 
was jemand unberücksichtigt ließe. Das gleiche gilt 
auch häufig für die Unsicherheit über die gesetzli-
chen Anspruchsvoraussetzungen oder Einbürge-
rungsvoraussetzungen, die bei vielen Ausländern 
vorhanden ist. 

Ich glaube persönlich nicht, daß mit der Verab-
schiedung dieses Gesetzentwurfs eine radikale Ver-
änderung von eben auf jetzt eintreten wird. Aber ich 
sehe in dem Gesetzentwurf einen kleinen Schritt in 
die richtige Richtung und ein Signal des Gesetzge-
bers der Bundesrepublik Deutschland an die Aus-
länder: Wer sich einbürgern lassen will, ist willkom-
men. Das halte ich im Sinne des Klimas, im Sinne 
der Rechtssicherheit für die Betroffenen und im 
Sinne der Transparenz für einen wichtigen Schritt, 
nicht für die Lösung des Ausländerproblems, aber 
für einen kleinen, jedoch wichtigen Schritt zur Lö-
sung des Ausländerproblems. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Urbaniak? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Gerne. 

UrbanIak (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß, wenn wir dieses Gesetz haben 
werden, alles ausdrücklich auf freiwilliger Grund-
lage beruht, daß keiner gezwungen wird, sondern 
sich jeder frei entscheiden muß, ob er sich einbür-
gern lassen will oder nicht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Ja. 

Lassen Sie mich noch etwas zu einem Argument 
sagen, das hier in der Debatte und auch schon in der 
ersten Lesung im Bundesrat eine Rolle gespielt hat. 
Es geht um die Frage, wo das alles geregelt werden 
sollte. Da gibt es die Meinung, ein eigenes Gesetz sei 
falsch; man solle eine Regelung über die Einbürge-
rungsrichtlinien anstreben. Ich frage diejenigen, die 
diese Position die ganzen letzten Jahre vertreten ha-
ben — der Herr Kollege Hirsch hat ja, damals noch 
Innenminister Nordrhein-Westfalens, einen solchen 
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Gesetzentwurf bereits vor langer Zeit im Bundesrat 
eingebracht —, ich frage diejenigen, die sagen, das 
müsse in den Einbürgerungsrichtlinien geregelt 
werden, warum sie nicht einen Anlauf unternom-
men haben, um diese Einbürgerungsrichtlinien zu 
ändern. Ich frage mich: Ist denn nicht ein Gesetz 
wirklich transparenter für den Betroffenen, schafft 
nicht es nicht mehr Rechtssicherheit? Da kann ich 
mich auf das beziehen, was der Kollege Hirsch ge-
sagt hat. 

Darüber hinaus muß ich im Deutschen Bundestag 
und als Parlamentarier auch fragen: Wäre es nicht 
ein Armutszeugnis für das Parlament, wenn es sag-
te, dies sollten einmal die Exekutiven des Bundes 
und der Länder regeln, 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

dies sie eine Frage, die uns nichts angeht oder mit 
der wir nicht zu tun haben wollen? Es handelt sich 
doch ganz offensichtlich um eine wichtige Frage; 
sonst hätten wir darüber keine Debatte. Wenn es 
sich aber um eine wichtige Frage handelt, sollten wir 
alle als Parlamentarier, finde ich, Wert darauf legen, 
daß die politische Frage durch das Parlament und 
nicht durch die Exekutive entschieden wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Olderog? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, ich würde gerne 
zum Ende kommen. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Sie haben vorhin meine 
Frage leider nicht beantwortet! Ich hatte gefragt, ob 
Sie nachgeprüft haben, ob es tatsächlich Mißstände 
gegeben hat, die Sie veranlassen, von der Ermes-
sensregelung wegzukommen und zu diesen zwin-
genden Voraussetzungen zu gelangen. 

Zweitens frage ich Sie, ob Sie mir bestätigen kön-
nen, daß die von Ihnen angestrebte Regelung auch 
dazu führen kann, daß nicht integrationswillige und 
nicht integrationsfähige Persönlichkeiten die deut-
sche Staatsangehörigkeit erwerben, aus welchen 
Gründen auch immer sie sie erwerben wollen, daß 
also nicht mehr gewährleistet ist, daß ungeeignete 
Persönlichkeiten ferngehalten werden. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, ich möchte jetzt ei-
gentlich nicht in eine Ausschußberatung eintreten, 
will aber die Frage wenigstens kurz beantworten. 

Meine erste Antwort lautet: Ich halte es für einen 
Mißstand, daß ein junger Ausländer, der sich dafür 
entscheidet, seine alte Staatsbürgerschaft aufzuge-
ben und die deutsche anzunehmen, dafür Geld zah-
len muß, daß wir ihn also nicht so — froh darüber, 
daß er die Entscheidung, die Herr Jentsch zu Recht 
von ihm gefordert hat, getroffen hat — aufnehmen, 
daß er dafür keine Gebühr zahlen muß. Ich halte 
schon das für eine Mißstand. 

Ich halte es auch für einen Mißstand, daß die Ant-
worten auf die Frage, ob und unter welchen Voraus-

setzungen eingebürgert wird, letztlich Ermessens-
entscheidungen sind, die nicht einmal gesetzlich fi-
xiert sind, wo das Parlament gesagt hat, es soll eine 
Ermessensentscheidung unter bestimmten Vorga-
ben sein. Es ist ein Mißstand, daß es sich hier um Re-
gelungen in Verwaltungsrichtlinien handelt. — Dies 
nur, um einmal zwei Mißstände aufzuzeigen. 

Meine zweite Antwort lautet: Wenn es Ihnen wirk-
lich nur darum geht, zu sagen, alles, was an Einbür-
gerungen notwendig ist, könne schon nach gelten-
dem Recht stattfinden, kann das Gesetz ja nicht so 
schlimm sein. Dann sollten sie ihm eigentlich zu-
stimmen, weil es nur das, was auch nach Ihrer Mei-
nung richtig ist, auf eine gesetzliche Basis stellt. 

Dr. Olderog [CDU/CSU]: Es ermöglicht 
Richtiges und Falsches!) 

Mit der Zustimmung des Parlaments werden die 
Ausländerbehörden allerdings auf einer sicheren 
Rechtsgrundlage arbeiten, als es sonst der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, mein Appell zum 
Schluß: Das Gesetz enthält ein Angebot an die Aus-
länder, es enthält sicherlich auch ein Signal an die 
Ausländer der zweiten und der dritten Generation, 
um die es hier geht. Meine Bitte ist: Es wäre sinnvoll 
und wichtig, wenn wir in den Ausschußberatungen 
dazu kommen könnten, eine einvernehmliche Lö-
sung zu finden, denn es handelt sich um eine Frage, 
von der ich glaube, sie sollte außerhalb des parteipo-
litischen emotionalen Streits bleiben, sie sollte von 
allen Vertretern des deutschen Volkes gemeinsam 
gefunden werden können. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Entwurf an 
den Innenausschuß — federführend — und zur Mit-
beratung an den Rechtsausschuß und an den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung zu überweisen. 
— Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall; dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Vogel (Ennepetal), Dr. Dregger, Spranger, 
Dr. Mertes (Gerolstein), Erhard (Bad Schwal-
bach), Dr. Miltner, Dr. Wittmann, Broll, Dr. 
Jentsch (Wiesbaden), Dr. Laufs, Regenspur-
ger und der Fraktion der CDU/CSU 

Anschläge auf Jugoslawen in der Bundesre-
publik Deutschland 

— Drucksache 9/1334 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort zur Begrün-
dung und in der Aussprache hat Herr Abgeordneter 
Vogel (Ennepetal). 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir zu die-
sem Tagesordnungspunkt eine Vorbemerkung. Der 
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Antrag, den ich heute begründen soll, stammt vom 
8. Februar 1982. Er war damals aktuell ausgelöst 
durch den im Januar dieses Jahres erfolgten Mord-
anschlag in der Nähe von Heilbronn auf drei aus der 
Provinz Kosovo stammende Exiljugoslawen albani-
scher Volkszugehörigkeit. 

Es gehört für mich nach den langen Jahren der 
Zugehörigkeit zu diesem Hohen Hause zu den uner-
gründlichen Geheimnissen der Arbeit in diesem 
Parlament, daß es offenbar unmöglich ist, solche An-
träge in zeitlicher Nähe zu den sie auslösenden Er-
eignissen zu debattieren. Ich will mich jetzt nicht 
über die Frage auslassen, warum das so ist. Ich spre-
che es nur deshalb an, weil ich meine, wir sollten uns 
mit diesem Zustand unserer Arbeit trotz aller gegen-
teiligen Erfahrungen nicht abfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Antrag verfolgt nicht das Ziel — das möchte 
ich gleich zu Beginn betonen — die Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland zur Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien zu verschlech-
tern. Im Gegenteil, wir von der CDU/CSU legen gro-
ßen Wert auf die Förderung guter Beziehungen zu 
Jugoslawien. Daran möchte ich keinen Zweifel auf-
kommen lassen. 

(Broll [CDU/CSU]: Aber nicht zum jugo-

slawischen Geheimdienst!) 

Aber der Wunsch nach guten Beziehungen muß auf 
beiden Seiten von einem Verhalten und von Bemü-
hungen begleitet sein, die die Entwicklung guter Be-
ziehungen möglich machen. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir in der Bundesrepublik Deutschland haben 
dazu in der Vergangenheit unseren Beitrag gelei-
stet. Als wir im Jahr 1972 die rechtlichen Grundla-
gen der Arbeit unseres Verfassungsschutzes neu re-
gelten, haben wir dem Verfassungsschutz auch die 
Aufgabe zugewiesen, Unterlagen für Zwecke des 
Schutzes gegen Bestrebungen im Bundesgebiet zu 
sammeln, die durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen aus-
wärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland 
gefährden. Insbesondere in bezug auf die Kroati-
schen Exilorganisationen sind die deutschen Sicher-
heitsbehörden sorgsam bemüht gewesen, auf Ge-
waltanwendung abzielende Aktivitäten zu erkennen 
und zu verhindern. 

Am 22. September 1978 hat das Bundesministe-
rium der Justiz eine Zusammenstellung der Verur-
teilungen von Gewalttätern jugoslawischer Volkszu-
gehörigkeit durch deutsche Gerichte, zurückgehend 
bis zum Jahr 1964, vorgelegt und dabei darauf hinge-
wiesen, daß in der Bundesrepublik Deutschland ju-
goslawische Volkszugehörige wegen Straftaten, die 
gegen die Volksrepublik Jugoslawien gerichtet wa-
ren, stets zu schweren Strafen verurteilt worden 
sind. 

Vor bald sechs Jahren hat der damalige Bundesin-
nenminister Maihofer zwei exilkroatische Organisa-
tionen verboten, Organisationen, die in kriminelle 
Handlungen gegen Jugoslawien und gegen Bürger 
dieses Landes — Jugoslawiens — verwickelt waren. 

Wir von der CDU/CSU haben dieses Verbot damals 
begrüßt, aber gleichzeitig erklärt, daß es überzeu-
gender gewirkt hätte, wenn die Bundesregierung 
gleichzeitig ein deutliches Wort zu den zahlreichen 
Terrorakten auf bei uns lebende Exilkroaten, Exil-
serben und Exilslowenen gesagt hätte. Terror, der 
sich gegen solche Emigrantengruppen richtet, ist in 
gleicher Weise verabscheuungswürdig wie Terror, 
der von bestimmten extremen Emigrantengruppen 
ausgeht. 

Damals haben wir in sehr verhaltener Weise auf 
eine sich über viele Jahre hinziehende, niemals ab-
reißende Kette meist unaufgeklärt gebliebener 
Mordanschläge, besonders auf Exilkroaten, in unse-
rem Land hingewiesen. Für kundige Fachleute 
stand eigentlich immer fest, daß diese Mordan-
schläge von der Polizei und von den Nachrichten-
diensten in Jugoslawien organisiert werden. Sie sind 
Teil innenpolitischer Auseinandersetzungen in Ju-
goslawien, die hier auf dem Territorium der Bundes-
republik Deutschland ausgetragen werden. 

Bewirkt hat unser Hinweis leider nichts. Bewirkt 
haben auch die diskreten Demarchen der Bundesre-
gierung nichts. Nach außen, meinen wir, hat die Bun-
desregierung sogar exzessiv geschwiegen. Ein Beleg 
dafür ist die Kleine Anfrage meiner Fraktion aus 
dem Jahre 1978, die auf eine Initiative unseres Kolle-
gen Dr. Miltner zurückging und mit der die Bundes-
regierung nach ihren Erkenntnissen über politisch 
motivierte Gewalttaten jugoslawischer Staatsange-
höriger auf dem Boden der Bundesrepublik gefragt 
worden ist. Diese Kleine Anfrage hat die Bundesre-
gierung niemals beantwortet. Spätestens nach der 
Verweigerung der Auslieferung in Jugoslawien fest-
gehaltener Terroristen — es handelte sich um Bri-
gitte Mohnhaupt, Sieglinde Hofmann, Rolf-Clemens 
Wagner und Peter Boock — und nach ihrer Freilas-
sung durch die jugoslawischen Behörden bestand 
überhaupt kein Grund mehr, die Kleine Anfrage 
nicht zu beantworten. Schon damals, 1978, hätte es 
Grund genug gegeben, ein deutliches Wort in Rich-
tung Jugoslawien zu sagen. 

Vielleicht darf ich einen Vorgang aus dem Winter 
1977/78 in das Gedächtnis zurückrufen. Damals war 
ein jugoslawischer Agent festgenommen worden, 
bei dem der substantiierte Verdacht bestand, mit der 
Vorbereitung eines Anschlages auf einen oder zwei 
bei uns lebende Emigranten befaßt gewesen zu sein. 
Es bestand weiter der gravierende Verdacht, daß an 
dieser Angelegenheit amtliche jugoslawische Stel-
len beteiligt wesen waren. Zu einem den Hergang 
klärenden Gerichtsverfahren ist es nicht gekom-
men, weil die jugoslawische Seite rechtzeitig einen 
Mitarbeiter der Arbeiterwohlfahrt als Geisel genom-
men hatte, den sie nur gegen Zulieferung ihres 
Agenten freigab. 

Es ist nach den Mordanschlägen von Heilbronn an 
der Zeit, daß dieses Parlament ein deutliches Wort 
zu der fortgesetzten Verletzung der Souveränität der 
Bundesrepublik Deutschland durch amtliche jugo-
slawische Stellen sagt. Mir ist kein Land bekannt, das 
so unverfroren über Jahrzehnte hinweg durch amtli-
che Stellen auf dem Boden eines anderen Staates 
immer wieder innenpolitische Gegner umbringen 
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oder — wie etwa im Fall Ciček vor fünf Jahren — 
entführen läßt. Wir müssen der jugoslawischen Re-
gierung klarmachen, daß wir ein solches Verhalten 
nicht länger hinzunehmen bereit sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ein solches Verhalten ist für die Entwicklung der 
Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern 
schlechthin unerträglich. 

In der Beantwortung unserer Kleinen Anfrage 
vom 8. Februar dieses Jahres hat die Bundesregie-
rung am 23. Februar mitgeteilt — ich verweise auf 
die Drucksache 9/1378 —, daß seit dem 1. Januar 
1970, also im Verlauf von zehn Jahren, bei 14 An-
schlägen gegen bei uns lebende Exilkroaten, Exil-
serben und sonstige Exiljugoslawen 18 Personen ge-
tötet worden sind. Nur bei drei Vorfällen konnten 
Täter ermittelt werden. Bei dem einzigen Fall, der 
bislang zu einer gerichtlichen Verurteilung geführt 
hat — es handelt sich um das Urteil des Schwurge-
richts Saarbrücken im Prozeß gegen die Beteiligten 
des Attentats auf den Exilkroaten Franjo Goreta —, 

ist vom Gericht die Tatbeteiligung amtlicher jugo-
slawischer Stellen festgestellt worden. Der Vorsit-
zende des Schwurgerichts hat bei seiner mündlichen 
Urteilsbegründung im Sommer vorigen Jahres 
hierzu ausgeführt: 

Es kann nicht hingenommen werden, daß auf 
unserem Boden Killeraufträge ausgeführt wer-
den, die von fremden Staaten zur Lösung ihrer 
innerstaatlichen Probleme veranlaßt werden. 

Leider müssen wir davon ausgehen, daß bei allen 14 
Anschlägen seit dem 1. Januar 1970 amtliche jugo-
slawische Stellen ihre Hand im Spiel gehabt haben. 

Aus den Erfahrungen unserer eigenen Geschichte 
heraus haben wir jeden Grund zu besonderer Sensi-
bilität gegenüber staatlich angeordnetem und poli-
tisch motiviertem Mord oder zu entsprechenden Fäl-
len der Entführung. 

Wir haben auch jeden Grund, für die Freiheit und 
Sicherheit derer einzustehen, die bei uns politisches 
Asyl gesucht und gefunden haben. Es darf keine 
Gruppe politischer Asylanten in unserem Lande ge-
ben, die von anderen Staaten wie vogelfrei behan-
delt wird. 

Ich will an einen besonders krassen Fall erinnern. 
Am 13. Januar 1980 wurde der Exilkroate Nikola Mi-
licevic in Frankfurt vor seiner Haustür erschossen. 
Anderthalb Jahre zuvor war seine Auslieferung an 
Jugoslawien abgelehnt worden, zu Recht abgelehnt 
worden, denn Milicevic genoß in unserem Land poli-
tisches Asyl. Die Tatwaffe, die man damals festge-
stellt hat, war genau von der Art, die unsere Polizei 
bei Anschlägen gegen Emigranten aus Jugoslawien 
immer wieder antrifft. 

Tötung von Menschen auf deutschem Boden, die 
sich dem Schutz unseres Landes anvertraut haben, 
können wir nicht dulden. Ausübung von Staatsterro-
rismus in einem Nachbarland verstößt eindeutig 
auch gegen die KSZE-Schlußakte von Helsinki, die 
Jugoslawien mitunterzeichnet hat. 

Meine Damen und Herren, wir bitten alle Fraktio-
nen des Deutschen Bundestages, unseren Antrag zu  

unterstützen, damit die Bundesregierung auf der 
Grundlage eines einmütigen Votums des Parla-
ments die notwendigen Schritte tun kann, um die ju-
goslawische Seite endlich zur Einstellung ihres 
menschenverachtenden Tuns zu veranlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Tietjen. 

Tietjen (SPD): Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Kollege Vogel, ich bin Ihnen 
sehr dankbar, daß Sie dieses sensible Thema, das 
auf Grund Ihres Antrags hier nun leider — sage ich 
vorweg — in aller Öffentlichkeit zu bereden ist, in 
solcher Sachlichkeit dargestellt haben. Das ist bei 
Kolleginnen und Kollegen Ihrer Fraktion in bezug 
auf andere Punkte ja nicht unbedingt selbstver-
ständlich. In den meisten Fällen werden sogar sehr 
unsachliche Wortbeiträge geliefert. Ich bin Ihnen 
ausgesprochen dankbar für Ihre Art der Sachlich-
keit. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Dieses Er

-l

ebnis haben Sie in Ihrer Fraktion nie?) 

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion er-
klärt — sie hat nie etwas anderes gesagt —: Das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland gilt für je-
den Bürger in diesem Staat und für jeden Bürger, 
der sich in diesem Staat aufhalten will. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist aber ko

-

misch!) 

— Sie sind aber ein schrecklicher Demokrat, wenn 
Sie darüber lachen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die Verfassung gilt 
unterschiedlich!) 

— Sie sind aber ein schlechter Demokrat, wenn Sie 
darüber lachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Diese Beleidi

-

gung des Kollegen Bötsch können wir nicht 
hinnehmen!) 

Das Recht der Bundesrepublik Deutschland gilt für 
jeden Bürger dieser Bundesrepublik wie auch für je-
den Gast, der sich hier aufhält. 

Ich darf auch sagen: Wir Sozialdemokraten lehnen 
jede Gewalt in diesem Lande ab und fordern die da-
für zuständigen Sicherheitsbehörden auf, alle mögli-
chen Anstrengungen zu unternehmen, um ein opti-
males Ergebnis bei der Verfolgung leider nicht zu 
verhindernder Straftaten zu erreichen. Das ist ge-
lungen, und dafür sagen wir den Sicherheitsbehör-
den auch Dank. 

Allerdings darf ich zu diesem Thema auch sagen, 
daß man sich im gesamten Bereich der inneren Si-
cherheit davor hüten sollte — ich tue das grundsätz-
lich —, den Bund als alleinzuständigen hinzustellen, 
wie Sie das sehr oft tun, man sollte vielmehr deutlich 
machen, daß auch die Länder in ähnlichem Maße 
Verantwortung bei der Verfolgung solcher strafba-
ren Handlungen tragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
parlamentarische Beratung zu dem Thema Mord 
und Totschlag gegen Jugoslawen in der Bundesre- 
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publik Deutschland findet heute nicht zum ersten-
mal statt. Die Debatte über dieses Thema wird schon 
seit 1966 geführt. Wir müssen jedoch als Ergebnis 
feststellen, daß ein Teil derjenigen Straftäter, von 
denen hier die Rede ist, festgenommen werden 
konnte; ein Teil der schon überführten Täter konnte 
fliehen, und es befinden sich immer noch einige auf 
freiem Fuß. Das ist aber nicht ungewöhnlich. Leider 
ist es so, sage ich. Das Ergebnis dieser Beratung 
durch Fragen in der Fragestunde und durch Kleine 
Anfragen, die Sie immer wieder gestellt haben, hat 
also die Sache eigentlich überhaupt nicht verändert 
und auch nicht verändern können. Darum habe ich 
die große Sorge: Wenn wir dieses — wie ich zu An-
fang gesagt habe — sensible Thema weiter in aller 
Öffentlichkeit behandeln, ändern wir überhaupt 
nichts an dem Sachstand, daß weiterhin Terroristen 
auf deutschem Boden jugoslawische Mitbürger um-
bringen. 

(Broll [CDU/CSU]: Liegt das an der deut

-

schen Polizei?) 

Mit der öffentlichen Erörterung — — 

(Vogel  [Ennepetal] [CDU/CSU]: Darf ich 
eine Frage stellen?) 

— Sie können sich ja melden. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann stellen Sie bitte 
eine Zwischenfrage. 

Tietjen (SPD): Das können Sie ja machen. Dagegen 
habe ich nichts. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Kollege Tietj en?  

Tietjen (SPD): Ja, bitte. 

Vizepräsident Frau Renger: Ja. Bitte, Herr Abgeord-
neter Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Kollege, wür-
den Sie so freundlich sein, zu erläutern, was Sie in 
diesem Fall unter „Terroristen" verstehen? Wir müs-
sen j a davon ausgehen, daß es Täter sind, die im Auf-
trag amtlicher Stellen Jugoslawiens handeln. 

Tietjen (SPD): Herr Kollege Vogel, davon kann ich 
nicht ausgehen, weil gesicherte Erkenntnisse dar-
über fehlen, daß sie im Auftrag jugoslawischer 
Dienststellen handeln. Es tut mir leid. Sie haben vor-
hin in Ihrem Beitrag mehrmals gesagt: Wir schlie-
ßen nicht aus oder ich schließe nicht aus, daß Regie-
rungsstellen beteiligt sein können. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU]) 

Es ist nirgendwo vollinhaltlich begründbar oder be-
weisbar — ich habe mir das auf einem Blatt aufge-
schrieben —, daß jugoslawische Dienststellen an 
diesen Mordanschlägen beteiligt sind oder daß von 
ihnen die Aufträge kommen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Kennen Sie das 
Urteil nicht? — Zuruf des Abg. Vogel [Enne

-

petal] [CDU/CSU]) 

— Meine Zeit läßt das nicht zu, Herr Kollege Vogel. 
Ich bitte um Verständnis. 

(Broll [CDU/CSU]: Ihre Argumente schei

-

nen zu wenig zu sein!) 

Ich will jetzt mit wenigen Worten zu dem Antrag 
kommen, der im Innenausschuß zu beraten sein 
wird. An Sie ist zu gegebener Zeit und Stunde die 
Frage zu richten — und das werden wir tun —, wel-
che Maßnahmen Sie denn meinen, die von der Bun-
desregierung ausgehen könnten, wenn Jugoslawien 
nicht entsprechende Schritte einleitet, wie Sie sie 
sich vorstellen. Welche Schritte das sind, weiß ich 
nicht. Welche Maßnahmen? Gehen Sie vielleicht so 
weit — diese Frage muß erlaubt sein —, die diploma-
tischen Beziehungen mit Jugoslawien auf Grund 
von Vermutungen abbrechen zu wollen? In der Mitte 
der Begründung Ihres Antrags erwähnen Sie auf der 
zweiten Seite die Konferenz für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa. Die beanspruchen Sie im-
mer dann, wenn es Ihnen paßt, meine Damen und 
Herren. Die haben Sie damals im Bundestag hier in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht mittragen 
wollen. Ich finde es sehr erstaunlich, daß Sie dann 
und wann darauf zurückgreifen. 

Es gibt nach meiner und unserer Kenntnis über-
haupt keine gesicherten — ich betone: gesicherten 
— Erkenntnisse, daß Anhaltspunkte vorliegen, die 
die Beteiligung regierungsamtlicher Stellen Jugo-
slawiens an diesen Attentaten belegen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Es liegt doch ein 
Urteil vor, Herr Kollege!) 

— Es liegt ein Urteil vor. In der Urteilsbegründung 
gibt es einen Satz, einen einzigen Satz dazu. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Das reicht doch!) 

Sie wissen das doch genauso wie ich. 

Entscheidend ist für mich die außenpolitische Wir-
kung, die entsteht, wenn wir uns an der öffentlichen 
Beratung weiterhin beteiligen. 

Herr Kollege Vogel, Sie haben auf Ihre Kleine An-
frage aus dem Jahr 1978 Bezug genommen. Die ist 
nicht beantwortet worden. Ich meine, sie ist damals 
von der Bundesregierung mit Recht nicht beantwor-
tet worden. Aber Sie haben doch Gelgenheit im In-
nenausschuß gehabt. Da gibt es eine Tafel mit der 
Aufschrift: „Streng geheim — Geheim — VS-Ver-
traulich". Sie haben Gelegenheit gehabt, all diese 
Fragen, die Sie bewegen, im Innenausschuß in ver-
traulichem Kreis in diesem Teil des Parlaments zu 
erfragen. Sie haben die Möglichkeit von 1978 bis 
zum heutigen Tag nie genutzt. 

Darum muß ich davon ausgehen, daß Sie diesen 
sensiblen Punkt auch als eine Möglichkeit der politi-
schen Show betrachten. 

(Löffler [SPD]: Leider wahr! — Vogel [En

-

nepetal] [CDU/CSU]: Sie können die Um

-

stände von damals nicht wissen, weil Sie 
nicht hier waren!) 

Ich will auch aufzeigen, was die Bundesregierung 
in dieser Frage, die uns alle belastet, in den vergan-
genen Jahren gemacht hat. Sie wissen das auch. Sie 
wissen, daß es ein Protokoll gibt, das zwischen dem 
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jugoslawischen Innenminister und dem Bundesin-
nenminister, Herrn Baum, besprochen und letztlich 
auch verabschiedet worden ist. Nach sehr sorgfälti-
ger, 1977 begonnener Ausarbeitung durch Fachleute 
ist das Papier 1980 endlich verabschiedet worden. In 
dieser Erklärung beider Länder und beider Regie-
rungen heißt es, daß „beide Seiten entschieden alle 
kriminellen Handlungen und Gewalttaten verurtei-
len, die gegen die guten Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern gerichtet sind". Sie sind u. a. auch 
der Auffassung, daß „der Gewalt und dem Terror von 
Einzelpersonen, Gruppen, Vereinigungen oder Orga-
nisationen mit allen zur Verfügung stehenden und 
zulässigen Mitteln im Einklang mit den geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen beider Länder entge-
gengetreten werden soll". — Das ist in diesem Pa-
pier so festgeschrieben, in einem vereinbarten Pa-
pier. Darüber hinaus wissen Sie ja auch, daß der 
Bundeskanzler dieser Bundesrepublik diese Frage 
in seinen Begegnungen mit dem jugoslawischen Mi-
nisterpräsidenten immer wieder angesprochen hat 
und daß es darüber auch einen Vermerk gibt, einen 
zwar nicht bindenden, aber immerhin einen Ver-
merk. Sie wissen genauso wie ich, daß es ständige, 
ganz fest vereinbarte Begegnungen zwicken Sicher-
heitsbehörden der Bundesrepublik Deutschlands 
und Jugoslawiens gibt. Die letzte Begegnung war die 
einer Delegation des Bundeskriminalamtes mit ju-
goslawischen Sicherheitsbehörden Anfang dieses 
Jahres. 

(Broll [CDU/CSU]: Thema?) 

— Fragen Sie mich doch nicht, welche Themen da 
behandelt werden; das ist doch ganz klar: u. a. auch 
dieses Thema — das ist der entscheidende Punkt, 
Herr Broll — es ist dort behandelt worden und wird 
auch künftig behandelt werden. Sie können also 
nicht so tun — den Eindruck möchte ich aus außen-
politischen Gründen nicht stehenlassen —, als ob all 
das, was vereinbart ist, einseitig nicht gehalten wird. 
Dazu, dies zu tun, haben Sie nach meiner Auffas-
sung keinen Anlaß. 

(Broll [CDU/CSU]: Jetzt stellen Sie sich un

-

wissender, als Sie doch hoffentlich sind! — 
Dr.  Miltner [CDU/CSU]: Da ist etwas ver

-

einbart worden?) 

Dieses Verhalten, dieser Hinweis auf nicht ganz er-
kennbares Vertrauen in die Regierung Jugoslawiens 
kann natürlich zu einer Belastung der Beziehungen 
zu diesem Staat Jugoslawien führen; das müssen Sie 
bekennen. 

Ich habe, wie gesagt, davon gesprochen, daß dies 
ein sensibles Thema sei. Ich meine, daß wir im In-
nenausschuß, der ja nach der Empfehlung des Älte-
stenrates federführend sein soll, die Möglichkeit ha-
ben, an die Regierung alle damit zusammenhängen-
den Fragen — wie gesagt, unter Einschaltung dieser 
Tafel, die dort im Saale ist: „Streng geheim", „Ge-
heim" und „VS-Vertraulich" — zu stellen. Allerdings 
bin ich hier schon der Meinung, daß dies ein Thema 
ist, das in der Presse, in der Öffentlichkeit nicht 
breitgetreten werden darf, meine Damen und Her-
ren. Darum stimmen wir zwar dem Überweisungs-
vorschlag zu, ermuntern Sie, alle Ihre Fragen im In-
nenausschuß zu stellen, aber ich habe die Bitte an 

Sie, Vernunft zu zeigen und die Öffentlichkeit aus 
diesem Thema herauszulassen. — Ich danke für Ihre 
Geduld. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Broll 
[CDU/CSU]: Das kann Ihnen so passen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Vogel, da 
Sie den vorliegenden Antrag als erster unterschrie-
ben haben, fällt es mir schwer — aber es muß sein 
bei aller gebotenen Zurückhaltung —, den Antrag 
als nicht sehr überlegt zu bezeichnen. 

Sie verlangen die Verurteilung des jugoslawi-
schen Staates. Da wird man die Frage stellen kön-
nen, was mit einer solchen Verurteilung erreicht 
wäre und ob sie mehr schadet als nutzt. Auf jeden 
Fall kann man zu ihr ja wirklich nur dann kommen, 
wenn man im Besitz eindeutiger, belegter oder, wie 
wir manchmal sagen, gerichtsfester Erkenntnisse 
wäre. 

Nun ist es zutreffend und völlig unbestreitbar, daß 
es auf deutschem Boden zahlreiche Delikte gegen 
jugoslawische Emigranten, aber auch gegen Ange-
hörige jugoslawischer Konsulate gegeben hat. Mir 
liegt eine Zusammenstellung aus den Jahren 1969 
bis 1978 vor. In diesen neun Jahren — wie gesagt, die 
Zusammenstellung ist nicht vollständig; sie reicht 
nur bis 1978 — wurden elf vollendete und 19 ver-
suchte Tötungsdelikte, 15 Sprengstoffanschläge, elf 
Brandstiftungen und 14 Anstiftungen oder Verabre-
dungen zu Tötungsdelikten gezählt. Dabei müssen 
politische Motive angenommen werden, weil sich 
diese Delikte gegen Personen oder Personengrup-
pen richten, die in zum Teil äußerst scharfer Weise 
gegen den jugoslawischen Staat und seinen Bestand 
agitieren, und zwar nicht nur in der Bundesrepublik, 
sondern auch mit Kontakten zu Emigrantenorgani-
sationen in anderen europäischen und außereuro-
päischen Ländern. Auch bei den Anschlägen gegen 
konsularisches Personal dürften kaum individuelle, 
sondern politische Motive vorgelegen haben. Es han-
delt sich bei den aufgezählten Delikten mit großer 
Wahrscheinlichkeit um Straftaten aus politischen 
Motiven. 

Es besteht — wie hier ja auch zum Ausdruck ge-
kommen ist — zwischen allen Fraktionen völlige Ei-
nigkeit darüber, daß es nicht hingenommen werden 
kann, wenn Ausländer auf dem Boden der Bundes-
republik mit dem Mittel der Gewalt ihre politischen 
Auseinandersetzungen fortführen. Dieser Grund-
satz gilt unabhängig davon, ob der jeweilige Heimat-
staat von Ausländern — welcher auch immer das 
sein mag — sich an solchen Taten beteiligt, sie för-
dert, sie begünstigt, sie anregt, sie duldet, sie nicht 
verhindert. Wir können und wollen keine Privat-
kriege und keine Selbstjustiz dulden. 

Es besteht auch völlige Einigkeit darüber, daß 
durch solche politischen Auseinandersetzungen die 
Ausländerfeindlichkeit geschürt wird und daß damit 
die Integrationsprobleme, denen wir uns gegenüber 
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sehen, durch politischen Extremismus nachteilig 
vergrößert und erschwert werden. Es gibt solche 
Vorgänge zwischen Jugoslawen, Serben und Kroa-
ten, unter Türken und, wie in den letzten Tagen, un-
ter Iranern. Ein Ausländer, der bei solchen Ausein-
andersetzungen das Gastrecht durch die Anwen-
dung von Gewalt mißbraucht, sollte unser Land ver-
lassen müssen. 

Dem Antrag der Opposition geht es aber nicht um 
die Ausweisung einzelner Ausländer, sondern um 
die politische Verurteilung der Republik Jugosla-
wien. Sie ist nur dann möglich, wenn ein eindeutiger 
Beweis dafür vorliegt, daß eine nachrichtendienstli-
che Tätigkeit auf deutschem Boden zu den darge-
stellten Straftaten genutzt worden ist. Die in Ihrem 
Antrag dazu benutzte Formel, das sei „allgemein be-
kannt", reicht dafür nicht aus. Auch der Hinweis auf 
das Oberlandesgericht Saarbrücken führt nicht wei-
ter, weil es erstens nicht das Oberlandesgericht, son-
dern das Landgericht war und weil zweitens das 
Landgericht sein Urteil auf die Aussage des Ange-
klagten stützt, bei der ich jedenfalls nicht bewerten 
kann, ob es sich um eine Schutzbehauptung handelt, 
um den eigenen subjektiven Tatanteil zu verringern. 
Auch das ist jedenfalls nicht auszuschließen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Dann braucht 
man keinem Urteil mehr zu glauben!) 

Wir denken, daß uns eine solche Argumentation 
nicht nützt, sondern uns schadet. Unser Ziel muß es 
sein, Straftaten politischer Extremisten nicht nur zu 
verhindern, sondern eine möglichst lückenlose in-
ternationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung von 
Straftaten politischer Extremisten zu erreichen. 
Dazu ist auch die Mitarbeit des jugoslawischen 
Staates notwendig, wie es ja gerade die von Ihnen zi-
tierten Erfahrungen bei der Inhaftierung deutscher 
Terroristen in Belgrad und deren — bedauerliche — 
Entlassung gezeigt haben. 

Die Verhandlungen, die der Bundesinnenminister 
in den letzten Jahren mit Jugoslawien geführt hat, 
begründen unsere Hoffnung, daß diese Zusammen-
arbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus wesent-
lich verbessert worden ist, und zwar unbeschadet 
der unterschiedlichen politischen Strukturen unse-
rer Länder und unbeschadet des in unserer Verfas-
sung garantierten Grundrechts auf Asyl, das wir 
nicht verletzen wollen und nicht verletzen werden. 
Ihre Aufforderung, dafür zu sorgen, daß wir allen, 
die bei uns Schutz gefunden haben, auch Schutz ge-
währen müssen, muß mit allen Kräften des Bundes 
und der Länder ohne Zaudern erfüllt werden. 

Es scheint uns sinnvoll und notwendig zu sein, 
diese Verhandlungsergebnisse nicht zu gefährden, 
sondern sie sorgfältig zu wahren. Die Bundesregie-
rung hat wiederholt eine vertrauliche Unterrichtung 
im Innenausschuß über die vorhandenen Erkennt-
nisse angeboten. Dieses Angebot scheint uns der 
einzige sinnvolle Weg zu sein, wie eine Angelegen-
heit dieser Art behandelt werden kann. Hier gibt es 
kein überwiegendes politisches Interesse von Koali-
tion oder Opposition, sondern hier geht es darum, 
ein gemeinsames Interesse zu wahren und es nicht  

durch politischen Streit zu zerstören. Es geht mit an-
deren Worten darum, Verantwortung zu beweisen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es gab bei uns in den 
letzten Jahren eine Reihe von Anschlägen und ande-
ren Gewaltaktionen gegen Ausländer oder gegen 
ausländische Einrichtungen. Von daher habe ich zu-
nächst einmal durchaus Verständnis für das Anlie-
gen der Opposition. 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß sie terroristische Aktionen zur Durch-
setzung politischer Ziele auf deutschem Boden mit 
Nachdruck verurteilt, ganz gleich, von welcher Seite 
der Terror ausgeht. 

Die Bekämpfung terroristischer und anderer po-
litisch motivierter Gewalttaten gehört zu den vor-
dringlichen Aufgaben der zuständigen Organe im 
Bund und in den Ländern. Die Bundesregierung 
spricht dieses Thema dort, wo es begründet und 
zweckmäßig erscheint, bei jeder geeigneten Gele-
genheit gegenüber ausländischen Regierungen an. 
Dies gilt sowohl für die Bekämpfung politisch moti-
vierter Gewalttaten im allgemeinen wie auch für 
Einzelfälle, soweit dies begründet und zweckmäßig 
erscheint. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin alles 
unternehmen, um einer Fortsetzung von Gewaltak-
tionen auf deutschem Boden entgegenzuwirken. Die 
Bundesregierung hält aber nach wie vor nichts da-
von, sich an einer öffentlichen Erörterung dieses 
Themas zu beteiligen. Eine öffentliche Äußerung der 
Bundesregierung zu den im Antrag der CDU/CSU 
angesprochenen Fragen würde auswärtige und si-
cherheitspolitische Belange der Bundesrepublik 
Deutschland berühren. Der richtige Weg, um dem 
Auskunftsinteresse und Informationsrecht des Par-
laments gerecht zu werden, kann bei einem Thema 
dieser Art nur die vertrauliche Ausschußberatung 
sein. 

Die Bundesregierung hält daher weiter an ihrem 
Vorschlag fest, die Angelegenheit in. vertraulicher 
Ausschußsitzung zu erörtern. Sie ist nach wie vor be-
reit, das Parlament auf diese Weise umfassend zu 
unterrichten. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Antrag zur 
federführenden Beratung an den Innenausschuß und 
zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß zu 
überweisen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Punkt 7 
der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be

-

richts des Ausschusses für Verkehr (14. Aus- 
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schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. 
Jenninger, Dr. Abelein, Werner, Dr. Bötsch, 
Spranger, Lemmrich, Lintner, Dr. Jobst, Hins-
ken, Dr. Dollinger, Dr. Faltlhauser, Biehle, Re-
genspurger, Glos, Dr. Wörner, Susset, Dr. 
Laufs, Dr. Stark (Nürtingen), Röhner, Dr. 
Schwörer, Sauer (Stuttgart), Sauter (Epfen-
dorf), Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Peter-
sen, Hanz (Dahlen), Sick, Fischer (Hamburg), 
Straßmeir, Pfeffermann 

Finanzierung der Autobahn Würzburg-Ulm 
(A 7) 
— Drucksachen 9/748, 9/1544 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Rösch 

Das Wort hat der Abgeordnete Bühler. 

Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Um die noch offenen 
Teile der A 7 zwischen Würzburg und Ulm hat es im 
Verkehrsausschuß, zwischen Parlament und Bun-
desregierung, zwischen den Bundesländern, aber 
auch in der Öffentlichkeit ein heftiges Tauziehen ge-
geben. Das Plenum des Bundestages ist meines Er-
achtens nicht der Ort, um dieses Tauziehen noch ein-
mal nachzukarten. Ich will mich deswegen bewußt 
auf die wenigen nachfolgenden Bemerkungen be-
schränken. 

Die Antragsteller waren der Auffassung, daß die 
Länder Baden-Württemberg und Bayern die für die 
zügige Fertigstellung des restlichen Teilstücks der 
A 7 erforderlichen finanziellen Mittel von insgesamt 
623 Millionen DM nicht selbst aufbringen sollten. 
Sie strebten daher an, daß dieser Finanzbedarf 
durch Vorwegabzug vom Gesamtplafond an Stra-
ßenbaumitteln außerhalb der Länderanteile finan-
ziert werden sollte. Die Antragsteller meinten, daß 
ein solches Verfahren wegen der großen, Ihnen be-
kannten überregionalen Bedeutung der A 7 für den 
Durchgangsverkehr von Nord nach Süd gerechtfer-
tigt sei. Für den Vorwegabzug in der Zeit von 1981 
bis 1990 stehen jetzt bereits 1,45 Milliarden DM für 
Maßnahmen in Berlin, Schleswig-Holstein, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz zur Verfü-
gung. Baden-Württemberg und Bayern erhalten des-
wegen 235 Millionen DM bzw. 250 Millionen DM we-
niger, als ihnen nach dem Verteilungsschlüssel ei-
gentlich zusteht. 

Der Antrag umfaßt nur die Abschnitte der A 7, die 
1978 wegen ihrer besonderen Dringlichkeit nach-
träglich in die Dringlichkeitsstufe I aufgenommen 
wurden. Bei der Überprüfung der Dringlichkeiten 
1980 per 1981 wurde diese aber bei der Ermittlung 
der Länderquoten nicht berücksichtigt. Daher müs-
sen die beiden Bundesländer Baden-Württemberg 
und Bayern die A 7 aus ihren bisherigen Quoten fi-
nanzieren — zu Lasten von Maßnahmen, auf Grund 
derer diese Quoten ermittelt wurden. Es ging den 
Antragstellern neben der zügigen Fertigstellung des 
restlichen Teilstücks der A 7 auch darum, einen 
Kahlschlag bei anderen notwendigen Straßenbau-

maßnahmen in den betreffenden Ländern zu verhin-
dern. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Das Ergebnis der Beratungen im Verkehrsaus-
schuß entspricht dem Antrag der Antragsteller ein-
deutig nicht. Als baden-württembergischer Abgeord-
neter muß ich z. B. feststellen, daß von den allein in 
Baden-Württemberg benötigten 455 Millionen DM 
lediglich 20 Millionen DM vorweg finanziert werden 
sollten, die überdies auf den Landesanteil wieder 
verrechnet werden. Dies sind 4,3 % der benötigten 
Mittel auf Kredit. 

Angesichts der Auswirkungen eines solchen Be-
schlusses auf den Straßenbau insgesamt kann ich 
der Beschlußempfehlung des Verkehrsausschusses 
nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Topmann. 

Topmann (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Es ist in der Tat so, daß 
wir uns in den letzten Monaten im Verkehrsaus-
schuß des Deutschen Bundestags mit diesem Thema 
einige Male befaßt haben. Herr Kollege Bühler, wir 
haben dort, meine ich, die Aufgabe wahrgenommen, 
in Gesamtverantwortung nach einer Lösung zu su-
chen, die zwei wesentliche Punkte zu enthalten 
hat. 

Erstens. Es ist unbestritten, daß die A 7 nach ihrer 
Fertigstellung eine wesentliche Verkehrsverbin-
dung zwischen dem Norden und dem Süden darstel-
len wird. Es ist unbestritten, daß der Bund und die 
beteiligten Länder alles unternehmen müssen, um 
eine zügige Fertigstellung zu erreichen. 

Zweitens. Wir haben dabei darauf zu achten, daß 
die 1975 im Einvernehmen mit allen Bundesländern 
ausgehandelten Länderquoten nicht tangiert wer-
den. Es macht keinen Sinn, meine Damen, meine 
Herren, wenn wir hier eine Doppelstrategie fahren, 
wenn Sie von der CDU/CSU so tun, als seien die von 
Ihnen regierten Länder bereit, über diese Länder-
quoten zugunsten der Länder Bayern und Baden

-

Württemberg mit sich reden zu lassen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Andere Län

-

der haben doch auch schon profitiert!) 

Die Konferenzen der Länderverkehrsminister ha-
ben zu allen Zeiten, wenn darüber gesprochen wurde 
— ich glaube, zuletzt am 1. Juni 1981—, deutlich wer-
den lassen, daß Sie für diese Veränderungen keine 
Unterstützung aus allen anderen Bundesländern zu 
erwarten haben. 

Deshalb haben wir im Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestags nach der ersten Diskussion 
hier im Plenum auch Ihnen gegenüber deutlich wer-
den lassen, daß wir unter Einbeziehung der Interes-
sen der Länder alles zu tun gedenken, um einem zü-
gigen Ausbau das Wort zu reden. Es geht nicht dar-
um, Maximalforderungen aufzustellen, die mit den 
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Ländern nicht durchsetzbar sind. Es lohnt sich nicht, 
das zu tun. Deshalb bin ich auch den süddeutschen 
Abgeordneten der Koalitionsfraktionen, insonder-
heit den im Verkehrsausschuß mitarbeitenden, 
dankbar dafür, daß sie mitgeholfen haben, einen 
Weg zu finden, der uns in der Tat weitgehend von 
dieser Schwierigkeit befreit. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Die Interes

-

sen unserer Bürger kommen dabei zu 
kurz!) 

Wenn es richtig ist, daß es auch Ihnen im wesentli-
chen darum ging, den zügigen Ausbau sicherzustel-
len — unter Berücksichtigung der technischen Pro-
bleme, die wir ja mit Geld nicht ausräumen kön-
nen —, dann ist akkurat der heute vorliegende Vor-
schlag der Koalitionsfraktionen geeignet, auch Ihre 
Zustimmung zu finden, weil wir, meine Herren von 
der Opposition, im Gegensatz zu der Diskussion vom 
10. September 1981 — das war vor einigen Monaten 
— heute den Nachweis erbringen, daß wir zu Beginn 
des Sommerreiseverkehrs 1988 die gesamte Strecke 
dem Verkehr übergeben können. 

(Werner [CDU/CSU]: Noch ist es nicht ge

-

baut! Warten Sie mal ab!) 

— Entschuldigung, dann müssen Ihre Ländermini-
sterien dafür sorgen, daß die Gelder so abfließen, wie 
sie vom Bundesverkehrsminister eingeplant sind, 
mit denen sichergestellt ist, daß bis zum Jahre 1988 
die Fertigstellung erreicht werden kann. 

(Werner [CDU/CSU]: Das wäre gut!) 

Wenn sich bei Ihnen planungsmäßig weiterhin 
Schwierigkeiten ergeben, müssen Sie das in den von 
Ihrer Partei regierten Ländern vortragen und die 
Schuld dafür bitte schön nicht in Bonn beim Bundes-
verkehrsminister suchen. Eindeutig! 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn alle Fachleute mit uns der Meinung sind, 
daß vor Ablauf des Jahres 1987/88 eine Fertigstel-
lung auch dann nicht zu erreichen wäre, wenn die 
Mittel aus Bonn großzügiger flössen, macht es auch 
keinen Sinn, wenn Herr Eberle heute herkommt und 
das bestreitet, gleichzeitig aber nicht bereit ist, eine 
klare Konzeption seines Hauses auf den Tisch zu le-
gen. Das macht keinen Sinn. Dann müssen wir sa-
gen: Verehrter Herr Minister Eberle, wenn Sie nicht 
in der Lage sind, uns zu erklären, unter Einsatz wel-
cher Mittel ein früherer Termin möglich gewesen 
wäre, müssen wir überhaupt in Frage stellen, ob das 
den Tatsachen entspricht, was Sie dann und wann so 
zwischen den Zeilen geschrieben oder auch einmal 
gesagt haben. Wir können zum heutigen Zeitpunkt 
davon ausgehen, daß vor 1988 eine Fertigstellung 
nicht möglich ist. 

Ich meine also, wir sollten die etwa 103 Millionen 
DM aus den nicht abfließenden Vorwegabzugsmit-
teln den beiden Ländern zur Verfügung stellen; al-
lerdings mit der Maßgabe, daß diese Mittel bis zum 
Jahre 1990 zu Lasten der Länderquoten zurückflie-
ßen müssen — es ist kein Zuschuß, sondern ein Vor-
schuß —, damit die Bundesländer, die davon jetzt 
tangiert werden, nach 1990 für Ihre Vorwegabzugs-

maßnahmen über diese Mittel wieder verfügen kön-
nen. 

Schauen Sie einmal in den Katalog der empfan-
genden Länder hinein! Sprechen Sie einmal mit Ih-
ren Kollegen aus Rheinland-Pfalz, aus Berlin, aus 
Schleswig-Holstein, aus dem Saarland! Die werden 
Ihnen sagen, daß man sehr wohl auf das baut, was 
damals in voller Einmütigkeit so beschlossen wor-
den ist. Herzliche Bitte also: Überlegen Sie das, seien 
Sie auch einmal bereit, den Weg eines Kompromis-
ses zu gehen! Nur so ist am Schluß auch das Einver-
nehmen aller Länder möglich. 

Ein Letztes: Wir Sozialdemokraten sind dem Bun-
desverkehrsminister sehr dankbar, daß er uns nach 
der Beschlußfassung im Verkehrsausschuß ein Kon-
zept vorgelegt hat, das stimmig ist und das insonder-
heit auch in Einzelheiten ausweist, welche Mittel zu 
welchem Zeitpunkt in welche Länder als Vorschuß 
fließen und zu welchem Zeitpunkt sie aus diesen 
Ländern in die Gesamtkasse zurückfließen. Damit 
werden letzte Zweifel auch bei den CDU-regierten 
Ländern im Norden ausgeräumt, daß hier erneut — 
auf welchem Wege auch immer — beispielsweise 
Mittel nach Bayern fließen, die dort endgültig ver-
sickern. Das können wir den anderen Ländern 
schon deshalb nicht mehr zumuten, weil sie wie ich 
wissen, daß bis zum Jahre 1980 — ich glaube, das 
muß noch einmal erwähnt werden —1 Milliarde DM 
mehr nach Bayern geflossen ist, als Bayern damals 
nach seinen Quoten hätte bekommen dürfen; 1 Mil-
liarde DM mehr. Diese Mittel sollen auch in Bayern 
verbleiben; darüber sind wir uns inzwischen einig 
geworden. Aber irgendwann müssen wir auch an die 
Solidarität mit den anderen Ländern denken. 

Herzliche Bitte: Unterstützen Sie unseren Kom-
promißvorschlag, von dem wir wissen, daß mit ihm 
nicht nur die Zügigkeit des Ausbaus sichergestellt 
ist, sondern daß das auch im Einvernehmen mit al-
len Bundesländern erfolgen kann. — Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rösch. 

Rösch (FDP): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die verkehrspolitische Debatte über die 
Autobahn A 7 bzw. über den noch nicht fertiggestell-
ten Streckenabschnitt zwischen Ulm und Würzburg 
zeigt, daß den Verkehrspolitikern im Land und im 
Bund nach der großen Planung bzw. nach der Vertei-
lung der Mittel dieser Bau als eine gute, vorzuzie-
hende Lösung erschienen ist. Zum Zeitpunkt der 
Festsetzung der Länderquote, zum Zeitpunkt politi-
scher und fachlicher Planungen über die Autobahn-
strecken haben die zur Entscheidung berechtigten 
sicherlich nicht die Bedeutung eines Ausbaus der 
A 7 deutlich vor Augen gehabt. Verehrte Kollegen, 
hinsichtlich der A 7 will ich Ihnen deutlich machen, 
daß die Bedeutung dieser Straße nicht ein spezielles 
Problem des Bundeslandes Baden-Württemberg 
oder der Infrastruktur, der Erschließung von Gebie-
ten im Lande Bayern ist, sondern daß — das sei dem 
sehr geschätzten Kollegen Topmann und den sehr 
geschätzten Kollegen aus den Bundesländern Nord- 
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rhein-Westfalen und Niedersachsen gesagt — der 
Nord-Süd-Verkehr, die Stauungen im Nord-Süd-
Verkehr, der Abfluß des Nord-Süd-Verkehrs, insbe-
sondere Bürger der Länder Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen betrifft, denn diese fahren über 
diese Strecke in den Süden. Wenn man davon aus-
geht, daß die Erschließungsfunktion von Autobah-
nen oft überschätzt wird, kann man sagen, daß ein 
zügiger Ausbau der A 7 im Prinzip eine Dienstlei-
stung dieses Staates gegenüber den Bürgern aller 
Bundesländer, aber insbesondere der im Norden ge-
legenen Bundesländer ist. Ich sage das nur, weil oft 
die Optik in Hinblick darauf verzerrt wird, wem das 
alles nützt, wem man etwas gibt und wem man etwas 
nicht gibt. 

Wenn Sie sich die geplante Strecke vorstellen, 
können Sie ermessen, daß es, wenn es gelingt, die 
Strecke zwischen Ulm und Würzburg durchgängig 
kurzfristig und so schnell wie möglich auszubauen, 
an den Staupunkten der bestehenden Autobahnen 
— denken Sie z. B. an Nürnberg, an den Bereich 
Mannheim/Karlsruhe und insbesondere an den Ai-
chelberg — zu wesentlichen Entlastungen kommen 
würde. Deswegen verwundert es Sie sicher nicht — 
dies  sei insbesondere den Kollegen aus anderen 
Bundesländern gesagt —, daß dies das einzige Fern-
straßenprojekt im Lande Baden-Württemberg ist, 
dessen Vollendung beispielsweise auch die Zustim-
mung des Bundes für Naturschutz gefunden hat, da 
auch dort erkannt worden ist, daß diese Autobahn 
eine wesentliche Entlastungsfunktion hat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Natürlich gibt es bei dieser Länderquote proble-
matische Punkte. Einer der problematischen Punkte 
ist, daß die Länderquote in keinem direkten oder ela-
stischen Zusammenhang mit dem Finanzausgleich 
steht. Lassen Sie mich das mehr als Baden-Würt-
temberger und weniger in meiner Eigenschaft als 
Sprecher der Fraktion sagen. Aber ganz generell 
und über die Parteiengrenzen hinweg gesagt: Es 
kann auf Dauer nicht so sein, daß Maßnahmen des 
Landes Baden-Württemberg hier immer unter den 
Mehrheitshammer der anderen fallen, während Ba-
den-Württemberg zur Stunde der einzige Nettozah-
ler ist. Das kann nicht so sein — das sei über Länder-
grenzen hinweg gesagt —, weil der Finanzausgleich 
dann auf Dauer nicht mehr haltbar ist. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

— Immer mit der Ruhe! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU]: Da sind Sie doch 
dankbar, daß Sie einmal etwas Beifall krie

-

gen!) 

— Jawohl, Herr Kollege Jäger. 

Herr Kollege Jäger, da Sie Beifall geklatscht ha-
ben, muß ich Ihnen noch folgendes sagen. Die Re-
spektierung des Landes Baden-Württemberg ist 
nicht nur eine Frage zwischen der Bundesregierung 
und den Länderregierungen, sondern hinsichtlich 
der A 7 bitte ich zur Kenntnis zu nehmen, daß alle 

CDU-regierten Länder den Antrag Baden-Württem-
bergs auf Vorfinanzierung abgelehnt haben. Das wa-
ren also nicht nur die Länder, die von der Koalition 
regiert werden. Das ist also kein Problem, das man 
zwischen den Parteien aufteilen kann, sondern die-
ses Problem hat eine ganz andere Grundlage. 

Ich komme zur Länderquote zurück. Die Länder-
quote hat den Nachteil des Mangels an Elastizität, 
wobei Sie am Beispiel der A 7 unschwer erkennen 
können, daß es doch gelungen ist — wenigstens in 
der Kolition; es wäre besser gewesen, wenn das im 
Verkehrsausschuß insgesamt der Fall gewesen 
wäre —, in die Länderquote eine Elastizität in der 
Durchführung von Maßnahmen einzubringen. Denn 
wenn wir uns verkehrspolitisch einig sind, eine 
Strecke so schnell wie möglich zu verwirklichen, 
dann sind wir uns auch einig darüber, daß wir das in 
dem Rahmen tun müssen, der uns zur Verfügung 
steht. Genau den Weg ist die Bundesregierung bzw. 
die Mehrheit im Ausschuß gegangen. Sie hat gesagt: 
wir wollen aus dem Vorwegabzug Mittel zur Verfü-
gung stellen, mit denen eine schnelle Fertigstellung 
der A 7 ermöglicht wird — unter der Voraussetzung, 
daß die Länderquote nicht angegriffen wird, und mit 
der Folge, daß das verbaut wird, was verbaut werden 
kann. Das sage ich jetzt auch als Berichterstatter. 
Die Plafondierung ist keine Plafondierung, die da-
her rührt, wieviel zur Verfügung gestellt werden 
kann — so war das im Ausschuß nicht —, sondern es 
ist eine Plafondierung, die sich aus den bisher mögli-
chen Baumaßnahmen ergibt. Das entspricht der 
Auffassung der Mehrheit im Ausschuß. Ich will 
auch, insbesondere als Baden-Württemberger, den 
Kollegen von der SPD in diesem Punkte für die Un-
terstützung des Vorhabens, das vorzuziehen, herz-
lich danken. Ich will aber ganz deutlich machen, daß 
diese Plafondierung davon abhängt, was baulich 
möglich ist. Das bedeutet, daß wir hier auch keinen 
Streit um des Kaisers Bart führen dürfen, nämlich 
darüber, ob man nun den Ländern so viel Milliarden 
oder so viel Milliarden zur Verfügung stellt. Viel-
mehr geht es darum, so viel zur Verfügung zu stellen, 
wie verbaut werden kann. Das ist nun passiert in

-

nerhalb der 100 Millionen. Leider hat es sich so erge-
ben, daß der größere Teil nach Bayern fließt, was na-
türlich gar keine Argumentation für diese Strecke 
ist. Denn es kommt j a darauf an, die Strecke insge-
samt durchzuführen und möglichst schnell befahr-
bar zu machen. 

Es ist also jetzt, nachdem die Koalition in der Lage 
war, eine Elastizität zu verwirklichen, Sache der be-
troffenen Bundesländer, die mit der Planung und 
Durchführung befaßt sind, erstens die Mittel, die 
jetzt zur Verfügung gestellt sind, zu verbauen, den 
Nachweis zu erbringen, daß das notwendig war, und 
zweitens weitere Bedarfspunkte, sollten sie sich er-
geben, ganz konkret nachzuweisen, sei es durch 
Planfeststellungsverfahren, sei es durch die Fertig-
stellung der Planung und die Dokumentation dersel-
ben. Zur Stunde ist es so: die Koalition hat mit der 
Mehrheit im Verkehrsausschuß die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, die A 7 so schnell fertigzubau-
en, wie es baulich geht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Das ist unsere Position. Wenn mehr daran gemacht 
werden soll, dann müssen die, die mehr verbauen 
können, den Nachweis führen, daß sie dazu in der 
Lage sind. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses auf Drucksache 
9/1544. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlung des Ausschusses ist ange-
nommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Lo-
renz, Baron von Wrangel, Jäger (Wangen), 
Graf Huyn, Lintner, Werner, Sauer (Salzgit-
ter), Böhm (Melsungen), Straßmeir, Schulze 
(Berlin), Eymer (Lübeck), Dr. Hennig, Dr. 
Warnke, Buschbom, Lowack, Dr. Kunz (Wei-
den), Clemens, Dr. Arnold, Dr. Mertes (Gerol-
stein), Schmöle, Dr. Götz, Biehle, Kalisch, Dr. 
Schroeder (Freiburg), Weiß, Wissmann, Frei-
herr von Schorlemer, Dr. Jobst, Zierer, Dr. Ol-
derog, Sauter (Ichenhausen), Dr. Voss, Dolata, 
Sauer (Stuttgart), Niegel, Spilker, Schwarz, 
Bühler (Bruchsal), Frau Karwatzki, Würz-
bach, Dr. Hüsch, Keller, Kroll-Schlüter, Breu-
er, Repnik, Kraus, Braun, Dr. Stark (Nürtin-
gen), Bohl, Frau Dr. Neumeister, Sauter (Ep-
fendorf) und der Fraktion der CDU/CSU 

Innerdeutscher Jugendaustausch 
— Drucksache 9/1513 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familien und Gesundheit 

Es ist eine Aussprache mit Kurzbeiträgen verein-
bart. — Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jäger 
(Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Zusammenhalt des 
deutschen Volkes — die wesentliche Voraussetzung 
für die Möglichkeit, die Frage der deutschen Einheit 
offenzuhalten — verlangt von allen, die an dieser 
großen Aufgabe mitarbeiten, daß die Bedeutung der 
Begegnung der Jugend im geteilten Deutschland ge-
sehen, gefördert und, wie wir meinen, auch auf eine 
neue, qualitativ bessere Stufe als bisher gehoben 
wird. 

Es gibt schon bisher — das wollen wir nicht über-
sehen — eine Reihe von Möglichkeiten der Jugend-
begegnung, aber diese Jugendbegegnungsmöglich-
keiten sind, wenn wir einmal vom innerdeutschen 
Sportverkehr mit seinem wahrhaftig bescheidenen 
Kalender absehen, im wesentlichen eine Einbahn-
straße, d. h. junge Menschen von unserer Seite, aus 
der Bundesrepublik Deutschland, können in einem 
gewissen Umfange solche Begegnungen drüben in 
der DDR durchführen, aber in umgekehrter Rich-

tung haben wir es leider mit einem reinen Funktio-
närsverkehr zu tun. 

Dieser Umstand darf uns nicht ruhen lassen, und 
deswegen hat die Union mit ihrem Antrag, der heute 
zur ersten Beratung vorliegt, eine Initiative ergrif-
fen, von der wir glauben, daß sie notwendig, ja, daß 
sie längst überfällig ist. 

In seinem Buch „Menschenrechte — eine Utopie?" 
hat der DDR-Autor Professor Büchner-Uhder kürz-
lich erwähnt, daß ungefähr 200 000 junge Menschen 
in der DDR jährlich von Reisen — auch ins Ausland 
— über das Büro „Jugendtourist" Gebrauch machen, 
aber die Auslandsreisen beziehen sich — das müs-
sen wir sehen — fast ausschließlich auf den Bereich 
der Ostblockstaaten, und eines der wichtigsten An-
liegen junger Menschen, nämlich auch einmal in 
den Westen reisen zu können, bleibt für den großen 
Teil der Jugend drüben bis zum heutigen Tage ein 
unerfüllter Wunschtraum. 

(Lintner [CDU/CSU]: Leider!) 

Jeder, der hinüberfährt — und auch wir, die wir im-
mer wieder in die DDR reisen und dort persönliche 
Kontakte pflegen, erleben das ständig —, kann im 
Gespräch mit jungen Menschen erfahren, daß im-
mer wieder gesagt wird: Wir wollen eigentlich diese 
unsere Heimat gar nicht verlassen, aber wir wollen 
einmal hinauskommen, wir wollen uns einmal den 
Wind der weiten Welt genau wie ihr und eure Jugend 
um die Nase wehen lassen können, und wir wollen 
nicht in diesen engen Käfig eingesperrt sein. 

Meine Damen und Herren, wir haben den Ein-
druck, daß dies ein elementarer, wichtiger und für 
den Zusammenhalt des deutschen Volkes auch be-
deutsamer Wunsch der Jugend drüben ist, den es mit 
aller Kraft zu unterstützen gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist eben leider nur ein frommer Wunsch, wenn 
derselbe Professor in seinem Buch schreibt: „Unser 
sozialistischer Staat schenkt der Jugend Vertrauen 
und Verantwortung". — Genau das Gegenteil tut er! 
Er sperrt sie ein, er läßt sie nicht ausreisen, er ge-
währt ihr diese einfachsten und schlichtesten Men-
schenrechte nicht. 

Und die Folge davon? Die Jugend hat eben dieses 
Vertrauen zum Staat nicht. Der Staat hat diese Ju-
gend nicht für sich gewinnen können. Diese Jugend 
steht — bei aller Resignation, die wir natürlich spü-
ren — in einer zumindest inneren Emigration, in ei-
ner gewissen Resistance gegenüber diesem Staat, 
und das ist in unseren Augen ein Zeichen dafür, daß 
hier auf uns alle eine Aufgabe wartet, die zu lösen 
ist. 

Nun hat ja vor jetzt mehr als sechs Jahren auch 
die DDR in der Schlußakte der KSZE von Helsinki 
unterschrieben, daß ein solcher Jugendaustausch 
gefördert werden soll. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich darf Ihnen mit Zustimmung der Frau Präsiden-
tin einen Abschnitt daraus zitieren. Es heißt da un-
ter Buchstabe f): 
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Die Teilnehmerstaaten beabsichtigen, die Ent-
wicklung von Kontakten und des Austausches 
unter der Jugend zu fördern, indem sie ermuti-
gen zur Vermehrung des Austausches und der 
Kontakte auf kurz- oder langfristiger Grundlage 
unter der Jugend, die in der Arbeit, in der Aus-
bildung oder im Studium steht, durch bilaterale 
oder multilaterale Abkommen oder regelmä-
ßige Programme, in allen Fällen, in denen es 
möglich erscheint; 

Das heißt: in Helsinki ist vereinbart worden, daß 
speziell zu diesem Punkt auch bilaterale Abkommen 
zwischen den betroffenen Staaten — und dazu gehö-
ren einerseits drüben die DDR und andererseits wir, 
die Bundesrepublik Deutschland — geschlossen 
werden können, ja, geschlossen werden sollen. 

Deswegen meinen wir, daß diese Aufgabe ange-
packt werden muß. Diese Zusage von Helsinki muß 
eingefordert werden. Diese Chance für die Jugend 
von Helsinki muß wahrgenommen werden. 

Wir hören zwar da und dort, daß die Bundesregie-
rung bereits Gespräche hierüber pflege. Aber dem 
Parlament und der deutschen Öffentlichkeit ist ein 
Konzept der Bundesregierung dazu bisher nicht be-
kannt geworden. 

Der wichtigste Punkt eines solchen Konzepts — 
das ist ein entscheidendes Anliegen, meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, das ich hier vortra-
gen möchte — muß es doch wohl sein, daß der nicht-
organisierten Jugend ein angemessener, ja, ein ent-
scheidender Anteil an der Jugendbegegnung einge-
räumt wird. Diese Jugendbegegnung darf sich, wenn 
es zu einer Übereinkunft kommen sollte, nicht auf 
einen reinen Funktionärsaustausch unter der 
Flagge einer gesamtdeutschen Jugendbegegnung 
beschränken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wir wissen, meine Damen und Herren, daß 
dies zweifellos der schwierigste Punkt der Vereinba-
rungen ist. Aber es bleibt gar nichts anderes übrig, 
als diesen schwierigen Punkt so lange zu verhan-
deln, bis er gelöst ist. 

Lassen Sie mich noch etwas zum Verfahren sagen. 
Dieses Konzept der Bundesregierung sollte, so mei-
nen wir, auch in den zuständigen Ausschüssen des 
Parlaments gründlich beraten werden. Wir sollten 
nicht vergessen, daß auch die Jugendorganisationen 
in der Bundesrepublik Deutschland, die nachher 
aufgerufen sind, dies mitzutragen und mitzuorgani-
sieren, bei der Beratung dieses Konzepts herangezo-
gen werden sollten, und daß ihre Argumente und Er-
fahrungen in dieses Konzept einfließen sollten. 
Wenn die Bundesregierung das tut — darum bitten 
wir sie —, dann wird sie da sicher unsere eindeutige 
Unterstützung finden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit ei-
nem hochinteressanten Zitat des Bundeskanzlers 
abschließen. Der Bundeskanzler sagte nach der 
Konferenz von Helsinki zum Thema des Zusammen-
halts unseres Volkes vor dem Deutschen Bundes-
tag: 

Viele Menschen — jedenfalls die Menschen in 
der DDR — setzen ihre Hoffnungen auf die Ver-
wirklichung dessen, was z. B. in der Schlußakte 
von Helsinki geschrieben wurde. Sie wollen, daß 
die Menschenrechte und die Grundfreiheiten 
hergestellt und daß sie geachtet werden. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Haben Sie damals ab

-

gelehnt oder nicht?) 

— Wir haben zwar aus Bedenken heraus, die Sie ge-
nauso gut kennen wir wir, zu der damaligen Abma-
chung, die im übrigen gar nicht der Zustimmung des 
Parlaments bedurfte, nein gesagt. Aber es kommt 
doch darauf nicht an. Wir haben uns seither mit Ent-
schiedenheit für die Verwirklichung eingesetzt, seit-
dem die Abmachung in Kraft getreten ist. Das ist 
doch das Entscheidende, daß wir uns aktiv für die 
Verwirklichung des Beschlossenen einsetzen, und 
nicht die Frage, ob wir vorher Bedenken gehabt ha-
ben oder nicht. 

Meine Damen und Herren, ich darf das Zitat ab-
schließen. Der Bundeskanzler sagte: 

Sie 

— die Menschen im geteilten Deutschland — 

wollen, daß die Bundesregierung darin fort-
fährt, mit der DDR ... Einigungen herbeizufüh-
ren, die zwar gewiß nichts von der Härte der 
ideologischen Gegensätze wegnehmen können, 
die aber das Leben der Menschen im geteilten 
Deutschland erleichtern werden. Die elemen-
tare Voraussetzung für den Bestand der Nation 
bleibt das Bewußtsein ihrer Bürger, zusammen-
zugehören. 

Diesem Zitat können wir nur zustimmen. 

Wir bitten die Bundesregierung herzlich, dafür zu 
sorgen, daß dies auch für die Jugend im geteilten 
Deutschland zu erlebbarer, zu erfahrbarer Wirklich-
keit werden kann. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Den ersten zwei Sät-
zen in der Begründung des vorliegenden Antrags ist 
unbedingt zuzustimmen. Dort heißt es: 

Eine der wichtigsten Aufgaben zur Verwirkli-
chung des Wiedervereinigungsauftrages des 
Grundgesetzes ist die Fortsetzung und Verstär-
kung des Zusammenhalts des deutschen Volkes. 
Entscheidend für diesen Zusammenhalt ist vor 
allem auch die Einstellung der jungen Genera-
tion hüben wie drüben zur deutschen Einheit. 

Auch wir Sozialdemokraten sehen darin einen wich-
tigen Beitrag, redlich den Versuch zu machen, trotz 
der schwierigen internationalen Lage den mühevol-
len Prozeß der Verbesserung der Beziehungen zwi-
schen unseren Staaten ein Stück voranzubringen 
und somit dem Auftrag des Grundgesetzes eine 
Chance zu geben. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
sieht mit großer Befriedigung, daß seit Beginn der 
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Vertragspolitik mit der DDR das Interesse der jun-
gen Bürger, die DDR und ihre Lebensverhältnisse 
kennenzulernen, ständig gewachsen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung hat diesem Interesse aktiv 
entsprochen und Begegnungs- und Besichtigungs-
reisen von Gruppen und Schulklassen gefördert. 
Schulklassenfahrten in die DDR haben in den letz-
ten Jahren erfreulicherweise an Zahl ständig zuge-
nommen. 1981 fuhren insgesamt 110 Schulklassen 
aus der Bundesrepublik Deutschland mit ca. 2 000 
Teilnehmern in die DDR. 

Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehun-
gen, Egon Franke, hat unter anderem am 13. Dezem-
ber 1981 in der Jugendhochschule „Wilhelm Pieck" 
im Gespräch mit Minister Fischer das Thema von 
Begegnungsmöglichkeiten für junge Menschen an-
gesprochen und den dringenden Wunsch geäußert, 
den Jugendaustausch auch für nichtorganisierte 
junge Menschen zu ermöglichen. 

Die bisherige Politik der Bundesregierung begün-
stigt die Aufnahme von Kontakten zwischen den 
Mitgliedern des Deutschen Jugendringes und dem 
Zentralrat der FDJ. Förderlich waren auch Gesprä-
che, die der Vorstand des Bundesjugendringes und 
der FDJ-Zentralrat gemeinsam 1978 mit dem Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit, 
Frau Antje Huber, und 1979 mit dem Minister für 
Volksbildung der DDR, Frau Margot Honecker, 
führte. 

Zu einer Reihe von gegenseitigen Delegationsbe-
suchen und gemeinsamen Seminaren über die Ju-
gendarbeit kam es auch nach den 10. Weltfestspielen 
der Jugend und Studenten im Sommer 1973 in Ber-
lin (Ost). Diese und andere Kontakte weiter zu för-
dern und zu einem Jugendaustausch in beiden Rich-
tungen auszubauen, ist uns Sozialdemokraten ein 
besonderes Bedürfnis. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Alles, was zu einer Verbesserung und Verbreiterung 
der gegenseitigen Jugendkontakte führt, ist zu be-
grüßen, auch wenn das zunächst nur eine Fortent-
wicklung der bisher bereits bestehenden Kontakte 
und Begegnungen bedeutet. 

Unsere Jugendverbände haben den Wunsch, die 
bestehenden Kontakte auf Vorstandsebene auszu-
weiten auf die breite Mitgliedsebene. Ersten Initiati-
ven der Jugendverbände ist es zu danken, daß sich 
der erste Sekretär des FDJ-Zentralrats, Egon Krenz, 
am 9. Februar 1982 zum Abschluß eines Besuches ei-
ner Delegation der Jungdemokraten dafür aus-
sprach, „auch die Jugendtouristik zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland zu erweitern". 
Hier, meine ich, gilt es anzuknüpfen und unseren Ju-
gendverbänden weiter Hilfestellung zu geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir meinen, daß die an der Verwirklichung eines 
deutsch-deutschen Jugendaustausches beteiligten 
Jugendverbände und Institutionen über Umfang 
und Ausgestaltung der Austauschprogramme selb-
ständig entscheiden sollten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Alle Beteiligten sollten darauf achten, daß dabei die 
Eigenständigkeit und Eigenverantwortung der Ju-
gendorganisationen gewahrt bleiben. Analog könn-
ten hier die bestehenden Regelungen des innerdeut-
schen Sportverkehrs hilfreich sein. Die Bundesre-
gierung sollte dazu Hilfestellung für das Zustande-
kommen einer Vereinbarung der Verbände geben, 
z. B. auf dem Wege der Beratung der Verbände oder 
von Sondierungen bei der DDR-Regierung und Prü-
fung der Finanzierungsmöglichkeiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Unbestritten in diesem Hause ist sicher das ge-
meinsame Ziel — Herr Kollege, das ist das, was ich 
hiermit zum Ausdruck bringe —, den unveränderten 
Wunsch nach einer gemeinsamen Nation bei unse-
ren jungen Deutschen lebendig zu erhalten. 

Alle Unterzeichnerstaaten der Schlußakte von 
Helsinki, also auch die DDR und die Bundesrepu-
blik Deutschland, haben sich die Aufgabe gestellt 
und damit auch verpflichtet, dieses Helsinki-Doku-
ment in all seinen Teilen zur Richtschnur ihres eige-
nen Handelns zu machen. Es ist und bleibt für die 
kommende Zeit eine Herausforderung an die Regie-
rungen der beiden deutschen Staaten, mehr und 
neue Gemeinsamkeiten, mehr Begegnungen der Ju-
gendlichen zu ermöglichen. 

Was können wir und was dürfen wir realistischer-
weise von einer Intensivierung des Jugendaustau-
sches erwarten? Gewiß nicht, daß unsere jungen 
Menschen nur als Missionare unserer Gesellschafts-
ordnung im anderen Teil Deutschlands auftreten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber es ist sicher, daß sie mit offenen Augen sehen 
lernen, hören lernen, was die Menschen im anderen 
Deutschland erleben und empfinden. Gewiß ist, daß 
sie Verbindung halten über ihre Vätergeneration 
hinaus, und gewiß ist auch, daß sie sich mit den jun-
gen Menschen drüben in dem Versprechen wieder

-

finden, daß nie mehr wieder von deutschem Boden 
Krieg in die Welt getragen werden dürfe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Letztlich ist auch gewiß, daß sie Teil der lebendigen 
Brücke in dem gespaltenen Europa sind, daß das 
bessere Kennenlernen die Erziehung zum Haß un-
möglich macht. 

Man könnte einwenden, solche Erwartungen 
seien unrealistisch, naive weltverbesserische Ge-
danken. Ehe Sie darüber lächeln, möchte ich Ihnen 
warnend sagen, daß dann auch unsere Hoffnung auf 
eine Zeit des Miteinanders der Völker naiv und un-
realistisch wäre, daß unser Glaube an ein einiges 
Deutschland ein frommer Wunschtraum bleiben 
müßte, daß die Hoffnung auf menschliche Einsicht 
und Vernunft ein Wahn sei. Wäre das dann vielleicht 
realistisch? Es wäre ein Realismus, der mich frö-
stelnd machte und der unseren jungen Menschen 
keine Perspektive ließe. Ich glaube daran, daß viele 
tausend Schritte über die Grenzen letztendlich die 
Grenzen einebnen, daß viele tausend Begegnungen 
zwischen den Menschen am Ende aus den Men-
schen Freunde machen und daß viele tausend Ge-
spräche hinüber und herüber uns alle vor Selbst- 
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überschätzung, vor Vorurteilen und vor der Isolation 
unseres Denkens bewahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Für beide Seiten Deutschlands sind solche Schritte, 
Begegnungen, Gespräche ein Abenteuer und sicher 
auch nicht ohne Risiko. Aber dieses Risiko wöge ge-
ring angesichts der Chance, die solche Kontakte er-
öffnen. 

Meine Fraktion ist fest entschlossen, hier ihren 
Beitrag zu leisten und trotz der vielen Schwierigkei-
ten an dem gesteckten Ziel festzuhalten. 

Im Namen der sozialdemokratischen Fraktion 
bitte ich den Antrag „Innerdeutscher Jugendaus-
tausch" an den Innerdeutschen Ausschuß sowie an 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
zur weiteren Beratung zu überweisen. Inhaltlich 
sollte der Fachausschuß die Einzelheiten beraten 
und die notwendigen Forderungen an die Bundesre-
gierung formulieren. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Debatte in der gestrigen Aktu-
ellen Stunde hat gewiß an einigen Punkten Mei-
nungsverschiedenheiten über den richtigen Weg zu 
einem gemeinsam für richtig erkannten Ziel erken-
nen lassen. Aber das, was heute bisher über diesen 
Antrag gesagt worden ist, zeigt, daß offenbar über 
den heute hier zu besprechenden Punkt keine Mei-
nungsverschiedenheiten bestehen, nämlich über die 
Tatsache, daß der Zusammenhalt des deutschen 
Volkes über die deutsch-deutsche Grenze hinweg 
nur gesichert und gewahrt werden kann, wenn es 
wirklich eine Fülle von Begegnungen über diese 
Grenze hinweg gibt. Daß diese Fülle der Begegnun-
gen gerade bei der jungen Generation von einer 
ganz besonderen Bedeutung ist, auch darüber, 
meine ich, besteht Einigkeit zwischen den Fraktio-
nen des Hohen Hauses. 

Die FDP-Fraktion begrüßt daher nachdrücklich 
den vorliegenden Antrag; sie begrüßt ihn um so 
mehr — wenn ich das, ohne den Antrag abwerten zu 
wollen, hinzufügen darf —, als er eine deutliche Un-
terstützung, Herr Kollege Jäger, jener Kontakte ist, 
die tatsächlich in diesem Bereich bereits bestehen. 
Diese Kontakte sind nicht nur am Rande gelaufen, 
sondern sie sind erkennbar. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang nur 
auf eines hinweisen: Herr Bundesminister Franke 
hat bei seinen Besprechnungen am Werbellinsee 
ausdrücklich auf diese Frage hingewiesen. Er hat in 
der Pressekonferenz selbst gesagt, er habe das 
Thema der Jugendarbeit angesprochen, das Thema, 
Begegnungsmöglichkeiten für junge Menschen zu 
schaffen, Begegnungen nichtorganisierter junger 
Menschen und auch sportliche Begegnungen, in be-
sonderer Weise behandelt. Ich glaube, wir haben an 
diesem Punkte eine berechtigte Hoffnung, daß das, 
was am Werbellinsee auch von der anderen Seite 
dazu gesagt worden ist, in die Realität umgesetzt  

werden kann, jedenfalls dann, wenn wir uns gemein-
sam dafür einsetzen, daß das geschieht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In diesem Sinn ist die in dem Antrag vorgenom-
mene Verweisung auf die Schlußakte von Helsinki 
eine richtige Aussage. Wir werden uns allerdings, 
Herr Kollege Jäger, die Frage stellen müssen, was 
im Augenblick erreichbar ist. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang darauf, 
daß nicht nur die Schlußakte von Helsinki, die Sie ja 
zitiert haben, mit ihrem Hinweis auf bilaterale und 
multilaterale Abkommen, sondern auch der Grund-
lagenvertrag uns in dieser Frage durchaus Handha-
ben geben. Ich erinnere daran, daß es dort in Art. 7 
heißt: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deut-
sche Demokratische Republik erklären ihre Be-
reitschaft, im Zuge der Normalisierung ihrer 
Beziehungen praktische und humanitäre Fra-
gen zu regeln. 

Dies wird weiter ausgeführt. 

Es heißt aber in dem Zusatzprotokoll zu diesem 
Art. 7 zu einem Bereich, der zu der Jugendarbeit 
eine besondere Beziehung hat, nämlich zu dem Be-
reich des Sports, erläuternd: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deut-
sche Demokratische Republik bekräftigen ihre 
Bereitschaft, nach Unterzeichnung des Vertra-
ges die zuständigen Sportorganisationen bei 
den Absprachen zur Förderung der Sportbezie-
hungen zu unterstützen. 

Das sind also die beiden Möglichkeiten, die wir vor 
uns haben: zum einen die bilateralen Abkommen 
zwischen den Regierungen und zum anderen Ab-
kommen zwischen den Jugendverbänden selbst, ge-
fördert durch die Regierungen. 

(Werner [CDU/CSU]: Nicht nur!) 

Wir sollten beide Möglichkeiten im Auge haben und 
jedenfalls nach dem greifen, was wir zuerst zu fas-
sen vermögen. 

Als ich vorhin gesagt habe, es bestehe eine berech-
tigte Hoffnung, daß gerade dieser Punkt der Aussa-
gen vom Werbellinsee in die Realität überführt wer-
den könne, so habe ich mich auch auf einen Vorgang 
bezogen, den die Frau Kollegin Terborg soeben an-
gesprochen hat. Eine Delegation einer Organisation, 
der eine übertriebene Nähe zur CDU/CSU sicher 
noch weniger nachgesagt werden kann als etwa eine 
solche zur FDP — in manchen Punkten —, nämlich 
die deutschen Jungdemokraten, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Werner 
[CDU/CSU]: Die haben allerlei unterschrie

-

ben!) 

hat in Ost-Berlin mit dem Generalsekretär des Zen-
tralrats der FDJ, Egon Krenz, gesprochen. Ich bitte, 
zu beachten: Krenz hat sich in diesem Gespräch mit 
den deutschen Jungdemokraten nicht nur dafür aus-
gesprochen — ich zitiere wörtlich — auch die Ju-
gendtouristik zwischen der DDR und der Bundesre-
publik Deutschland zu fördern, sondern er hat — so 
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Ronneburger 
wiederum wörtlich — einem „Reiseverkehr ohne 
jegliche Einschränkungen" für Jugendliche beider 
deutscher Staaten das Wort geredet, und er hat da-
von gesprochen, daß so etwas tatsächlich praktiziert 
werden könnte. 

Ich bin zur Zeit bemüht, in Kontakt mit Krenz zu 
kommen, um zu erreichen, daß man ihn in diesem 
Punkt beim Wort nimmt und daß einer solchen An-
kündigung Taten folgen. Denn — dies ist ja mit 
Recht in der heutigen Aussprache mehrmals betont 
worden — es kommt darauf an, daß nicht nur Funk-
tionäre von Jugendverbänden in Kontakt miteinder 
geraten, sondern auch nichtorganisierte Jugendli-
che, auch Jugendliche, die nicht Mitglieder der FDJ 
sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Es kommt darauf an, daß hier das eintritt, was 
Krentz angekündigt hat: ohne jegliche Einschrän-
kungen eine Begegnung der Jugendlichen der bei-
den deutschen Staaten. Wir können dabei feststel-
len, daß gerade in der jüngsten Zeit die Zahl dieser 
Kontakte junger Menschen erheblich zugenommen 
hat. Ich bin sehr froh darüber, daß auch das letzte 
Bundesland, dessen Namen ich hier aus Höflichkeit 
nicht nennen will, seine Bedenken z. B. gegen Klas-
senfahrten in die DDR aufgegeben hat. 

(Zuruf von der SPD: Schleswig-Holstein! — 
Büchler [Hof] [SPD]: Nein, nein!) 

— Die Eingeweihten wissen, um welches Land es 
sich handelt. Ich wäre dankbar, wenn sich diese För-
derung von Klassenfahrten noch nachhaltig verstär-
ken würde. Denn diese positive Tendenz der Zu-
nahme der Kontakte, meine Damen und Herren, ist, 
glaube ich, etwas, was einer verbreiteten Resigna-
tion und manchmal leider auch Gleichgültigkeit ge-
genüber der deutschen Frage — nicht nur in der jun-
gen Generation — am ehesten entgegenzuwirken 
vermag. 

Ich möchte Ihnen deswegen im Namen der FDP- 
Fraktion auch vorschlagen: Wenn es in vermehrtem 
Maße zu solchen Kontakten auch nicht organisierter 
Jugendlicher kommen sollte, bieten wir doch diesen 
Gruppen, die aus der DDR zu uns kommen, hier in 
Bonn Gespräche, Informationsgespräche, Kontakte 
an, nicht — Sie haben recht, Frau Terborg — im 
Sinne einer Einflußnahme, aber in dem Sinne, daß 
wir ihnen zeigen, wie denn ein Staat wie die Bundes-
republik Deutschland aufgebaut ist, wie er funktio-
niert, und in dem Sinne, Vorurteile abzubauen, die 
auf der anderen Seite auch bei vielen Jugendlichen 
gegenüber unserem Staat gewiß vorhanden sind. 

Ich bin deswegen bereit, im Namen der FDP-Frak-
tion sehr deutlich zu sagen: Wir unterstützen die 
Bundesregierung in ihrem Anliegen, dem Bundesju-
gendring und anderen Spitzenorganisationen der 
Jugend beim Abschluß einer solchen Vereinbarung 
behilflich zu sein. Wir wären darüber hinaus froh, 
wenn es auf der anderen Seite auch möglich wäre, 
im Sinne der Schlußakte von Helsinki bilaterale Ab-
kommen über diese Fragen zu schließen. Dies ge-
meinsam zu verfolgen scheint mir auch nach einer 
so übereinstimmend geführten Debatte ein wirklich  

dringendes Anliegen unserer politischen Aufgabe in 
der Deutschlandpolitik zu sein. 

Wir stimmen der Überweisung des Antrags zu. 
Wir hoffen, daß es uns in der gemeinsamen Arbeit 
des Ausschusses gelingt, dem heute so deutlich skiz-
zierten Ziel in gemeinsamer Mühe auch näherzu-
kommen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Antrag 
an den Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen — 
federführend — und an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit sowie — das ist noch hinzu-
gekommen — an den Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft — mitberatend — zu überweisen. — Es er-
hebt sich kein Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men Nr. 152 der Internatinalen Arbeitsorgani-
sation vom 25. Juni 1979 über den Arbeits-
schutz bei der Hafenarbeit 
— Drucksache 9/1227 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1510 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dreßler 
(Erste Beratung 83. Sitzung) 

Das Wort wird hierzu nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Schlußab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift auf. Die Abstimmung wird mit der 
Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
27. Februar 1981 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Seschel-
len über den Fluglinienverkehr zwischen ih-
ren Hoheitsgebieten und darüber hinaus 
— Drucksache 9/1370 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1609 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Merker 
(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Auch hier wird das Wort nicht gewünscht. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Wir kommen zur Einzelberatung und Schlußab-

stimmung. Ich rufe die Art. 1 und 2, Einleitung und 
Überschrift auf. Die Abstimmung wird mit der 
Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
28. Januar 1977 zwischen der Bundesrepbulik 
Deutschland und der Italienischen Republik 
über den Luftverkehr 
— Drucksache 9/1371 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1610 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Daubertshäuser 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Auch hier wird das Wort nicht begehrt. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Schlußab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 und 2, Einleitung und 
Überschrift auf. Die Abstimmung wird mit der 
Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenstimme? — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
3. Oktober 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Elfenbeinkü-
ste über den Luftverkehr 
— Drucksache 9/1372 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1611 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Tillmann 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Auch hierzu wird das Wort nicht begehrt. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Schlußab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 und 2 sowie Einleitung 
und Überschrift auf. Die Abstimmung wird mit der 
Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 und 15 
auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge

-

brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände

-

rung des Wohnungsbindungsgesetzes und 
des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 
— Drucksache 9/1572 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Abschaffung des Zündwarenmonopols 
— Drucksache 9/1518 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Auch hier wird das Wort nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 9/1572 und 9/1518 an 
die entsprechenden Ausschüsse vor. Ist das Haus 
auch mit den vorliegenden Überweisungsvorschlä-
gen einverstanden? — Da ich keinen Widerspruch 
höre, ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 35 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 9/1509 — 

Auch hierzu wird das Wort nicht gewünscht. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 9/1509 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Beratung der Übersicht 8 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 9/1604 — 

Auch hierzu wird das Wort nicht gewünscht. 

Wir müssen abstimmen. Der Rechtsausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1604, von einer Äuße-
rung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in der 
vorgenannten Drucksache aufgeführten Streitsa-
chen vor dem Bundesverfassungsgericht abzusehen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß)zu dem Antrag 
des Bundesministers der Finanzen 

Veräußerung der bundeseigenen Grund-
stücke im Ortskern von Altenrath an die 
Stadt Troisdorf 
— Drucksachen 9/1358, 9/1605 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Grobecker, Dr. Hackel 
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Hierzu wird das Wort nicht gewünscht. 

(Löffler [SPD]: Grobecker soll mal berich

-

ten, wie das da ist!) 

— Der ist im Augenblick in dieser Sache nicht zu-
ständig, glaube ich. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Haushaltsausschusses zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 19 bis 21 auf: 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über eine Stromversorgung 
der Gemeinschaft und Verwendung von 01 
zur Stromerzeugung 
— Drucksachen 9/390, 9/1524 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riesenhuber 

20. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über eine Überprüfung der 
energiepolitischen Ziele für 1990 sowie der 
Investitionsprogramme der Mitgliedstaaten 

— Drucksachen 9/391, 9/1525 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Beckmann 

21. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr (14. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
zur Erfassung von Angaben über die Tätig-
keiten von Güterkraftverkehrsunternehmen 
im Güterkraftverkehr mit bestimmten Dritt-
ländern 
— Drucksachen 9/1349 Nr. 3, 9/1612 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Amling 

Auch hierzu wird das Wort nicht gewünscht. 

Ich lasse über die Vorlagen gemeinsam abstim-
men. Wer den Beschlußempfehlungen der Aus-
schüsse auf den Drucksachen 9/1524, 9/1525 und 
9/1612 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Ende der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung ein für Frei-
tag, den 14. Mai, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.59 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 14. 5. 
Böhm (Melsungen) ** 14. 5. 
Brandt * 13. 5. 
Dr. Dregger 14. 5. 
Dr. Ehmke 14. 5. 
Dr. Emmerlich 14. 5. 
Dr. Enders ** 14. 5. 
Frau Dr. Engel 13. 5. 
Gerlach 14. 5. 
Gerster (Mainz) 13. 5. 
Frau Dr. Hartenstein 13. 5. 
Herterich 14. 5. 
Frau Huber 14. 5. 
Ibrügger 14. 5. 
Dr. Kohl 14. 5. 
Frau Dr. Martiny 14. 5. 
Offergeld 14. 5. 
Dr. Rumpf 14. 5. 
Dr. Schneider 14. 5. 
Dr. Solms 14. 5. 
Stockleben 14. 5. 
Wehner 14. 5. 
Dr. de With 13. 5. 
Zywietz 14. 5. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Frage 25): 

In welche Weise hat die Bundesregierung bisher auf die 
Grundsatzrede des amerikanischen Präsidenten Ronald 
Reagan vom 24. Februar 1982 vor der Organisation Amerika-
nischer Staaten reagiert, in der er ein Wirtschaftsprogramm 
für das Karibische Becken und Mittelamerika vorlegte und in 
diesem Zusammenhang gemeinsame Anstrengungen auch 
der Europäer forderte, und welche zusätzlichen Etatansätze 
sind hierfür im Nachtragshaushalt 1982 und im Bundeshaus-
halt 1983 vorgesehen? 

Der Bundeskanzler hatte bereits am 26. Mai 1981 
vor dem Deutschen Bundestag in seinen Ausführun-
gen über die Gespräche, die er kurz zuvor mit Präsi-
dent Reagan in Washington führte, folgendes er-
klärt: 

„Eine grundsätzliche Übereinstimmung kam 
auch in Überlegungen zu neuen Ansätzen für 
eine ökonomische Stabilisierung des mittelame-
rikanisch-karibischen Raumes zum Ausdruck. 
Wir waren uns einig, daß die Verbesserung der 
sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen in 
dieser Region Voraussetzung für eine politische 
Stabilisierung ist. Ich begrüße daher die ameri-  

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

kanischen Überlegungen für einen mittelameri-
kanisch-karibischen Entwicklungsplan, der eine 
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den 
Staaten dieses Raumes zur Förderung der sozia-
len und wirtschaftlichen Entwicklung dieser 
Länder anstrebt." 

Auf dem 45. EPZ-Ministertreffen in Brüssel am 
23. Februar 1982 hat Bundesminister Genscher vor-
geschlagen, in der Gemeinschaft und in EPZ die 
Möglichkeiten Europas zu prüfen, einen Beitrag zur 
Stabilisierung der karibisch-zentralamerikanischen 
Region zu leisten. 

Die europäischen Staats- und Regierungschefs 
haben in der Sitzung des Europäischen Rates am 
29./30. März dieses Jahres das Hilfsprogramm be-
grüßt und angeregt, daß die Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft und die Gemeinschaft selbst für die Ent-
wicklung der Staaten in Mittelamerika und der Ka-
ribik gewährte Hilfe koordinieren und im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten aufstocken. 

Der Europäische Rat beauftragte die Außenmini-
ster, die Einzelheiten für die Gewährung der Ge-
meinschaftshilfe auf der Basis von Vorschlägen der 
Kommission auszuarbeiten. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin bei ih-
ren Partnern in der Europäischen Gemeinschaft für 
eine Verstärkung und internationale Koordinierung 
aller gleichgerichteten Hilfen einsetzen. 

Es ist vorgesehen, die in der ursprünglichen Rah-
menplanung im Haushaltsjahr 1982 für Jamaika, 
Honduras und Costa Rica vorgesehenen Mittel in 
Höhe von etwa 162 Millionen DM um 29 Millionen 
DM aufzustocken. 

Die Planung für 1983 kann erst erfolgen, wenn die 
Verpflichtungsermächtigung bekannt ist. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Frage des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Frage 26): 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor, daß die So-
wjetunion und die Vereinigten Staaten bereits 1972 ein Ab-
kommen getroffen haben, um einen atomaren Krieg von ih-
ren eigenen Staatsgebieten fernzuhalten und etwaige Ausein-
andersetzungen auf das Gebiet der Verbündeten zu begren-
zen, wie dies kürzlich Presseinformationen zufolge, ein Mit-
glied der Regierungsfraktionen zitiert hat? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
der genannten Art vor. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Müller (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Frage 27): 
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Wie beurteilt die Bundesregierung den Beitrag der Goethe

-

Institute zum Goethe-Jahr 1982? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Bei-
trag, den das Goethe-Institut München und seine 
Zweigstellen im Ausland zum Goethe-Jahr geleistet 
haben, sowohl nach seiner Qualität als auch nach 
der Intensität den Erfordernissen entspricht. Das 
Goethe-Institut hat die Möglichkeiten zu kulturpoli-
tischem Wirken, die sich mit der 150. Wiederkehr des 
Todestages Goethes boten, voll genutzt. Hervorzuhe-
ben sind der Einfallsreichtum einiger Zweigstellen 
und ihr Gespür für geistige Bezüge zu der Kultur des 
Gastlandes, die sich mit dem Namen Goethes ver-
binden. 

Die Zentralverwaltung des Goethe-Instituts hat in 
Zusammenarbeit mit Professor Dr. Göres, dem Vize-
präsidenten der internationalen Goethe-Gesell-
schaft, eine Buchausstellung mit 150 Titeln zusam-
mengestellt, die einen Überblick über die jüngste 
deutsche und internationale Goethe-Forschung ver-
mittelt. Diese Ausstellung zirkuliert im Ausland in 
fünf Exemplaren. Von einer Klein-Ausstellung des 
Goethe-Instituts mit Reproduktionen zeitgenössi-
scher Darstellungen zur Biographie Goethes sind 
500 Exemplare in alle Welt versandt worden. 

Ferner hat das Goethe-Institut eine Dokumentar-

Ausstellung über alte und neue „Faust"-Aufführun-
gen herausgebracht. In Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Bibliothek, Frankfurt, hat das Goethe-In-
stitut für die Auslandsarbeit eine Auswahlbibliogra-
phie verfaßt, die die Übersetzungen von Werken 
Goethes in andere Sprachen verzeichnet. 

Die Goethe-Institute im Ausland sind in ihren Pro-
grammen auf den 150. Todestag Goethes eingegan-
gen. Es gab Vorträge und Vortagsreihen, Symposien, 
Rezitationsabende und Liederabende, Ausstellun-
gen — auch eigene Ausstellungen der Zweigstellen 
— sowie Theaterveranstaltungen. Besondere Er-
wähnung verdient die Unterstützung der Goethe-In-
stitute bei der Planung und Ausgestaltung von Goe-
the-Programmen ausländischer Veranstalter; (Bei-
spiel: gemeinsame Veranstaltung des peruanischen 
Nationalen Kulturinstituts und des Goethe-Instituts 
in Lima; Goethe-Ausstellung der Hebräischen Uni-
versität Jerusalem; Goethe-Woche in Nepal). 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache) 9/1631 Frage 28 und 29): 

Will die Bundesregierung in der auf dem NATO-Gipfel be-
absichtigten Fortschreibung des Harmel-Berichts (Plenarpro-
tokoll 9/97, S. 5849) neben der Rüstungskontrolle und dem 
Gleichgewicht auch als eine der zukünftigen politischen 
Hauptaufgaben der Allianz ausdrücklich den Abbau der 
Schranken in Europa, „eine gerechte und dauerhafte Ordnung 
in Europa" und die Überwindung der Teilung Deutschlands 
(Nummer 12) durch die Wiedervereinigung (Nummer 11) er-
halten wissen, damit auch diese Ziele konkreter als bisher 
verfolgt werden, oder sollen diese Ziele nur ein verbaler Erin-
nerungsposten neben berechtigtem Bemühen um menschli-
che Erleichterungen sein? 

Bestand zwischen dem Auswärtigen Amt und dem Bundes-
verteidigungsministerium einerseits und dem Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft andererseits Einvernehmen darüber, 
daß der Transfer auch sicherheitspolitisch relevanter Güter 
nach Nordkorea und Vietnam (Die Welt, 30. April 1982) ohne 
Cocom-Genehmigung gestattet wird? 

Zu Frage 28: 

Wie Staatsminister Dr. Corterier bereits auf Ihre 
sehr ähnliche Frage Nr. 41 am 29. April 1982 ausge-
führt hatte, hält die Bundesregierung an dem Kon-
zept der umfassenden Friedenssicherung durch das 
Atlantische Bündnis fest wie es im Harmel-Bericht 
vereinbart wurde. 

Mein Kollege hat am 29. April ausführlich darge-
legt, was dies deutschland- und europapolitisch be-
deutet und ich bitte Sie dies auf S. 5848 der Nieder-
schrift nachzulesen. 

Ich versichere Ihnen, daß die Bundesregierung 
sich auch bei der Vorbereitung des NATO-Gipfeltref-
fens voll im Einklang mit Ihren Bündnispartnern be-
findet, und daß das Bündnis das, was es sagt, stets 
auch meint. 

Zu Frage 29: 

Es trifft nicht zu, daß die Ausfuhr sicherheitspoli-
tisch relevanter Güter nach Nordkorea und Vietnam 
genehmigt wurde. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf 
die Fragen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Fragen 30 und 31): 

Wird die Bundesregierung nunmehr nach der ordnungsge-
mäß durchgeführten Wahl und der Wahl von Dr. Magana 
Borja durch die verfassungsgebende Versammlung zum In-
terimsstaatspräsidenten wieder einen Botschafter nach El 
Salvador entsenden? 

Wird die Bundesregierung im Zuge einer Neubeurteilung El 
Salvadors bereit sein, neben der Entsendung eines Botschaf-
ters auch Entwicklungshilfemaßnahmen zu gewähren? 

Zu Frage 30: 

Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung die Ent-
sendung eines Botschafters nach El Salvador von 
der Verbesserung der Sicherheitslage abhängig ge-
macht. Die Bundesregierung hofft, daß es der neuen 
Regierung unter dem Übergangspräsidenten Ma-
gana gelingt, durch eine Verständigung zwischen al-
len demokratischen Kräften das Land zu befrieden. 
Fortschritte auf diesem Weg wären ein wichtiges 
Element für die Entscheidung der Bundesregie-
rung. 

Zu Frage 31: 

Die gleichen Faktoren gelten für die Frage der 
Wiederaufnahme unserer Entwicklungshilfe für die-
ses Land. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1631 Frage 32): 

Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregierung aus dem 
unter anderem von dem Friedenspreisträger Leszek Kola-
kowski unterzeichneten „Polnischen Appell an die Deut-
schen" zu ziehen, in dem unter anderem die Forderungen er-
hoben werden, bis zur Erfüllung der Bundestagsentschließun-
gen über Polen alle direkten und indirekten Kredite an die So-
wjetunion oder Polen zu unterlassen, auf das Erdgas-Röhren-
Geschäft mit der UdSSR zu verzichten und humanitäre Hilfe 
für Polen nur über kirchliche oder unabhängige karitative Or-
ganisationen durchzuführen? 

Die Bundesregierung vergibt weder an Polen noch 
an die Sowjetunion Kredite. Im übrigen orientiert 
sie sich bei der Gestaltung der Wirtschaftsbeziehun-
gen mit den beiden Ländern an der Entschließung 
des Bundestages vom 18. Dezember 1981 und an 
den Leitlinien die im Abschluß-Kommunique des 
NATO-Ministerrats vom 11. Januar 1982 enthalten 
sind. Demgemäß werden für Ausfuhrgeschäfte nach 
Polen derzeit neue Bürgschaften nicht gewährt. 

Die Frage von Bürgschaften für neue Geschäfte 
mit der Sowjetunion ist Gegenstand multilateraler 
Konsultationen im Kreis unserer Verbündeten. Die 
Bundesregierung nimmt hieran aktiven Anteil. Ein-
griffe in bestehende Verträge — hierzu gehört auch 
das Erdgas-Röhren-Geschäft — sind nicht beabsich-
tigt. Sie würden unsere Zuverlässigkeit als Handels-
partner beeinträchtigen und damit unsere eigenen 
Interessen schädigen. Humanitäre Hilfe wird über 
unabhängige karitative Organisationen gewährt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Hansen (fraktionslos) (Drucksache 
9/1631 Frage 71): 

Wird die Bundesregierung in ihrer Antwort auf das Aus-
kunftsersuchen des Staatssekretärs im niedersächsischen 
Wirtschaftsministerium, Klaus-Otto Nass, ob die IDEE in 
Hannover gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz nach Arti-
kel 26 des Grundgesetzes verstößt, auch auf den moralischen 
Aspekt der öffentlichen Zurschaustellung und Anpreisung 
von Vernichtungswaffen oder Teilen davon durch geschäfts-
tüchtige Manager eingehen? 

In seinem Schreiben an den Bundesminister für 
Wirtschaft hat Staatssekretär Dr. Naß nicht danach 
gefragt, ob die Ausstellung „IDEE" (International 
Defense Electronics Exposition) in Hannover gegen 
das Kriegswaffenkontrollgesetz verstößt. Er hat 
vielmehr um Prüfung gebeten, ob auf der „IDEE 
1982" Kriegswaffen ausgestellt werden sollen. 

In seiner Antwort vom 27. April 1982 hat Staatsse-
kretär Dr. von Würzen vom Bundesministerium für 
Wirtschaft festgestellt, daß bisher im Zusammen-
hang mit der „IDEE" keine Genehmigungen nach 
dem Kriegswaffenkontrollgesetz erteilt worden sei-
en; auch lägen keine Anträge vor. Dieser Sachstand 
trifft auch heute noch zu. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 9/1631 
Fragen 74 und 75): 

Ist es zutreffend, daß nach den neuen Waffenexportrichtli-
nien eine bisher rechtlich mögliche Zustimmung zur Liefe-
rung von U-Booten nach Chile nicht erfolgen kann, und wel-
che Maßnahmen wird die Bundesregierung zur Sicherung der 
dadurch betroffenen Arbeitsplätze ergreifen? 

Welche Produktions-, Beförderungs- und Exportgenehmi-
gungen nach dem Kriegswaffen- bzw. Außenwirtschaftsge-
setz sind für Waffen- und Rüstungsgüterlieferungen nach Ar-
gentinien zur Zeit gültig? 

Zu Frage 74: 

Auf entsprechende Voranfrage der Howaldts-
werke Deutsche Werft hat der Bundessicherheitsrat 
im Juni 1980 dem Exportvorhaben nach Chile insge-
samt zugestimmt. In Ausführung des Beschlusses 
des Bundessicherheitsrates wurde im November 
1980 die Genehmigung zur Herstellung der U-Boote 
für Chile erteilt; über die Erteilung einer Ausfuhrge-
nehmigung wird die Bundesregierung entscheiden, 
wenn der Export dieser Schiffe konkret ansteht. 
Dann wird auch zu prüfen sein, inwieweit die Um-
stände, die der positiven Entscheidung des BSR über 
das Exportvorhaben zugrunde lagen, sich verändert 
haben. Bei dieser Prüfung wird zu berücksichtigen 
sein, daß die Entscheidung des BSR auf der Grund-
lage der Politischen Richtlinien der Bundesregie-
rung für den Rüstungsexport aus dem Jahre 1971 er-
gangen ist und daß diese Politischen Grundsätze in-
zwischen neugefaßt worden sind. 

Die von Ihnen aufgeworfene Frage nach der Si-
cherung der Arbeitsplätze ist insofern hypothe-
tisch. 

Zu Frage 75: 

Auf Ihre schriftliche Frage hatte ich in meiner 
Antwort vom 21. April 1982 mitgeteilt, daß gegenwär-
tig noch Genehmigungen nach dem Kriegswaffen-
kontrollgesetz für die Herstellung und die Ausfuhr 
von Kriegsschiffen einschließlich Torpedos gültig 
sind. Dasselbe gilt für Genehmigungen nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz. 

Ich bitte Sie um Verständnis, wenn ich entspre-
chend der bisherigen zurückhaltenden Behandlung 
dieser Themen hier keine detaillierten Angaben zu 
den einzelnen Genehmigungen machen möchte. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Linsmeier (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Fragen 84 und 85): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die Mun

-

Sekte über Beteiligungen koreanischer und anderer interna-
tional tätiger Firmen in die deutsche Industrie einkauft, und 
wenn ja, welche Beteiligungen sind der Bundesregierung be-
kannt? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls die Be-
teiligungen der Mun-Sekte und anderer vergleichbarer Sek-
ten an der deutschen Industrie, und was gedenkt sie dagegen 
zu tun? 

1. Die Bundesregierung hat keine eigenen Er-
kenntnisse darüber, daß sich die Mun-Sekte über 
Beteiligungen koreanischer und anderer internatio-
nal tätiger Firmen in die deutsche Industrie ein-
kauft. 

2. In der Öffentlichkeit gibt es Berichte über die 
Beteiligung der Mun-Sekte an der deutschen Indu-
strie; von entsprechenden Aktivitäten anderer Sek-
ten liegen der Bundesregierung keine Informatio-
nen vor. Die Bundesregierung hat gegenwärtig 
keine rechtlichen Möglichkeiten, solche Beteiligun-
gen zu verhindern. Im Einklang mit den Zielen inter-
nationaler Übereinkommen und Organisationen wie 
IWF, GATT  und OECD tritt die Bundesregierung 
traditionell für eine weitgehende Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs ein. 

Im Rahmen der Kapitalverkehrsfreiheit gibt es 
daher bislang keine Beschränkungen für die Beteili-
gung ausländischer Investoren an deutschen Unter-
nehmen. Die gesetzlichen Eingriffstatbestände fin-
den auf diesen Fall keine Anwendung. Neue Be-
schränkungsmöglichkeiten aus diesem Anlaß müß-
ten allgemein formuliert werden und widersprächen 
der grundsätzlichen Haltung der Bundesregierung 
zur Kapitalverkehrsfreiheit. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grobecker auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Weyel (SPD) (Drucksache 9/ 
1631 Fragen 100 und 101): 

Sind Bonn und Brüssel gegenüber den Schwierigkeiten für 
die Anwendung des derzeitigen EG-Warenbegleitscheinver-
fahrens für Weintransporte einsichtig, wie der rheinland-pfäl-
zische Weinbauminister Otto Meyer meint (vgl. „Pfälzer Bau-
er" vom 17. April 1982, Seite 14)? 

Welche konkreten Ergebnisse haben bisher die Gespräche 
der Bundesregierung mit dem rheinland-pfälzischen Wein-
bauministerium über die strikte Einhaltung des EG-Waren-
begleitscheinverfahrens durch das Land Rheinland-Pfalz ge-
bracht, nachdem die Bundesregierung auf die parlamentari-
sche Anfrage des Abgeordneten Herberholz hin ihre Bereit-
schaft zu einem Einwirken auf das Land Rheinland-Pfalz er-
klärt hatte? 

Zu Frage 100: 

Die Haltung der EG-Kommission zur Nichtanwen-
dung der seit 1973 geltenden EG-Verordnung über 
Weinbegleitdokumente im Lande Rheinland-Pfalz 
ist dadurch gekennzeichnet, daß sie in dieser Sache 
bereits mit Schreiben vom 4. April 1978 das Ver-
tragsverletzungsverfahren nach Art. 169 des EWG- 
Vertrags gegen die Bundesrepublik Deutschland 
eingeleitet hat. 

Dieses Schreiben der EG-Kommission ist Herrn 
Minister Meyer mit Schreiben vom 24. April 1978 
übermittelt worden. Die im Bericht des „Pfälzer 
Bauer" enthaltene Aussage, „daß die EG-Kommis-
sion in dieser Sache kein Vertragsverletzungsver-

fahren gegen die Bundesrepublik Deutschland ein-
zuleiten beabsichtige", kann daher nur auf einem 
Mißverständnis beruhen. 

Die Haltung der Bundesregierung ist bestimmt 
von ihrem Bestreben alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen, den bestehenden Zustand des Vertrags-
verstoßes so schnell wie möglich zu beenden. Sie hat 
daher die Landesregierung gedrängt, das geltende 
Recht auch in Rheinland-Pfalz anzuwenden. Gleich-
zeitig hat sie sich bemüht, eine nach Lage der Dinge 
sichere Verurteilung der Bundesrepublik Deutsch-
land durch den Gerichtshof der Europäischen Ge-
meinschaften zu vermeiden. 

Aus diesem Grunde hat sie sich bei der EG-Kom-
mission einerseits für die Aussetzung des Vertrags-
verletzungsverfahrens und andererseits für die von 
Rheinland-Pfalz gewünschten Erleichterungen ein-
gesetzt, um die vom Weinbauministerium gegen die 
Anwendbarkeit der Gemeinschaftsverordnung über 
Weinbegleitdokumente vorgebrachten Einwendun-
gen auszuräumen. 

Zu Frage 101: 

Wie in der von Ihnen zitierten Antwort auf die An-
frage des Herrn Abgeordneten Herberholz in der 
Fragestunde am 24./25. März 1982 ausgeführt, hat 
die Bundesregierung zunächst die übrigen Bundes-
länder nochmals um Mitteilung ihrer beim Vollzug 
der EWG-Verordnung über Weinbegleitdokumente 
seit 1973 gesammelten Erfahrungen gebeten, um 
festzustellen, ob dort die vom Weinbauministerium 
des Landes Rheinland-Pfalz geltend gemachten 
Schwierigkeiten aufgetreten und wie sie möglicher-
weise bewältigt worden sind. 

Sobald die Antworten vollständig vorliegen, wird 
die Bundesregierung das Gespräch mit der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz fortsetzen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grobecker auf die Frage 
des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Frage 102): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wonach 
durch Hochspannungsfreileitungen Gefährdungen für die Ge-
sundheit der Anwohner hervorgerufen werden? 

Elektrische Energie wird in der Bundesrepublik 
überwiegend mit Freileitungen bei einer Frequenz 
von 50 Hz (Herz) und Spannungen von 110-380 kV 
(kilo Volt) übertragen. Dabei entstehen elektrische 
Felder mit maximalen elektrischen Feldstärken im 
ungestörten Feld unter der Leitung von 2-6 kV/m 
(kilo Volt pro Meter). In Gebäude dringen elektri-
sche Felder kaum ein. Die Untersuchungen von neu-
rologischen und Kreislaufdaten (Herzaktionsströ-
me, elektrische Hirnströme, Puls, Blutdruck, Reak-
tionszeit sowie physiologisch-chemische Analysen) 
an Tieren und Menschen haben — obgleich der bio-
logische Mechanismus des elektrischen Feldes nicht 
bekannt ist — unterhalb elektrischer Feldstärken 
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von 20 kV/m (kilo Volt pro Meter) im ungestörten 
Feld keine objektivierbaren Effekte gezeigt. Organi-
sche Gesundheitsschäden wurden nicht beobachtet. 
Auch die heutige Generation der Herzschrittmacher 
ist gegen elektrische Felder unempfindlich. 

In bezug auf die elektrische Feldwirkung bei lang-
fristiger Feldexposition (z. B. über Jahre) bestehen 
aber noch Unsicherheiten; insbesondere über die 
Auswirkung auf Risikopersonen (ältere Menschen 
und Kranke), die Wirkung niederer Frequenzen 
(16 3 / 4  Hz) sowie bei höheren Feldstärken. Diese sind 
Gegenstand noch nicht abgeschlossener Forschun-
gen die von der WHO gefördert werden. 

Auch im Hinblick auf die Weiterentwicklung der 
Übertragungstechnik elektrischer Energie zu höhe-
ren Spannungen liegen sichere Erkenntnisse über 
die Wirkungen der dabei entstehenden elektrischen 
Felder noch nicht vor. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1631 Fragen 103 und 104): 

Trifft es zu, daß die Betriebskosten — zusätzlicher Speise-
wagen, zusätzlicher Erstklassewagen, zusätzliche Lok zur Be-
reitstellung, zusätzliche Beschäftigung von Personal (zwei 
Zugbegleiter, zwei Bahnpolizeibeamte, drei Mitarbeiter als 
Speisewagenpersonal), Überführung der Wagen von Mün-
chen nach Stuttgart und Rückführung von Köln nach Mün-
chen — für den Auftritt von Bundesverkehrsminister Dr. 
Hauff als Speisewagenkellner (Fernsehwette bei Frank Elst-
ner's „Wetten, daß ...") nahezu 5 000 DM betragen haben und 
für die Freifahrten der begleitenden Journalisten weitere 
5 000 DM anzusetzen waren? 

Werden die entstandenen Mehrkosten bei dieser Fahrt des 
Intercity 514 „Kurpfalz" am 16. März 1982 vom Bundesver-
kehrsminister persönlich bezahlt, oder wird dafür letztlich 
der Steuerzahler zur Kasse gebeten? 

Zu Frage 103: 

Nein. Auch hat der Bundesminister für Verkehr 
keinen Einfluß auf die zusätzliche Bereitstellung 
von Personal und Wagen genommen. Einzelheiten 
bitte ich meiner Antwort vom 30. März 1982 auf Ihre 
Frage zu entnehmen. 

Zu Frage 104: 

Da der erzielte Nutzen von der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Schlaf- und Speisewagen-
gesellschaft höher quantifiziert wurde als der zu-
sätzliche Kostenaufwand, stellt sich Ihre Frage 
nicht. 

Einzelheiten bitte ich auch hier meiner Antwort 
vom 30. März 1982 auf Ihre nahezu gleichlautende 
Frage zu entnehmen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Holsteg (FDP) (Drucksache 9/1631 
Fragen 105 und 106): 

Können nach Auffassung der Bundesregierung die vom 
Deutschen Wetterdienst Offenburg für die Landwirtschaft 
bisher erarbeiteten Daten so verfeinert werden, daß dadurch 
ein gezielterer und sparsamerer Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln für bestimmte Maßnahmen möglich wird (integrierter 
Pflanzenschutz)? 

Bestehen bejahendenfalls beim Deutschen Wetterdienst 
die hierfür erforderlichen personellen und sachlichen Voraus-
setzungen, bzw. können sie geschaffen werden? 

Zu Frage 105: 

Der Deutsche Wetterdienst hat auf dem Gebiet 
des Agrarmeteorologischen Beratungsdienstes seit 
1977 einen regional gegliederten Fernsprechansage

-

dienst für die Landwirtschaft eingeführt, der zusam-
men mit den Landwirtschaftsverwaltungen der Bun-
desländer erarbeitete Hinweise zur Durchführung 
landwirtschaftlicher Maßnahmen unter Berücksich-
tigung des integrierten Pflanzenschutzes enthält. 
Das derzeit im Deutschen Wetterdienst entwickelte 
Rechenmodell zur regionalen Wettervorhersage und 
die spezielle agrarmeteorologische Forschung kön-
nen in Zukunft bessere physikalische Grunddaten 
für den Agrarmeteorologischen Beratungsdienst zur 
Verfügung stellen. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, 
daß verbesserte Beratungsverfahren des Deutschen 
Wetterdienstes für einen gezielteren und sparsame-
ren Einsatz von Pflanzenschutzmitteln künftig mög-
lich sind. 

Zu Frage 106: 

Die Forschung für den integrierten Pflanzen-
schutz und der Ausbau des Beobachtungsnetzes für 
den Agrarmeteorologischen Beratungsdienst sind 
Teile der Aufgaben des Deutschen Wetterdienstes. 
Die notwendigen, umfassenden Arbeiten zu neuen 
Beratungsverfahren für dieses Gebiet werden im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel abgewik-
kelt. 

Der operationelle Einsatz des neuen Rechenmo-
dells zur regionalen Wettervorhersage ist eine we-
sentliche Voraussetzung u. a. für die weitere Verbes-
serung des Agrarmeteorologischen Beratungsdien-
stes. Bei der geplanten Ersatzbeschaffung der zen-
tralen Rechenanlage des Deutschen Wetterdienstes 
wird diese Forderung berücksichtigt. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Ahrens (SPD) (Drucksache 9/1631 
Fragen 107 und 108): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich der Anteil der 
getöteten und Schwerverletzten verunglückten Moped/Mo-
kickbenutzer nach Einführung der Helmtragepflicht verän-
dert hat, und wie diese Entwicklung bei verunglückten Mofa-
benutzern verlaufen ist? 
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Erwägt die Bundesregierung die Einführung einer Helm-
tragepflicht mit Verwarnungsgeld auch für Mofabenutzer? 

Die amtliche Straßenverkehrsunfallstatistik ist 
ein sehr grobes Instrument zur Messung der Aus-
wirkungen des Schutzhelms auf die Verletzungs-
schwere, weil sie Verschiebungen innerhalb einer 
Verletzungsschwerekategorie nicht erfaßt. Da dar-
über hinaus der Helm nur vor Kopfverletzungen 
schützt, zeigt die Statistik eine Wirksamkeit des 
Helms nur in den Fällen an, wo 

1. bei Vermeidung tödlicher Kopfverletzungen 
keine anderen tödlichen Verletzungen auftreten 
oder 

2. bei Vermeidung schwerer Kopfverletzungen 
keine anderen Verletzungen auftreten. 

Dagegen werden Fälle, in denen durch den Helm 
Kopfverletzungen überhaupt vermieden werden 
und gleichzeitig keine anderen Verletzungen auftre-
ten, von der Statistik nur teilweise erfaßt. 

Die Bundesanstalt für das Straßenwesen (BASt) 
kommt daher bei der Beurteilung der Frage, ob die 
Helmtragepflicht für motorisierte Zweiradbenutzer 
auch auf Mofafahrer ausgedehnt werden soll, zu 
dem Ergebnis, daß Einzeluntersuchungen mit her-
angezogen werden müssen. 

Nach deren Ergebnis spricht sich die Bundesan-
stalt für das Straßenwesen für eine Ausdehnung der 
Helmtragepflicht auf Mofafahrer aus, was die Bun-
desregierung veranlaßt hat, die Frage der Ausdeh-
nung und einer evtl. Sanktion eingehend zu prüfen 
und mit den Bundesländern und betroffenen Ver-
bänden zu erörtern. Der Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages wird über die weitere Ent-
wicklung unterrichtet. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Zumpfort (FDP) (Drucksache 
9/1631 Frage 109): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Meldungen in Schles-
wig-Holstein, wonach mehreren schleswig-holsteinischen Ne-
benstrecken der Deutschen Bundesbahn, namentlich den 
Strecken Husum—St. Peter-Ording, Neumünster—Heide—Bü-
sum bzw. Neumünster—Bad Oldesloe durch mangelnde Inve-
stitionen der Deutschen Bundesbahn und dadurch bedingte 
Beeinträchtigung der Betriebssicherheit (z. B. Funktionsfä-
higkeit von Weichen) eine Streckenstillegung durch die Hin-
tertür droht, ohne daß ein alternatives Verkehrsangebot eröff-
net wird? 

Es trifft nicht zu, daß die Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn Unterhaltungsmaßnahmen 
auf schwächer belasteten Strecken bzw. Streckenab-
schnitten außerhalb des sogenannten unternehme-
rischen Kernbereiches auf die Kleinstunterhaltung 
beschränkt. Richtig ist, daß der bisher schon beste-
hende Genehmigungsvorbehalt der Hauptverwal-
tung der Deutschen Bundesbahn für Investitions-
vorhaben über 100 000 DM an Strecken außerhalb 
des o. g. Bereiches angesichts der angespannten fi-
nanziellen Lage der Deutschen Bundesbahn aus 
haushaltstechnischen Gründen auf alle Vorhaben  

ausgedehnt wurde. Somit kann auch nicht abgeleitet 
werden, daß dieser Genehmigungsvorbehalt eine 
Vorstufe für spätere Streckenstillegungen dar-
stellt. 

Gemäß § 4 des Bundesbahngesetzes ist die Deut-
sche Bundesbahn gehalten, die Strecken in einem 
betriebssicheren Zustand zu erhalten. Eine Entbin-
dung von der Betriebspflicht — dies gilt auch für die 
Einstellung des Reisezugbetriebes — ist nur mit ei-
nem entsprechenden gesetzlichen Verfahren mög-
lich. 

Dies gilt auch für die von Ihnen genannten Strek-
ken. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Leuschner (SPD) (Drucksache 9/1631 
Fragen 110 und 111): 

Zu welchem Preis ist der angeblich abgängige und „schrott-
reife" Saugbagger „Wilhelm Krüger" anläßlich der Teilprivati-
sierung der Naßbaggerei in Brunsbüttel an das beauftragte 
Privatunternehmen veräußert worden? 

Wo wird der zur Zeit durch das Privatunternehmen instand-
gesetzte Saugbagger „Wilhelm Krüger" klassifiziert wer-
den? 

1. Im Rahmen der öffentlichen Ausschreibung der 
Unterhaltsbaggerungen in Brunsbüttel ist der Zu-
schlag auf das annehmbarste Angebot erteilt wor-
den, das den Kauf und grundlegenden Umbau des 
verwaltungseigenen Saugbaggers Krüger einbezog. 
Einzelheiten des Angebots sind gemäß § 22 (7) der 
Verdingungsordnung geheimzuhalten, daher sieht 
sich die Bundesregierung zu ihrem Bedauern nicht 
in der Lage, in diesem Rahmen, diese Frage konkre-
ter zu beantworten. 

2. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob bzw. 
wo der neue Eigner den Saugbagger „Wilhelm Krü-
ger" klassifizieren lassen wird. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Simonis (SPD) (Drucksache 9/ 
1631 Fragen 112 und 113): 

Gab es vor der Teilprivatisierung der Naßbaggerei in 
Brunsbüttel Pläne im Bereich des Bundesverkehrsministers, 
den Saugbagger „Wilhelm Krüger" nach Durchführung von 
Instandsetzungsarbeiten mit verminderten Mannschaftsstär-
ken in öffentlicher Regie zu kostengünstigen und konkur-
renzfähigen Bedingungen weiterzubetreiben? 

Zu welchen finanziellen Bedingungen und für welche Zeit 
ist dem Privatunternehmen die Naßbaggerei in Brunsbüttel 
teilweise übertragen worden? 

1. Eine von der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Nord durchgeführte Rationalisierungsuntersuchung 
hat ergeben, daß der Neubau eines modernen 
Schleppkopfsaugbaggers wirtschaftlicher gewesen 
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wäre als eine Grundinstandsetzung und Modernisie-
rung des 41 Jahre alten Baggers „Krüger". 

2. Der Auftrag umfaßt die Unterhaltungsbagge-
rungen im Binnenhafen, Alten Vorhafen und Neue 
Schleuse für die Zeit vom 1. April 1982 bis 31. Dezem-
ber 1983 sowie zusätzlich im Neuen Vorhafen für die 
Zeit vom 1. Oktober 1982 bis 31. Dezember 1983. 

Die Abrechnung erfolgt durch monatliche Ab-
schläge, nachdem durch Peilungen des Auftragge-
bers die vertragsgemäße Erfüllung der Leistung 
festgestellt worden ist. Weitergehende Angaben 
über Preisdetails können nicht gemacht werden, da 
diese nach den Vorschriften der Verdingungsord-
nung für Bauleistungen (VOB) geheimzuhalten 
sind. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen der 
Abgordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
9/1631 Fragen 114 und 115): 

Ist der Bundesregierung ein von der Hans-Böckler-Stiftung 
des DGB erstelltes Gutachten über die Privatisierung der 
Naßbaggerei im Emdener Hafen bekannt, und welche Folge-
rungen zieht sie gegebenenfalls aus den Ergebnissen des Gut-
achtens? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß Privatun-
ternehmen zunächst zu für sie unauskömmlichen Dumping-
preisen in die Naßbaggerei einsteigen, um später, nach Veräu-
ßerung der Regiebagger und nach Erwerb einer Monopolstel-
lung, einseitig hohe Preise fordern zu können? 

1. Das von der Hans-Böckler-Stiftung des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB) erstellte Gut-
achten über die vom Minister für Wirtschaft und 
Verkehr des Landes Niedersachsen veranlaßte Pri-
vatisierung der Unterhaltungsbaggerungen im Em-
der Hafen ist der Bundesregierung bekannt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat bereits mit 
Schreiben vom 31. Mai 1981 an den niedersächsi-
schen Minister für Wirtschaft und Verkehr darauf 
hingewiesen, daß die Einsparung von 10 Millionen 
DM pro Jahr nicht auf die von dort veranlaßte Priva-
tisierung, sondern auf die bereits 1977 vom Wasser- 
und Schiffahrtsamt Emden dem Land vorgeschla-
gene Umstellung des Baggerverfahrens von Eimer-
ketten- auf Saugbaggerbetrieb zurückzuführen ist. 
Die Entscheidung des Landes Niedersachsen, keine 
verwaltungseigenen Saugbagger zu beschaffen, son-
dern Unternehmen einzusetzen, hat die Höhe der 
Einsparung kaum beeinflußt. 

Das DGB-Gutachten gibt keine Veranlassung, von 
der durch den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages vorgegebenen Linie abzuweichen. 

2. Im Rahmen der durch das Haushaltsgesetz 1982 
notwendigen Vergabe von 33'/ 3 % der Naßbaggerun-
terhaltungsarbeiten im Küsten- und Seewasserstra-
ßenbereich bis Ende 1983 sind bisher die Unterhal-
tungsbaggerungen im Bereich der Schleusen des 
Nord-Ostsee-Kanals in Brunsbüttel öffentlich ausge-
schrieben und vergeben worden. Das Ausschrei-
bungsergebnis liefert keine Anhaltspunkte dafür,  

daß über Dumpingpreise Monopolstellungen ange-
strebt werden. 

Zur endgültigen Beurteilung dieser Frage müssen 
die noch ausstehenden Ausschreibungen auf ande-
ren Revieren im Zusammenhang mit der 33 1 / 3 %- 
Teilvergabe, die Ende 1982 und Mitte 1983 vorgese-
hen sind, abgewartet werden. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Fischer (Hamburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Fragen 116 und 117): 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den vom 
Haushaltsausschuß mit Beschluß vom 2. Dezember 1981 ein-
stimmig geforderten Fünf-Punkte-Bericht zur Bundesbahn 
nicht termingerecht zum 1. April dieses Jahrs vorgelegt, und 
wann ist nunmehr mit der Vorlage zu rechnen? 

Wie müßte die Bundesregierung nunmehr das vom Haus-
haltsausschuß mit Beschluß vom 2. Dezember 1981 gestellte 
Auskunftsverlangen pflichtgemäß beantworten? 

Zu Frage 116: 

Die Erledigung der Prüfaufträge des Haushalts-
ausschusses erforderte umfangreiche Erhebungen. 
Außerdem war eine Abstimmung innerhalb der 
Bundesregierung notwendig. Beides erforderte ei-
nen längeren Zeitraum als erwartet. 

Der Bundesminister der Finanzen wird jedoch 
den Bericht der Bundesregierung in diesen Tagen 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges übersenden. Unmittelbar danach wird der Ver-
kehrsausschuß des Deutschen Bundestages eben-
falls unterrichtet. 

Zu Frage 117: 

Wie bereits erwähnt, wird der Bericht der Bundes-
regierung zunächst dem Haushaltsausschuß und 
auch dem Verkehrsausschuß des Deutschen Bun-
destages zugehen. Die Bundesregierung ist der Auf-
fassung, daß der Beratung in den genannten Aus-
schüssen durch die Diskussion in der heutigen Fra-
gestunde nicht vorgegriffen werden sollte. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab-
geordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 9/1631 
Frage 118): 

Trifft es zu, daß der bereits vom 15. Oktober 1984 auf den 
15. Juli 1985 verschobene Start des deutsch-französischen 
Rundfunksatelliten sich noch weiter verzögern wird? 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand werden sich 
die Starttermine sowohl des deutschen als auch des 
französischen Rundfunksatelliten nicht verzögern. 
Der Start des deutschen TV-SAT ist für den 15. April 
1985, der des französischen TDF-1 für den 15. Juli 
1985 vorgesehen. Es liegen auch z. Z. keine Informa- 
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tionen vor, daß entsprechende Liefertermine der In-
dustrie nicht eingehalten werden können. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Zumpfort (FDP) (Drucksache 9/1631 
Frage 119): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob das „Porzer Picknick" 
der Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V. in Köln mit Mitteln der öffentlichen Hand fi-
nanziert wird, und wie beurteilt die Bundesregierung bei posi-
tivem Ergebnis diese Aktivitäten? 

Das Porzer-Picknick wird einmal im Jahr durch-
geführt, um Öffentlichkeitsarbeit zu leisten und 
Kontakte mit den Kooperationspartnern aus Indu-
strie und Forschung sowie mit den Entscheidungs-
trägern auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene zu pflegen. 

Aus der Grundfinanzierung werden die Kosten für 
den organisatorischen Rahmen, insbesondere den 
Druck der Einladungen, bestritten. Dafür sind in die-
sem Jahr 980,— DM angefallen. Weitere Kosten wer-
den aus der Kostenerstattung durch die Gäste und 
aus Spenden finanziert. In den vergangenen Jahren 
sind aus der Grundfinanzierung auch Fehlbeträge 
für den Personalaufwand bis zu 1 500,— DM gezahlt 
worden. Nach der diesjährigen Preiskalkulation 
kann ein solcher Fehlbetrag ausgeschlossen wer-
den. 

Die Bundesregierung hält den genannten Auf-
wand im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und 
Selbstdarstellung einer Großforschungseinrichtung 
für vertretbar und angemessen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
9/1631 Fragen 120 und 121): 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre Erklärung 
(Staatsminister Dr. Corterier am 29. April 1982), daß argenti-
nische Wiederaufarbeitungsanlagen ohne Hilfe, Beratung 
und Zusammenarbeit seitens des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe entstanden sind bzw. entstehen, mit der Vereinba-
rung zwischen der Gesellschaft für Kernforschung mbH  

(GfK) Karlsruhe und der Comisión Nacional de Energiá 
Atómica der argentinischen Republik vom 29. Juli 1971, die 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit u. a. „Teil-
nahme argentinischer Wissenschaftler an Arbeiten der GfK 
auf dem Gebiet der Rückgewinnung von Plutonium aus Was-
serreaktoren" vorsieht? 

Auf welche Bereiche hat sich die Zusammenarbeit bei ge-
meinsamen Forschungs- und Entwicklungsprojekten im Be-
reich der Nukleartechnologie zwischen der GfK Karlsruhe 
und der Republik Argentinien seit 1971 erstreckt? 

Zu Frage 120: 

Das Zitat aus der Vereinbarung zwischen der Ge-
sellschaft für Kernforschung und der argentini-
schen Atomkommission ist einer zweieinhalb Seiten 
langen Anlage entnommen, in der sehr detailliert 
und untergliedert der gesamte Rahmen einer mögli-
chen Zusammenarbeit beschrieben wird. Es handelt 
sich um einen Unterpunkt zum Zusammenarbeits-
gebiet des Brennstoffzyklus. 

Zur Zeit des Abschlusses des Kooperationsabkom-
mens 1971 wurde weltweit der gesamte Brennstoff-
kreislauf in Kooperationen einbezogen. Dies wurde 
ebenso z. B. von den USA, Ländern der EG und auch 
von der IAEO gefördert. In Fortsetzung der nach der 
indischen Atomexplosion 1974 einsetzenden inter-
nationalen Diskussion, die zu verschärften Anforde-
rungen für den nuklearen Technologietransfer und 
1977 zum vorläufigen Verzicht auf den Export von 
Wiederaufarbeitungstechnologie führte, wurde die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wiederaufar-
beitung eingestellt. 

Bis dahin war die Kooperation auf diesem Gebiet 
auf einige Experten-Aufenthalte beschränkt. Kon-
krete technische Projekte in der deutsch-argentini-
schen Kooperation haben sich auf die Bereiche 
Brennelement-Fertigung und Qualitätssicherung er-
streckt. 

Die jetzt im Bau befindliche Wiederaufarbeitungs-
anlage wurde zu einem Zeitpunkt begonnen, als es 
auf dem Gebiet der Wiederaufarbeitung keine Kon-
takte mehr gab. 

Zu Frage 121: 

Schwerpunkt der Zusammenarbeit seit Bestehen 
der Vereinbarung war und ist die Herstellung, Be-
strahlung und Nachuntersuchung von Prototyp

-

Brennelementen. Weitere Gebiete der Zusammenar-
beit sind die Materialforschung, Strahlenschutz und 
Sicherheit, Nuklearmedizin sowie Grundlagen des 
Brennstoffzyklus. 
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